Informations-Dienst ® 


' zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten 


PROJEKT GEDÄCHTNIS 


ID-Artikel zum Thema Gegenöffentlichkeit 
19783 - 1981 


ID-Archiv im IISG 


Seit Juni 1988 befindet sich das ID-Archiv im Internatio- 
nalen Institut für Sozialgeschichte (IISG) in Amsterdam. 
Das ID-Archiv existiert seit 1981 und ist aus der Frankfur- 
ter Wochenzeitschrift »Informationsdienst zur Verbrei- 
tung unterbliebener Nachrichten« hervorgegangen (1973 
- 1981). Aus vielfältigen Gründen konnte das ID-Archiv 
seine Arbeit in Frankfurt nicht mehr fortsetzen. Der Infor- 
mationsdienst (ID) ist in Frankfurt auch unter dem Namen 
»Zentrum für alternative Medien: Projekt Gedächtnis« be- 
kannt. Die Aufgabenstellung des ID-Archives ist die Do- 
kumentation der neueren linken Geschichte. Das ID-Ar- 
chiv umfaßt eine Alternativzeitungssammlung von ca. 
100.000 Einzelexemplaren sowie ein umfangreiches 
Textarchiv mit Flugblättern, Broschüren etc.. 

Das »Projekt Gedächtnis« entwickelte sich aus den Er- 
fahrungen, daß viele Alternativzeitungen über kein eige- 
nes Archiv verfügten und es nur wenige Archive gab, die 
das Material der sozialen Bewegungen überhaupt für do- 
kumentationswürdig hielten. Aufgrund dieser Situation 
entstand in Frankfurt die größte Alternativzeitungssamm- 
lung der Bundesrepublik. 

Das ID-Archiv wird in Amsterdam unter weitaus besse- 
ren Bedingungen weitergeführt. Wir stellen unser Archiv 
der Öffentlichkeit zur Verfügung. Darüber hinaus publizie- 
ren wir Dokumentationen zur aktuellen politischen Ereig- 
nissen und geben nützliche Adressenlisten und Bibliogra- 
phien heraus. 

Die Kontinuität und Integrität des Internationalen Insti- 
tuts für Sozialgeschichte versetzt uns auch in die Lage, 
größere Nachlässe und Bestände aufzunehmen und der 
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 


Internationales Institut für 
Sozialgeschichte 


1935 wurde das Institut gegründet, um die Geschichte 
der sozialen Bewegungen der Nachwelt zu erhalten. 
Während der Zeit des Faschismus konnte das Institut viel 
Material retten. Aufgrund dieser mittlerweile fünfzigjähri- 
gen Geschichte des IISG befinden sich heute unter ande- 
rem Nachlässe und Materialien von Karl Marx, Friedrich 
Engels, Michail Bakunin, Karl Korsch, Max Nettlau, Otto 
Rühle, Rudolf Rocker, Augustin Souchy etc. im Institut. 
Das IISG ist eines der wenigen europäischen Institute die- 
ser Größenordnung, welches unabhängig von den politi- 
schen Konjunkturen das gesamte Spektrum der linken 
Geschichte dokumentiert. Das Institut besitzt mehr als 
1.000 Archivkollektionen, die ca. vier Kilometer Regalflä- 
che in Anspruch nehmen. Die Präsenzbibliothek umfaßt 
gut eine halbe Million Bücher, ungefähr 60.000 Zeit- 
schriftentitel und eine große Sammlung Flugschriften, 
Flugblätter und anderes Gedruckte. In der ikonografi- 
schen Abteilung werden neben Schallplatten, Bandauf- 
nahmen, Filmen, Fahnen, Stickers usw. auch etwa 30.000 
Poster, rund 100.000 Fotos und ca. 12.000 politische Bil- 
der aufbewahrt. Das Institut ist der Königlichen Akademie 
der Wissenschaften angegliedert, Eigentümer der Be- 
stände ist allerdings die Stiftung IISG. 

Als detaillierte Informationen sind auf Anfrage erhältlich: 
— eine Übersicht der im IISG vorhandenen Archive; 
— eine Liste der Veröffentlichungen des Institutes; 
- ein Führer für Besucher, der Mitteilungen über Öff- 

nungszeiten, Beratungen etc. enthält. 


In der »EDITION ID-ARCHIV IM 115G«, herausgegeben vom »ID- 
ARCHIV IM INTERNATIONALEN INSTITUT FUR SOZIALGE- 
SCHICHTE/AMSTERDAM« werden Beiträge zur wissenschaftli- 
chen Forschung linker Geschichte und Dokumente für heutige 
Diskussionen in der BRD publiziert. 


1983 
VERZEICHNIS DER ALTERNATIVMEDIEN 


1000 Adressen von Alternativ-Zeitungen, nach Postleitzahlen und 
Themengebieten geordnet, u.a. Anarchismus, Antimilitarismus, 
Arbeitslose, Ausländer, Bildung, Bürgerrechte, Computer, Dorf- 
zeitungen, Film, Frauen, Gesundheit, Grüne, Internationalismus, 
Knast, Literatur, Männer, Ökonomie, Philosophie, Punk, Stadtzei- 
tungen, Umwelt... 

Adressen von freien Radios und Video-Werkstätten, Bibliogra- 
phie der Alternativpresse... 

Beiträge zu den Themen: Zensur und der & 129a, Berichte und 
Reflexionen aus 4 Jahrzehnten Gegenöffentlichkeit, freie Radios 
in der BRD, Videofronten, linke Medientradition, Literaturzeit- 
schriften heute, Punk-Fanzines und die Alternativen, Alternativ- 
Presse zwischen Opposition und Integration... 

Ein Handbuch und Nachschlagewerk für Buchläden, Bibliothe- 
ken, politische Gruppen, Projekte, Journalisten und Sammler. 


ca. 200 Seiten, ca. 25.- DM 
erscheint November 


weitere geplante Titel - Frühjahr/Sommer 1989 


DER ANDERE ARCHIV-READER 


Selbstdarstellungen von ca. 200 »grauen« Archiven, Bibliotheken und Ge- 
schichtswerkstätten mit Texten zur Geschichte und Gegenwart dieser 
Projekte, die im Kontext sozialer Bewegungen entstanden sind 

ca. 200 Seiten, ca. 48.- DM 


SCHWARZE TEXTE 1968 - 1988 
Dokumentation 5 


Eine Auswahl beschlagnahmter und zensierter Texte aus der Alternativ- 
presse 
ca. 120 Seiten (A4), 10.- DM 


DER STAAT IN AKTION 
Dokumentation 6 


Repression gegen Alternativzeitungen in der BRD 
Beschlagnahmungen - Prozesse — Diskussionen 
ca. 120 Seiten (A4), 10.- DM 


BISHERIGE VERÖFFENTLICHUNGEN DES ID-ARCHIVS 


- GELD - Literaturliste zur Kampagne gegen den IWF-Kongreß Sept. ’88 
in Berlin (und danach) 
32 Seiten, 3.- DM (1988) 

- 2.11.1987... 

Berichte, Stellungnahmen, Diskussionen zu den Schüssen an der 
Startbahn West aus 60 Zeitungen der Gegenöffentlichkeit 
320 Seiten (1988 — vergriffen) 

- DAS SCHWARZE LOCH 
Eine Bücherliste zur Diskussion um den bewaffneten Kampf in der BRD 
16 Seiten (1987 — vergriffen) 

- AUST’S BAADER-MEINHOF-KOMPLEX UND DIE LINKE 
Dokumentation zur Auseinandersetzung um Buch, Film und Theater- 
stück 
80 Seiten (1986 — vergriffen) 

-— TSCHERNOBYL 
Dokumentation der taz-Berichterstattung zu Tschernobyl 
800 Seiten (1986 — vergriffen) 

- VERZEICHNIS DER ALTERNATIV-PRESSE 
(in Zusammenarbeit mit dreiex im Basis Verlag) 

154 Seiten (1986 - vergriffen) 

- APS 
Alternativer Pressespiegel 
1984- 1986 (vergriffen) 


Edition ID Archiv im IISG/Amsterdam 
(BRD Adresse für ID Publikationen) 
Eisenhutstraße 19 - 5900 Siegen 


Bestellungen von ID-Publikationen nur bei: 
AURORA VERLAGSAUSLIEFERUNG 
Knobelsdorffstr. 8 

1000 Berlin 19 (030/3227117) 
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»Wir können davon ausgehen, daß das System nicht in der 
Lage ist, die Bedürfnisse seiner Sklaven zu erfüllen.« 
Sozialistische Presseagentur (SPA) 20.06.73 


So stand es vor gut 15 Jahren auf einem Flugblatt. Ein Jahr, 
in dem viel passierte. Am 17.1.1973 fand der erste, am 8.5.73 
der zweite Hungerstreik der RAF statt, der Putsch in Chile, in 
Frankfurt tobte der Häuserkampf, die Bundeswehr veranstal- 
tete ihr Wintex-Manöver '73, es gab wilde Streiks bei Man- 
nesmann, Hoesch und anderen Firmen. 

In diesem Jahr gründete sich der »Informationsdienst zur 
Verbreitung unterbliebener Nachrichten«, kurz ID genannt. 
Die alternative Presseagentur hatte den Anspruch, Betrof- 
fene zu Wort kommen zu lassen, d.h. Leute, die in den Me- 
dien überhaupt nicht oder nur als Objekte in Erscheinung tra- 
ten. 


»Projekt Gedächtnis« 

Im Jahre 1988 werden viele der Aktivisten aus den 70er Jah- 
ren den ID als Relikt vergangener Jugendzeiten sehen und 
die meisten der heute 20 - 25jährigen politisch Arbeitenden, 
soweit ihnen die Zeitung überhaupt rıoch ein Begriff ist, den 
ID als Mythos der Altlinken betrachten. 

Gerade angesichts des weitverbreiteten Kurzzeitgedächtnis- 
ses in der Linken meinen wir, daß es nicht nostalgische Ambi- 
tionen sein müssen, 15 Jahre nach Gründung und 7 1/2 Jah- 
ren nach Beendigung des Projekts, wieder damit in die Of- 
fentlichkeit zu gehen. Denn trotz vieler Schwächen, Wider- 
sprüche und dem letztendlichen Einstellen — der ID war wäh- 
rend der Jahre 1973 - 1981 Dokumentator und Barometer 
der linken undogmatischen Bewegung. Aus diesem Grund 
ware ein vollständiger Reprint der 371 Ausgaben mit ca. 
10.000 Seiten wünschenswert, in näherer Zukunft erscheint 
uns dieses Vorhaben jedoch unrealisierbar. Mit dieser Doku- 
mentation haben wir uns auf das Thema »Gegenöffentlich- 
keit« beschränkt. Der ID, als deren Bestandteil und Multipli- 
kator, berichtete regelmäßig über Entstehungen, Treffen und 
Schließungen von Alternativzeitungen, Buchläden-/ Verlags- 
gründungen und -pleiten, er veröffentlichte brancheninterne 
Auseinandersetzungen und dokumentierte ausführlich die 
staatlichen Zensur- und Repressionsmaßnahmen. 

Aus der Fülle des Materials haben wir repräsentative Berichte 
ausgewählt und diese in verschiedene Themenbereiche un- 
N ‚ die auch für heutige Diskussionen noch interessant 
sind. Ä 

Die Anmerkungen und Literaturhinweise* am Schluß des 
»Projekt Gedächtnis« geben in Kürze zusätzliche (Hinter- 
grund-)Informationen zu einzelnen Artikeln und weisen auf 
die zahlreichen Publikationen hin, die sich ausführlicher mit 
den jeweiligen Themen beschäftigen. 

Die Vorbemerkungen zu den einzelnen Kapiteln erheben 
nicht den Anspruch einer tiefergehenden Analyse zur Ent- 
wicklung der letzten 20 Jahre linker Mediendiskussion, dies 
müßte an anderer Stelle ausführlicher geschehen. 


Te 


zul: ID-HAUSMITTEILUNG 
Vom Anfang bis zum Ende 


1973 war der Medienalltag der Linken bestimmt von der 
UZ (Unsere Zeit, DKP) bis zu den verschiedensten Roten 
Fahnen 

der KPDs. Im Mai 1973 unternahm die Initiativgruppe SPA 
eine Rundreise durch die BRD, stellte ihr Medienprojekt in- 
teressierten Gruppen vor und suchte noch weitere Mitarbei- 
terInnen für den ab Herbst '73 wöchentlich erscheinenden 
»Informationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nach- 
richten«. Es war einer der ersten Versuche nach 1968, Infor- 
mationen außerparlamentarischer Bewegungen (Hausbe- 
setzer, Frauen, Ausländer, Knast, Anti-AKW...) einer breite- 
ren Öffentlichkeit bekannt zu machen und nicht, wie damals 
üblich, die Textfahnen so lange zu redigieren, bissie der Rea-- 
lität des Zentralkomitees entsprachen. 

Die anfängliche Auflage betrug 500 Ex., zu Hochzeiten (1976/ 
77) wurden ca. 7000 Ex. des ID verkauft. Zu jener Zeit war der 
ID wichtigstes Sprachrohr und Diskussionsforum der undog- 
matischen Linken und Keimzelle vieler regionaler Zeitungen. 
Von Beginn an war der ID keine homogene Gruppe, unter- 
schiedliche Vorstellungen innerhalb der Redaktion und Diffe- 
renzen zwischen Redaktion und ID-Städteinitiativen be- 
stimmten neben der kollektiven Arbeit den Zeitungsalltag. Im 
Sommer 1977 begannen die ersten größeren Auseinander- 
setzungen zur Konzeption des Blattes, die in immer kürzeren 
Abständen bis zum Schluß in ihrer Heftigkeit zunahmen. 
Mehrere Versuche, den ID konzeptionell umzugestalten, 
scheiterten. Für ein Magazin (mehr Fotos, mehr Farbe) fand 
sich keine Mehrheit. Auch gelang es nicht, die nach 1977 oft 
widersprüchlichen Entwicklungen der Linken — von der Aus- 
einandersetzung um den bewaffneten Metropolenkampf 
über die Entstehung der Grünen bis zur Diskussion um die 
Landkommunebewegung - wöchentlich auf 32 Seiten zu do- 
kumentieren. Die Frage der politischen Relevanz und die Exi- 
stenzberechtigung des IDs verstärkte sich in der Redaktion 
durch das immer größere Desinteresse der LeserInnen. Das 
Erscheinen der taz forcierte die langanhaltende Talfahrt, die 
am 20.2.1981 mit der 371. Nummer endete. Die in der letzten 
Nummer angekündigte Denkpause wurde zum endgültigen 
Aus. 

Die in chronologischer Reihenfolge dokumentierten ID- 
Hausmitteilungen beschreiben in Kürze (das Material alleine 
hätte für einige Dokumentationen gereicht) die Entwicklung 
des Projekts »Informationsdienst zur Verbreitung unterblie- 
bener Nachrichten« — vom Anfang bis zum Ende. 

Wir wollen hier nicht die mancherorts verbreitete ID-Legen- 
denbildung untermauern, aber eine Zeitung wie der ID, wel- 
che jahrelang die Funktion des Sprachrohrs für eine breitere 
undogmatische linke Bewegung inne hatte, existiert heute 
nicht mehr. 

Doch muß es ein solches Organ überhaupt noch im Jahre 
1988 geben? Ist die Konzeption mittlerweile überholt? Die 
Zersplitterung der Linken hat sich in den letzten Jahren fort- 
gesetzt und trotzdem hat es im Bereich der Printmedien eini- 
ges an Bewegung gegeben. Mitte der /Der Jahre waren es 
ein paar Dutzend Zeitungen, die »Nachrichten von unten« 
verbreiteten, heute erscheinen Hunderte von Zeitungen und 
Zeitschriften aus den verschiedenen Bereichen (Internatio- 
nalismus, Knast, Philosophie, Musik, Literatur...) und unter- 
schiedlichen Bewegungen (Anti-AKW, Autonome, Frauen, 
Antimilitarismus...), die versuchen, »unterbliebene Nachrich- 
ten unter’s Volk zu bringen.« 


zu Il: LINKE BUCHLÄDEN, VERLAGE, VERTRIEBE UND 
ZEITUNGEN IN DER BRD 


Im Anschluß an die Studentenbewegung entstanden Anfang/ 
Mitte der 70er Jahre in vielen Städten linke Buchläden, die 
sich überregional zum VLB zusammenschlossen. Der VLB 
als Vereinigung von linken Buchläden, Verlagen, Vertrieben 
und Druckereien war vor einem Jahrzehnt die Institution in 
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Vorbemerkungen 


der linken Buchhandelsstruktur. Die Gemeinsamkeit aller 
Projekte bestand in der Arbeit gegen die Unterdrückung der 
linken politischen Kultur. Von der einstigen Solidargemein- 
schaft mit regelmäßigen regionalen und bundesweiten Tref- 
fen, auf denen brancheninterne Kontroversen und gemein- 
same politische Strategien geplant wurden, ist heute nur 
noch wenig übriggeblieben. Die allgemeine Entwicklung in 
der Linken ist auch an diesen Projekten nicht vorübergegan- 
gen. Buchläden, die — in der Phase von Zeitgeist und grüner 
Realpolitik — noch eine politische Bedeutung in ihrer Stadt 
besitzen, sind rar geworden in der BRD. Einige der Projekte 
aus der Anfangsperiode des VLB existieren nicht mehr, man- 
che haben sich bei dem Balanceakt zwischen Existenzkampf 
und politischer Arbeit nach Jahren stabilisiert und nicht we- 
nige der ehemals linken Buchläden unterscheiden sich nur 
noch durch Namen und Vergangenheit von: bürgerlichen 
Buchhandlungen. Die Gründe für diese Drei-Wege-Entwick- 
lung können vielschichtig sein: persönliche Enttäuschungen 
bzw. Weiterentwicklungen, politische Resignation, Überla- 
stung durch die tägliche Arbeit, Konkurrenz von denliberalen 
Bürgerbuchläden, fehlendes Kaufbewußtsein der Kund- 
schaft... 

Bei den linken Verlagen sieht es ähnlich aus. Die Zeiten, wo 
Programmvorschauen den Stand politischer Diskussion do- 
kumentierten, sind vorbei. Die früher von vielen Verlagen pro- 
kKlamierte »linksradikale revolutionäre Theorie« taucht heute 
nur noch in Reprints auf — der Gang durch Halle 5 der Frank- 
furter Buchmesse als Ausdruck momentaner politischer Be- 
wegung 20 Jahre nach der Revolte? 

Von den etlichen Stadtzeitungen, die vor 10 - 15 Jahren mit 
dem vom ID formulierten Konzept der »Betroffenenberichter- 
stattung« entstanden sind, existieren heute nur noch eine 
Handvoll als Initiativenzeitungen. Vielerorts wurden (und 
werden) die Stadtzeitungen von sogenannten Stadtmagazi- 
nen verdrängt. Werbung mit Kultur und ein bißchen Politik, 
die niemandem wehtut, heißt die Mischung der meisten die- 
ser Unternehmen. 

In letzter Zeit übernehmen andere Zeitungen den Anspruch, 
linksradikale Politik zu diskutieren. Neben einer Vielzahl 
überregionaler Blätter erscheinen immer neue sogenannte 
Szene-Zeitungen und sind für ihre Stadt oder Region Infor- 
mations- und Kommunikationsforum. Auch wenn sie eine 
weitaus geringere Verbreitung als die ehemaligen Stadtzei- 
tungen und Stadtmagazine finden und kontinuierliches Er- 
scheinen nicht angestrebt wird, ihre Lebendigkeit und Radi- 
kalität stellt die Etablierten mit ihrer auswechselbaren Lange- 
weile in den Schatten. 


Achtung! 
Paragraph 88a 
... Versuch des Staates 
Ihnen direkt ins 
Gehirn zu blicken 
Verteidigen Sie nach 
all diesen Worten 
deren Grundlage 
— die Freiheit des Denkens — 
gegenüber jeglicher ZENSUR. 
Es liegt an uns, keine 
Zensur stattfinden zu lassen. 


Diese letzten Bemerkungen aus einem 1978 erschienenen 
Buch der Edition Nautilus sind heute aktueller denn je, Zei- 
tungen, Buchläden, Verlage, Vertriebe und Druckereien, die 
sich Ende der 80er Jahre noch als Teile einer politischen Op- 
position begreifen, sind nach wie vor durch staatliche Zen- 
surmaßnahmen gefährdet und bedroht. Die öffentliche Em- 
pörung zu der Einführung der Maulkorbgesetze war 1976 
groß. Die VLB-Projekte zeigten Solidarität und selbst in bür- 
gerlichen Kreisen wurde der Paragraph 88a (Anleitung zu 
Straftaten) ein Thema. 

Die am 1.1.1987 in Kraft getretenen »Gesetze zur Bekämp- 
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fung des Terrorismus« $ 129a und 130a sind modifizierte 
Fassungen der alten Zensurparagraphen. Mit ihren schwam- 
migen Auslegungsmöglichkeiten geben sie den Staats- 
schutzor ganen jederzeit die juristische Absicherung, gegen 
oppositionelle Projekte vorgehen zu könne. Die Durchsu- 
chungswelle aufgrund der Zeitschrift »Radikal« 1986 und die 
bundesweite Beschlagnahme des Buches »das info — Doku- 
mente der Gefangenen aus der RAF« aus dem Neuen Malik 
Verlag im Herbst 1987 sind die bekanntesten Willkürmaß- 
nahmen in der jüngeren Vergangenheit. Vergessen werden 
sollte jedoch auch nicht die Festnahme eines Holländers, der 
angeblich ein - in Holland von jeder Buchhandlung offen an- 
gebotenes Buch - Buch mit Dokumenten aus dem antiimpe- 
rialistischen Widerstand in die BRD geschmuggelt haben 
soll. Anfang September 1988 saß er bereits über drei Monate 
in Untersuchungshaft!! 

Die ständigen Repressionen der letzten Jahre haben dazu 
geführt, daß einige linksradikale Zeitungen (z.B. Radikal, Sa- 
bot, de Knispelkrant, Blättle) nur noch in der Illegalität er- 
scheinen können bzw. eingestellt wurden. Staatliche Erpres- 
sungsversuche durch drohende Existenzvernichtung führen 
bei nicht wenigen Zeitungen, Buchläden und Verlagen zu ei- 
ner Art »Selbstzensur«, was zur Folge hat, daß eine Ausein- 
andersetzung über Sinn und Zweck militanter Politik nicht 
mehr öffentlich geführt werden kann. Eine breite Kampagne 
zur Abschaffung der Zensur- und Repressionsparagraphen 
ist zwar für den Fortbestand der politischen Kultur notwen- 
dig, die Forderungen finden jedoch nur begrenztes Interesse. 


zu II: GEGENÖFFENTLICHKEIT HINTER GITTERN 
Präventivzensur im Knast 


Ein Schwerpunkt der ID-Berichterstattung war die Verbrei- 
tung der Nachrichten aus und zu dem Knast. Allerdings gab 
es zwischen ID-MacherInnen und Gefangenen regelmäßig 
Auseinandersetzungen über die Form des IDs als Medium 
der Gegenöffentlichkeit. Eine Reaktion darauf war die hier 
dokumentierte »Vorstellung zur Ausbreitung einer eigenen 
Kultur — Nachrichtendienst für eine Gefangenenbewegung«. 
Der staatliche Umgang mit Literatur im und aus dem Knast 
war natürlich nicht nur in den 70er Jahren ein Spiegelbild der 
gesellschaftlichen Verhältnisse. Jedes Buch, jede Broschüre 
und Zeitung kann nach wie vor die »Anstaltsordung gefähr- 
den«, »zur Habe-Nahme« von Literatur ist gängige Praxis in 
bundesdeutschen Knästen. Literatur, für die Gefangenen 
wichtigste Verbindung zur Außenwelt, wird zum Disziplinie- 
rungsinstrument. Die in Kapitel 3 dargestellten Beispiele der 
Zensur und Präventivzensur sind nur ein Bruchteil der sich 
wöcnentlich wiederholenden Meldungen. 


zu IV: EIN BUCH WIRD VERBOTEN 
»Wie alles anfing« und die deutsche Justiz 


»... daß es nicht mehr nur verbaler Protest war, sondern der 
ernsthafte Versuch, mit Waffengewalt eine Veränderung der 
Verhältnisse herbeizuführen. Obwohl der Versuch geschei- 
tert ist, war er richtig und nützlich.« 

Diese Textstelle aus dem Vorwort der Bommi Baumann-Au- 
tobiographie war eine von vielen vergleichbaren, die die 
bayerischen Staatsschützern als Aufforderung zur Gewalt 
sahen und damit den längsten Zensurprozeß der Nach- 
Kriegszeit einläuteten. Bei dieser 2 1/2jährigen Prozeßodys- 
see mit abschließendem Freispruch spielten sicher viele Fak- 
toren eine Rolle: 

Die Widersprüchlichkeit des Buches selbst (die Bewegung?2. 
Juni charakterisierte das Bommi-Buch als einen wahren 
»Feldzug gegen die Gewalt von unten«), eine große Offent- 
lichkeit, die jede Phase des Verfahrens begleitete, die Neu- 
herausgabe des Buches von 380 Verlagen, Buchläden, Zei- 
tungen und Privatpersonen und die ausländischen Ausga- 
ben mit hohen Auflagen. 


Vorbemerkungen 


Eine endgültige Verurteilung des Verlegers und der Verlege- 
rin und die anschließende Strafverfolgung von 380 Mither- 
ausgebern hätten sicherlich die bundesdeutschen Gerichte 
dem Gespött und der Kritik der internationalen Öffentlichkeit 
ausgesetzt. Bommi Baumanns »Wie alles anfing«, das heute 
bei staatlichen Zensurmaßnahmen als Beispiel von Solidar- 
ität im Umgang mit verbotener Literatur vorschnell in Diskus- 
sionen gebracht wird, ist zwar immer noch dokumentations- 
würdig (schon allein, um die Dummheit und Verlogenheit der 
deutschen Justiz zu zeigen), der Fall wird jedoch einzigartig 
bleiben. 

Die geplante gemeinsame Herausgabe von RAF-Texten (d.h. 
authentische Dokumente zur linken Diskussion) im Jahre 
1977 scheiterte nicht aus organisatorischen Gründen. 


zu V: MÜNCHENER STADTZEITUNG »BLATT« 
Im Fadenkreuz bayerischer Staatsschützer 


Die Münchener Stadtzeitung »Blatt« war mit ihrem jährigen 
Bestehen eine der ältesten ihrer Gattung. Die Realität, in Bay- 
ern eine Zeitung herauszugeben, bescherte den MacherIn- 
nen wohl die meisten Verfahren, die in der BRD je gegen eine 
Zeitung eingeleitet wurden. Die Seiten 75 - 79 dokumentieren 
nur einige der interessantesten Fälle. Bei der Lektüre kommt 
des öfteren ein Schmunzeln auf, doch leider kann die Lächer- 
lichkeit des Staates teuer werden. 

Die Verfolgung der bayerischen Zeitungen »freiraum« und 
»radi-aktiv« in den letzten Jahren sowie serienweise Verbots- 
verfügungen gegen politische Veranstaltungen, die auch nur 
im Entferntesten im Verdacht stehen, das Thema Gewalt zu 
diskutieren, zeigen die Kontinuität —- aber gleichzeitig auch 
die Weiterentwicklung — der Repression in Bayern. 


zu VI: INFO-BUG - AGIT-DRUCK - FANTASIA-DRUCK 
Die Zerschlagung hat Methode 


Als Gegenbewegung zu den hierarchisch strukturierten K- 
Gruppen entstanden Anfang der 70er Jahre die »undogmati- 
schen Gruppen«, die in Berlin einen losen organisatorischen 
Zusammenhang bildeten. Ihr Mitteilungsblatt war das »Info 
Berliner Undogmatischer Gruppen« (Info-Bug), das seit 1974 
als wöchentliche Zeitung regelmäßig erschien. Das Info-Bug 
verstand sich als Organ und Mittel der Gegenöffentlichkeit, in 
dem Berichte, Termine, Aktionen etc. der Szene unzensiert 
veröffentlicht wurden. Nach der Verhaftung der Agit-Druk- 
ker, die angeblich die einzig »faßbaren« beteiligten Personen 
des inkriminierten Objekts waren, wurde das »Info« einge- 
stellt; das Nachfolgeprojekt »BUG-INFO« konnte nur noch il- 
legal erscheinen. 

Seit dem 1. Mai 1988 gibt es in Berlin wieder eine Zeitung (In- 
terim), die nach der Konzeption des Info-Bug arbeitet. 

Das Urteil in dem Prozeß gegen die Agit-Drucker galt als Sta- 
tuierung eines Exempels und ist auch für vergleichbare Pro- 
zesse in der Gegenwart noch relevant. Jede Zeitung und alle 
an ihrer Herstellung beteiligten (Setzerei, Druckerei, Ver- 
triebe, Buchladen, Handverkäuferln und Leserln), die die Dis- 
kussion um die Frage der politischen Gewalt führen, müssen 
damit rechnen, kriminalisiert zu werden. 

In dem Prozeß gegen die fantasia-DruckerInnen ging der 
Staat sogar noch weiter. Nachdem die Angeklagten sich 
nicht von den bei ihnen beschlagnahmten Schriften distan- 
zierten, konstruierte die Bundesanwaltschaft »Kuriertätigkei- 
ten für die illegalen RAF-Leute«. Diese Konstruktion mußte 
für 1 1/2 Jahre Knast der Druckerinnen herhalten. Nach wei- 
teren Verhaftungen und Verfahren (2 Jahre Knast ohne Be- 
währung) gegen andere fantasia-DruckerInnen und der Be- 
schlagnahme der Druckmaschinen (!) wurde das fantasia- 
Kollektiv weitgehend zerschlagen. 


zu Vil: SCHLEYER UND BUBACK NACHRUFE 
Die Fahndung läuft 


Im deutschen Herbst 1977 wurden Hunderte von Wohnun- 
gen angeblicher RAF-SympathisantInnen durchsucht. Die 
bürgerlichen Medien waren gleichgeschaltet und kritische 
Äußerungen zum Staat und seinen Organen erstickte die le- 
galisierte Gewalt im Keim. Die in diesem Kapitel dokumen- 
tierten Reaktionen auf die öffentliche Bekanntmachung der 
faschistischen Vergangenheit des Arbeitgeberpräsidenten 
stehen exemplarisch für die Atmosphäre im Jahr von 
Stammheim, Schleyer und Mogadischu. 

Nach der Ermordung Bubacks erschien am 25.4.77 in der 
Göttinger AStA-Zeitung ein Artikel von »Mescalero« (aus 
dem Umfeld des »Undogmatischen Frühlings«). Das Offent- 
lichmachen dieses, sich kritisch mit der Buback-Erschie- 
Bung und dem bewaffneten Kampf auseinandersetzenden 
Papiers nahm 4 Tage später der RCDS zum Anlaß für eine 
Anzeige. Fast einen Monat danach wurde eine für Göttingen 
noch nicht dagewesene Polizeiaktion inszeniert. Aus Solidar- 
ität druckten zahlreiche AStAs und Alternativzeitungen den 
Artikel nach. Fast überall folgten Ermittlungsverfahren. Mit 
der Begründung, daß die bürgerlichen Zeitungen nur Aus- 
züge aus dem Buback-Nachruf veröffentlichen würden, 
diese aber im Textzusammenhang gesehen werden müßten, 
gaben über 50 Professoren und Rechtsanwälte die Doku- 
mentation »Buback - Ein Nachruf« heraus— und erhielten alle 
ein Verfahren. Im Gegensatz zu anderen, die mit der gleichen 
Motivation den Mescalero-Text nachgedruckt hatten, wur- 
den die »Persönlichkeiten« freigesprochen. 


zu VIll: DIE KUNST UND WISSENSCHAFT IST FREI 
Das Nähere bestimmt die Polizei 


Hier geht es um die Beschlagnahme von Plakaten und Zen- 
sur im Bibliotheksbereich. Die staatliche Repression nimmt 
dabei fast schon groteske Züge an, ein Bild mit Schleyer, 
Schmidt, Strauß, GSG-Wegener und Jimmy Carter stellt eine 
Verunglimpfung des Staates dar, ein Plakat mit zwei sich 
küssenden Männern ist sittenwidrig... 

Wie aktuell diese Furcht vor Plakaten ist, sieht man an einer 
Beschlagnahmeaktion in Berlin. Ein Jahr lang hing dort in 
Kneipen und Buchläden ein Aufruf, der eine medizinische 
Betreuung unter menschenwürdigen Bedingungen für die 
politische Gefangene Angelika Goder forderte, bevor die 
Staatsanwaltschaft dies als »Werbung für eine terroristische 
Vereinigung« sah und $ 129a-Verfahren einleitete. 

Die in diesem Kapitel kurz dargestellten Zensurmaßnahmen 
gegen linke Literatur in Bibliotheken haben vor zehn Jahren 
noch Empörung beim humanistisch gebildeten Bürgertum 
entfacht, mittlerweile sind sie zu Alltäglichkeiten in diesen In- 
stitutionen geworden. 


zulX: DIE ANFÄNGE DER TAZ 
Obskures Objekt unserer Begierde? 


Im April 1989 kann die taz 10 Jahre tägliches Erscheinen fei- 
ern. Doch trotz dieser einmaligen Kontinuität sind Differen- 
zen und Unzufriedenheit innerhalb des Projekts und massive 
Kritik von den LeserInnen seit Jahren unübersehbar. In den 
ersten öffentlichen Auseinandersetzungen zur Gründung ei- 
ner überregionalen Tageszeitung, die 1977 - 1979 im ID ge- 
führt wurde, lassen sich viele der Argumente nachlesen, die 
heutzutage alle 2 Tage auf der LeserInnenbriefseite vorge- 
bracht werden. 

Zum zehnjährigen Bestehen im Frühjahr 1989 plant die »taz« 
eine neue Konzeption... 
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SOZIALISTISCHE_ 
PRESSE ______ 


AGENTUR ___.. 


»Die Nachrichten kommen vom Volk und kehren zum Volk 
zurück« 


Sozialistische Presse Agentur (SPA) 

6000 Frankfurt 

Homburger Str. 36 

Tel. 77 46 96 

Das Büro ist während der Sommermonate 

montags, mittwochs, freitags von 10 - 13 Uhr besetzt. 

Ab 1. Juli steht zu den übrigen Zeiten ein Anrufbeantworter 
zur Verfügung. 


Liebe Genossen, 


Mit diesem Brief wollen wir auf breiter Ebene mit der Arbeit 
beginnen. Das heißt, wir fordern euch auf, das beiliegende 
Papier zu besprechen und uns mitzuteilen, zu welcher Form 
von Zusammenarbeit ihr euch entschlossen habt. In der 
nächsten Woche werden wir »Musterartikel« an euch schik- 
ken, an denen die Arbeitweise, so wie sie aktuelles Ergebnis 
der Diskussionen ist, deutlich werden soll. 
Um die Phase der Einarbeitung kurz zu halten und mögliche 
Fehler frühzeitig zu erkennen, sind wir auf eure Mitarbeit an- 
gewiesen. Wir hoffen, daß ihr die im Papier angedeuteten 
Möglichkeiten für euch konkret macht. 
Es hat sich als günstig erwiesen, lokal oder regional Gesprä- 
Che zu vereinbaren, weil es genauer, schneller und vor allem 
Persönlicher zugeht. 
Der Name SPA ist noch als Arbeitstitel zu verstehen, weil wir 
meinen, daß er die Sache nicht trifft. Bessere Idee? 
Und nun der Worte genug. Auf gute Zusammenarbeit! 

Wir werden siegen! 


Frankfurt, am 20. Juni 1973 SPA-Kollektiv 


VORGESCHICHTE 

Im Frühjahr 73 haben sich unabhängig voneinander in Berlin 
und Frankfurt Initiativen gebildet, die den Informationsfluß in- 
nerhalb der Linken auf je verschiedene Weise verbessern 
wollten. Eine Gruppe hat in Zusammenarbeit mit den Genos- 
sen von der Agence de Presse Liberation Kontakte zu den 
Progressiven Journalisten gefestigt und bei der Vorbereitung 
von Aktionen gezielt Informationen an die bürgerliche Presse 
gebracht. 

Die andere Gruppe ging davon aus, daß bereits eine Verbes- 
serung des Nachrichtenflusses über politisch wichtige Ereig- 
nisse innerhalb der Linken — kontinuierlich durchgeführt — 
sich positiv auf unser aller Arbeit auswirken muß. 

Diese verschiedenen Ansätze sind nun in der Initiative-SPA 
zusammengefaßt. Aus Diskussionen und Gesprächen, die 
wir mit Gruppen und Individuen aus der BRD geführt haben, 
ergab sich ausreichende Bereitschaft zur Mitarbeit, so daß 
wir zum 19.6. ein erstes Treffen in Frankfurt vereinbarten. Auf 
diesem Treffen zeigten sich Schwächen in der Vorarbeit, der 
Art, daß die Interessen der Beteiligten trotz aller Versuche nur 
relativ oberflächlich klargelegt worden waren und sich von 
daher die Tendenz durchsetzte, auf technische Probleme 
auszuweichen. 


|. 


In den vergangenen Wochen haben wir diese Probleme bear- 
beitet und halten die Fragen für soweit geklärt, wie es im Au- 
genblick, also im Stadium beginnender Arbeit überhaupt 
möglich ist. 


ZIEL UND ZWECK 

Unserer Meinung nach liegt der politische Gehalt eines linken 
Nachrichtendienstes zur Zeit darin, daß der überregionale 
Nachrichtenfluß mit politischen Informationen gefüllt wird. 
Das sind Informationen, die umsetzbares Wissen enthalten, 
die den Empfänger in die Lage versetzen, sich zu Ereignissen 
praktisch zu verhalten. Ist ein Haus besetzt worden, so ist 
nicht nur die Tatsache, daß es besetzt wurde, interessant, 
sondern erst die Kenntnis davon, unter welchen konkreten 
Bedingungen, mit welchen Zielvorstellungen die Aktion ab- 
gelaufen ist und welche Erfahrungen die Genossen dabei ge- 
sammelt haben, ermöglicht es anderen zu diskutieren, ob es 
sich hier um eine Aktionsform handelt, die für sie unter ihren 
Bedingungen beispielhaft sein kann. Erst so wird es möglich 
sein zu verhindern, daß auch unsere eigene Praxis — weil wir 
davon in der Regel über die bürgerliche Presse erfahren — 
zum Konsumobjekt wird. (»Mensch, da unten hat’s wieder 
Putz gegeben«) 

Zwei sich ergänzende Arbeitsweisen 

Wie schon aus der Vorgeschichte herauszulesen, haben die 
Initiativen im großen und ganzen zwei verschiedene, sich er- 
gänzende Arbeitsweisen gehabt. 

Einmal innerhalb der Linken selbst, politische Nachrichten 
verstärkt in Zirkulation zu bringen. Hier sind die Empfänger 
im wesentlichen Multiplikatoren, d.h. Gruppen, Kommunika- 
tionszentren, linke Zeitungen, Jugendzentren, Buchläden 
und andere, Kneipen etc. Alle diese Empfänger sollten auch 
aus ihren Bereichen Informationen liefern, so daß man von ei- 
nem wechselseitigen Nachrichtenaustausch sprechen kann. 

Zum anderen können wir auf die bürgerlichen Medien nicht 
verzichten, aus mehreren Gründen. 

Über linke Zeitungen, Gruppenaktivitäten, Aktionen etc. er- 
reichen wir in großen unregelmäßigen Abständen nur einen 
kleinen Teil der Bevölkerung. Aus den Erfahrungen beim 
Häuserkampf in Frankfurt hat es sich gezeigt, daß es sinnvoll 
sein kann, vorbereitend über die bürgerliche Presse Informa- 
tionen — hier über Spekulation, Mietwücher etc. — verbreiten 
zu lassen, um auf diese Weise eine Ausgangslage zu schaf- 
fen, die während der Aktion dann von der Presse nicht so 
leicht zurückgenommen werden kann. 

Es gilt aber auch, den im Medienbereich arbeitenden Genos- 
sen und progressiven Journalisten in ihrer ohnehin von per- 
manentem Legitimationsdruck und Konkurrenzmechanis- 

men gefährdeten Arbeit zu unterstützen. Das kann durch Ar- 
beitserleichterung durch unsere Recherchen geschehen, 

das kann durch Vermittlung von Zusammenarbeit mit den 

Genossen aus anderen Medienbereichen laufen. Nicht zu- 

letzt kann es ihnen bei der Weiterentwicklung ihrer Arbeits- 

möglichkeit nützen, wenn sie unsere Erfahrungen vermittelt 

bekommen. 

An dieser Stelle tritt in der Regel das Mißverständnis auf, wir 

wären versessen auf die bürgerlichen Medien und trügen uns 

da mit großen Hoffnungen und/oder Illusionen. Dem ist nicht 

so! 

Aus unserer eigenen Erfahrung ist uns nur zu geläufig, wie- 

viele Gruppen und Individuen sich notwendig zu dem Me- 

dienapparat nicht verhalten können. Praktisch heißt das, daß 

z.B. jede Gruppe irgendwo ihren »Mann« bei der Presse hat, 

dem man vor oder nach einer Aktion Informationen zukom- 

men läßt und hofft, daß der Artikel gut wird. Konsequenz: Die 

gelinden Hetzartikel sind dann »für die FR noch ganz gut«. 


SPA Schreiben vom 20.6.76 


Vom Anfang bis zum Ende 


WELCHE INHALTE? 

Wir können davon ausgehen, daß das System nicht in der 
Lage ist, die Bedürfnisse seiner Sklaven zu erfüllen; also 
müssen wir jede Artikulation von Bedürfnissen und Interes- 
sen der Bevölkerung — wobei keine Trennung zwischen 
Gruppen und Bevölkerung gemacht wird — aufgreifen, und 
zwar solche, die nicht oder nochnicht in die Praxis politischer 
Gruppen eingeflossen sind. Sie tragen den Kern der pol. Ver- 
änderung in sich. 

Der Informationsdienst kann insofern Initiativfunktion erhal- 
ten, als durch die Veröffentlichung von Mißständen, Konflikt- 
stoffen etc. die Genossen Ansatzpunkte für neue oder brei- 
tere Arbeitsperspektiven finden können, z.B. Bürgerinitiativ- 
ben, Ankurbelung oder Verbreiterung von Kampagnen, Soli- 
daritätsaktionen, Verallgemeinerung von politischen Diskus- 
sionen usw. 

In der Propagierung dieser Ansätze und in der Aufdeckung 
von Repressionen sollen die Schwerpunkte der Nachrichten 
liegen, wobei besonderes Gewicht auf die Entwicklung neuer 
Aktions- und Widerstandsformen gelegt wird. 

Eine Diskriminierung bestehender Fraktionen innerhalb der 
Linken soll vermieden werden. Unsere Position drückt sich 
aus in der Art der Berichterstattung, z.B. welchen Aspekten 
wir mehr oder weniger Gehalt beimessen. Wenn es darum 
geht, über Aktionen oder Forderungen ausländischer Arbei- 
ter zu berichten, wird es für uns von zweitrangigem Interesse 
sein, welche Gruppen oder Parteien dieser Sache mehr oder 
weniger nahestehen. Wichtig ist, welche Perspektive diese 
Aktionen haben, ob neue Formen gefunden werden, ob alte 
weiterentwickelt wurden, wo sich z.B. Ansatzpunkte finden, 
die Spaltung des multinationalen Proletariats zu überwinden. 


WER ARBEITET? 

In der gegenwärtigen Lage kann das Projekt nicht an eine 
oder wenige Gruppen gebunden werden. Das käme einem 
Ausschluß anderer von der Mitarbeit gleich. Die Frage, wie 
weit sich ein Grundkonsens innerhalb der mitarbeitenden 
Gruppen herausbildet, läßt sich unserer Ansicht nach nicht 
theoretisch klären, sondern kann nur Ergebnis der Arbeit 
sein. Das bedeutet aber, daß wir an alle den Anspruch stel- 
len, sich zu dem Projekt in diskutabler Weise zu verhalten. 


ORGANISATORISCHES UND TECHNISCHES 

Das Konzept der Durchführung sieht so aus: 

Ab Oktober werden zweimal in der Woche Nachrichten- 
sammlungen verschickt. 

Finanzielle Grundlage soll ein Abonnentensystem sein. Die 
Preise werden gestaffelt je nach Bezieher. Über die Höhe des 
Preises können wir im Moment noch keine Angaben machen 
(wird noch mitgeteilt). 


Die Informationen werden umfassen: BRD/Europa/Außer- 
Europ./Östeurop. (soz. Staat) 

Diese Gliederung betrifft nur die geographischen Räume, die 
inhaltlichen Untergliederungen werden sich schnell heraus- 
bilden. 

Zum Korrespondentennetz. 

In den größeren Städten arbeiten wir beim Aufbau von Kom- 
munikationszentren mit, die für uns eine bessere Arbeits- 
möglichkeit bieten. Dort wird jederzeit die Möglichkeit gege- 
ben sein, Informationen an uns weiterzuleiten. Außerdem 
bieten sich Möglichkeiten, beim Aufbau von linken Lokal-Zei- 
tungen an. Die dort zusammenlaufenden Informationen 
könnten sowohl lokal als auch überregional verarbeitet wer- 
den. 

Die meisten Informationen werden (abgesehen von Infos, 
Flugblättern etc.) über das Telefon kommen; deshalb ein Tip: 
formuliert die Sache vor, wenn notwendig — und wir nehmen, 
wenn ihr vorlest, auf Band auf. 

Der Übergang bis Oktober ist fließend, weil die Zusammenar- 
beit geübt werden muß und wir noch Erfahrungen sammeln. 
Über die Sommermonate wollen wir -— wenn möglich - in wö- 
chentlicher Folge die relevanten Informationen übermitteln. 
Dies soll anfangs in ausführlicherer Form geschehen, um un- 
sere Arbeitsweise zu verdeutlichen und um überhaupt detail- 
lierte Kritik zu ermöglichen. 

Sollten die Reihen der Gruppen auch durch urlaubende Ge- 
nossen gelichtet sein, muß das kein Grund sein, mit ersten 
Kontaktaufnahmen zu warten. Eine Anlaufzeit ist notwendig, 
so können wir die Zeit nutzen. 

Es erfolgt keine Trennung in Politik — Kultur — Sport -— Frauen- 
teil u.a. 

Alle Informationen sollen in ihrem politischen Gehalt darge- 
stellt werden 

Regelmäßige erscheinende Infos 

Flugblätter 

Diskussionspapiere über Weiterentwicklung bestehender 
Praxis 

Vorschläge von neuen Aktionen oder Aktivitäten (z.B. Rote 
Zelle Bundesliga 0.4.) 

Berichte/Informationen über Mietwucherfälle, Fälle von Re- 
pressionen 

Unfälle, die von den Bullen inszeniert wurden, Lebensmittel- 
vergiftung, Umweltverschmutzung durch Betriebe, also Sa- 
chen, die noch nicht von politischen Gruppen aufgegriffen 
wurden. 

Berichte aus Betrieben über Inflationsdiskussionen der Kol- 
legen, über Warnstreiks, »wilde« Streiks u. mehr, 

Kontakte in die Knäste, Informationen von Gefangenen 
Informationen aus der dritten Welt 

Informationen über alles, was euch wichtig genug erscheint, 
daß es auch andere wissen müßten. 


ERKLÄRUNG ZUR ZWANGSUNTERSUCHUNG VON ULRIKE MEINHOF -1- 
BOCHUM: ZUR MEDIZINISCHEN SEITE _2- 
KÖLN:DEMONSTRATION DER LIGA GEGEN DEN IMPERIALISMUS GEGEN 

DIE ZWANGSUNTERSUCHUNG \ -2- 
NEUSS:STREIK BEI DER PIERBURG-AUTOGERATEBAU _3- 
RÜSSELSHEIM:KURZARBEIT BEIM OPEL? -3- 
FREIBURG/FRANKFURT:POLIZEIAKTIONEN GEGEN HAUSBESETZUNG UND 

MIETSTREIK _A- 
BRUCHSAL:DOCH REVOLTE IM BRUCHSALER KNAST -5- 
STUTTGART: JOURNAL "G"-ZEITUNG ÜBER DIE LAGE DER IMIGRANTEN -6- 
STUTTGART: STADTZEITUNG -6- 
KÖLN:SPK PLANT DOKUMENTATION ÜBER UMWELTVERNICHTUNG -6- 
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Wichtig! ; 
Baut keinen »linken« Journalismus auf. Wenn irgend mög- 
lich, laßt die Betroffenen sprechen! Gebt den Aktivisten das 
Wort, nicht den Journalisten. Wir unterliegen keinem Formu- 
lierungsdruck, wenn nur klar wird, worum es geht. 

Macht der Bevölkerung, den Kollegen, den Genossen klar, 
daß sie selbst zu Wort kommen müssen, nicht die Herr- 
SEHRUGER Bash Bern BREBAIRGET bei . Medien. 


Genossen 

Das ist nun der erste Versuch (die erste Nummer) eines über- 
regionalen Informationsbulletins für Deutschland, das regel- 
mäßig erscheinen soll. Wahrscheinlich werden die nächsten 
Nummern bis zum Herbst noch nicht mit der angestrebten 
Regelmäßigkeit erscheinen können, zum einen, weil im Au- 
genblick die sogenannte saure Gurkenzeit (Urlaubszeit + Se- 
mesterferien), zum anderen, weil ihr, und das auch nicht ganz 
unbegründet, Informationen nicht an Leute schicken wollt, 
von denen ihr nicht wißt, wer sie sind und in welcher Form wie 
arbeiten wollen. 

Hier soll nun diese Bulletin die Lücke etwas schließen; es ist 
noch lange nicht der Weisheit letzter Schluß, sondern Objekt 
nun hoffentlich einsetzender Kritik und Grund, die SPV/ID — 
d.h. uns und euch mit reichlich mehr Nachrichten, schriftlich 
und telefonisch einzudecken. Außer den inländischen Infor- 
mationen verwerten wir auch ausländische alternative Pres- 


seagenturen, so z.B. PNS/England, APL/Frankreich, dieaber % 


leider auch in der Sommerpause sind. Wir werden hier wäh- 
rend der Urlaubszeit weitermachen, damit ab Herbst die Sa- 
che steht (einarbeiten), darunter fällt auch der Versuch, sich 
mit mitarbeitenden Gruppen zu treffen, um die Sache zu dis- 
kutieren und um von der entmenschten Seite eines solchen 
Projektes wegzukommen; also wundert euch nicht, wenn im 
nächsten Monat Frankfurter Informations-Dienst-Genossen 
bei euch auftauchen. 


AUSLAND 


BRASILIEN IN AFRIKA 


Wir denken uns, daß die Zielgruppen des Informationsdien- 
stes emanzipatorisch arbeitende Gruppen, linke Zeitungen 
und linke Journalisten in den bürgerlichen Medien sind. Da 
die Einwirkungsmöglichkeiten eines linken Informationsdien- 
stes auf die bürgerliche Presse nicht nur gegen deren be- 
schränkte Informationsmöglichkeiten, sondern auch wegen 
der Verzögerung, mit der wir rauskommen, gering sein wer- 
den, muß man die politische Effizienz einer Presseagentur, 
die schneller und gezielter die Massenblätter erreichen 
könnte, mitdiskutieren. Da die bürgerlichen Medien aber auf- 
grund ihrer Stellung im Verwertungsprozeß auch nur ein Ab- 
nehmer sein können und auf die oben genannten Abnehmer 
nicht verzichtet werden kann, dürften unserer Meinung nach 
die Zielgruppen nicht alternativ diskutiert werden. Aber für 
ein Fernschreibernetz fehlt es zur Zeit ohnehin am Geld und 
am Korrespondentennetz. Wir meinen, daß — ob mit oder 
ohne Fernschreiber — aus dem Informationsdienst früher 
oder später eine Wochenezeitung, längerfristig eine überre- 
gionale linke Tageszeitung werden müßte. 

Jetzt geht es vorrangig darum, ein Netz von Korresponden- 
ten im nationalen und internationalen Bereich aufzubauen 
und einen Abnehmerkreis zu gewinnen. 

Die politische Linie des Informationsdienstes stellt sich über 
die Aktivitäten von Basisinitiativen, politischen Gruppen und 
Organisationen her. 

Nun noch eine wichtige Kiste. Wie schon erwartet, ist die 
Geldkiste leer. Lösungsvorschlag: Überweist bitte auf unser 
Konto 5 Mark, damit werdet ihr automatisch die nächsten 
drei Bulletins zugeschickt bekommen. Ab Oktober werden 
wir regelmäßig erscheinen, und dann auch den Abo-Preis 
bekanntgeben. 

Damit sind eurer Spendenfreudigkeit aber noch lange keine 
Grenzen gesetzt. Wenn ihr das Problem diskutiert habt, 
könnt ihr auch höhere Überweisungen vornehmen - es ist 
wirklich nötig. 

Ach ja. Nachrichten schicken nicht vergessen! 


WIR WERDEN SIEGEN! 
SPA/ID KOLLEKTIV 


BRASILIEN:"DOKUMENT" ZUM BEVORSTEHENDEN BESUCH DES BRASILIA 


NISCHN AU:ENMINISTERS 


NAMIBIA:VERSTÄRKTER MILITÄRISCHER WIDERSTAND GEGEN SÜDAFRIKA -8- 
OKLAHOMA:9-TAGE-AUFSTAND IM STAATSGEFÄNGNIS BEENDET -9- 


DOKUMENTATION 
ARBEITERKUNST BEI LIP 


LETZTE MELDUNGEN 


BESANCON:LIP-WERKE GERÄUMT 
NEUSS:ZUM STREIK BEI PIERBURG 
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„bitte vergeßt nicht, uns 5 DM zu schicken: 
für die ersten 3 Probeexemplare und Starthilfe - 


und SCHREIBT !! 


ID»1« vom 29.7.73 


Vom Anfang bis zum Ende 


erklärung des kollektivs 


Iinformations-Dienst $ 


zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten 


RICHTIGE INFORMATIONEN SIND FÜR UNS UNERLÄRLICHE PRODUKTIONSMITTEL 
UND SCHLAGKRÄFTIGE WAFFEN IM KLASSENKAMPF! 


der informationsdienst ist ein unabhängiges bulletin zur verbreitung von nachrichten 
Uber konflikte, sauerreiender herrschenden, aktivitäten an der basis und kümpfe in der 


dritten welt.der informationsdienst will die manipulation und das monopol der burger- 
lichen presse durchbrechen. 
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wollt.schreibt uns oder ruft 


im augenblick sind wir eine gruppe von 10 regelmäßig im bUro und an dem projekt ar- 
beitende genossen’und ein haufen. von leuten, die hin und wieder mal reinschauen und 
locker mitarbeiten.wir haben zur zeit kontaktzentren in berlin, hamburg, köln und 
mUnchen.weitere werden in hannover und stuttgart folgen. in den größeren stödten 
arbeiten wir beim aufbau von kommunikationszentren mit,die für uns eine bessere arbeits- 
möglichkeit bieten.von dort wird jederzeit die möglichkeit gegeben sein informationen 
an uns weiterzuleiten. an ausländischen informotionen können im augenblick ffanz&- 
sische, englische, spanische, italienische und portugiesische Übersetzt werden. 

unsere bemühungen eine infrastruktur zur schaffung einer gegenöffentlichkeit herzu- 


stellen haben zu ersten kontakten geführt, d.h. nicht, daß die kontaktaufnahmen ab- 
geschlossen sind-sowas gibt es nicht] 


der kreis der mitarbeiter soll sicht nicht auf journalisten und bestehende organisationen 
beschränken, vielmehr glauben wir, daß in verschiedenen lebens-arbeits-und organi- 
sationszusammenhöngen erfahrungen gemacht werden, die selbst mit fehlern behaftet, 
wichtige informationen für die emanzipatorische bewegung darstellen, da nur so die ver- 


schiedenen formen des widerstands gegen die unmenschlichkeit des töglichen lebens 
zur gemeinsamen erfahrung werden können. 


was ihr und wir, das id-kollektiv dazu beitragen können: da unserer ansicht nach: 


PARTEILICHKEIT DER INFORMATION NICHT HEIGT:IM INTERESSE DES VOLKES 
DIE HALBE WAHRHEIT VERSCHWEIGEN schickt uns nachrichten! 

z.b.regelmäßig erscheinende infos ;flugblätter, diskussionspapiere Uber weiterent- 
wicklung bestehender proxis;vorschläge von neuen aktionen oder aktivitäten(z.b. 
"rote zelle bundeslige "0.%.)berichte/informationen Uber mietwucher, fälle von 
repressionen, unfälle, die von den Bullen inszeniert wurden, lebensmittelvergiftungen, 
umweltverschmutzung durch betriebe, also auch sachen, die noch nicht von politischen 
gruppen aufgegriffen worden sind.berichte aus betrieben Uber inflationsdiskussionen 
der kollegen, Uber wamstreiks, "spontane"streiks, betriebsunfülle und mehr. 

kontakte in die knöste, informationen von gefangenen, berichte aus jugendheimen, 
"irrenhäusern” . informationen aus der dritten welt. 

informationen Uber alles, wos euch wichtig genug erscheint, daß es auch andere 
wissen müßten. 

wir wollen keinen linken journalismus aufbauen I laßt die betroffenen sprechen! | 

gebt den aktivisten das wort,nicht den joumalisten „wir unterliegen keinem formu- 
lierungsdruck, wenn nur klar wird, worum es geht.auch sind wir gegen trennung von 
politik, kultur, sport, frauenteil u.a.macht der bevölkerung, den kollegen, den genos- 
sen klar, daß sie selbst zu wort kommen müßen, nicht die herrschenden oder deren 
handlanger bei den medien. 


unsere empfänger sind im wesentlichen gruppen, kommunikationszentren, linke stadtteik-u. 
betriebszeitungen, jugendzentren, buchläden u.&8.die als multipli katoren unsere nachrich= 
ten weiterveröffentlichen.aber darüber hinaus werden wir versuchen arbeitsformen zu fin = 
den, die es möglich machen die gegeninformationen auch unter dem teil der bevölkerung 
zu bringen, der zur zeit keine andere alternative zu bürgerlichen medien hat. 


wir sind unter dieser adresse schriftlich und telefonisch zu erreichen und können bei vor 
formulierten berichten auch auf band aufzeichnen. 


ID kollektiv 


———  1ID7 vom 14.10.73 


ID-Hausmitteilung 


ZUR VERBREITUNG UNTERDRÜCKTER NACHRICHTEN 


Ein Mitglied des ID-Kollektivs ist am Dienstag, den 21. Okto- 
ber, von einem Ängestellten des Staatsschutzes, Abteilung T (Ter- 
ror) besucht worden. Dazu folgendes Gedäch tnisprotokoll: 


„Es klingelt um 10 Uhr 30. Seit zwei Monaten wohne ich al- 
leine. Ich im Bademantel zur Tür, war schon ganz schön wach. 
„HenH.? '' Vor mir steht ein etwa 27jähriger Typ in Jeans, kurze 
helle Haare, groß und kräftig. „„Ja’’, sage ich und bin etwas ärger- 
lich über die Unterbrechung meiner Frühstück svorbereitungen. Er: 
„Kann ich reinkommen? '’ Nun bin ich morgens ein freundlicher 
Mensch und dachte ;,armer Vertreter, trink ne Tasse Kaffee mit” 


Ich: „Ja, kommen Sie rein”. Er schon halb drinnen; ich bug- 
siere ihn in die Küche, guck ihn mir noch mal an und frage: ‚‚Wie 
war Ihr Name? " Er: „Burowski’’ und kramt einen Ausweis aus der 
Tasche, „vom Staatsschutz, Abteilung T.” 


Hallo, denk ich, bleib ruhig, macht dir deinen Kaffe, laß dir 
erst mal erzählen, was er will. Da fällt mir ein, hat der Typ eventu- 
ell Knarre oder Tonbandgerät dabei? Ich: ‚Was haben Sie denn so 
alles mit? '', sage es und fingere ihn sofort ab: Jacke aufgeschlagen, 
abgetastet — er hatte nichts, zumindest habe ich es nicht gesehen. 
Er war ziemlich perplex, behielt aber seine freundliche Rolle. 


Er: „Sie waren in Portugal? ” 

Ich: „Wieso, woher wissen Sie das? ” 

Er: „Na, hören Sie mal, wir interessieren uns für alles.’ 
Ich denke mir, spiel mal mit, vielleicht erfährst du was. 


‚‚Ja’’, sage ich „ein herrliches Land.” Ich fange dann sofort 
an, zu fragen: „Ja, sagen Sie mal, wie kommen Sie denn zum Staats- 
schutz? ”" und gieße das kochende Wasser auf den Tee, Kaffee ist 
alle. „Und was wollen Sie hier bei mir? ”' Nach kurzem Hin und Her, 
er verdient angeblich 2.500 Mark im Monat, war verheiratet, wohnt 
jetzt alleine in einem 360-Mark-Appartement mit allem, fährt auch 
privat einen BMW, Adresse und Autonummer will er mir nicht ge- 
ben. Dann rückt er raus: „‚Mir ist es ja auch nicht angenehm, ich 
habe Auftrag, Sie wegen des ID’s aufzusuchen”. Ich: „‚Ach du lie- 
ber Gott, wie war Ihr Name, Burowski? ” Er:, ‚Sehen Sie mal, ich 
bin selber in der SPD und mir paßt auch so einiges nicht, aber daß 
da so einige mit Gewalt die Reaktion zwingen wollen, das ist zu- 
viel, deswegen bin ich bei dieser Abteilung, aber auch wenn alle 
hochgenommen sind, gibt es immer noch die Institutionen.’ Und 
das sagt er ganz eindringlich. Dann: „Sie müssen doch jetzt Ihr Ex- 
amen machen, was werden Sie dann tun? ” Ich: ‚‚Arbeiten”. und 
zähle auf, was ich alles kann, und daß es bestimmt für mich Arbeit 
geben wird. Er ist noch nicht so ganz zufrieden und schlägt vor, man 
solle sich häufiger unterhalten, er würde mir Informationen geben, 
soweit das ginge, und ich solle ihm Informationen geben über den 
ID. Ich: ‚Wieviel zahlen Sie? Er lacht. Vorher hat er noch vom 
MEK erzählt, nachdem ich ihn gefragt hatte, ob er Katharina Blum 
gesehen hat. Hat er nicht, aber er kenne die Leute vom MEK, er 
sei während seiner Ausbildung auch kurz dabei gewesen, und daß 


das nun wirklich ganz ‚‚harte Typen” seien. ‚‚Die werden richtig 
scharf gemacht, die will auch keine andere Abteilung mehr haben.” 


Zwischendurch bemerkte er mal: ‚nie haben ja mal in der 
Schumannstr. 69 gewohnt (Die Nr. 69 war Teil des besetzten Wohn- 
blocks, der am 21. Februar 1974 geräumt und abgerissen wurde — 
siehe ID 24 und Sondernummer), die ist ja nun leider abgerissen.” 


Ich: „Wieso, die Nr. 51 steht noch bombig.” Er: „Ach so, da hab 
ich mich nicht so genau umgesehen.” 


Es klingelt wieder. W. steht vor der Tür. Mir fällt ein Stein 
vom Herzen, plumps, und erst jetzt merke ich, wie angespannt ich 
bin. Ich stelle den Herrn vom Staatsschutz vor, W. gibt ihm die 
Hand und sagt: „Oberstaatsanwalt”. Ich sage dann zum Herrn Bu- 
rowski: „Ich würde jetzt sagen, es ist genug." Frage ihn noch mal 
nach seiner Adresse, er gibt sie aber nicht. Er:,, Wenn Sie mal in 
Irgendeiner Kneipe sind, stehe ich dann neben Ihnen und wir kön- 
nen uns dann weiter unterhalten’, er haut ab, 


Gedächstnisprotokoll W.: 

„Ich klingele, C. kommt zur Tür, lacht und sagt irgendwas in 
der Art: ‚Da ist jemand vom Staatsschutz, Abteilung T da.’ In der 
Zwischenzeit sind wir in der Küche. In der Ecke sitzt ein Typ auf 
dem Stuhl, wie von C. beschrieben, locker, Beine übereinanderge- 
schlagen, hellblauen Jeans-Anzug, leichte Schuhe. Ich, ganz’auf der 
Scherz-Ebene, gehe auf ihn zu und sage: „‚Oberstaatsanwalt”. Er 
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sagt irgendwas kollegiales, was ich nicht verstanden habe, weil es 

ja eh ein Scherz war. Wir setzten uns und C. und „‚T’’ unterhalten 
sich weiter auf dieser Ebene. Nach ein paar Sätzen fällt mir auf, 
daß C’s Mundwinkel zuckt und er angespannt ist. Man kanns kaum 
fassen,der Typ ist ja echt. Es fällt ein Satz wie: „Wollen Sie also mit 
uns arbeiten, etwas tun? ” Noch halb zweifelnd sage ich dazwischen 
„Dossiers? ”. er schielt etwas unfreundlich zu mir rüber, irgendwie 
störe ich die Situation. C. wendet sich ab, „T’” fragt mich: ‚‚Arbei- 
ten Sie auch bei diesem ID mit? * Ich sage nichts und kuck in die 
Ecke, er sagt: „Naja’”.C. sagt,dann es wäre jetzt genug, „T’' solle 
gehen. 


„1 reagiert mit Athmosphäre-Produktion in Richtung auf 
mich derart: „Ja, wir haben uns ja ganz angenehm unterhalten, und 
er will auch nochmal vorbeikommen, nochmal reden und die Ver- 
bindung aufrecht erhalten, ganz freundlich. C. sagt, beim nächsten 
Mal soll er sich anmelden, mit Karte und so. ‚‚T’ meint: ‚Nein, 
nein.” C. sagt: „Sie sind doch Junggeselle, haben bestimmt ne 
Hausbar, Fernseher, Badezimmer, beim nächsten Mal kommen wir 
bei Ihnen vorbei.” „T" sagt: „Nein’’, er versucht sich in Pose zu 
stellen und sagt: „Wenn Sie irgendwann mal in der Kneipe stehen, 
stelle ich mich neben Sie, und dann unterhalten wir uns weiter.‘ 
Abgang, 


Im Zusammenhang mit diesem Besuch des Staatsschutzes, 
Abteilung T, ist zu erwähnen, daß der ID im Jahresbericht 1974 des 
Verfassungsschutzes (herausgegeben vom Innenministerium) inner- 
halb des Kapitels VII. (,‚Terror und Gewalt’’), Abschnitt1 (,,Be- 
kenntnisse und Aufforderungen zur Gewalt’’) unter Absatz 1.4. 
folgendermaßen charakterisiert wird: „Informationen über terrori- 
stische Aktionen und Erklärungen terroristischer Gruppen veröf- 
fentlicht der wöchentlich in Frankfurt erscheinende ‚‚Informations- 
dienst zur Verbreitung unter drückter (!) Nachrichten (ID): 
solche Nachrichten und Diskussionen über die Guerillataktik brin- 
gen auch „‚spontaneistische’’ und anarchistische Blätter sowie 
Schriften autonomer etc. etc. ...” 


(Es ist klar, daß diese Einschätzung der Arbeit des ID aus der 
Sicht der Ermittlungsbehörden erfolgt und mit der Arbeit, die wir 
tatsächlich machen, nicht das entfernteste zu tun hat). 


Wir haben im ID 97 vom 18. Oktober über die „Maulkorbge- 
setze’’ (13. Strafrechtsänderungsgesetz / Gesetz zum Schutze des 
Gemeinschaftsfriedens) berichtet, die der ehemalige Stuttgarter 
Oberlandgerichtspräsident Richard Schmidt wie folgt chrakterisiert: 
„Niemand anders als der Vorsitzende des nationalsozialistischen 
Volksgerichtshofs, Richard Freisler, sei Schöpfer der im ‚‚Maul- 
korbgesetz’’ angelegten „Vorverlegung des Staatsschutzes’ in den 
Raum der Meinungsäußerung. Hier ist nicht mehr die Tat,-sondern 
schon die Meinung Gegenstand der Verfolgung durch die Justiz. 
Wenn man die Etikettierung des ID’s im Jahresbericht des Verfas- 
sungsschutzes und die Tendenz des Gesinnungsstrafrechts zusam- 
men betrachtet, wird deutlich, wie die Justiz durch die staatsschüt- 
zenden Behörden im Vorgriff die opfer für das zu erwartende Ge- 
setz fabriziert.? 


In letzter Zeit kommt es immer häufiger vor, daß ID’s, die an 
Gefangene gehen, zur „Habe genommen’ werden, was heißt: sie 
erhalten ihn erst bei Entlassung, oder werden an uns zurückgeschickt, 
Es gibt da zwei Varianten von „Begründungen”. Einmal heißt es 
lapidar: „Die Aushändigung von Exemplaren des ‚Informationsdien- 
stes Frankfurt’ wird auf dauernd ausgeschlossen, weil in diesen 
Druckschriften immer wieder Artikel mit strafbarem Inhalt zu fin- 
den sind’’ — in den ausführlicheren Beschlüssen wird als Hauptargu- 
ment angeführt, daß die „Schrift geegnet ist, den Angeschuldigten 
zur Störung der Anstaltsordnung anzuhalten’‘. Und das, weil: ‚‚Die 
Schrift dient offensichtlich der Agitation”. „In ihr (der Druck- 
schrift) wird in einseitiger unsachlicher polemischer und beleidigen- 
der Weise (...) dem Leser der Eindruck von angeblichen (I!) rechts- 
widrigen Übergriffen staatlicher Ordnungsorgane vermittelt.” „‚Fer- 
ner besteht die Gefahr, daß die Schrift auch in die Hände anderer 
Gefängnisinsassen gelangen könnte”', 

Ab dieser Nummer wird der ID als Streifbandzeitung ausge- 
liefert. Das hat den Vorteil, daß er weniger Porto kostet, (hoffent- 
lich) schneller verschickt (gegenüber Drucksachen bevorzugt behan- 
delt) wird und für uns der Versand weniger Arbeit macht. Die po- 
stalischen Bedingungen für den Zeitungsversand zwingen uns auf 
der anderen Seite zu einem teuren Herstellungsverfahren (Compo- 
ser-Satz, größeres — A3 — Format, für dessen Falten und Zusam- 
menlegen wir keine Maschine haben). Die Umstellung von Produk- 


ID 99 vom 1.11.75 


Vom Anfang bis zum Ende 


tion und Versand kann in den nächsten Wochen wieder mal zu 
sogenannten Unregelmäßigkeiten führen. 


Auf unserer „Tour de Typographie’ haben wir die Normal- 
schreibung erreicht. Nach langer Diskussion war das Argument der 
leichteren,weil gewohnteren,Lesbarkeit ausschlaggebend. Darin 
eingeschlossen ist auch das größere Schriftbild. 


Sowohl das neue Herstellungsverfahren als auch durch stetig 
steigende Auflage sind wir auf mehr und bessere Maschinen ange- 
wiesen. Wir brauchen dringend: eine elektrische Frankiermaschine, 
eine elektrische Adressiermaschine (Adrema), ein Sammelhefter 
mit mindestens fünf Stationen, mehrere Büroschreibmaschinen. 

Zu unserer finanziellen Situation ist zu sagen, daß die Außenstän- 
de schon wieder so hoch sind, daß wir eine Mahnaktion durchfüh- 
ren müssen. Das Mahnen erfordert einen unverhältnismäßig hohen 
Zeitaufwand und kostet auch Geld. Das wir nicht berechnen. Da- 
rum: bezahlt bitte in dieser Woche eure ausstehenden Abo-Beträge | 


+ 


IDALS GEGENÖFFENTLICHKEIT 
Zum Selbstverständnis des ID-Kollektivs und seiner Pres- 
searbeit hier einige Berichte und Stimmen: 


ns-Dienst|z 


lisbene; Nachrichten 


27 29.Mai 1976 
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:hnik,haben die arbeit niedergelegt -1- * 6000 frankfurt 90 
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werken 3 ® postfach 90 7 
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„Nun sind aber in den letzten zehn Jahren in vielen westlichen 
Ländern unzählige Zeitungen und Blättchen der Neuen Linken 
entstanden, die mit dem Nachrichtenstoff der etablierten Nach- 
richtenagenturen wenig anfangen können. Deshalb gibt es heute eine 
ganze Reihe von alternativen Nachrichtendiensten. In den USA 

der ‚„‚Liberation News Service”, in Frankreich die „Agence 
Presse de Liberation’”’ (die heute in der Tageszeitung ‚‚Liberätion” 
integriert ist) und in der Bundesrepublik Deutschland den „Infor- 
mationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten” (ID). 


„Wir halten ein unabhängiges Organ wie den ID für notwendig, 
um dem Nachrichtenmonopol der etablierten und von der Wer- 
bung abhängigen Presse zu begegnen. Die Verabschiedung der 
Maulkorbgesetze (jetzt 5 88a) könnte zur Folge haben, daß auch 
die letzten zensurfreien Publikationen in der Bundesrepublik zu 
Aufgabe der freien Meinungsäußerung gezwungen werden. 


Da der ID auch aus Bereichen, die eine andere Zeitschrift heute 
kaum anzıgehen wagt, authentisch berichtet, scheint uns die Exis- 
tenz des ID besonders bedroht. Wir haben deshalb einen Beirat 
zur Unterstützung der Redaktion gegründet ...”” 


(Peter O. Chotjewitz, Jürgen Roth und Gerhard Zwerenz in 
einem Schreiben zur Unter stützung des ID) 


„Eine wichtige Funktion kommt dem Informetionsdienst zur 
Verbreitung unterbliebener Nachrichten (ID) zu. Er ist das aktuell- 
ste und ausführlichste Nachrichtenorgan der Gegenpresse. Wöchent: 
lich werden die „‚unterbliebenen Nachrichten” veröffentlicht, deren 
Verbreitung nicht im Interesse der herrschenden Medien liegt; oder 
deren Bedeutung sie nicht erkennt: über neue Widerstandsformen 
im Betrieb, im Stadtteil, im Ausbildungsbereich, über Justiz, Re- 
Pression, „Klassenkampf von oben‘, über Jugendzentren, Frauen- 
bewegung, Ökologie und Bürgerinitiativen, über Stadtqguerilla, 
über den Kampf in der Armee und über Formen der Gagenkultur. 


—— ID 133/839 vom 21.8.76 


Der Schwerpunkt liegt auf „‚Basisberichten”’ und Selbstdarstellun- 
gen der Betroffenen. Die Bereiche sind nicht auf die BRD begrenzt, 
es bestehen Kontakte zu ähnlichen Projekten im Ausland. Der ID 
richtet sich an politische Gruppen, Zeitungen, linke Journalisten 
und interessierte Individuen, die für ihren Bereich die ‚‚unterblie- 
benen Nachrichten’’ gebrauchen und weiterverbreiten können.”’ 


„Bekannt wurde der ID durch seine Wyhl-Berichte, die - inzwi- 


schen unterbrochenen — Notizen aus Stammheim zum Stammhei- 
mer Prozeß und zuletzt durch die Veröffentlichung von 25 Namen 
und Adressen von CIA-Agenten in der BRD. Im ID-Kollektiv ar- 
beiten etwa 15 Leute, in der Regel unbezahlt, dazu gibt es viele 
lose Kontakte. Die Auflage istea. 3.500.” 


(aus: ExtraBlatt über „Unterdrückung und Widerstand in der 
BRD — zum 8 88a usw.”’, herausgegeben von der Münchner Stadt- 


zeitung „Blatt”, zu bestellen beim Blatt, Adelgundenstr. 18, 8000 
München 22, Preis: zwei Mark.) 


Das ID-Kollektiv arbeitet nach folgendem Selbstverständnis: 


„der informationsdienst versteht sich als baustein für einen 
sozialistischen nachrichtendienst, dessen notwendigkeit sich ende 
der 60er jahre deutlich abzeichnete, als sich in betrieben, stadttei- 
len, und der provinz neue kampffarmen gegen die diktatur des 
kapitals entwickelten. diese ereignisse und die erfahrungen daraus 
mußten und müssen weiterverbreitet werden. 

wir wissen daß diese aufgabe von der bürgerlichen presse igno- 
riert, unterschlagen wird. andererseits sind die linken periodika 
entweder technisch noch nicht in der lage, die gesamtheit dieser 
nachrichten rasch zu erfassen und weiterzuleiten, oder sie schlies- 
sen sich durch ihre absolutistische haltung (,,im interesse des vol- 
kes die halbe wahrheit verschweigen’’) von dieser möglichkeit aus.” 


(aus: „Linke Öffentlichkeit, Alternative von unten” in päd. 
extra vom 15.12.75) 


„‚ın letzter zeit wurde das feedback besser, durch immer mehr 
alternativzeitungen und andere alternative medienprojekte werden 
ID-meldungen immer häufiger verbreitet, d.h. unsere vorstellungen 
von multiplikatoren fängt an, sich zu realisieren. auch bleiben die, 
die den ID schon mal benutZhaben, mit uns weiter in kontakt. 


seit bestehen des ID wollen gruppen den ID über nachrichten- 
und faxtenvermittlung hinaus auch als ideologisches sprachrohr 
benutzen und daraus resultiert häufig der zensurvorwurf (ID 114). 
wir meinen, daß das produzierte papier aus der bewegung nicht 
die reale bewegung wiederspiegelt, sondern daß bestimmte gruppen 
aus ihrem arbeits- und lebenszusammenhang heraus mehr papier 
produzieren als andere, deren arbeit genauso wichtig ist. (fast ein 
jahr lang wurde im ID überwyhl berichtet, ehe die linke au@erkalb 
freibugs und auch andere überhaupt reagierten). 


der ursprüngliche rahmen unserer arbeit, sich auf basismeldungen 
zu beschränken, ist mittlerweile öfter durchbrochen worden, indem 
wir zu bestimnten entwicklungen selbst recherchieren z.b. CIA, 
CARP, druckerstreik u.ä.)” 


(aus: Kurze Darstellung der Entwicklung des ID fürs Aachener 
Treffen) 


„ Terroranweisungen gibt es in der Bundesrepublik im Buchhan- 
del zu kaufen, für Interessenten sogar im Abonnement: mit Wissen 
der Sicherheitsbehröden werden seit zwei Jahren in der Anarchi- 
stenzeitschrift „‚Informationsdienst’ Tips gegeben, wie man sich 
zum Beispiel mit Extremisten-Parolen in Live-Sendungen drängelt 
oder Fahrkartenautomaten knackt.” 


(aus: Bild am Sonntag) 
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ID-AINNENWELT UND AUßENWELT 


Das letzte ID—-Plenum stand unter dem Motto: „Es muß 
alles ganz anders werden’. Grund für diesen Umsturz ist eine 
Nachrichten- und Papierinflation, der wir mit unserer herkömm- 


lichen Arbeitsweise nicht mehr Herr werden, sowie Kritik von 
außen, die uns nicht egal ist. 


Es fängt damit an, daß immer mehr Leute dem ID was schi- 
cken, etwas abdrucken wollen, etwas von uns wissen wollen; 
was genau das ist, was nach unserem Anspruch auch passieren 
soll: politische Bewegungen schaffen sich ihr Medium selbst, 
in dem sie sich unzensiert darstellen können. Bloß ist unser 
Arbeitsalltag nicht auf der Höhe dieses großen Wortes. Wenn 
es auf den Redaktionsschluß am Donnerstag zugeht, entsteht 
immer öfter die unerträgliche Situation, daß ganz wichtige Sa- 
chen nicht mehr getippt werden, daß wir mit den vorhandenen 
Artikeln zu jonglieren beginnen, daß Sachen rausfliegen, ohne 
daß es einen inhaltlichen Grund dafür gäbe — außer, daß wir 
es nicht schaffen, die ganze Nacht zu rotieren. 


Es werden bei uns von Montag bis Donnerstag durchgehend 
Nzchrichten zusammengestellt und getippt. Da läuft es dann 
mr’ sr,u fie „‚normale‘‘ Nachricht Anfang der Woche ge- 
tippt wird. Inzwischen passiert irgendwo was außergewöhnli- 
ches, wir treten mit den Leuten in Kontakt, die dabei waren, 
und die schicken uns den Artikel am Donnerstag. Er kommt 
aber nicht zum Tippen, weil noch ein Überhang von anderen 
wichtigen Sachen besteht, und bleibt liegen. Im Endprodukt, 
dem neuen ID, sieht das dann so aus, als hätten wir alle mög- 
lichen Allerweltsnachrichten wichtiger gefunden als den aktuel- 
len Bericht. Die Absender spekulieren über unsere böse Absicht 
und suchen nach der ID-Zensur. Wie gesagt, so kann es kommen, 
denkt nur nicht gleich, das sei die Regel. 


Nun ist klar, daß durch die Benennung dieser äußeren Be- 
dingungen die Sache selbst nicht wieder im Lot ist. Die Kritik 
(von verschiedenen Ecken) geht dahin, daß sie bei uns politi- 
sche Kriterien bei der Artikelauswahl annehmen. Einer, dem 


es am deutlichsten gestunken hat, ist der Horst aus Bremen. 
Er schreibt: 


„Liebe ID’ler, 
wir haben jetzt aber endlich die Faxen dick I!!! 
Uns reichts - auf westdeutsch. Einige Genossen und Genossin- 
en aus Bremen, die bisher regelmäßig Artikel für den ID ge- 
schrieben haben, werden dies in Zukunft nicht mehr tun. 
Wir finden es ziemlich unverschämt, wie ihr mit den Artikeln 
umgeht. Beispiel: für die letzte Ausgabe sind euch mehrere 
Artikel zugeschickt worden — und das einzige, was aus Bre- 
men abgedruckt wurde, ist die Ankündigung eines Films im 
Bremer Komunalkino! Ich möchte mal wissen, welche Bedeu- 
tung das für Frankfurt, Berlin oder München hat. 


So, da also eh nichts von uns erscheint, können wir uns 
sparen, noch irgendwelche Artikel zu schicken. 
Wir verlangen von auch jetzt mal ne schriftliche Erklärung, 
nach welchen Kriterien ihr die Artikel auswählt, welche tech- 
nischen und personellen Schwierigkeiten euch veranlassen, 
ständig irgendwelche wichtigen Artikel rauszuschmeißen! 
Und wenn ihr meint, einige ausgeflippte Bremer können sowas 
nicht verlangen, dann irrt ihr. Wir verlangen es!” 


Zum Abwägen und Beschwichtigen fällt uns dazu nichts 
ein. Unsere technischen Probleme können wir darstellen, wie 
sie sind, sie sollen aber nicht als Antwort — Ersatz für eine 
inhaltliche Kritik herhalten. Und da läuft es dann prompt zu- 
sammen: die technische Fehlerquote wird dort höher, wo un- 
sere politischen Schwierigkeiten mit einem Text zunehmen, 
wo die Darstellung brisanter und kontroverser Themen nicht 
mit den Mitteln des redaktionellen Normalbetriebs zu lösen 
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sind. Uns fehlt ein kollektiv getragener Diskussionszusammen- 
hang, der uns bei den eingehenden Nachrichten über den Fet- 


zen Papier hinaus auch den politischen Kontext begreiflich 
macht. 


Dies in dem knappen Zeitraum , den wir zur Fertigstellung 
einer Nummer haben, zu leisten, wird in dem Maße schwieri- 
ger, wie sich die Einzelbereiche, die zusammengenommen als 
Spektrum politischer und sozialer Bewegung den ID bevölkern, 
sıcn untereinander isolieren. Die starke regionale Auffächerung 
der aktuellen politischen Initiativen sorgt für zusätzliche Un- 
terschiede bei Vorgehen und Einschätzung innerhalb der Be- 
wegung. Das wird besonders augenfällig bei den einzelnen An- 
ti-KKW-Gruppen und ebenso bei deren Beziehung zu — bei- 
spielsweise — den Bereichen Knast/Repression/politische Pro- 
zesse. Es übersteigt schlichtweg unsere Köpfe und unsere Kräf- 
te, über diesem Spektrum die ordnende, sichtende und „objek- 
tivierende‘’ Klammer zu bilden. Eine Klarheit konsumfertig 
und lesbar vorzuführen, die weder bei der hiesigen Linken,ge- 


schweige denn im ID-Kollektiv zu finden ist, haut einfach nicht 
hin, denn wir stehen selbst ‚„‚mittendrin’’ und nirgends „drü- 
ber”. Insofern können wir auch nicht garantieren, daß neben 
den sattsam uns packenden technischen Te ufeleien keine PO- 
litischen Pannen mehr passieren. 


Mit der uns zur Verfügung stehenden konstanten Seitenzahl 
gehen wir jede Woche aufs neue das Risiko ein, die Gewichte 
falsch zu verteilen, einzelne Bereiche überzubelichten, andere 
zu übersehen oder ihren Stellenwert zu verkennen. 

Wir erwarten jetzt von euch weder Nachsicht noch Mitleid mit 
unserem schweren Schicksal, sondern solidarische Kritik, die 
den dargestellten Hıntergrund miteinbezieht. Keine Artikel 
mehr zu schicken, ist dabei wohl keine Lösung, denn der ID 
soll ja auch und gerade dann benutzt werden und benutzbar 
sein, wenn was passiert. Damit ist der Bremer Frust nicht weg, 
klar, aber ... und da müßten wir wieder von vorne anfangen. 


Es wurde einmal sinngemäß gesagt: entweder der ID hat ei- 
nen Anspruch und leistet, was man von ihm verlangt, dann isses 
o.k., oder er leistetsnicht, dann kann er einpacken. — Das klingt 
wie: entweder ich gewinne im Lotto, dann ist gut, oder es wird 
nix und ich kann mir gleich die Kugel geben. Das will uns nun 
gar nicht behagen — vor allem, weil wir uns mit dem Projekt 
ID identifizieren, da viel reinstecken und gar keinen Grund se- 
hen, die ganze Kiste für bankrott zu erklären. Mit dem Motto 
„es muß alles anders werden” haben wir einige Silberstreifen 
an den Horizont montiert — schließlich wollen wir die Proble. 
me nicht jammernd breittreten, sondern aus ihnen raus, Und 
so soll es (wird es ?) von nun an sein: 


— Jeden Morgen gibt's einen festen Redaktionstermin. Aktuel- 
les wird verteilt und vorm Verschlampen bewahrt, Themen wer- 
den abgesprochen. 

(kritische Anmerkung: diesen „jour fix‘’ beschließen wir etwa 
alle drei Monate, wenn uns das Zeug über den Kopf wächst, er 
ist aber bisher immer wieder eingeschlafen.) 


— Zu den im ID schwerpunktmäßig vertretenen Bereichen Be- 
trieb/Knast und Justiz/ Ökologie/Uni/Internationales gibt es 
jetzt eigene Gruppen, die sich regelmäßig treffen, um nicht nur 
die vorliegenden Nachrichten, sondern auch die dahinterliegen- 
de Politik zu bequatschen. Die Gruppen sind offen zusammen- 
gesetzt aus ID-Leuten und Praktikern des jeweiligen Gebiets. 
Über diesen erweiterten Kreis wollen wir näher an die arbei- 
tenden Gruppen rankommen, Impulse für und Kontrolle über 
die veröffentlichten Sachen erhalten. Die Gruppe ‚‚Internatio- 
nales’’ z.B., die mit dieser Vorgehensweise rühmlich angefan- 
gen hat, trifft sich jeden Mittwoch mit 12 Journalisten aus 6 
Ländern ... (äh ?) 

(Anmerkung: es gab mal eine ID-interne Einteilung in Ressorts: 
hat sich aber nicht bewährt. Spezialisten bildeten sich raus, der 
übergreifende Blick ging verloren, zwischen den Ressorts gabs 
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Vom Anfang bis zum Ende 


viel Gerangel und wenig Kommunikation.) 


— Dann gibt’s jetzt alle zwei Wochen einen ID-Dämmerschop- 
pen. Dort wollen wir die Sachen diskutieren, die über den ak- 
tuellen ID-Schreibtisch hinausreichen und doch unweigerlich 
auf ihn zurückwirken. Themen gibt’s dafür genug, und Wein 
und Bier soll es auch dazu geben. 


Kurzum Leute, verliert nicht den Mut, wir haben’s auch nicht 
vor. Für alle Schreiber an der Basis gilt: es gehen längst nicht 
so viel Berichte verloren, wie abgedruckt werden. (!) 


NACHTRAG 


Mit diesen Ausführungen im Rücken, sei gleich noch eine 
Panne bekanntgegeben. Eine Gruppe „Patrice Lumumba’’ 
hatte vor einigen Wochen auf das Südafrikanische Verkehrs- 
büro in München einen Anschlag verübt und uns dazu eine 
Erklärung geschickt. Einige Leute haben sie gelesen und wa- 
ren für Abdruck, nicht zuletzt weil sich darin ein für Kom- 
mandomeldungen sehr neuartiger Ton dokumentieren ließ. 
Dann vergingen zwei Tage und die Erklärung war weg — 
einfach weg. Ein Beschwerdebrief kam hinterher und legte 
uns allerlei Manipulationen zur Last. Auch wenn es kaum 
zu glauben ist: dieser Manuskript-Schwund ist ein rein tech- 
nisch-schlampig-unorganisierter. 


P.S.: Zur Zeit erhalten 985 Abonnenten den ID nicht, da 
sie nicht ausreichend gezahlt haben. 


Süddeutsche Zeitung und ID 


Zweidrittel Zeitungsseiten überließ die Süddeutsche Zeitung 
ihrem Redaktionsmitglied Heiko Flottau am Samstag, dem 
26. Juni 1977, damit er sich mit einem Bericht über den ID 
und unseren Beirat noch seinen Urlaub mitfinanzieren kon- 
nte, den er inzwischen angetreten hat. Tenor des Berichts: 
Durch “eigenwillige Publikationspraktiken” bringe sich der 
ID in Verdacht des Sympathisantentums mit Terroristen. 
Flottaus Artikel, den wir hier gar nicht umfassend wür- 
digen wollen, ist folgendermaßen eingefädelt: Vorab beruft 
er sich auf ID-Beirat Horst Bingel, der sich, von Flottau 
telefonisch befragt, nicht daran erinnern konnte, ID-Bei- 
rat zu sein, worauf Flottau ihm zu suggerieren versuchte, 
er sei schließlich seit drei und mehr Jahren als solcher aus- 
gewiesen (obwohl es den Beirat erst seit wenig mehr als einem 
Jahr gibt). Bingel wunderte sich, für ihn war das eine “un- 
terbliebene Nachricht”, subjektiv für ihn wohl nicht ganz 
zu unrecht, denn er hatte uns im letzten Jahr zwar seine 
schriftliche und beglaubigte Beitrittserklärung geschickt, je- 
doch hatte er anders als die übrigen Räte seitdem keinen 
ID mehr zu Gesicht bekommen — eine Panne im ID-Ver- 
sand, wir bedauern es. Im Übrigen will Horst Bingel im Bei- 
rat bleiben und den ID bekommt er inzwischen zugestellt. 
Dieses Mißverständnis Bingels, das Flottau als solches doch 
hätte auffallen müssen, — schließlich hatte er mit anderen 
Beiräten telefoniert, denen es nicht so wie Bingel ergangen 
war — benützt Flottau (ohne beim ID rückzufragen), um 
das zu praktizieren, was er selbst laut SZ “in herkömmlichem 
Sinne ‘objektiv’ berichten” nennt, indem er nämlich zum 
Auftakt des Artikels suggeriert, der ID habe sich wohl den 
Bingel unrechtmäßig unter den Nagel gerissen. 
Doch Flottau, der bei uns im ID war und mit dem wir meh- 
rere Stunden bei Tee und Kaffee offen diskutierten, ging 
es wohl eher darum, zu untermauern, was der Verfassungs- 
schutz 1975 über den ID in seinem Jahresbericht zu ver- 
öffentlichen für notwendig hielt: der ID schildere “u.a. 
angeblich ungerechtfertigte Haftbedingungen von Terroris- 
ten, zu deren Unterstützung er aufrief. Er berichtete in 
Protokollform über den Prozeß in Stuttgart Stammheim und 
drucke als Meinungsforum Solidaritätsbekundungen, Erklä- 
rungen und Gegenerklärungen ab”. Dazu Flottau in der 
Süddeutschen: “Dieser Eindruck bestätigt sich in letzter 
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Zeit.” Flottau begnügt sich damit, ins Horn des Verfassungs- 
schutzes zu stoßen und bestätigt unsere Einschätzung, daß 
die “objektiv” schreibenden bürgerlichen Journalisten sich 
regelmäßig damit begnügen, amtlich abgesegnete Informatio- 
nen für bare Münze zu nehmen, genauso, wie seinerzeit die 
Presse und Rundfunk/Fernsehen während des Frankfurter 
Häuserkampfes, übrigens einer der Gründe, warum der ID 
ins Leben gerufen wurde. Genauso wie FAZ-Reporter 
Thomas Meyer, der am 7.5.77 (“Revolution wollen sie 
alle’’) schrieb:“‘So ist nach diesen Erkenntnissen der “In- 
formationsdienst für unterdrückte (!) Nachrichten” mittler- 
weile nahezu völlig ins “terroristische Lager” abgedriftet . ” 
Die Bezeichnung ‘unterdrückte’ statt ‘unterbliebene’ stammt 
aus dem Verfassungsschutzbericht. Befragt, ob Meyer über- 
haupt den ID gemeint habe und woher die “amtlichen Er- 
kenntnisse’ stammten, sagt der FAZ-Kopf, der nie einen 
ID gesehen hatte:“Ich kann Ihnen versichern, es beruht in 
diesem Artikel nichts auf amtlichen Veröffentlichungen”. 
Auf die Frage, ob der Hinweis auf die “Amtlichkeit” ein 
Trick war, sagt Meyer etwas später:“...Sie können sich 
darauf verlassen, wenn man sowas recherchiert bei so einem 
Thema kann man sich auch nur auf amtliche Quellen verlas- 
sen, wie sollte man denn sonst ..." etc etc 

Eine Reihe BRD-JJournalisten der bürgerlichen Medien 
haben unter dem Deckmantel der “Objektivität”, die sie 
sich in ihr Notizbuch des “journalistischen Ethos” geschrie- 
ben haben, Staatsschutzaufgaben übernommen. So auch 
Grabert vom Bayrischen Rundfunk, der ebenfalls die Aufga- 
be bekommen hatte, die Münchner Stadtzeitung Blatt in 
einem Beitrag über Terror zu verwursten und die Blatt-Ma- 
cher mit der Lüge, er möchte über die Arbeit des Blatt eine 
Sendung machen, zu einem Gespräch überredete. 

Das sind Einzelheiten, die Kampagne läuft auf breiter Ebene. 
Allesamt knüpfen an ““Mescaleros’” Buback-Artikel in der 
Göttinger Studentenzeitung an, über den wohl die breitest 


massierten Lügen, und nicht nur von Springer, verbreitet 
werden. 


Die beiden ID-Beiräte Volker Schlöndorff und Peter O. 
Chotjewitz haben einen Brief an die Süddeutsche Zeitung 
bzw. eine Gegendarstellung geschrieben, die wir im folgen- 
den abdrucken. 


"Volker Schlöndorff Obermeierstr. 1 8 München 22 


Herrn Heiko Flottau 
c/o Süddeutsche Zeitung 
8 München 


den 25.6.77 


Betr.: Authentisches aus dem ''Tegeler Lager’'/SZ von heute 
Sehr geehrter Herr Flottau, 


seit an die zehn Jahre lese ich die SZ, 
insbesondere auch Ihre Berichte und Kommentare. Da ich mich lange 
Zeit in Frankreich aufhielt, lese ich weiterhin "Le Monde’'. So bin 
ich ein ganz gut informierter Leser — und trotzdem erfahre ich hier 
und da, besonders im ID, immer wieder vieles, was in der Presse 
sonst einfach nicht vorkommt. Es gibt also unterbliebene Nachrich- 
ten, was einen speziellen Pressedienst schon mal rechtfertigt. Zum 
zweiten verändern sich ein und dieselben Vorgänge ganz erstaunlich, 
nachdem sie als kurze Nachricht mit ein oder zwei Zitaten (in Anfüh- 
rungszeichen) erscheinen — oder aber als komplettes Protokoll, Rede 
Brief oder Erlebnisbericht. Gerade solch unmittelbares, sinnliches 
Material ist in der Presse —leider auch im Fernsehen— nur selten zu 
finden, stattdessen viel, viel redigiertes. Die beiden Arten der Bericht- 
erstattung stellen aber eine qualitativ völlig verschiedene Öffentlich- 
keit her —worüber Oskar Negt und andere gearbeitet haben. 
Mich interessiert die Wirklichkeit —schon von Berufs wegen— mehr 
in ihrer unmittelbaren, sinnlichen Form. Deshalb lese ich seit Jahren 
den ID. 
Deshalb bin ich auch gerne zur Stützung des Unternehmens in den 
Beirat der Redaktion eingetreten, als man mich darum bat. Der Bei- 
rat hat nie "eine unklare Rolle gespielt’”’ — wie sie schreiben. Ich 
jedenfalls fühle mich von der Redaktion genügend informiert und kann 
mich jederzeit beratend an Entscheidungen beteiligen. Wenn einige 
Mitglieder in diesem Beirat ziemlich passiv sind,so unterscheiden sie 
sich in nichts von zahllosen anderen Beiräten in zahlreichen kirchli- 
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chen, künstlerischen, wirtschaftlichen, politischen und anderen Bei- 
räten. Und daß jemand ohne es zu wissen, irgendwo dabei ist, wie 
Herr Bingel, soll auch anderswo schon vorgekommen sein, ohne daß 
der Beirat dann gleich eine unklare Rolle spielt. Sprechen wir es doch 
offen aus: eine Publikation wie der ID muß sich heute trotz Presse- 
freiheit bedroht fühlen. Deshalb braucht er einen Beirat, der ihn un- 
terstützt, und ich bin sicher, daß im entscheidenden Moment auch 
Horst Bingel und Ingeborg Drewitz wieder dabei wären. 

Welche Rolle spielt dann aber ein Bericht, wie der Ihre? Ich habe 
den Eindruck, hier wird bewußt oder unbewußt etwas vorbereitet. 
Zum mindesten wird ein solcher Artikel von den zuständigen Behör- 
den und Diensten als ein Zeichen dafür gewertet, wie die liberale 
Presse im Falle eines staatlichen Eingriffs reagieren würde: wahrschein- 
lich zustimmend. 

Zu viele Haus- und Kanzleidurchsuchungen wurden in den letzten 
Jahren publizistisch auf diese Art vorbereitet, als daß man bei dem 


Lesen des Artikels über den ID nicht ein ungutes Gefühl haben müßte. 


Ich meine, es ist wichtig, sich als Journalist auch dieser möglicher- 
weise ungewollten Funktion bewußt zu sein, und entsprechend 
“ausgewogen” zu berichten. Sie zitieren ausführlich Frau Drewitz, 
die aber selbst schreibt, daß sie den ID nur sehr unregelmäßig las. 
Stein des Anstoßes ist ein authentischer Bericht, aus dem ich mehr 
zum woher und wieso des Buback-Attentates entnehmen kann, als 
aus vielen anderen Leitartikeln. Was kann daran gefährlich sein — zur 
Wirklichkeit gehört’ s nun mal. Warum bleibt unerwähnt, daß ID auch 
die Texte Jugendlicher, bürgerlicher Bürgerinitiativen, Streikberichte, 
Portugal- und Südamerikaberichte und vieles andere mehr bringt, was 
tatsächlich anderswo unterbleibt. Ist es nicht schlimm genug, daß der 


Verfassungsschutzbericht schon das Veröffentlichen solcher Meldungen 
(wörtlich:”’Er berichtet in Protokollform über den Prozeß in Stuttgart- 


Stammheim und druckte als Meinungsforum Solidaritätserklärungen, 
Erklärungen und Gegenerklärungen.’’) für berichtenswert hält! 
Sie werfen der Redaktion vor, ’'die Nachrichten, besser die '’Origi- 


nalberichte’’, werden nicht nachrecherchiert. Läßt sich dieser Vorwurf 


nicht viel eher an andere richten? Die obendrein ihre Nachrichten 
nicht als Originalberichte, sondern als objektive Berichterstattung 
ausgeben? ! 

Hoffentlich regt Ihr Bericht nicht nur beim Verfassungsschutz zum 
Lesen des INFORMATIONSDIENSTES ZUR VERBREITUNG 
UNTERBLIEBENER NACHRICHTEN an. Ich freue mich mit jeder 
Nummer wieder, daß es ihn gibt, gerade jetzt, wo rundherum Zei- 
tungen sterben und fusionieren. 


Mit freundlichen Grüßen ” 


Und nun die Gegendarstellung von Peter O. Chotjewitz. 
"Gegendarstellung 


Sehr geehrte Herren! 


Ihr Artikel in der Süddeutschen Zeitung” vom 25./26. Juni 1977, 
Nr 143 — "Authentisches aus dem Tegeler Lager’’ von Heiko Flot- 
tau — enthält eine mich betreffende unwahre Behauptung. Ich bitte 
deshalb gem. Pressegesetz um Veröffentlichung der nachstehenden 


GEGENDARSTELLUNG in der nächsten Ausgabe der "Süddeutschen 


Zeitung’’ an gleicher Seite. 


— Sie behaupten, daß "der Kontakt zwischen Beirat und Redaktion 
gleich Null ist und daß die Reaktion von Frau Drewitz die einzige 
bisher bekanntgewordene inhaltliche Auseinandersetzung mit dem 
Dienst ist .. ” 

Diese Behauptung ist unrichtig. 

Richtig ist vielmehr, daß die Redaktion des ‘’Informationsdienstes 

zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten” seit Bestehen des Bei- 

rates, dem ich angehöre, mehrfach mit mir Kontakt aufgenommen 
hat, um mich in politischen, redaktionellen und juristischen Fragen 
zu konsultieren. 

Richtig ist ferner, daß ich von mir aus mit Mitarbeitern der Redak- 

tıon gesprochen habe — vor allem wegen der Berichterstattung des 

Informationsdienstes” vom Stammheimer Prozeß und als der 

"Informationsdienst’ sich im Mai 1977 weigerte, eine Richtigstel- 

lung der Gefangenen aus der RAF gegen einen Artikel von Klaus 

Rainer Röhl in der Frankfurter Rundschau ungekurzt abzudrucken. 

‚ Schließlich habe ich noch im Juni 1977 dem “Informationsdienst” 
die Nachricht übermittelt, daß der Ermittlungsrichter des Bundesge- 
richtshofes bei der Bundesanwaltschaft ein Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts des Vergehens nach 5 111 StGB — öffentliche 
Aufforderung zu Straftaten — wegen Verbreitung der im "Informa- 
tionsdienst‘' erschienenen "Hungerstreikerklärung’’ der Gefangenen 
aus der RAF gegen mich angeregt hat. '' 
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gen haben. 


DER VERFASSUNGSSCHUTZ ÜBER DEN ID 


BONN In der Abteilung ‚Sonstige Bekenntnisse’ 
1.Dezember veröffentlicht das Bundesinnenministerium 
im neuen Verfassungsschutzbericht (für 
1976) Erkenntnisse über den ID. Da der Verfassungsschutz- 
bericht eine beliebte Quelle für Journalisten ist, die über den 


ID zu berichten haben, veröffentlichen wir den Absatz im 
Wortlaut: 


„Der wöchentlich in Frankfurt erscheinende ‚‚Infor- 
mationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten” 
(ID) setzte seine Veröffentlichungen über terroristische Ak- 
tionen sowie von Erklärungen und Stellungnahmen terro- 
ristischer Gruppen fort. Neben den Äußerungen inhaftierter 
Terroristen druckte er Bekenntnisse zu Terrorakten ab, be- 
richtete über Gerichtsverfahren gegen terroristische Gewalt- 
täter und schilderte ausführlich ihre angeblich unzumutbaren 
Haftbedingungen. Breiten Raum gab der ID Spendenaufrufen 
und anderen Unterstützungsaktionen, mit deren Hilfe Soli- 
daritätskampagnen ausgelöst oder gefördert werden sollten. 
Er druckte aber z.B. auch eine Erklärung der „Frankfurter 
Spontis” ab, in der diese den Sprengstoffanschlag der RZ auf 
das Frankfurter Hauptquartier des 5.US-Korps scharf kriti- 
sierten und Terroristen aufforderten, ihren ‚„‚Todestrip’” und 
ihre „bewaffnete Selbstisolation” aufzugeben (Nr. 129 vom 
12.6.1976). 


DER WIENER ‚KURIER’ 
ÜBER DEN FRANKFURTER ID 


FRANKFURT 
1.Dezember 


Ein ID-Leser aus Wien schickte uns die 
Ausgabe des ‚Kurier’ (unabhängige Tages- 
zeitung für Österreich) vom 26.November. 
Auf der Titelseite wird über Waltraud Book, die in Wien im 
Knast sitzt, berichtet. Die Story steht im Zusammenhang mit 
der Verhaftung zweier Leute, die verdächtigt werden, den 
Millionär Palmers entführt zu haben und die vor ihrer Fest- 
nahme Kontakt mit Waltraud Book gehabt haben sollen. 

Unter anderem heißt es da: 


„Einige Male bekam Book auch den ‚ID’ (Informations- 
dienst deutscher ‚Isolationsopfer’). Das sind meist auf Bütten- 
papier gedruckte Elaborate linksradikaler deutscher Häftlinge, 
die für ihre Zeitschrift einen eigenen Vertriebsapparat aufgezo- 


» 


Nonsens EB 


Das Informationsangebot für Roter Kalender 1975 
deutsche Leser wächst. Jotzt [UFerprRaTERmENE PrETERIR 
gibt es sogar einen „Infor- BE BTIEn RZ BR FE 
mations-Dienst zur Verbrei- E% — 
tung unterbliebener Nach- FE 
richten“. Er verstehtsich- so R; % 7 
teilt ein „Roter Kalender für Ks 
Lehrlinge und Schüler‘ mit — 
als „den ersten Baustein ei- 
ner sozialistischen Presse- 
agentur‘ und bringt Nach- 
richten, deren „Verbreitung | 
nicht im Interesse der Kapi- ' 
talisten liegt‘. 


aus: »Capital« - das deutsche Wirtschaftsmagazin, August '75 
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Vom Anfang bis zum Ende 


In einem ZEITUNGSBUREAU muß Diktatur, nicht allgemeines Stimmrecht herrschen.” 2 
KARL MARX (nach : stern, 12/75, S.50) ° 
I, 


NOTIZEN ZUM ID-SELBSTVERSTÄNDNIS 
GEGENÖFFENTLICHKEIT 


Seit der Springerkampagne weiß die neue revolutionäre Lin- 
ke aus eigener Erfahrung, daß die bürgerlichen Medien und ihre 
sogenannte Öffentliche Meinung radikale soziale Bewegungen 
und ihr Selbstverständnis nicht zum Ausdruck kommen läßt. 
Mit der Kritik an der öffentlichen Nichtöffentlichkeit kam bei 
der betroffenen Linken — mit einigen Jahren Verzögerung — 
auch die Ausformung von selbstgeschaffenen Kommunikati- 
onsmitteln, unabhängig von den komplexen Zensur- und Selbst- 
zensurmechanismen der herrschenden Medien. Der ‘kritische 
Journalismus’, der die faktische Verbreitung und Bedeutung der 
bürgerlichen Medien zur Vermittlung anderer politischer Vor- 
Stellungen nutzen wollte, blieb auf dem Gang durch die Institu- 
tionen auf dem Abstellgleis stecken. Die wenigen Ansätze, die 
den Konflikt in den Medien nicht scheuten, werden still und lei- 
se abgewürgt, als verläßliche Kraft eines politischen Zusammen- 
hangs reichen-sie jedenfalls nicht aus. 

Die Alternativmedien gehen da von ganz anderen Voraussetzun- 
gen aus, ihre Kritik kann und will sich nicht im Gestrüpp der 
gleichgeschalteten Redaktionen verlieren: 


Es sollen die etwas zu sagen bekommen, die hierzulande 
„nichts zu sagen haben’’. Es soll die Sicht der Betroffenen arti- 
kuliert werden, in ihrer Sprache, in ihrem Selbstverständnis. 
Und zwar als eigenständige Größe, nicht als relativierter Teil ei- 
ner „ausgewogenen’” Einerseits-Andererseits-Schau. Es sollen 
die zu Wort kommen, die sich nicht von Parteien und Pressure- 
groups vertreten lassen und vertreten lassen wollen, sondern die 
ihre Politik und ihre Bedürfnisse selbst in die Hand nehmen und 
direkt durchsetzen. Und es soll die veröffentlichte Nachricht 
nicht unabhängig von ihrem Inhalt als Ware gehandelt werden, 
sondern begriffen werden als lebendige politische Erfahrung. 
Das distanzierte „berichten über” soll ersetzt werden durch 
„Kommunizieren mit’. Information soll nicht nur konsumiert, 
sondern im Zusammenhang bewußten politischen Handelns für 
die eigene Praxis benutzbar sein. 

Dieses Konzept, das dem ID seit Beginn im Sommer 1973 zu- 
grundeliegt, erfordert auch eine neue Qualität von Nachricht, 
von Darstellung sozialer Bewegung und sozialer Realität. 


In der ersten ID-Selbstdarstellung vom Juni 1973 hieß es 
noch kurz und frech: 
„Der ID versteht sich als der erste Baustein für eine sozialisti- 
sche Presseagentur. In den letzten Jahren gelang es in mehreren 
Ländern, einen von der offiziellen Nachrichtenpolitik und Nach- 
richtenmarkt unabhängigen Informationsdienst aufzubauen. In 
den USA liberation news service (Ins), in Frankreich die agence 
presse liberation (apl), die nach zweijähriger erfolgreicher Ar- 
beit in der Tageszeitung Liberation aufgegangen ist. Es existie- 
ren ähnliche Ansätze in England, Belgien und Schweden. 


... Unterbliebene Nachrichten bedeuten für uns nicht nur un- 
terdrückte Nachrichten, sondern auch Nachrichten, denen die 
bürgerliche Presse keine Beachtung schenkt, weil sie deren Be- 
deutung nicht erkennt. Der ID will nicht Klatsch aus der hohen 
Politik bearbeiten, sondern sucht die Informationen an der Ba- 
sis, in den Betrieben, bei Bürgerinitiativen, in Jugendzentren, 
von linken Gruppen und auf der Straße. 


In der letzten Zeit haben sich bei Streiks und in Stadtkämp- 
fen neue Widerstandsformen gegen die Diktatur des E igentums 
entwickelt: diese Ereignisse und die E rfahrungen daraus müß- 
en verbreitet werden, und es ist nicht zu erwarten, daß diese 
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Aufgabe die bürgerliche Presse übernimmt. Die linken Periodika 
sind entweder technisch noch nicht im Stande, die Gesamtheit 
dieser Nachrichten zu erfassen, oder durch absolutistische An- 
sprüche schließen sie sich selbst von der Möglichkeit aus. 


Für wen? Weil es eine Presseagentur sein soll, in erster Linie 
für Multiplikatoren, Betriebszeitungen, linke Blätter, Informa- 
tionshefte der Jugendzentren, linke Verbände und Wohnge- 
meinschaften, also für diejenigen, die dafür sorgen, daß die 
Nachrichten, die von der Basis kommen zur Basis zurückkeh- 


’ 


ren. 


Im Januar 1975 protokollierten wir nach einer anstrengen- 
den Weihnachtsdiskussion: „Da der ID bisher eine Zeitung für 
linke Leute war, die die Nachrichten eher konsumierten als 
weiterverarbeiteten, müssen wir prüfen, wieweit unser ursprüng- 
liches Konzept, eine Nachrichtenagentur für Multiplikatoren zu 
sein, durch die Entwicklung in Frage gestellt wurde. Der ID als 
Magazin in der jetzigen Form deckt sicher eine Informations- 
lücke innerhalb der Linken, bleibt aber auf sie beschränkt. ... 
Unser Ziel, daß Gegeninformation nicht nur bezugslos veröf- 
fentlicht, sondern auch in wirksames politisches Handeln um- 
gesetzt werden kann, hängt von der Stärke der linken Bewe- 
gung und von der Situation einer „liberalen Öffentlichkeit” 
(sofern vorhanden) ab. Der ID muß sich auf dem Diskussions- 
stand dieser Faktoren befinden und kann nicht über ihnen ste- 
hen. 


Hier aber Vorsicht vor Widerspiegelungstheorien! Wenn die 
Bewegung mau ist, darf nicht auch der ID mau sein. Gerade in 
einem Zustand von Isolierung und Desillusionierung ist die Lin- 
Re auf einen gut funktionierenden Informationskontakt ange- 
wiesen, will sie sich nicht atomisieren lassen. Gut’ heißt da 
nicht, Jubelmeldungen zu bringen, wo es nicht zu jubeln gibt, 
sondern ein intaktes Netz von Verbindungen und Nachrichten- 
austausch zu haben — eben ein Stück Gegenöffentlichkeit.” 


Im März 1976 kam auf einem Wochenende noch eine andere 
notwendige Ergänzung: ‚Ursprünglich war bei ‘Multiplikato- 
ren’ wohl auch an die bürgerlichen Medien gedacht. Diese Vor- 
stellung erwies sich jedoch immer mehr als politische Utopie, 
da das Abblocken seitens der bürgerlichen Medien seine Ursa- 
chen im Klassenkampf und nicht in der mangelnden Seriosität 
des ID hat.” 


Von diesem historischen Exkurs zurück zu dem, was wir in 
Diskussionen am Begriff der ‚„unterbliebenen Nachricht’’ fest- 


machen konnten. 
DIE UNTERBLIEBENE NACHRICHT 

An diesem Begriff ist noch das einfachste die negative Be- 
stimmung über das, was die bürgerliche Presse verschweigt, ver- 
zerrt, verstummelt, aus dem Zusammenhang trennt, was sie für 
„nicht aktuell”, für uninteressant hält. Pösitiv definiert kann es 
heißen: eine Synthese aus tatsächlichem Geschehensablauf, 
Darstellung des politischen Zusammenhangs und der emotiona- 
len, subjektiven Verarbeitung. Maßstab kann dabei nicht die 
von oben verordnete Realität sein, sondern die Aktualitat un- 
serer Alltäglichkeit, wie sie der Prozeß von Befreiung und Wi- 
derstand von unten bestimmt, in den vielfältigen Ausdrucks- 
formen, Widersprüchlichkeiten und Brechungen. Um diese Ent- 
wicklungen und Zustände authentisch vermitteln zu können, 
versucht der ID ‚‚pluralistisch” zu sein — im Gegensatz zu einer 
linierten Berichterstattung, die im Interesse des Volkes die hal- 
be Wahrheit verschweigt., 


+ 
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LINKER RESOLUTIONSJOURNALISMUS 


Es gibt eine Tendenz bei inker Öffentlichkeitsarbeit, sich 
mit Presseerklärungen, leblosen Resolutionen und langatmigen 
Papierproduktionen gegen die herrschende Unwahrheit behaup- 
ten zu wollen — wobei doch einige ihrer Mechanismen unbe- 
wußt übernommen werden. Man kann zwar entrüstet und be- 
rechtigt die bürgerlichen Lügen entlarven, aber mit einer steri- 
len Sprache, die sich an Öffentlichkeitsbedingungen orientiert, 
die nicht unsere sind, trennt man beim linken „Resolutions- 
Journalismus’ genau wieder die Erfahrungen, Träume, Lernpro- 
zesse ab, die zur Politik in erster Person (singular und plural) 
geführt haben. Auch da, wo die Presse „objektiv’’ gesehen nicht 
lüugt, hat sie doch in jeder Zeile ein Vorverständnis von Wirklich- 
keit, von Fraglosigkeit gegenüber ihrer Aufsplitterung von Le- 
bensbereichen durchgesetzt, das wir getrost verlassen können. 
„Unterblieben” bleibt bei vielen Nachrichten auch linker Her- 
kunft der Bezug zur subjektiven und kollektiven Entstehungs- 
geschichte von Widerstand und zu unserer eigenen Alltäglich- 
keit. Das bürgerliche Verständnis drängt sie ins Abseits des Pri- 
vaten. Unsere Öffentlichkeit darf auf diese Schizophrenie nicht 
hereinfallen. Diese Aspekte zu artikulieren und zu vermitteln 
setzt ein Bewußtsein voraus, daß wir in unseren Medien nicht 
zu einer anonymen und abstrakten „öffentlichen Meinung’ 
sprechen, sondern daß wir mit Menschen kommunizieren, deren 
gemeinsames Interesse der Kampf um befreite Lebens-, Arbeits- 
und Verkehrsformen ist. Die Adressaten von Basisberichten 
sind nicht viel anders als ihre Absender, man braucht nicht mit 
der Sprache hinter die Inhalte zurückzufallen. Wenn wir uns 
„In unsere eigenen Angelegenheiten einmischen”’ und darüber 
berichten, muß sich dieser Prozeß auch in den Nachrichten wie- 
derfinden, und zwar ebenfalls als Prozeß, korrigierbar, veränder- 
bar. Im ID kann man prompt lesen, wenn irgendwo die Bullen 
aufgetaucht sind und eine Initiative bedroht ist. Aber was ist 
mit der Initiative sonst los? Wie ist sie entstanden, was für Kon- 
flikte, innen und außen, gab es? Auch von diesen Aspekten, die 
für die Betroffenen eine immense Aktualität bedeuten, für das 
herrschende Verständnis keine, ist noch etliches „unterblieben” 


Basisbewegungen, Initiativen, kollektive Ansätze auf unter- 
schiedlichen Ebenen müssen die Gesamtheit ihrer Erfahrungen 
vermitteln und selbstdarstellen können, um aus einer informel- 
len eine politische Infrastruktur machen zu können. Die herr- 
schenden Medien werden diese Aufgabe nicht übernehmen, sie 
sind in ihrer Mehrheit viel zu sehr damit beschäftigt, unsere Ini- 
tiativen zu bekämpfen. Die „‚Verbreitung unterbliebener Nach- 
richten” in den Alternativmedien ist Teil eines politischen Zu- 


sammenhangs, der wesentlich mehr will, als Papier zu verbrei- 
ten. 


DIE GUTE ALTE INFORMATION 


Bei den eben beschriebenen weitergehenden Ansprüchen an 
die Darstellung von Realität kann man es sich allerdings nicht 
leisten, die Augen vor der ‚Gewalt des Faktischen” zu ver- 
schließen und sich zu ihr nicht zu verhalten. In einer Gesell- 
schaft, die mit Maulkörben; gesetzlichen und außergesetzlichen 
Notständen dichtgemacht wird, bekommt manche schlichte, 
unbeladene Information: das und das ist da und dort passiert 
oft schon eine brisante Bedeutung . Die selbstverordnete Staats- 
ergebenheit der Medien und, wenn selbst die nicht ausreicht, 
die direkte staatliche Einflußnahme verbieten es den bestellten 
Trägern und Händlern von Nachrichtenware, wirklich alles zu 
sagen, was tatsächlich abläuft. Wie eng dieses Geflecht bereits 
ist, wie strategisch exakt konzipiert und reibungslos es funktio- 
niert, hat die (Un-) Berichterstattung zu der Brokdorfdemon- 
stration am 19.2. erneut unter Beweis gestellt. Die Gegenpresse 
kann mit ihren — dazu wirklich „alternativen’’ — Nachrichten 
nur einen Bruchteil des Verbreitungsradius erreichen, den die 
Machtmedien seit langem behämmern und weiter behämmern 
werden. Gegenöffentlichkeit läßt sich nicht nur quantitativ be- 
stimmen. Eine Information, die den Legitimitätszusammenhang 


in VO 


der bürgerlichen Presse in Frage stellt, bekommt im konkreten 
Fall eine wirkungsvolle Intensität, auch wenn die politischen 
Multiplikatoren, die sie verbreiten, lächerlich winzig aussehen. 


EIN VORBILD AN TIERLIEBE 


Als vorbildlicher Bürger habe ich ein ausgesprochen gutes 
Verhältnis zu Tieren. Die Hunde und Katzen meiner Freunde 
sehe ich mir mit großem Vergnügen an..Ich selbst habe einen 
Maulwurf als Lieblingstier. Er wohnt im Bergen-Enkheimer 
Wald ‚wo ich ihn jedes Jahr besuche und ihm was mitbringe. 
Dieses Jahr waren es einige Regenwürmer in einer Dose. 
Meistens bekomme ich meinen Maulwurf nicht zu Gesicht, weil 
er gerade mit dem Graben von Tunnelröhren seiner Beschäf- 
tigung nachgeht. Trotzdem freut sich mein Maulwurf über das 
mitgebrachte Geschenk sehr. Wenn ich im nächsten Jahr wie- 
der meinen Besuch mache, ist nämlich die Dose bestimmt weg. 


Für diesen Ausschnitt der ‚‚unterbliebenen Nachricht” sind 
ganz einfache Fakten ausschlaggebend: In Brokdorf waren 
nicht 6 000 sondern 30 000, der Verfassungsschutz bricht nicht 
einmal und nie wieder bei Leuten in der Wohnung ein, sondern 
permanent, und das ist auch nicht alles. In den Reformknästen 
wird weiter geschlagen, gefoltert, vernichtet; in politischen Pro- 
zessen ist Angeklagten und Verteidigern ein Unrechtsstatus zu- 
gewiesen worden, der Vergleich mit Hitlers Justiz nicht scheuen 
braucht. Die bürgerliche Öffentlichkeit reagiert in solchen Fäj. 
len nur, wenn sie etwas als einen „‚Fall’' betrachtet. Mit den an- 
deren 99% der alltäglichen Repression, mit der strukturellen 
Barbarei hat sie längst ihren Frieden geschlossen - sie ist ja 
Teil davon. ‚„‚Unterbliebene Nachrichten” sind demnach von 
ihrer Qualität her auch ganz „‚normale’’ Nachrichten, Fakten 
nur aus Bereichen, die von der herrschenden Öffentlichkeit aus 
klarer Interessenlage ausgeblendet werden. Dazu gehören die 
täglichen Sauereien im Betrieb, gegen Ausländer, Frauen, in der 
Kaserne, bei der Ausbildung, politische Prozeßberichte, ver- 
tuschte Umweltkatastrophen, Pläne, Zahlen, Daten der Herr- 
schenden. Das sind Sachen, die uns nicht automatisch zuflies- 
sen, sondern die von einem intakten Netz von Informanten und 
Korrespondenten abhängen und von der Mitarbeit der Betroffe. 
nen an der Basis, die sich den ID und die gesamte Gegenpresse 
zu Nutze machen. 


INVESTIGATIVE JOURNALISM 


Ein weiteres Moment, das im Maßstab herrschender Praxis 
unterblieben ist, sind ausführliche aber populär verständliche 
Repo.tagen über größere zusammenhängende politische Vor- 
gänge. Bei der angelsächsischen Presse gibt es eine Tradition 
von „‚investigative Journalism’’, auf die sich die vielstrapazierte 
Vorstellung der Presse als ‚vierter Kraft’ stützt. Tatsächlich 
wäre wohl Nixon heute noch Präsident, wenn nicht die ‘Wa- 
shington Post’ den hierorts unvorstellbaren Mut besessen hätte, 
konsequent gegen den Staat zu recherchieren und sich nicht 
mit ein paar müden Dementis abspeisen ließ. Während im west- 
lichen Ausland diese Praxis in den bürgerlichen Medien zumin- 
dest toleriert wird,sind beim BRD-Journalismus für ‚Enthüllun- 
gen”, die sich wirklich was zu enthüllen trauen, die Grenzen 
modelldeutsch eng gesetzt. Die derzeitigen Veröffentlichungen 
über illegale Geheimdienstpraktiken gegen die Bevölkerung ver- 
mitteln schon einiges Neue über unseren rechtsstaatlichen Nor- 
malzustand. Es ist aber noch überhaupt nicht klar, ob dazu die 
Initiative wirklich bei einer kritischen Presse gelegen hat, die 
die Freiheit hat, herauszufinden, was sie will, und es zu druk- 
ken, wann sie will. 
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NACH SEINER FLUCHT AUS DEM PROTUGIESISCHEN PARLAMENT verirrte sich Sozialistenführer Mario SOARES in 
Begleitung zweier Mitarbeiter des BUNDESNACHRICHTENDIENSTES in den Gängen des Gebäudes. Die beiden wegcsun- 
kundigen, jedoch hilfsbereiten BRD-Agenten führten Soares durch eine Tür, die sich zu spät für sie als Falltür zu einem Las- 
tenaufzug herausstellte. Aus dem vierten Geschoß des Parlaments stürzten alle drei stolpernd durch die Öffnung auf das 
150 Zentimeter tiefer liegende Vordach. Ein Fotograf des ID-Bilderdienstes war zur Stelle und schoß das Foto des Tages. 
Man erkennt, daß Soares in der kompromittierenden Situation sein Gesicht nicht mehr rechtzeitig abwenden konnte. 


während die BND-Agenten sich schlagfertig tot stellen, um keinen Spekulationen über Zusammenhänge zwischen BND 
und Soares Vorschub zu leisten. 
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:O: 
ss was damit zu tun hat, wer von uns gerade mit welchen Interes- 

„Investigative Journalism”’ ist für den ID eine Nahtstelle von sen und Engagement da ist, wer zu wem Konnections hat und 
„Klassischem”’ Journalismus und den Bedürfnissen linker Poli- zu bestimmten Themen durch Diskussionen oder aktive Teil- 
tik. Auf diesem Gebiet arbeiten wir auch mit linken Journali- nahme einen Bezug hat. Das macht aber noch lange keine ID- 
sten in den Medien zusammen, die dem ID Sachen geben kön- Linie im Kollektiv, die gibt es nicht. Im Rahmen unseres sehr 
nen, die von den betreffenden Redaktionen abgelehnt wurden weit gefassten Selbstverständnisses, wie es oben skizziert wurde, 
und andererseits dort mit einigen ID-Meldungen landen kön- liegt die Ausfüllung der einzelnen Nummern vorwiegend an den 
nen. Gruppen, die den ID für ihre Veröffentlichung als Forum be- 

Im ID sind einige Male sorgfältiger recherchierte journalisti- nutzen. Die redaktionelle Arbeit in Frankfurt besteht zum ei- 


sche Arbeiten aufgenommen worden, so Berichte über die CARP 
über den CIA, die EAP, über Interpol, BKA über die militärisch 
wirtschaftliche Verflechtung, über KKW’s,über Arbeitskonflikte, 


HERAUSGEBER: 
denen wir nachgegangen sind. Frankfurter Informationsdienst e.V. 
Das sind nicht immer Sachen, die sich unmittelbar aus dem Hamburger Allee 45, 6000 Frankfurt 90 
Basiskonzept „Betroffene schreiben für Betroffene” ergeben, Verantwortlicher Redakteur: 
die auch ein intensiveres Arbeiten erfordern. Hier geht es da- Peter Michael Borch 


rum, herauszufinden, was unsere Gegner machen, was sie ge- 
gen uns planen, um ihre geheimgehaltenen Waffen durch Ver- 


s j h Horst Bingel/Schriftsteller — Dr. Hans Christoph Buch/Schriftsteiler — 
Ööffentlichung stumpf zu machen. Peter O. Chotjewitz, Schriftsteller — Dr. Robert A. Dickler/Hochschul- 
lehrer — Christian Geissler/Schriftsteller — Prof. D. Helmut Gollwitzer/ 


BEIRAT DES ID: 


Theologe — Holger Heide/Hochschullehrer — Otto Jägersberg/Schrift- 
REDAKTIONELLE ARBEIT steller -Yaak Karsunke/Schriftsteller — Dr. Heinar Kipphardt/Schrift: 
n ' > | _ iftstellerin — Jürgen Roth/ Schriftsteller 
nfrontiert, daß wir, steller — Helga M. Novak/Schri q | s 
du ann ei IB. u en machen’. Daran Robert Wolfgang Schnell/Schriftsteller — Volker Schlöndorf/ Regisseur 
ie Frankfurter -Leufte, dIe z . 


Erwin Sylvanus/Schriftsteller -—Dr. Klaus Wagenbach/ Verleger - 


ist soviel richtig, daß natürlich die Artikelauswahl pro Heft et- Görhard Zwerenz/Schriftstellat. u u 
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nen darin, daß wir die eingegangenen Berichte sortieren, zusam- 
menfassen, mit anderen Berichten in Beziehung setzen, einen 
Vorspann schreiben, Kontaktadressen suchen usw., zum ande- 
ren versuchen wir, zu bestimmten aktuellen Themen vor Ort 
jemanden zu finden, der etwas schreibt. Zu den meisten Kor- 
respondenten, die uns gelegentlich bis regelmäßig Berichte 
schicken, haben wir Kontakt, den wir gegebenenfalls reaktivie- 
ren können. Als ein weiterer Pfeiler des Informationsnetzes 
haben sich die zahlreichen Stadt- und Alternativzeitungen er- 
wiesen, mit denen ein regelmäßiger Austausch besteht. 


Mit der Praxis, sich mit redaktionellen Kommentaren 
aus den Artikeln rauszuhalten, haben wir natürlich unsere 
Schwierigkeiten. Zum einen gibt es die pure, reine Nachricht 
nicht, irgendein politisches Vorverständnis ist in jedem Bericht 
drin, ohne daß es jeweils ausgewiesen sein muß. Insofern ist 
die Artikelauswahl schon Politik, auch wenn wir selbst nicht 
unseren Senf dazugeben. Zum anderen birgt das einfache Nach- 
drucken die Gefahr, daß wir zu den Artikeln ein formales 
‚Fahrkartenknipser’-Verhältnis bekommen. Das heißt, wir ver- 
öffentlichen eine Sache, sind aber inhaltlich nicht damit be- 
schäftigt und bemühen uns auch nicht weiter um Diskussionen. 
Das kann bei dem riesigen Durchlauf von Informationen auch 
nicht ausbleiben. Als Kontrollinstanz fragen wir in solchen Fäl- 
len: Können wir der Quelle der Nachricht vertrauen, der jeweili- 
gen Gruppe, die den Bericht geschrieben hat, dann können wir 
den einzelnen Artikel deren Einschätzung überlassen. Es gehen 
pro Woche mehr Sachen ein, als wir veröffentlichen können auf 
maximal 32 Seiten. Uns ist klar, daß über die ID-Diskussionen, 
die zu einer Veröffentlichung oder Nihtweröffentlichung führen, 
wenig nach außen dringt. Dieser Bericht soll ein Beitrag dazu 
sein, daß über die Veröffentlichung von Nachrichten hinaus 


auch die Entstehung und Produktion der Nachrichten im ID 
öffentlicher und transparenter wird. 


DAS ID-KOLLEKTIV 


Die Arbeit im ID wird kollektiv organisiert, allerdings 
nicht in dem Sinne, daß wir eine homogene Gruppe mit ein- 
heitlicher Meinung und einheitlichem Engagement sind. Bei 
uns arbeiten ca. 25 Leute in Frankfurt irgendwie mit, die als 
Plenum die Entscheidungen tragen. Ein engerer Kreis von sechs 
Leuten ist so gut wie täglich da und organisiert in offenen Re- 
daktionstreffen und Absprachen die anfallende Arbeit. Dazu 
kommen noch Gruppen und Einzelne innerhalb und außerhalb 
des Kollektivs, die an bestimmten Projekten arbeiten, wie Bilder- 
dienst, Ökologie, Betriebsbereich, aber auch technische Sachen 
wie: Versand, Buchhaltung, Büro usw. Die Fülle der Initiativen, 


freitag, 25.4./75/bil me 


l 
Die Schlussproduktion war schon längst davongelaufen, da liefern sich 
die Redaktionsboten noch Scheingefechte mit ihren neuen Klappgabeln. 
Plötzlich ein Telefonanruf : Es ist der Botschafter des Zweistrom-Landes- 
Davon belehrt, daß seine angeblich heisse Wasserstandsmeldung nicht , 
mehr die frischeste sei, (siehe ID 23), zieht er sich aus der Telefonmu_Ql 
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die im und durch den ID laufen, ist nicht für das ganze Kollek- 
tiv in jedem Stadium nachvollziehbar. Das hat zu einer infor- 
mellen Hierarchie von einigen bei uns geführt. Je nachdem, wie- 
viel an investierter Arbeit, Connections und Überblick jemand 
eingebracht hat. Dieses Informationsgefälle versuchen wir durch 
ein tägliches Morgentreffen abzubauen, auf dem über die lau- 
fenden Projekte und Unklarheiten geredet werden soll. Wir 
stoßen dabei täglich auf unsere Grenzen. Ein Betrieb, der Nach- 
richten aus dem ‚befreiten Leben’ veröffentlichen will, reibt 
sich an dem täglichen Kleinkram, an dem langweiligen Arbeits- 
trott, der für uns überhaupt nichts alternatives hat. Dazu pas- 
sieren laufend Pannen, Peinlichkeiten, geht uns was durch die 
Lappen, wird was verschlampt, na, ihr wißt schon. Unsere Be- 
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ziehungen zueinander, die wir nicht zu ‚Arbeitsbeziehungen’ re- 
duzieren wollen, müssen wir diesem täglichen Streß, dem im- 
mer mehr von außen gesetzen Produktionsrythmus regelrecht 
abtrotzen. Ein fataler Kreislauf schwebt uns immer vor Augen: 
Wer viel da ist, macht viel, wer viel macht, bekommt den Über- 
blick, was noch alles zu machen ist, macht noch mehr und be- 
kommt auch noch mehr aufgebrummt, weil er halt den Über- 
blick hat. Wer immer mehr macht, kann sich immer schwerer 
losreißen und mit den Leuten mal über was anderes reden, lang 
schlafen, dummes Zeug machen; wer kein dummes Zeug mehr 
macht, reduziert sein Leben, zentriert immer mehr Wissen und 
Macht auf sich, wird funktionalisiert und isoliert. Deshalb: 

das ‚Recht auf Faulheit’ in einem Projekt durchzusetzen, wo auf 
der ersten Seite steht: „Erscheint wöchentlich’’ bleibt ein we- 


sentliches , wenn auch anachronistisches Ziel für unsere Arbeits- 
organisation. 


DER GANG DER NACHRICHT, formal 


Der Bereich, aus dem hier Entwicklungen dargestellt wer- 
den soll, reicht vom ERhalt der Nachricht bis zum Lay-Out, dem 
Zusammenstellen der Druckvorlage des ID’s. In diese Spanne 
fallen in der Regel folgende Bearbeitungsschritte: 


Der Bericht, der mit der Post oder durchs Telefon, (der 
dann vom Band des Telefonaufzeichnungsgerätes abgetippt 
werden muß) kommt, wird besprochen, es wird festgelegt, wer 
was im groben damit macht. Dann wird er zumindest so be- 
arbeitet, daß er eine Überschrift hat, Ort des Geschehens und 
Datum angegeben sind und fürs Tippen kenntlich gemacht wird: 
einmal die Absätze, zum anderen die Schriftgrößen und Schrift- 
typen. Nun wird der Bericht gesetzt, dann Erstkorrektur ge- 
lesen, die Korrekturen getippt und eingeklebt, dann Zweit- 
korrektur gelesen: werden noch Fehler gefunden, wiederholt 
sich der Vorgang tippen/kleben/lesen. Wenn das O.K. ist, wird 
die Reihenfolge der Berichte/Fotos festgelegt und so auf be- 
sondere Layout-Vorlagen aufgeklebt (es gibt harte Auseinan- 
dersetzungen über den besser geeigneten Klebstoff: Pritt oder 
Fixogum). Die Vorlagen werden noch mal überprüft, besonders, 
wo die Berichte auseinandergeschnitten worden sind an den 
Übergängen. Dann kann das Titelblatt getippt werden. Im gro- 
Ren und ganzen gab es diese Reihenfolge schon von anfang an 
— damals eben in bescheidenerem Maßstab. Wir waren (auch) 
formal sehr an den herkömmlichen Nachrichtenagenturen aus- 
gerichtet, schreiben alles klein und schenkten dem Layout, der 
Aufbereitung der Nachrichten, nur geringe Bedeutung. 


Auf dem Weg zum ID von heute gab es folgende wesentliche 
Stationen: 


— Im Sommer 1975 geben wir die Kleinschreiberei auf und 
gehen zur Normalschrift über 


gleichzeitig erscheint der ID composergesetzt; statt ein- 
zweispaltig 


die Schrift, mit Einführung des Computers bis zur Grenze 
der Lesbarkeit verkleinert (Platz und Geld sparen), wird im 
Laufe der Zeit wieder größer 


das ID-Zeichen hinter der Stadt bei den einzelnen Artikeln 
verschwindet im Januar 77 


Bilder im ID, sogar mal auf der Titelseite, individuelle gra- 
fische Versuche beim Lay-Out. 


Grundsätzlich ist zu sagen, daß der ID zumindest die 
schwere Lesbarkeit aus der vermeintlich reinen Nachrichten- 
dienstzeit gerettet hat (als Nachrichtendienst richteten wir uns 
vornehmlich an Multiplikatoren: Gruppen/Zeitungen, keine 
Einzelabos — heute werden wir vornehmlich als Zeitungsersatz 
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Vom Anfang bis zum Ende 


benutzt/konsumiert). Er ist schwer zu lesen, fürs Auge und 
(manchmal) fürn Geist. Das sind stets wiederkehrende Kritiken 
und Grund stets wiederkehrender Diskussionen. Doch das 
Festhalten an den bescheidenen Formalitäten hat auch eine 
inhaltliche Befürchtung, die unser Dilemma ausmacht: 
einerseits wollen wir die Leser informieren, sind natürlich da- 
ran interessiert, daß die Nachrichten gelesen/gebraucht werden. 
Andererseits wollen wir uns hüten, dem gängigen Machstil nahe- 
zukommen, der die Lesegewohnheiten prägt, denn er transpor- 
tiert in dieser Warengesellschaft notwendig herrschende Ideolo- 
gie, zerstückelt und hierarchisiert Erfahrungen. 


DER GANG DER NACHRICHT, TEIL 2 
„FRÜHER, DA WAR ES ANDERS” 


Als sich ID-Redakteure im Herbst 1973 oder 1974 über 
eingesandte Manuskripte zusammensetzen, hatten sie vorher 
alle Manuskripte gelesen — es waren nicht gar so viele. Dabei 
hatten sie Anmerkungen an den Rand oder zwischen die Zei- 
len geschreiben und die Manuskripte sahen teilweise aus wie 
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Ostereier (aber der Sigrid und anderen machte das nichts beim 
Tippen). Die ID-Redakteure wußten vorher, was im ID stehen 
wird und hatten darüber diskutiert und beschlossen (und sie 
werden gerne zugeben, daß das, was hier jetzt steht, leicht idea- 
lisiert ist wie in allen Märchen über die Vergangenheit, aber 
trotzdem gehörte diese Art, mit Manuskriflen umzugehen, zum 
damaligen Selbstverständnis). Das war auch noch 1975 so. 


Aber irgendwann (und bald nach Schaffung von Ressorts 
und dafür verantwortlichen Redakteuren) geschah, was den 
alten Brauch beseite schob: aus dem Versuch, über die zuneh- 
mend fülliger eingehende Menge Informationen und Manuskrip- 
te durch differenziertere Strukturierung Interesse und Verant- 
wortlichkeit mehr zu dezentralisieren entstanden zahlreiche 
Subzentren (vor allem in den Köpfen der Ressortheinis). Das 
konnte umso schwerer aufgelöst werden, als die Ressortheinis 
nicht mit dem Widerspruch umzugehen verstanden, zwar für 
einen bestimmten Bereich Verantwortung zu übernehmen,ohne 
jedoch die Verantwortung für das Ganze aufzugeben. 
Inzwischen gilt immerhin soviel (,‚Schön wär’s’’ = handschrift- 
liche Notiz einer Gegenlesenden), daß jeder, der ein Manuskript 
für den Satz bearbeitet, ihn jemand zum GEGENIesen gibt. 
Wenn aber niemand da ist, dann, ja was dann? Er gibt ihn in 
der Regel trotzdem in Satz. Somit gerät er erst wieder getippt 
in eine Kontrolle, dann nämlich, wenn Korrektur gelesen wird. 


NL, 


8 3, Küchenbenutzung :' 
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Korrektur wird aber nicht durchgehend inhaltlich gelesen (z.B. 

aus Zeitgründen) oder verschiedene Un zusammenhänge treten 
dabei nicht eindeutig hervor. Also gehen falsche oder schlampi- 
ge Informationen in das Endprodukt ID ein. Die „PEINlichkei- 
tenkorrektur” füllt diese Lücke auch nur bedingt, weil sie 


1. kurz vor Redaktionsschluß (am Donnerstag vor allem) vorge- 
nommen wird, wobei die Möglichkeit der Rückfrage an den Ma- 
nuskriptbearbeiter nicht mehr garantiert ist. (Soll sich ändern 
— auch Dienstag und Mittwoch also) 


2. Weil sie zwar Unstimmigkeiten findet, die aus der vorliegen- 
den Fassung als solche hervorgehen, nicht jedoch Unstimmig- 
keiten, die bereits die Voraussetzungen zu einer bestimmten In- 
formation gebildet haben und nur dank der Voraussetzung zu 
erkennen sind. 


Voraussetzungen zu überprüfen muß jedoch Bestand- 
teil jeder Korrektur sein (und war es z.B. in jenen ‚früheren 
Zeiten’). Um das heute wieder möglich zu machen, müßten wir 
entweder eine kleine Gruppe wie früher sein, wo jeder mit je - 
dem im Plenum über jeden vorliegenden Artikel spricht oder 
die Korrekteure und Schlußkorrekteure müßten auf den Ver- 
fasser und Bearbeiter einer Meldung zurückgreifen können. 
Das ist aber nur dann möglich, wenn jeder, der ein Manuskript 
bearbeitet und zum Setzen gibt, seinen Namen oder sein Zei- 
chen, anhand dessen man ihn identifizieren und daher gezielt 
nachfragen kann, setzt. 


Dadurch erübrigen sich die notorischen Fragen in den 
Raum: „Wer hat...” Wer weiß wer...? Wer hat nicht...? " etc. 
etc., worauf die übliche Antwort aus dem Raum zurückschallt: 
habs nicht gelesen, weiß nicht, was ist denn das überhaupt, was 
willst du überhaupt? bzw. werden zu vorhandenen Spekulatio- 
nen weitere angestellt, was der freien Fantasie natürlich viel 
Raum laßt und die soll ja auch an die Macht — aber doch nicht 
auf solche Weise! 


Mein Vorschlag also für das Plenum am 14.Märzmontag- 
abend: Das ID-Plenum möge beschließen, daß in Satz gehende 
Manuskripte gekennzeichnet sind durch den, der sie bearbeitet 
hat. Und daß zusätzlich darauf Telefonnummern von denen 
stehen, die die Informanten sind oder den Bericht hergebracht 


oder geschickt haben, wenn sie nicht bereits in der zu veröffent- 


lichenden Kontaktadresse angegeben sind. 


Es genügt nicht, daß ein ID-Redakteur seinen Artikel auf- 


grund seiner Sprachkenntnisse oder Teilnahme an einer Dis- 
kussion zu interpretieren weiß. Es genügt erst dann eine Infor- 
mation, wenn sie von Außenstehenden, nicht eingeweihten 
Menschen, auch denen, die noch nie einen ID in der Hand hat- 
ten (doch des Lesens mächtig und auch sonstiger Fähigkeiten) 
ohne Anruf in der ID-Redaktion verständlich ist. Ich hoffe, 
ich bin verständlich... 


@ 
RN BUANN 
An Sehr geehrte Damen und Herren, ‘ If, N; 
on aus dem Kölner VolksBlatt erfahre ich vom Informations- ’/7 
—_- dienst zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten (1D3. Ich 2 
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2 Ich hoffe, daß sie mich nicht für einen Verfassungsschutz- 


ID zusenden könnten. 


- 


ZEHN halten und bin mit freundlichen Grüßen ihr.. 
/fetgfernnaueneii AESLARERT “ 


EZIEZESEETTEIETE 


ARBEITSVERTEIL U NG (Abkeitung Pressebureau) 


Die Pflastersträndler sind Kaffeetrinker. Die IDler Teetrinker. Sb aufgeteilt ist der Einkaufs 
plan zukunftig. Also an alle IDler : 


nur noch Tee eınkaufen.° 
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wäre ihnen sehr dankbar, wenn sie mir eine Probenummer des u 
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ID-Hausmitteilung 


WOZU DER TÄGLICHE ID? 


Während des Russell-Tribunals wird der Informationsdienst 

täglich erscheinen. 

Warum wir uns dazu entschlossen haben, ergibt sich aus einer 

kurzen Übersicht der Punkte, die Bestandteil der Berichterstat- 

tung in den nächsten neun Nummern sein sollen. 

1. Wir wollen über Inhalte und Verlauf des Tribunals informie- 
ren. Dazu gehören Berichte über die Entstehungsgeschichte, 
Versuche der Regierung und der Gewerkschaften, das Tri- 
bunal zu verhindern bzw. es zu denunzieren. 

Wir wollen über die Zusammensetzung der Jury informie- 
ren, durch Interviews und Berichte zeigen, aufgrund wel- 
cher persönlichen Einstellung sie zu ihrem Urteil kommt. 
Die offiziellen Dokumente, die dem Tribunal vorliegen, 
werden in ihren wesentlichen Punkten dokumentiert, wich- 
tige Ausführungen der Jury werden zitiert sowie Aussagen 
der Zeugen und ggf. Einlassungen offizieller Stellen. 


2. Zwei wesentliche Bereiche des Tribunals werden erst im 
September behandelt. Wir werden nicht abwarten, bis diese 
Bereiche “dran‘ sind, sondern schon jetzt darüber schrei- 
ben: Über Zensur in den Medien und über die Verschärfung 
vieler Gesetze (vorläufiger Höhepunkt: das Kontaktsperre- 
gesetz). 


3. In die Entstehungsgeschichte des Russell-Tribunals geht die 
Situation der Linken — nicht nur deren organisierte Erschei- 
nung — massiv ein. 

Das wird deutlich an den unterschiedlichen Haltungen zum 
Tribunal, deren extremste Varianten von Ablehnung über 
Desinteresse (”’Ist nichts zu erwarten‘‘) bis zu starker Iden- 

tifizierung reichen. 

Beiträge dazu (“Russell-Tribunal und die Linke’‘) kommen 


von einzelnen, von Gruppen. Dazu werden Veranstaltungen 
stattfinden. 


4. Die Jury des Tribunals bestreitet nicht, daß der Untersu- 

chungsgegenstand einer Einschränkung unterliegt, daß nicht 
die “Totalität von Repression’’ in der Bundesrepublik ver- 
handelt wird. Über Ausweitungen des Untersuchungsgegen- 
standes hat es massive Auseinandersetzungen gegeben. Bei- 
spiel ist die Nichtbehandlung der Unvereinbarkeitsbeschlüs- 
se der Gewerkschaften. 
In unserer Berichterstattung werden wir versuchen, Repres- 
sion über die Grenzen des Tribunals hinaus darzustellen: 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse der Gewerkschaften / alltägliche 
Gewalt gegen Ausländer (insbesondere repressive Asylpoli- 
tik)/ Gewalt gegen Frauen, gegen Homosexuelle beider Ge- 
schlechter / repressive Kulturpolitik / Demontage im Sozial- 
bereich u.v.a.m. 


5. In unserer Republik haben sich über 500 Gruppen gebildet, 
die sich als “Russell-Gruppen‘’ im weitesten Sinne verste- 
hen, um Dokumentationen zusammenzustellen, Veranstal- 
tungen zu machen, neue Bündnisse zu schließen, getragen 
von der Hoffnung, Zerfall aufzuhalten, lebensfähige Zu- 
menhänge zu entwickeln. Das alles soll mit dem Ende des 
Tribunals nicht zu Ende sein. Wir werden versuchen, über 
das Selbstverständnis und die Perspektive einiger Gruppen 
zu berichten. 


6. Im kulturellen *"Rahmenprogramm‘’, daß in Frankfurt wäh- 
rend des Tribunals gewachsen ist, drückt sich auch die Be- 
schränktheit des Tribunals selbst aus. Viele Gruppen, die 
sich mit ihren Interessen nicht beim Tribunal vertreten se- 
hen, haben eigene Veranstaltungen organisiert. Darüber wer- 
den wir berichten, 


7. Die Bundesregierung und die Medien (Fernsehen, Funk und 
Presse) reiten auf dem müden Gaul des Abwiegelns (Bölling: 
"Die Bundesregierung sieht dem Tribunal gelassen entge- 
gen.’ usw.) 
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Die Rechte im Tagungsort Frankfurt/Harheim sieht den 
weißen Sonntag (‘heiligster Tag im Leben der Kinder‘) ge- 
fahrdet. 


Wir werden eine Übersicht über die Berichterstatttung der 
in- und ausländischen Presse zusammenstellen. 


. Während des Tribunals wollen wir nicht auf Nachrichten 
verzichten, die sonst im ID gestanden hätten. Es werden 
sich viele aktuelle Bezüge zum Tribunals aufzeigen lassen 
und verdeutlichen, daß die der Jury vorliegenden Materia- 


lien keineswegs tote Dokumente ("manipuliert’ — Bölling/ 
Börner etc.) sind. 


ZU UNSERER ORGANISATION 
Bisher wird der tägliche ID in ca. 60 Städte geliefert. 


Wir sind technisch und finanziell nicht in der Lage eine hohe 
Auflage herzustellen, täglich können nur ca. 10.000 Stück pro- 
duziert werden. 5.000 werden sofort, die anderen jeweils wö- 
chentlich zusammengeheftet an die Abonennten geschickt. 
Mit den täglich zur Verfügung stehenden Exemplaren sollte 
möglichst effektiv gearbeitet werden, d.h. so, daß viele Men- 
schen ein Exemplar lesen können, daß sie nicht in Ordner, Ak- 
tenkoffern oder Ladentheken verschwinden (horten). 

Das gleiche gilt für die Auflage des täglichen Plakats von 2.000 
Stück. Neubestellungen oder Änderungen der Bestellmenge 
sollten jeweils bis 10 Uhr morgens durchtelefoniert werden 
damit wir uns darauf einrichten können. 


Der Versand erfolgt mit Schnellpäckchen, sollte also jeweils 
auch morgens an Ort und Stelle sein. Wenn nicht, reklamiert 
erst bei eurem örtlichen Postamt, wenn das keinen Erfolg hat, 
informiert uns bitte darüber, 


PREISE SPENDEN. 


Der tägliche ID kostet 50 Pfennige. Das Plakat ist kostenlos, 
Wir wollen ein möglichst geringes Defizit erreichen. Spenden 
über die 50 Pfennig hinaus können da schon helfen, 

Da wir das ganze Projekt im Voraus finanzieren ist für uns 
wichtig, innerhalb einer Woche nach Ende des Tribunals abzu- 
rechnen, d.h. wir werden dann eine Rechnung schicken. 

Klärt bitte eure Verantwortlichkeiten, wir wissen, daß das in 
großen Städten oft nicht einfach ist, die Empfänger der Liefe- 
rungen sollen am Schluß nicht die Verantwortlichen für alles 
sein. 


An die ID-Abonennten: 


Die nächsten beiden Ausgaben des ID werden umfangreich 
sein. Die nächste Nummer wird aus 4 Ausgaben des Tages-ID 
bestehen, mit jeweils 16 Seiten, zusammen also 64 Seiten. Die 
darauf folgende besteht aus fünf Nummern Tages-ID, zusam- 
men 80 Seiten, 

Leider verfügen wir nicht über die Möglichkeiten, auch den ID 
täglich an die Abonennten zu schicken. (Schwierigkeiten sind: 
kurzfristige Änderung des Vertrags mit der Post, der auf wö- 
chentliche Erscheinungsweise lautet, ist nicht möglich; das be- 
deutet Versand zu Briefpreisen, bedeutet den Ruin. Die andere 
Schwierigkeit wäre die Parallelarbeit. Wir hätten zwei Versand- 
formen innerhalb eines Tages zu bewältigen, das übersteigt un- 
sere Möglichkeiten). 


Zwei Gründe haben uns zu dieser Entscheidung bewogen: 
a) Daß es eine gute Gelegenheit ist, sich an die zu richten, die 
in der Regel die schlechter Informierten sind, 

b) Die Zusammenarbeit mit vielen Gruppen und Initiativen zu 
suchen und den Informationsaustausch aller an diesem Ver- 
such Beteiligten zu festigen, bis zur zweiten Sitzungsperiode 
im September und darüber hinaus. 


Kritik an unserer Vorgehensweise, Änderungsvorschläge sind 
durch diese Darstellung nicht überflüssig geworden, 
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Vom Anfang bis zum Ende 


Am 11.11. erschien das INFO BREMER UN 
ERREICHBARER/UNAPPETITLICHE. 
R/UNGÜLTIGER/UNBOTMÄSSIGER/ 
UNAUSROTTBARER/UNGESCHLIFF 
FENER/UNUNUN GRUPPEN mit fol- 
gender Meldung (gekürzt) : 


GROSSBRAND AUF DEM GELÄNDE DES 
ATOM...ÄH... KERNKRAFTWERKES GÖSGEN 


DANIKEN 


Der folgenden Erklärung, verschickt auf Pa- 
11. Oktober 


pter mit dem Absender: Kernkraftwerk Gös- 
gen-Danıken AG, Abteilung Informatıon, 
Postfach 55. +658 Danıken und unterschrieben „mit freund. 
hchen Grüßen, Ihre Kernik Kraftig Wirkungsvolle Gösgen-Dö- 
nıken AG" hat als Hintergrund diesen Zwischenfall {nach Ta- 
ges-Anzeiger, Züricher Zeitung). 


Solothurn, 4. Okt. (SAD): In der Nacht auf den Mittwoch (4. Okto- 
ber) st ım Fılmsasl des Informatiompavıllons des AKW Gösgen ein 
Brand susgebrochen, der mangels Sauerstoff von selbst wiedar erlosch. 
Dis Folgen das Brandes — Sachschaden ın Höhe von rund 250 000 Fran- 
kon — wurden erst am Mittwochmorgen entdeckt. Die Solothurner Kan- 
tonspohzes hat eıne Untersuchung eingeleitet, wobei als Brandurssche 
Brandstiftung ermittelt werden konnte. Der Anschlag erfolgte auf das 
sogenannte Standortmodell des msßstablıch nachgebildeten Gesamt- 
works. 


„Nur kurze Zeit nach Erhalt der Inbetriebnahmebewilligung 
durch des Eidgenössische Amt fur Energiewirtschaft ereignete 
sich gestern Abend um 21.02 MEZ in der Frischdampfstation 
der KKW-Anlage Gösgen eine folgenschwere Explosion. Der 
nachfolgende Großbrand, der sich sekundenschnell durch die 
an sich feuergeschutzten Kabelkanale ins benachbarte Schaltan- 
lagengebaude ausbreitete, zerstörte dort die ım obersten Stock- 
werk untergebrachten Kommando- und Prozeßrechnerräume. 
Beim Eintreffen der Betriebsfeuerwehr, die durch den Brand- 
alarm mitten aus ihrem ınternen Tıschtennisturnier um den vo 
Herrn Dr. Michael Kohn gestifteten goldenen Neutronenbecher 
aufgeschreckt wurde, standen neben dem Schaltanlagengebaude 
bereits auch Teile vom Maschinenhaus und vom Hilfsanlagenge- 
baude in Flammen. Im weıteren zerstörte die gewaltige Explo- 
sion auch Teile der bis anhin als bruchsicher geltenden außeren 
Reaktor-Sicherheitshülle. 

Wie erste Ermittlungen ergeben haben, ist die verheerende 
Explosion auf eine ungluckliche Verkettung von menschlichem 
und technischem Versagen zurück zuführen. Das Geschehen kann 
bis jetzt folgendermaßen rekonstruiert werden: Kurz vor Beginn 
seiner Nachtschicht erwarmte Betriebsingenieur Kurt O, -- ver: 
botenerweise — ım Vorraum zur Kommandozentrale noch eine 

\ Dose Usego-Raviolı auf einem Gaskocher. Nach Aussagen eines 
Arbeitskollegen zerplatzte diese dabei plötzlich und spritzte 
dem Unglücklichen die heißen Ravioli ins Gesicht. Ingenieur 
Kurt O., geblendet, erhitzt und geschockt, meinte vermutlich, 
es habe sich eine Explosion im Reaktor ereignet. Obwohl dieser 
gar nicht in Betrieb war, rannte er panikartig und halbblind ans 
Kommandopult und leitete eine Schnellabschaltung ein. Erst 
nach einigen Sekunden gelang es einem anderen Betriebsinge- 
nieur den wie wild an Knöpfen und Hebeln hantierenden Kurt 
O. vom Pult wegzureißen. Kurze Zeit später ereignete sich dann 
— aus noch ungeklärten Grunden — die Explosion in der Frisch- 
dampfstation. 

Zum Gluck — Sie werden es bemerkt oder inzwischen auch 
gehört haben — spielte sich die Brandkatastrophe nur in dem 
im Informationspavillion ausgestellten Atomkraftwerk-Modell 

‚ ab. Beim gestern Abend zerstörten Modell handelt es sich uim 
ein bis ins kleinste Detail exaktes Nachbild der gesamten Atom- 
kraftwerk-Anlage Gösgen. Gerade deshalb nimmt die Kernkraft- 
werk Gösgen-Däniken AG diesen schweren Zwischenfall auch 


Das Info der Bremer, erscheinungsweise 
14tägig, Auflage 800, hat die obige Meldung nach 
Form (allerdings verkleinert) und Inhalt aus dem 
ID übernommen und veröffentlicht, schwarz ge- 
rahmt auf grauem Umweltschutzpapier. FREUT 
UNS. 


Und daß die Bremer andere Meldungen aus 
dem ID verbreiten, FREUT UNS AUCH. Und 
daß der 'KLENKES’ in Aachenund 'WAT LÖPP- 
PT’ in Wuppertal diese oder andere Meldungen 
des ID nachdruckt, FREUT UNS. Und auch daß 
der 'MOTZER' in Bad Schussenried es tut und 
die SCHWARZE BOTIN in Berlin, '’de SCHnüss’ 
in Bonn und der 'Klüngelkerl”” in Dortmund, das 
"ESCHHAUSHEFT' in Duisburg und "Hochaktiv’ 
in Duxmoor, der 'ELCH-JODLER’ in Ellwangen 
und der 'RADI’ in Erding, der 'PFLASTER- 
STRAND’ und die ’ANDERE ZEITUNG’ in 
Frankfurt und die 'Stadtzeitung’ in Freiburg, 
das ELEFANTENKLO' in Giessen und 'CARLO 
SPONTI’ ini Heidelberg, die'KIELER FRESSE' 
oder das KÖLNER VOLKSBLATT', der 'HU- 
MUS (ehemals KOMPOST)’ in Löhrbach und der 
'MOTZKOPP’ in Mainz, das 'BLATT’, der 
"FLIEGENPILZ’ oder der ROTE GENERATOR 
in München, der 'KNIPPERDOLLING’ in Müns- 
ter und der VERRECKERLING’ in Niedernhau- 
sen, der PLÄRRER’' in Nürnberg und 's’Käs- 
blattle’ in Radolfzell und das Schorndorfer 
'BLATTLE’ und das Stuttgarter 'Blättle’, der 
"OMMES’ in Viersen, der 'POTTKIEKER’ in 
Waltrop, der DAILY TERROR’ in Wertheim 
oder ırgendeıne andere der Hunderte bun 
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desrepublikanischer Stadt-, Stadtteil-, Volks-, 
Bürgerinitiativ-,‚Leser-, Schwulen-, Jugend-, 
Bauern-, Hochschul-, Dorf-, Provinz-, Knast-, 
Film-, Kultur-, Revolver-, Graswurzel-, Hippi- 
hasch-. HILDEN-FÜR-DIE-WILDEN-, 
Straßenmusiker-, Bambule-, Stadtstreicher-, 
Querfeldein-, Heile-Welt-, Lumpen-, Oberamts-, 
Heimat-, Traum-, Sumpf-, und Basis-ZEITUN- 
GEN zwischen Alpen und Uelzen, Hamburg 
und München. 


FREUT UNS, weil daraus zu erkennen ist, daß die 
Alternativpresse den ID als Pressedienst benützt und 
daß im ID Berichte stehen, die von unseren Freunden 
bei den Alternativblättern für wichtig genug gehalten 
werden, um sie weiter zu verbreiten. Denn Presse- 
dienst sollte der ID nach unserer Ansicht allemal 

sein 

Und es FREUT UNS, wenn um den Auswuchs 
des ""Rechtsstaats’’ eher betroffene als zufriedene 
Mitarbeiter bürgerlicher Medien anrufen und 
abonnieren. Auch, daß ID-Berichte ohne Quell- 
lenangabe Wort für Wort passagenlang z.B. in 
"konkret’ zitiert oder der "Süddeutschen Zei- 

tung gedruckt werden oder Diffamatorisches über 
den ID aus DUNKLEN QUELLEN des Verfass- 
sungsschutzes im "'Spiegeferscheint oder lächer- 
liches aus HELLEN QUELLEN des BKA Ber- 
lin über "Staatsgefährdendes” (siehe Teufel- 
Telegramm, ID 248) seinen Weg in den "stern" 
findet UND UND UND 
e2 

Der ID, vollen Namens "Informationsdienst zur 
Verbreitung unterbliebener Nachrichten”, wird 
von Basiskorrespondenten seit mehr als fünf Jah- 
ren als PLATTFORM zur Verbreitung unterblie- 
bener und unterdrückter Nachrichten betreten 
und benutzt: sie berichteten aus Wyhl lange be- 
vor KKW-Innenminister Eberle aus dem Amt 
geflüchtet’ wurde; aus Ossendorf und Stamm- 
heim von Anfang der Isolationsfolter ; vom 
Kampf um selbstverwaltete Jugendzentren unun- 
terbrochen; von alternativen Lebensformen in 
Landkommunen und städtischen Wohngemein- 
schaften, SELBSTVERWALTETEN Verlagen, 
Zeitungen und Buchläden der undogmatischen 
Linken und von staatlicher Repression und Terr- 
ror gegen uns wie gegen politische Gefangene in 
den Vollzugsknästen. Das Herausgeberkollektiv 
des ID suchte und fand Wege der lockeren Zu- 
sammenarbeit und des Austausches mit der 
rasch wachsenden Alternativpresse und organi- 
sierte zusammen mit dem Aachener ""klenkes’ 
das erste (und folgende) Alternativpresse-Treff- 
fen,woraus übergreifende Projekte hervorgingen, 
so etwa der SOLIDARITATSFONDS für die Un- 
kosten der von der Justiz verfolgten Blätter. 


Es ist erst drei Jahre her, als die ID-Auflage noch 
etwa 2000 Exemplare pro Woche betrug und 
wir während recht mühevollen Drucksachenver- 
sandes uns den ALTERNATIVEN VERTRIEB 
wünschten, der, getragen von der alternativen 
Bewegung die Herausgabe einer Tageszeitung er- 
möglichen würde, die aus dem ID hervorgehen 
könnte, etwa so wie aus der "'agence presse libe- 
ration‘ die ''Lib&’' hervorging. Vorsichtshalber 
träumten wir dann doch erst mal nur von einer 
regionalen Tageszeitung, etwa fur den Rhein- 
Main-Raum zwischen Frankfurt, Offenbach, 
Darmstadt, Mainz und Wiesbaden, oder Berlin, 
oder München. 


Seit dem DEUTSCHEN HERBST haben ID-Mit 
arbeiter dazu beigetragen, das heutige Geflecht 
der Initiativgruppen des "TAZ-PROJEKTES” 
entstehen zu lassen. Doch wie soll "Die TAGES: 
ZEITUNG” finanziert werden, wann wird sie 
erscheinen ? Bei nüchterner Betrachtung gibt 
es vorerst keine rasche Antwort, von daher fuh 


len wir vom ID uns desto stärker in die Not- 
wendigkeit eingebunden, den ID als überregiona- 
le Kommunikationsbasis der Betroffenen und 
Informationsblatt der UNDOGMATISCHEN 
LINKEN weiter zu entwickeln, bis alle Fragen 
um die ""taz’’ beantwortet sind und sie so er- 
scheint, wie wir sie uns vorstellen : mit einem 
Bein auf Berichten der Betroffenen und der Ba- 
sis ruhend. Das haben die bisherigen NULLNUMM 
MERN der ""taz’’ noch nicht so recht einzulösen 
vermocht, nicht zuletzt wegen der Widersprüche 
in den Initiativgruppen bezüglich des ID-Selbstver- 
ständnisses, wobei die Meinung prinzipieller ID- 
Kritiker doch sehr stark vom Schlagwort "Kampf 
zweier Tageszeitungen um den Markt der linken 
Leser’’ geprägt ist, wonach Berichte Betroffener 
als ""Dilletantismus’’ diffamiert werden gegenüber 
dem "'Enthüllungs-Journalismus’’. Das ist dann 
doch zu unreflektiert, solche Alternative stellt 
sich uns nicht, wir möchten beides haben. Wobei 
es den "taz’’-Initiativen bisher nicht gelungen ist, 
den in den Medien zum "Systemvergleich’’ ange- 
tretenen Kommentatoren publizistisch entgegen- 
zutreten und zu sagen : Berichte von Betroffenen 
verfügen über Authentizität, die Profijournalisten 
in der Regel fehlt. Sie bleiben die "Nachempfin- 
denden) die oft genug vergeblich alle kategorialen 
Schubladen zugleich ziehen um sie nach ""passen- 
den Rastern’' zu durchwühlen. 


Wie aber weiter mit dem ID ? Die Auflage pen- 
delt wöchentlich um die 6000. Diese Selbstdar- 
stellung lest ihr hier nicht zuletzt deshalb, weil 
wir durch Öffentlichkeit das Wachsen sowohl der 
Korrespondentenzahl des ID als auch dessen Bezie 
her-und Abonnentenzahl vergößern wollen. Um 
den ID als PUBLIZISTISCHE PLATTFORM für 
"unterbliebene Nachrichten’ auszubauen fordern 
wir auf, nicht nur den ID zu abonnieren oder bess- 
ser über den linken Buchladen in eurer Stadt zu 
beziehen, sondern auch zu spenden und Päten- 
schafts-Abonnements zu übernehmen, etwa für 
durchschnittlich 200 bis 400 Gefangene, die wir 
seit Jahren wöchentlich kostenfrei mit ID versor- 
gen. 


Die Scherben, die nach "Staatsschutz”’-Aktionen 
von bürgerlicher Presse und öffentlich-rechtlichen 
Medien unter den Tisch gekehrt wurden, wurden 
hervorgeholt und waren regelmäßig im ID wieder- 
zufinden. Die repressiven Auswirkungen der neu- 
en Strafgesetzbestimmungen fanden über den ID 
Öffentlichkeit. Der ID, wiederholt durch Verfass- 
sungsorgane und die Stellverteterpresse diffamiert 
und Ermittlungen und Prozessen ausgesetzt, wuR- 
te sich zu behaupten. Doch der DEUTSCHE 
HERBST fuhr in unsere Knochen, überrollte alles 
bisherige. 

Dann das Russell-Tribunal, erste Sitzungsperiode. 
DER ID ERSCHIEN TÄGLICH unter Mitarbeit 
vieler ID-Korrespondenten aus der ganzen BRD. 
Ein Schritt weiter hin zur Tageszeitung, anderer- 
seits war der finanzielle Aufwand beträchtlich. 


Zurückblickend : Ein Jahr nach der Gründung 
(1973) bezog das ID-Kollektiv Raum ım Gebau:- 
dekomplex einer ehemaligen frank furter Schrift- 
giesserei in der Hamburger Allee 45. Nebenan 
entstand bald daraufdas Druckkollektiv des 
“druckladens’, später zogen ""Pflasterstrand’' und 
""Autonomie’in unmittelbare Nachbarschaft,nah- 
men ID-Bilderdienst und ""Hochschul-Info-Dienst' 
die Arbeıt auf, mietete die "'taz’'-Gruppe Frank 
furt Arbeıtsraume, bildete sich die Fotogruppe 
"Moskito” ID bot Unterstutzung. WIE ABER 
WEITER ? Im ID 255 vom 11.11.78 veröffent: 
lschten wir unter der Überschrift "Ihr werdet 
lachen : Der ID sieht noch eine große Zukunft vor 
sich die erste Folge einer inhaltsreichen Reihe 
"INTIMSTER' Beiträge über den ID Weitere wem 
den folgen. 
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HAUSMITTEILUNG: AM SUMPF AUS DEM ZOPF 


Liebe Freunde, so siehts aus 


Zur Zeit haben wir ungefähr 35.000 DM Schulden, davon 
über die Hälfte beim Druckladen. Dem stehen gegenüber 20.000 
DM Außenstände, die uns Weiterverkäufer (hauptsächlich Buch- 
läden) im ganzen Bundesgebiet schulden. (Ach ja, fragt doch 
mal in eurem örtlichen Buchladen, ob er die letzte ID-Rech- 
nung schon bezahlt hat!) Wenn Auflage und Produktionskos- 
ten so blieben wie bisher, kämen monatlich je 6.000 DM neue 
Schulden dazu. Einer der Gründe ist der, daß der ID seit Jah- 
ren 1,50 DM kostet, während die Herstellungskosten in dieser 
Zeit beträchtlich gestiegen sind (Papier, Druck, Postvertrieb u. 
ä.). Gründe dafür, den ID nicht teurer zu machen gibts genug: 
Schüler, Jugendzentren, Freaks haben nicht viel Kohle. Über 
eine Preiserhöhung wollen wir deshalb gar nicht erst reden. A 
Auch nicht über Anzeigen. Über eine Vergrößerung der Abos 
viel eher. Das heißt natürlich: einerseits Einsparen, wo mög- 
lich, andererseits Geld aus allen möglichen Quellen aufzutrei- 
ben und in aller nächster Zeit die Abozahlen wieder dahin zu 
kriegen, wo sie schon mal waren. Letzten Samstag hat das ID- 
Plenum beschlossen: Wir machen weiter, vorerst drei Monate. 
Wenn wir bis dahin kein Land sehen, müssen wir den Laden zu 
machen. Und zwar Ende Oktober. 


Was wir tun, um aus der Tinte rauszukommen: 
Wir betteln und schnorren bei Leuten, von denen wir denken, 
daß sie Geld übrig haben. Fazit: Wir kennen verflixt wenig Leu- 


te mit Geld. Ergebnisse der Bettelaktion sind bisher vage Zusa- 
gen und Absagen. 


Vom ID bezahlte Leute suchen sich Jobs, kurz oder länger- 
fristig. 

Schuldeneintreiber des ID bereisen die deutschen Lande und 
langen den bei uns verschuldeten Buchläden in die Kasse. Die 
erste Reise, bei der Gießen, Köln, Opladen besucht wurden, 
brachte 514,50 DM Bares und Zusagen für 647,50 DM. Ein Wie- 


derverkäufer in Koblenz, von dem wir noch 2.000 DM zu krie- 
gen haben war kurzfristig nicht aufzutreiben. 
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Außerdem gibt es Leute, die in Frankfurt eine Riesen-ID-Fe- 
te planen, mit Musik, Tombola usw. und das in der Urlaubszeit, 
aber: wir haben uns die Zeit nicht ausgesucht. Dort wollen wir 
alles verkaufen, was nicht angenietet ist: alte IDs, Getränke, 
Kuchen. Und zu allem Überfluß auch noch Eintritt kassieren. 
Musikgruppen, Leute, denen etwas zum Fest einfällt, was uns 
nichts kostet, können sich söfort bei uns melden. Aber bitte 
bis spätestens Mittwoch, den 18. Juli, da wir sonst in Termin- 
schwierigkeiten kommen. 


Außerdem haben ein paar befreundete Leute im besoffenen 
Kopf ausgeheckt, eine Sponti-Dampfer-Fahrt auf dem Rhein 
und auf der Spree zu machen. 


Aber, ohne euch gehts nicht. Die Diskussionen der letzten 
Wochen haben ergeben, daß wir die Misere unseres Auflagen- 
schwundes nicht nur auf die TAZ schieben können. Zum Teil 
liegts auch daran, daß wir die Leute, die bei uns schreiben, nicht 
genügend gepflegt haben. Das heißt, wir haben zu viele Berichte 
vom Leuten abgedruckt, die mies geschrieben und lieblos ge- 
macht waren. Und zwar von Leuten, won denen 


macht waren. Und zwar von Leuten, von denen wir wissen, das 
sie’s besser könnten. Zu ihrem und unserem Wohle hätten wir 
öfter sagen sollen: Machts doch bitte noch mal. Wir sind zu we- 
nig gereist und haben mit Leuten zu wenig über den ID, über 
Medien, über das, was Zeitung sein kann, geredet. Wird.der ID 
überhaupt noch gebraucht? Was unterscheidet ihn von der TAZ? 
Dazu sind in den letzten zwei Wochen etliche — noch nicht 

ganz ausgegorene — Papiere entstanden. 


Was ihr, die IID-Leser, tun könnt: 
Auf unsere letzte Hausmitteilung gibts auch schon die verschie- 
densten Reaktionen, und Einfälle. ID-Abonnenten(innen) wol- 
len ihre zu Hause gestapelten IDs an Freunde weiterverschen- 
ken, um ihn bekannt zu machen. Der „Regenbogen“, Zeitung 
in Oberbayern, will den ID in seinem Blatt vorstellen und schon 
einer unserer ID-Freiabonnenten will seinen ID rückwirkend 
bezahlen. Was übrigens eine gute Idee ist, denn wir verschicken 
genau 326 Freiabos. Die meisten davon gehen in die Knäste. 
Trotzdem gibts einige, die den ID seit Jahren zum Nulltarif Krie- 
gen, die mal ihr Konto überprüfen sollten. Außerdem könnte die 
die gute alte Idee vom Knast-Paten-Abo wieder aufleben. Wer 
will Pate werden? 


Der TOP-Vorschlag ist natürlich: jeder Abonnent spendet 
5 Märker und die Lage sieht wieder viel rosiger aus. 


Das allermindeste, was ihr tun könnt: 
Euer Abo verlängern, bevor ihr in die Ferien fahrt! 


VERGISS NICHT, WENN DICH EIN 
IDler ERWISCHT VERSCHLUCHESY 
|DOU WESES GEHEIM PANER - ES 
\ENTHALT DERNTWORTEN Ruf 
ALLE DIESE PROBLEME. 
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Vom Anfang bis zum Ende 
DIE KRISE DER ALLTAG UND MACHER 


Die Krise gleißt und glitzert. Sie hat die verschieden- 
sten Facetten. Stellt euch vor, 60 Leute der verschie- 
densten Zeitungen sitzen in einem Raum. Die Vor- 
stellung beginnt. ‘ Guten Tag, wir heißen..., wir kom- 
men vom... blatt/zeitung. Ja und, bei uns gibt es 
auch eine Krise! 


Spätestens nach der fünften Wiederholung dieser Sze- 
ne geht der Krisensatz im Gelächter der Anwesenden 
unter. Der Witz liegt in der Wiederholung. 


Und worum geht es bei der Krise? Vor allem um Men- 


schen,Mäuse,. Manuskripte. 

Die Äußerlichkeiten sind bekannt. Bei der Id-Krise 
geht's um Mäuse (Geldmangel,Auflagenschwund), 
Menschen (Fluktuation des Personals, mangelnde 
feste Mitarbeiter, die möglichst auch noch anderswu 
her ihr Geld kriegen, schwindende freie Mitarbeiter), 
Manuskripte (Diskussion um den Inhalt, wenig gute 
Berichte, viel vorgestanzte Presseerklärungen). Und 
darum geht’s auch bei den anderen zeitungen - bei 
denen vor allem gut situierten Stadtzeitungen - nur 
weniger ums Geld und mehr um Mitarbeiter und In- 
halt. 

Das hat der Rainer vom ‘'Nordwind’’ (Oldenburg) kurz und 
knapp gesagt: Von Nr. zu Nr. sieht der “Nordwind’ nach 
außen besser aus, nur wir werden immer unzufriedener damit. 
Kurz und gut, den Zeitungsmachern gefallen ihre Blätter 
nicht mehr. Mangelnde Diskussion, wachsende Routine, we- 
nig Anregungen von außen, steigende Auflagen bei den 
Stadtzeitungen. 
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Theo Pinkus ist seit 30 Jahren im alternativen Zeitungsgeschäft. 


Er macht und verkauft den schweizer Zeitdienst. 


—— [ID310 vom 29.11.79 


Den Münchner blatt-Läusen gefällt ihr blatt nicht mehr 
(haben sie gesagt, als sie jüngst beim ID zu Besuch waren), 

die Freiburger mögen ihre ‘Stadtzeitung’ nicht mehr, der 
““Nordwind’ fragt sich, ob steigende Auflage wirklich ein 
Grund ist, weiterzumachen, den "'radikal’’-Leuten aus Berlin 
ist das Selbstverständnis abgehauen, der ID kriselt und kracht. 
Einzig die ganz "'Kleinen’' und ganz neuen Blattmacher haben 
noch gute Laune. Die Saarbrückener streiken, beim ‘'Motzer” 
(wo wart ihr eigentlich? ) hats schon vor Wochen gekracht. 


Na, da kommt einem doch das kalte Kotzen. Zumachen, sollte 
man denken. 


Aber mitnichten: das Treffen hatte seine Überraschungen. 
Ergebnis war nicht etwa ein geschlossenes Einstellen aller 
alternativblätter. Beileibe nicht. Das Treffen hatte eine psycho- 
logische Wirkung. Die Erfahrung, daß es auch anderen dreckig 
geht,daß man mit seinem Blättchen nicht allein im eigenen 
Krisensaft schmort, ließ die Erkenntnis dämmern, daß es auch 
für das Zeitungsmachen objektive Bedingungen gibt. 


Deren erste: Die Zeiten und die Zeitungen haben sich geändert. 
Provokation und Bürger-Schock sind nicht mehr so leicht zu 
haben wie dunnemals Anfang der 70er . Skandal macht kaum 
noch eine unseerer Zeitungen. Eine neue Biederkeit macht sich 
breit. Die Alternativzeitungen werden sich, wie sehr richtig 
einer der Vielleser bemerkte, immer ähnlicher. Eine gewisse 
Langeweile verduftet sich durch die Redaktionsräume. 

Wie sagte doch der blonde Mensch aus Freiburg? Wir nehmen 
Entwicklungen nicht mehr wahr. Realitäten, die sich außerhalb 
der eigenen begrenzten Szene abspielen, liegen außerhalb un- 
seres Gesichtsfelds. Realitäten, Subkulturen (z.B. die Disco- 
Szene). Die radikal-Leute stellen fest, daß ihnen eine Öffnung 
nach außen” nicht befriedigend gelungen ist, ‘"Nur-Szene-Zei- 
tung’ wollen sie aber auch nicht sein. 


Auffällig, daß sich Beispiele einer “Öffnung nach außen’’ allzu 
oft auf Gewerkschaften” und ' Arbeiter”’ beschränken. 


Weiter: Wir haben uns „‚linke‘’ Tabus aufgebaut und klammern 
unsere eigene Realität aus. Vor der eigenen Türe kehren. Expe- 
rimente sind nicht zugelassen. Über „bestimmte“ Themen 
spricht/schreibt man halt nicht in der Szene. Dabei haben wir 
wahrhaft Skandale genug. Was ist mit den Eltern, die aus Ar- 
beitsüberlastung und Mangel auf ihren schönen alternativen Bau- 
ernhöfen Kinder und Vieh verprügeln? Was ist aus der sexuel- 
len Revolte von 68 geworden? Verstümmelt ist sie bis zur Un- 
kenntlichkeit. Und die Aggressionen? Nicht zugelassen! Wie 
daheim bei Muttern und Vattern. Wer schreibt darüber? Wer 
schreibt über den Alkoholismus in unserer ach so heimeligen 
kleinen Sub-Welt, über die Genossen, die durchknallten, weil 
sie den unausgesprochenen Leistungsansprüchen in der Szene 
nicht gerecht wurden. Wer schreibt darüber, daß wir zwar nicht 
mit älteren Leuten leben, aber brav zu Weihnachten oder am 
Wochenende zu den Eltern fahren, weil Blut eben doch dicker 
als Wasser ist. 


Ach ja, Skandale gibts genug. (Ich will nicht vom ID reden!) 


Aber eben, viele Tabus gibts auch. Ich möchte einmal mit 
Schneiderkostüm und Kapotthut in einer linken Redaktion 
auftauchen (Anzug und Krawatte für den Herrn). Meint ihr, 
wir könnten uns dann auf Anhieb locker verhalten. Dabei habt 
ihr noch gar nicht bemerkt, dal? das die Kluft der ganz Jungen 
ist. Diese Anzüge der 60er Jahre, mit den entsprechenden Hü- 
ten, den kurzen geölten Haaren. Die Kluft, um uns zu verun- 
sichern. Guten Morgen, wir können unsere Jeans einpacken, 
die sind out. Der Revoluzzer trägt Bügelfalten. 


Ah ja, und noch was hat sich geändert: die bürgerlichen Medien. 
Die sind ja nicht doof, die haben dazugelernt. Betroffenenbe- 
richte, mit denen wir vor Jahren noch stolz herumschwenken 
konnten, gibt es allenthalben. Im „Stern die „Kinder vom 
Bahnhof Zoo“, die „Rundschau“ hat eine bessere Ökologie-Ab- 
teilung als alle Alternativblätter zusammen, Funk - vor allem 
Funk - und Fernsehen wimmeln nur so davon. 


Ja, und unsere Leser von vor zehn/sechs Jahren haben wir auch 
nicht mehr. Wurde seinerzeit noch jedes subversiv, auch noch 
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so schlecht gedruckte Wort auf Flugblättern verschlungen, so 
siehts doch heute so aus, daß weitaus mehr Papier bedruckt 


wird als auch Dezehnien von Lesern in sich reinstopfen könn- 
ten. 


Und dann die Leser und die Macher mit ihrer - zweifelsohne 
hochstehenden Moral und Wahrheitsliebe: sie erwarten von 
uns die Wahrheit/ und nichts als die reine Wahrheit. Und mer- 
ken nicht, daß nichts langweiliger ist, als die ständige Wieder- 
holung von Wahrheit. Die Blattmacher sind - haben mindes- 
tens einige gesagt - unzufrieden mit ihren Lesern. Sie wollen 
lügen, experimentieren, nicht hinter ihren Redaktionstischen 
einschlafen. Und was passiert: „Das versteh ich nicht‘. , „Mit 
sowas scherzt man nicht‘, „sowas tut man nicht’‘ mault der 
verschreckte Leser. Wie aber läßt sich das müde Grinsen deu- 
ten, das die Runde einheitlich befiel, als vom Bericht über die 
585. Hausbesetzung des Jahres die Rede war? Ihr wißt schon: 
„Da haben die Bullen die Tür eingetreten, und die hatten alle 
entsicherte Maschinen umhängen, und....‘’ Wer hätte schon er- 
wartet, daß die im Bananenröckchen kommen. 


Vor lauter Betroffenen-Wahrheit geht die Subversivität flöten. 
Das, was die guten Betroffenen mitteilen wollten, geht durch 
die ständige Wiederholung unter, wird nicht mehr wahrgenom- 
men. Das Konzept der Leserzeitung ist in der Krise. Andere 
Formen der Darstellung/Übermittlung werden diskutiert. 
Aber bedeutet das nicht, daß es einigen Menschen überlassen 
bleibt, Zeitungen zu „‚machen’’? Ändert sich dadurch das Ver- 
hältnis von Machern und Lesern? Werden von Spezialisten 
gemachte Zeitungen wieder konsumiert? 

Noch ein Fazit: In vielen Redaktionen tobt die Diskussion um 
die „„Professionalisierung‘‘. Das heißt: ein paar Leute machen 
die Zeitung, und zwar ständig und kontinuierlich. Sie häufen 
dadurch Wissen und Durchblick an. Wissen ist Macht. Aus Ma- 
chern werden Macker. Ziemlich einhelliger Konsens: Die Pro- 
fessionalisierung läßt sich dennoch nicht vermeiden, macht 
den Tag angenehmer und die Arbeitsüberlastung geringer. Und 
zwar schon deshalb, weil der Ströme der Freiwilligen früherer 
Jahre versiegt sind. Leute aus früheren Zusammenhängen ha- 
ben ihr Studium beendet und gehen schaffen, haben also keine 
Zeit mehr für die Zeitung. Die Betriebe sind wegen der gestie- 
genen Auflage expandiert. Was heißt: weniger Leute und mehr 
Arbeit. Also: Wir brauchen einen Stamm fester Mitarbeiter, 
der die sporadischen Helfer einarbeitet und Wissen weitergibt. 


Wer auf seinem Wissen sitzenbleibt oder es ausspielt, kriegt 
einen auf die Nuß, 


Und nun zum Leid der „‚Profis‘‘: die neuen Leute, die nicht 
fest mitmachen wollen oder sich das später wieder anders 
überlegen, sind heißbegehrt. Nur wie geht es dem, der ein paar 
Jahre die Verantwortung für das Blatt übernimmt und der im- 
mer wieder erklären muß, Wissen weitergeben, Diskussionen 
gleichen Inhalts periodisch immer wieder führen muß und dann 
doch sieht, daß das für die Katz war, weil nach einem Viertel- 
jahr wieder eine völlig andere Besetzung durch die Räume tum- 
melt. Da ist die Wiederholung dann gar nicht mehr so witzig. 


Wie dem auch sei: Zum Ende der Tagung kam uns die glänzen- 


de Idee. Zum nächsten Zeitungstreffen bitten wir zu einer Tom- 


bola. Verlost werden die Namen von Zeitungen. Jede Redak- 
tion darf ein Los ziehen und weiß dann, wessen Blatt sie in dem 
entsprechenden Monat einmal machen darf. Also: Die IDler 
machen den Nordwind, die radikal-Leute den ID, das Blatt 
macht den Motzer, die Freiburger den Klenkes, usw. use. 


Das hättet ihr mal sehen sollen: ‚„‚Also, wenn wir bei euch sind, 
dann können wir endlich mal so richtig....‘‘. Ja, dakann man 
so richtig loslegen. Und diese Woche? Der Alltag hat uns wie- 
der. 


Heide 
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Nr. 370/371 20.Februar 81 


erscheint wöchentlich 


Der ID erschien in der letzten Woche nicht, und er 
wird auch in den nächsten zwei Monaten nicht er- 
scheinen. 

Wir sind personell und finanziell total entkräftet und 
können nicht anders, als uns zunächst einmal um die 
Bereinigung unserer finanziellen Lage zu kümmern. 


Unsere Schulden sind ca. 39 000 DM, mit unseren 
Außenständen können wir sie gerade decken, wenn 
unsere Schuldner, vor allem Buchläden, alle zahlen. 


Dringender Appell: durch schnelle Zahlung helft 
ihr uns aus der Misere! 


lit den bestehenden Strukturen können wir den ID 
nicht weiterproduzieren, es würde uns nur weitere 
Schulden kosten. Wir bekamen zwar in den letzten 
Wochen für uns überraschend viele Neu-Abos ‚aber 
was wir bräuchten, ist ein großer Sprung. 


Wir bauen den ganzen technischen Apparat ab und 
sind bestrebt, die Sache finanziell so über die Bühne 
zu bringen, daß der ID weiter erscheinen kann,wenn... 
Dies hängt aber von den Diskussionen ab, die ihr 


mit uns und unter euch führen werdet. Wir brauchen 
Impulse von außen. 


Ein überregionales ID-Treffen planen wir für 14./15. 


März, ein regionales für den 6.März (20.00 Uhr), 
beide in den ID-Räumen in Frankfurt. 
Laßt von Euch hören... 


Die Abonnements bleiben bestehen, und je nach 
Ergebnis der Diskussion werden wir Ende April 
entscheiden, ob die Abogelder für die weitere Arbeit 
des IDs oder für ein Projekt, das aus den Diskussionen 


entsteht, verwendet wird. Teilt uns bitte mit, was ihr 
davon haltet. 


ID 370/371 vom 20.2.81 —— 


Vom Anfang bis zum Ende 


EIN RÜCKBLICK IN DIE ZUKUNFT 


Als der ID 1973 in der Hochkonjunktur 
des Frankfurter Häuserkampfes als Not- 
wendigkeit einer Gegenberichterstattung 
zur bürgerlichen Pressemaschinerie ent- 
stand, hatten einige Genossen schon da- 
mals eine vage Vorstellung, daß der ID 
z.B. sich mal als eine Tageszeitung ent- 
wickeln könnte. 

Während der ID Betroffenenberichte und 
unterbliebene Nachrichten veröffent- 
lichte, die von den bürgerlichen Medien 
weitgehend unterlassen werden (aus 
welchen Gründen auch immer), wurde 
der ID von ihnen ebenfalls ignoriert. 
Eine Werbung wurde vom ID prinzi- 
piell abgelehnt, der Preis von 1,50 DM 
konnte lange Zeit als ‘politischer’ Preis 
gehalten werden. 

Als die Repression 1977 einen vorläufi- 
gen Höhepunkt erreichte und viele poli- 
tische Gefangene gegen die Haftbe- 
dingungen ankämpften, hatte der ID eine 
weitere wichtige Funktion: die Verhält- 
nisse in den Knästen öffentlich zu ma- 
chen. Irgendwann ermüdeten auch die 
Leser an den ständigen Repressionsge- 
schichten, deren Namen und Orte nur 
noch ausgewechselt werden zu brauch- 
ten. Der ID bekam ein Image von einem 
"langweiligen Repressionsblättchen‘, das 
sich trotz späterer Konzeptänderung hart- 
näckig in den Vorstellungen vieler Köpfe 
hielt, die den ID längst nicht mehr lasen 
und diese Entwicklung nicht mitbeka- 
men. 

Die Idee einer Tageszeitung wurde ver- 
wirklicht, andere Alternativzeitungen 
schossen wie Pilze aus dem Boden, eine 
neue Ökologiebewegung veränderte weit- 
gehend die politische Landschaft. Die 


Abozahlen sanken innerhalb eines Jahres: 
um ca. 3 000. Doch die Frage, ob der 
ID seit Bestehen der Taz überflüssig ge- 
worden war, wollte sich ernsthaft nie- 
mand stellen. Es wurde die Entwicklung 
der linken Tageszeitung erst einmal abge- 
wartet, um dann zu entscheiden. Viele 
wurden von der Taz enttäuscht, sodaß 
die Frage des Aufhörens wieder beiseite- 
gelegt wurde. Das Spiel mit der Macht 
hatte begonnen: die Macht der Taz-Ma- 
cher, die entscheiden, ob der oder jener 
Bericht hineinkommt, und die Macht 
der Berichteschreiber, die Taz zu benut- 
zen, damit die Geschichte schon am näch- 
sten Tag mit einer hohen Auflage verbrei- 
tet wird. Nur wurde dabei übersehen, 
daß die Taz nicht der ID ist: während 
weitgehend die Betroffenenberichte im 
ID original im Wortlaut veröffentlicht 
wurden, wurden diese in der Taz ’jour- 
nalistisch vermanscht‘. Dazu kommen 
eine Vielzahl von Tickermeldungen aus 
aller Welt, die auch vermarktet werden. 
Gute Berichte gehen einfach unter, 
während beim ID Hintergrundberichte 
z.B. beim wöchentlichen Erscheinungs- 
rhythmus noch locker gelesen werden 
können Was der ID an Alltags-Repres- 


sionsgeschichten (z.B. Schinke-Prozeß), 
unterbliebener Kritik über Themen, die 


in der ‘Szene’ nicht ernsthaft diskutiert 
oder in Frage gestellt werden (z.B. Al- 
ternativpreise, Asylanten), brachte, so- 
wie die Funktion, ein überregionales 
Sprachrohr der regionalen Alternativ- 
presse zu sein (indem der ID wichtige 
Artikel nachdruckte), konnte bis heute 
die Taz als überregionales Organ nicht 
leisten, 

Die Frage der politischen Re- 
levanz und die Existenzberechtigung 
des IDs verstärkte sich bei mir umso 


mehr, als ein bedrückendes Desinteres- 
‚se, das sich in einer bornierten Art von 
“wir haben ja doch die Taz’’ ausdrückte, 
entstand. Während der ID ‘heiße’ Be- 
richte in der Vergangenheit bringen 
konnte, machte sich leider eine Ten- 
denz der Ignoranz (?) der Benutzer 
bemerkbar. Der ID wurde bei Über- 
nahme eines Berichtes kaum noch ge- 
nannt, man bediente sich nur. 


—— ID 370/371 vom 20.2.81 


Die Frage, ob ein politisches Blatt wie der 
ID an finanziellen und personellen Fragen 
kaputtgehen soll, sollte sich jeder selbst 
stellen. Ich persönlich finde den ID im- 
mer noch relevant genug, um nicht zu 
sagen, noch wichtiger als zuvor, wenn 
man die Medienlandschaft und die kom- 
menden politischen Ereianiser und Ent 
wicklungen sieht. Ein Aussetzen für eine 
gewisse Zeit, um sich neu zu formieren, 
wird auch für uns alle ein wichtiger 
Lernprozeß sein. 

Don Camillo / ID 


WIR,DAS GELD,DAS BLATT UND DER TOD 
oder: diese Wochen braucht ihr mal keinen ID zu lesen 
Frankfurf,14.Februar 1981 


ERSTENS: DAS GELD 


Seit Juni 1980 ging es mit 
der Zahl der ID-Fans nicht mehr bergab, 
seit Dezember sogar etwas bergauf, je- 
doch: auf dem Stand von 2 300 verkauf- 
ten ID’s jede Woche (bezahlte oder spen- 
dierte Abonnements plus Buchlädenver- 
kauf) läßt sich das Blatt nicht finanzie- 

N. 

Gewiß braucht sich eine Zeitung nicht 
oder nicht nur aus Abonnements zu 
finanzieren. Im Gegenteil, kaum eine 
existiert $o: Werbung, Spenden, Vereins- 
beiträge aller Art steuern meistens den 
Löwenanteil bei, vor allem bei überre- 
tionalen. Aber für den ID würde all dies 
eine vollständig neue Struktur bedeuten, 
und dafür braucht’s Initiativen an vielen 
Orten. 


ZWEITENS: NEUBEGRÜNDUNG IM 
WEITERLAUFEN — GESCHEITERT 
Alltag in dunklen Kisten 

Seit ‘jenem großen Schritt nach hinten, 
dem zentralistischen Super-Hirn Westber“ 
liner "Tageszeitung‘, hatte der ID zwei 
Aufgaben zu erfüllen. Die eine war sein 
altes technisch-moralisches Projekt: Me- 
dium der Vergessenen zu sein, Schauplatz 
jener Berichte, die nicht nur in die bür- 
gerliche oder in die linke Partei-Presse, 
sondern auch in die undogmatischen, 
aber etablierten Medien nicht paßten. 
Alltag hinter Verdrängungsgittern, in ge- 
schlossenen Anstalten oder unprominen- 


ten Strafprozessen, war ein jedem ge- 
läufiger ID-Inhalt: und viele klagen über 
die ewig rotierende Gebetsmühle trau- 
riger Wahrheiten. Aber wer denkt heute 
noch daran, daß seinerzeit der Wider- 
stand gegen die AKW-Baupläne in Wyhl 
von der Linken als beschränkt und klein- 
bürgerlich-bäuerlich-idiotisch abgetan 
wurde, und der ID zu den ersten Blät- 
tern gehörte, die diesen Widerstand en- 
thusiastisch aufgriffen. Kurz, das "Un- 
politische‘, das heute meistens nur im 
Feuilleton zugelassen ist (pardon, Gernot 
Gailer in der Taz natürlich ausgenom- 
mrn!), war das Unterbliebene und tum- 
melte sich, soweit es Linken über den Weg 
lief, im ID: von Querulanten bis zum 
Punky. 


Unterlassene Kritik 

Die andere Aufgabe, die hinzukam und 
rechtfertigte, von Neugründung zu reden, 
wurde immer mehr die Kritik an der eta- 
blierten Sponti-Linken. Die hatte 1979 
mit einem Großprojekt, der ‘Tageszei- 
tung‘’, einen Haken um ihren eigenen An- 
spruch ökologisch vertretbarer Lebensfor- 
men geschlagen. Zum Widerspruch reizte 
die Kommerzialisierung der linken ('al 
ternativen‘‘) Projekte, Undurchsichtigkeit 
der Geschäfte, Werbung in Alternativ- 
zeitungen, Rituale der Gedächtnislo- 
sigkeit (gerade in der Nicht-Auseinander- 
setzung mit dem linken Trauma Stadt- 
guerilla), Propagandalügen in dem ewi- 
gen Lindwurm von Prozessen, aus denen 
mehr und mehr die linke Politik bestand. 
Nicht zu vergessen der stumpfsinnige 
Antifaschismus, dem (außer der Zustän- 
digkeit des Staatsanwaltes) zu den be- 
teiligten Menschen nichts ein- oder auf- 
fiel. Wir konnten all dies nicht theore- 
tisch formulieren, es sei denn in einem 
vagen Konzept ökologischer Kritik tech- 
nokratischer Verkehrsformen, denen 
auch die Linke verfiel Immehin reichte 
der Instinkt eines aufmüpfigen Basis- 
Projektes, um die entscheidenen Fragen 
aufzuwerfen. Und der Mangel am theo- 


retischen System schützte wenigstens vor 
dem unangebrachten strategischen Gestus. 
Offenheit des Projekts, Sprachrohr der 
regionalen Alternativpresse 

Beide Aufgaben sollten nicht irgendwie, 
sondern in einem kollektiven Rahmen 
erfüllt werden, der selbst die dritte Auf- 
gabe bildete: überregional, aber nicht 
zentralistisch,das heißt Verbindungen 
zwischen Regionen wie auch zwischen 
Bereichen (Anti-Knast und Anti-AKW 
zum Beispiel) anbieten, ohne Einheit 
stiften zu WOLLEN. Das war 
möglich, wenn man auf der regionalen 
Alternativpresse (die der ID kräftigst 
gefördert hatte) aufbaute,anstatt sich 
selbst von oben herunter (wie schließ- 
lich die Taz) seinen Unterbau zu basteln. 
Dort, wo der ID gemacht wurde, in 
diesem Frankfurter Hinterhof, sollte die 
Zeitung offen sein, für jeden , der kam, 
sollte keine Schwellen fur Mitmachen 
und Abgedrucktwerden bieten: ein 
Stück Selbstversorgung. 

Aber das Konzept hat nicht genug 
Leute überzeugt: wenn es schon gewagt 
ist, allwöchentlich ein Korrektur-Blatt 
zu machen (Halt! das fehlt was! Wo 
bleibt der Knacki Maier, wo bleiben die 
Asylanten?), in dem das Unterbliebene 
regiert und das Unbestrittene eigentlich 
ganz fehlen müßte (jemand noch nichts 
von EI Salvador gehört ?), dann verwirrt 
es nur, linkes Allerweltsgeschrei als Sei- 
tenfüller zu bringen (Brokdorf nein dan- 
ke, oh wirklich, seufz-gähn-keuch). 


Darüberhinaus bedarf die Sammlung 
unterbliebener Nachrichten (obwohl aus 
der gleichen Kritik entstanden) wohl 
ganz anderer Qualifikationen und Ar- 
beitsweisen der Zeitungsmacher als die 
Auswahl und Formulierung politischer 
Diskussionsthemen zur Kritik und Selbst- 
kritik in der westdeutschen Linken, 


DRITTENS: WAS JUCKT WEITER? 

Daß der ID in den sieben Jahren seines 
bisherigen Bestehens sich selbst zu einem 
großen Teil überflüssig gemacht hat, ist 
oft gesagt und wiederholt worden. Aber 
daß die bestehenden Medien, regional und 
überregional, keine unterbliebenen Nach- 
richten mehr am Wegesrand stehen |lies- 
sen, könnte keiner behaupten: dazu sind 
diese Medien allesamt zu marktgängig. 
Im Gegenteil: bei vierhunderttausend 
Exemplaren Alternativpresse plus *Taz’’ 
und Neuer’ würde ich vermuten, daß 
(ohne ID) Bekanntes bekannter wird, 
aber Vergessenes umso sicherer verges- 
sen bleibt. Daß Pressefreiheit auch in der 
Alternativpresse mehr denn je Redak- 
teursfreiheit und nicht Leserfreiheit ist. 
"Daß zentrale Medien der gemeinsame 
Nenner der Gespräche an 20 Kneipenti- 
schen der Republik sind und Konformi- 
tät heranzüchten. Doch sind all diese 
Alternativ-Kolosse noch recht empfind- 


lich. Die Regionalisierung des Netzwer- 
kes zum Beispiel gibt zu denken und zu 
hoffen. 


VIERTENS: WIE WEITER? 

Vielleicht hilft in dieser Situation eine ei- 
gene Zeitung, und sei es ein Kontrast-, 
Kritik- und Korrektur-Medium, heute 
nicht mehr weiter. Blätter gibt’s genug, 
das Kontrastblatt ist nur eine weitere 
Spezialisierung. Vielleicht bracht es eher 
einer Initiative (oder vieler Inititativen) 
zum Durchpusten unterbliebener frischer 
Luft in den verschiedensten Medien von 
der Frankfurter Rundschau über die Kon- 
kret bis zur Tageszeitung, zur Kölner 
Stadtrevue und zum Revolutionären 
Zorn, so unterschiedlich (hihi !) die auch 
sind. Ob sich sowas wie ein Kollektiv 
freier Mitarbeiter, die allen auf die Nerven 
fallen, eine Zeitlang halten könnte und 
wirksam wäre? Vielleicht lohnt sich der 
Versuch. 


“ITIS ONLY DECORATION” 


VERWALTUNG 


Die inhaltlichen Diskussionen sind wir 
erstmal leid, die Argumente überzeugen 
nicht, weil dies nur ein Teil der Geschich- 
te ist. 

Sie spiegeln aber ziemlich genau, welchem 
Teil der Arbeit — eine Zeitung wöchent- 
lich herauszubringen — unseren Anstren- 
gungen in erster Linie gegolten hat. Wir 
können das schlechte Zeugnis für uns 
nicht unterschreiben, wir finden, es ist 
immer noch ein gutes Konzept, womit 
wir mal besser mal schlechter gearbeitet 
haben, und womit wir neben vielen Re- 
gionalzeitungen und der Taz bestehen 
wollten. 

Die Produktion einer Zeitung heißt aber 
mehr als ein fein ausgearbeitetes Konzept, 
oder der Wille eine Zeitung herauszu- 
bringen, die ein bestimmtes Lebensge- 
fühl äußert! 

Es ist auch noch die ganze Organisation 
des Verlages da, die bei einer wöchent- 
lich erscheinenden und in größerem 
Rahmen vertriebenen Zeitung unum- 
gänglich ist. 

Außerdem halten wir im Nachhinein die 


Sache mit dem Bewußtsein bzw. mit der 
Verantwortung dem Kollektiv gegenüber 
für ein gleichwertig wichtiges Moment. 

An dem ersten punkt, haben wir in dem 
letzten Jahr viel gearbeitet, und nicht 
ohne Spaß daran gehabt zu haben. Am 


zweiten Punkt, Verwaltungsorganisation, 
haben wir nicht viel gerührt, seit es 
irgendwann großspurig auf Computer- 
spezialisten zugeschnitten wurde. Wir 
haben uns aber um so mehr geärgert, 
über die Pannen, die uns den Alltag 
immer wieder dumm chaotisiert habe. 

Über die Bedeutung des Kollektivs 

in Bezug auf uns und auch auf andere 
Kollektive, mit denen wir so gut wie nie 
ins andere als Geschäftsgespräche ka- 
men — haben wir versucht, aber halt 
nur versucht, uns klar zu werden. So- 
mit blieb auch die praktische Füllung des 
Zauberwortes ‘'Kollektiv”’ taufend aus. 

Den Grund unseres K.O.s in der ersten 
Rundes des neunten ID-Jahres sehen 
wir gerade in der bestehenden Konstel- 
lation zwischen Verlagsverwaltung und 


UND EIN BISSCHEN 


kollektiver Arbeit und Leben. 

Die unklaren Verhältnisse, die in dieser 
Hinsicht wahrscheinlich schon immer 
existierten, waren gerade noch haltbar 
in ID-Zeiten, in denen die Erwartunr 
an den ID — die Projektionen von "'au>- 
sen” — die Fragen , die “innen” gestellt 
werden sollten, überdeckt haben. Ob es 
an politischer Einsicht fehlte, die Sachen 
richtig anzugehen? 

Eine mögliche Antwort. Möglich, daß 
mit einem Gesellschaftsbild, bei dem 
nicht nur der Inhalt der Arbeit ernst 
genommen wird, sondern die Organi- 
sation der Arbeit und die Verantwor- 
tung der Gemeinschaft gegenüber, in 
der eine/r lebt, vieles anders gelaufen 
wäre, 

Daß regionale Zeitungen sich meist bes- 
ser tragen, hat auch seine ökonomischen 
Gründe. Aber sie stellen sich auch eher 
einer erreichbaren Öffentlichkeit, und 
dies hat nicht nur inhaltliche Folgen, 
sondern auch der Zustand im Kollektiv 
wird in den unmittelbaren Zusammen- 
hängen sichtbar. 

Natürlich können Projekte auch mit ın- 
teressantem Inhalt und quten Geschäfts- 
führern funktionieren. Über die Beispiele 
wurde mehr als genug geredet. Aber die 
positiven Beispiele? Wir waren es auch 
nicht. Es ist für uns auch keine Entschul- 
digung, daß ein Medienkollektiv zu be- 
treiben wahrscheinlich schwieriger ist 
als ein Druckerkollektiv. 

Wenn wir die Frage stellen, wie es mit 
uns weitergehen soll, finden wir als ein- 
ziges historisches Beispiel, von dem wir 
schöpfen können, das libertäre Spanien 
von 1936 -39.. 


Also geht es Biete wieder von “unten” 
anzufangen. Das heißt Strukturen und 
Orte zu schaffen, wo die Möglichkeit 
besteht, zu kommunizieren. Dies kann 
ein Zentrum, ein Radio, ein Marktplatz 
oder auch eine Zeitung sein, 

Der ID war nicht unser letzter Versuch, 
uns in die Verhältnisse einzumischen. 
Bis dann... 


Enikö + Waldemar / ID 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


Spa / ID / Berlin 96-07-4173 
Buchladenkollektiv Savignyplatz / Berlin 


Die Levte des Weißbeckerhauses - (Lehrlinre, Schüler vu. Trber besetzten diees 

Haus im Feb. diescs Jahres)- klauen lieber in einer Fenossen- Buchhandlung 

als in einer anderer. 

Sie hatten keine Tust die Sache bei Fran Reichelt, oder beim sozialpädegorischen 
Sonderfond, oder bei dem ihnen zur Verfüsun? stehenden Sonderetat es zu versuchen, 
weil sie erklärten " lieber unabhönsie bleiben zu wollen", 

Unter der Parole " wir nchemen uns ws wir brauchan" schluscn sie ein Loch von 
I5o.0oo DM in die ohnchin schon löchrir» Sommerkasse des Duchladens, der seine 
Profite regelmäßig der RH, dem Schönebzrrer Tuzendzentrum und an Befreiungs- 
bewegungen weiterleitet, bzw. ständis Bücher in den Knast schickt und alte hilfs-, 
bedürftige Genossen finanziell unterstützt, S=smmlunzen durchführ+ und das Alles 
jederzeit bereit ist zu sagen, a zu erklären und darzustellen. 

Das Buchladen — Kollektiv schlug noch vor, die Büchsr in eine Kiste zu packen, 

das Problem in ihrem Kollektiv zu diskutieren und ihnen dann Bescheid zu geben. 
Darauf gingen die Weißbeckerleute nicht ein, nahmen sich was sie brauchten und 
verschwanden, Ein Brief mit der Avfstellune der Bücher k>m nach der Aktion an 

mit der Bitte um Verständnis!?! und einer Andeutung weiterer ähnlicher Aktionen. 


FREIBURG BUCHLADEN ASPIRIN "ERÖFFNET 


2,.mai "der kommunismus wird sein (unter anderem) ein aspirin von der größe der sonne" 
(roque dalton) 


zum ende des jahres 1974 schlossen etliche kbw-geführte buchläden im ganzen land ihre tore. ein schlag gegen nicht partei- 
gebundene verlage (rotbuch, wagenbach, trikont, kramer), denen wichtige nationale vertriebsstellen entzogen werden soll- 
ten und gegen die schriften undogmatischer gruppen (langer marsch, wwa, links, id). außerdem ließ der beschluß des zk 
kleinere städte wie freiburg in denen es außerdem nur noch einen dkp-laden gibt, ohne linken buchladen, 


in freiburg, wo sich die undogmatischen hauptsächlich auf die "k-gruppen-kritik" eingeschossen haben, selbst aber wenig 
initiative entwickelten, wurde am 15.april 15 uhr in der wilhelmstraße 15 der neue buchladen aspirin eröffnet. damit wird 
linke literatur wieder zugängig gemacht und entsteht ein kommunikationszentrum für alle, die an der veränderung der gesell- 
schaft arbeiten, wie ist der laden organisiert? alle leute, die eine geldeinlage gemacht haben, bestimmten in der gesell- 
schafterversammlung in allen wichtigen fragen. ein fest angestelltes kollektiv arbeitet im buchladen, ein beirat arbeitet mit 
vorschlägen mit an der gestaltung des sortiments. 


die freiburger undogmatischen haben etliche erfahrungen mit der kbw-bürokratie hinter sich: 

- die kbw-eigene druckerei, die seit einigen jahren den größten teil der linken schriften druckte, nimmt nur noch vorlagen 
an, die den grünen schreibtisch des ortssekretärs passiert haben 

- eine 218-aktion der frauengruppe wurde sabotiert, indem der druck eines plakates wegen "falscher linie" abgelehnt wurde. 
gleichzeitig trat der kbw an die frauen heran mit der bitte, material für eine broschüre des kbw zur gemeinderatswahl zu 
liefern 

= der kbw handelt schon seit einem dreiviertel jahr gegen den beschluß der 31 badisch-elsässischen burgerinitiativen, in 
marckolsheim und wyhl keine parteipropaganda zu machen. der grad an borniertheit, den der kbw bei aktionen der kern- 
kraftsgegner zeigt, ist bisher von keiner anderen gruppe erreicht worden, 

aber es bleibt nicht so, wie es ist: 

- die undogmatischen haben die grUndung und eröffnung des buchladens geschafft 

- die üblichen aktionseinheiten mit k-gruppen finden nicht mehr statt 

- die frauengruppe kritisiert den kbw in sachen 218 offensiv 

= bisher ist der kbw mit seiner initiative gegen 8 218.allein geblieben 

- jeden dienstag kommen Uber 100 frauen zu einer veranstaltungsreihe des freiburger frauenkollektivs 


zur eröffnung des buchladens setzte sich die initiativgruppe mit der erklärung des 
kbw zur schließung ihres ladens auseinander, die erklärung im wortlaut: 
erklärung der ortsleitung freiburg des kommunistischen bundes westdeutschland 
"die ortsleitung freiburg des kbw hat beschlossen, zugig an den aufbau neuer vertriebsformen der revolutionären literatur zu 
gehen, dies ist erforderlich, da für uns revolutionäre schriften ihre bedeutung haben als waffen im kampf gegen die herr- 
schaft der bourgeoisie und unsere bisherigen vertriebsformen diesem gebrauch unserer literatur nicht gerecht wurden, im we- 
sentlichen wurden die revolutionären schriften bislang in der form des ladenverkaufs vertrieben. damit haben wir den ge- 
brauch unserer literatur im wesentlichen dem handel Uberlassen, was schädlich ist, auch wenn es unser eigener ist, zUgig 
werden wir darangehen, die revolutionären schriften ebenso wie die kommunistische volkszeitung in die hände unserer ge- 
nossen zu legen und sie damit wirklich zu nutzen, dies geschieht in unserem ortsbUro, an den büchertischen, vor veran- 
staltungen, seminaren usw. diesem aufbau eines revolutionären buchvertriebs steht die existenz eines ladengeschüfts wie des 
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Berichte, Stellungnahmen, Diskussionen 


libro libre in der herrenstr. 53 entgegen. deshalb haben wir beschlossen, die revolutionäre literatur nichtmehr in form von 
ladengeschäften zu vertreiben und uns möglichst schnell von all seinen beständen zu trennen, die wir für den aufbau unse- 
res literaturvertriebs nicht nutzen können. 

i.a. der ortsleitung freiburg 

michael moos " 

einige richtigstellungen: , 
der buchladen libro libre wurde 1969 vom sds gegründet und durch unzählige stunden unbezahlter arbeit von genossen zum 
laufen gebracht. diese sind heute nicht im kbw organisiert. 1970 ging der laden an den bund kommunistischer arbeiter Über, 
der aus dem sds hervorgegangen und die einzige nicht-mI-gruppe war, die damals betriebsgruppen aufbaute. u 
im prozeß der transformation örtlicher zirkel zum kbw ging der buchladen an ihn Uber. der laden bekam eine linie, d.h. 
eine zensur. psychoanalytische literatur verschwand ebenso wie kritische schriften der arbeiterbewegung und die blätter der 
undogmatischen linken. die schließung der buchläden sollte ihrer pleite zuvorkommen, denn mit kbw-sortiment kann sich 
kein laden halten. eine weitere erfahrung: die aspirin-buchladen-initiative wollte mit dem kbw über die Übernahme der kar- 
tei linker bezugsquellen und der bucher-restbestünde verhandeln. der ortssekretär winkt ab und erklärt: linke solidarität 
gibt es sowieso nicht mehr. die kartei soll für dm 2000,- an eine bUrgerliche buchhandlung verkauft werden. linke kon- 
kurrenz stört ihn, bürgerliche weniger. als einige genossen die kartei dann beschlagnahmten, hieß es: wir setzen uns nicht 
darüber auseinander, "das ist eine sache fUr die bürgerlichen gerichte", 


auszüge aus der stellungnahme der aspirin-gruppe zur erklärung des kbw: 
"die erste einsicht, die der kbw uns vermitteln will, ist die, daß beim kurzen marsch der ml s zur revolution buchläden offen- 
bar im wege stehen. okay. (wißt ihr noch, wo ihr selber steht, genossen?) 
und in welcher sprache ihr sprecht: die leitung hat beschlossen, wir haben beschlossen, zUgig an den aufbau gehen, zügig 
daran gehen, dies ist erforderlich, dies geschieht , im wesentlichen, deshalb, damit (zum teufel mit den linken genscher). 
und dann schreibt die "ortsleitung" davon wie sie auch in zukunft die revolutionären schriften "vertreiben" will (daß man sie 
nicht mehr sieht): im bauchladen und im ortsbUro. revolutionärer vertrieb, wohl wahr. on ı 
dann hat der kbw in schneidiger anwendung marxistisch-leninistisch-materialistischer prinzipien entdeckt, daß die literatur 
im libro libre die "form des ladenverkaufs" angenommen hatte und daß leider der gebrauch dieser literatur dem handel üÜber- 
lassen war. in dieser Überlegung ist das buch nichts als eine ware, deren form wie gebrauch durch den kaufakt festgelegt 
sind und sich in ihm erschöpfen. (wie für den kapitalisten also - beschämend, aber vielleicht kein wunder: wann genossen 
von der ortsleitung, habt ihr zum letzten mal ein buch wirklich gelesen, d.h. euren sinnen Uberlassen und nicht dem handel, 
d.h. gebraucht? Er ’ Re 
traurige verlogenheit oder bloß theoretischer tiefstand des kbw? wahrscheinlich beides und dazu noch guter wille jede menge, 
und außerdem wohl dieser gnadenlose opportunismus, der den kbw einen "eigenen" buchladen verhökern läßt, um im wahl- 
kampf für einen "eigenen" stadtrat finanziell etwas "beweglicher" zu sein. denn von der gemeinderatstribüne aus läßt sich 
die arbeiterklasse besser zusammenfassen (s.kbw-erklärung zur gemeinderatswahl). good luck, genosse schottenhammel, 
traurig aber wahr: diese parteien geben sich alle mühe, alles wieder kaputt zu machen, was die linke in den letzten jahren 
tatsächlich aufgzbau* hat... ... einen offenen politischen buchladen gibt es ab heute also wieder. andere fehler der linken 
parteien werden schwerer zu korrigieren sein." 


Übrigens: bayer fUrchtet verwässerung 1 , . 
in einem schreiben vom 23.4.75 , versehen mit einem grünen blatt:"bayer forscht für umweltschutz" wendet sich die bayer ag 


leverkusen an den buchladen aspirin: (auszUge) 

"zwischen ihnen und uns besteht sicher einigkeit darin, daß die verwendung des namens eines bekannten arzneimittels zur 
kennzeichnung einer buchhandlung eine originelle idee ist." aber: "die bezeichnung steht nicht jedermann frei ... sondem 
ist ein gewerbliches schutzrecht... das ... gilt auch auf dem gebiet ungleichartiger Nee (wie es z.B. bucher gegenuber 
arzneimitteln sind)." als "Schutz gegen eine verwösserungsgefahr" . "das bedeutet, die verwendung einer berühmten marke 
wie aspirin im zusammenhang mit dem verkauf von buchen beeinträchtigt die kennzeichnungskraft dieses warenzeichens." 
"wir bitten, unverzüglich die weitere verwendung unseres warenzeichens in jeder form, insbesondere als kennzeichnung 
ihrer buchhandlung, zu unterlassen." die bayer ag hofft, daß "die angelegenheit gutlich im wege einer korrespondenz er- 


ledigt werden kann." 
die gesellschafterversammlung wird Uber eine namensönderung beraten. 


„COMMUNE“ BUCHLADEN ZU 18.000,-- DM In den Jahren 1969 bis 1971 entsand das Kollektiv Jürgens j 
VERKNACKT Buchladen aus einer kleinen Buch- und Postverkaufsstelle, die Jür- 
gen Schleicher und Frau gegründet hatten. In den kurzen, aber 
WESTBERLIN (ID) Die linken Buchläden sind aus der Bewe- hektischen Aufbaujahren wurden vom zuletzt aus 10 Personen be- 
16. Novemüver gung 1967 als Alternative zu bürgerlichen stehenden Kollektiv Umsatz und Lager vervielfacht und die Laden- 
Buchhandlungen entstanden. Es war da- räume zur doppelten Größe aufgebaut. Als die juristische Form 
durch möglich, linke Gruppen — vor allem damals Kinderläden — des Ladens den Tatsachen und dem äußeren Auftreten (kollektive 
zu unterstützen und Gruppen, die Broschüren herausbrachten zu Arbeit, keine privaten Profite) durch Umwandlung in eine GmbH 
Kindererziehung, Geschichte und alternativer Lebensform. In West- angepaßt werden sollte, schien die Diskussion darüber fast positiv 
berlin entstand zuerst durch kollektive Arbeit das „Politische Buch“ beendet zu sein, als plötzlich zwischen Weihnachten und Januar 
in der Lietzenburgerstr. aus dem damaligen „Europäischen Buch” 1971 die 8 Kollektivgenossen von Schleicher ein Kündigungsschrei- 
(Olivaerplatz); dann das jetzige „Buchladenkollektiv’’ am Savigny- ben zugestellt bekamen, wodurch er sich zum alleinigen Privatbe- 
platz (früher K. Röhrbein, in der Ludwigkirchstraße); und dann die sitzer aufschwingen wollte. Durch eine einstweilige Verfügung konn- 
„Commune‘ unter den Eichen (aus Jürgen Schleichers Buchladen). ten sich die 8 wieder Zutritt zum Laden verschaffen und nicht zu- 
Die drei Läden gründeten eine WBK — d.h. Westberliner Buch- letzt aufgrund öffentlichen Drucks (innerhalb von wenigen Tagen 
laden Kollektive — was später durch linke Verlage und linke Buch- wurden mehrere tausend Unterschriften von Kunden gesammelt, 
vertriebe zu einem VLB — d.h. Verband linker Buchprojekte — er- die sich auf den Kollektivstandpunkt stellten) war es möglich, mit 
weitert wurde. Schleicher einen Vergleich zu schließen. = 


—— 1D152 vom 20.11.76 nennen DD] 


Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


Für Schleicher gab es als Hauptsache die alten Ladenräume und 
45% der Ladenwerte (im wesentlichen Bücher), das Kollektiv be- 
kam die anderern 55% und mußte sich neue Räume suchen in un- 
günstiger Lage. Die Bücher wurden aufgeteilt, daß möglichst die 
von der einen oder anderen Seite nach genauer Berechnung von 
Forderungen und Verbindlichkeiten zu bezahlende Summe ein 
paar tausend Mark nicht übersteigen sollte. Daher bekam Schleicher 
auch mehr Bücher, als ihm nach der 45% Quote zugestanden hät- 
ten, weil überschlägig ausgerechnet wurde, um wi»viel die Verbind- 
lichkeiten über den Forderungen lagen. Das jedenfalls war das 
mündlich verabredete Vorgehen. Große Überraschung daher, als 
nach etwa einem Jahr die Zahlungsaufforderung über 15000 DM 
in die Commune geflattert kam. Die der Forderung zugrunde lie- 
gende Rechnereien waren abenteuerlich, z.B. wurden Forderungen 
über 5000 DM an Kunden als nicht eintreibbar abgeschrieben, ob- 
wohl eine genaue Abschreibungsquote im Vergleich festgelegt war: 
es tauchten aus dem Nichts enorm hohe Kundenanzahlungen auf 
und Ursula Schleicher hatte auf einmal ein Darlehen gegeben usw. 
Das wurde von Seiten der Commune zurückgewiesen, dabei aber 
die prinzipielle Bereitschaft zu einer vernüftigen Klärung gezeigt. 
Schon vorher hatten wir ein Schiedsgericht vorgeschlagen, falls 
noch strittige Punkte auftauchen sollten, anstatt gleich vor den 
Kadi zu gehen. 

Dazu kam’s aber nicht, weil Schleicher Ende 1974 mit einer 
Klage vor das Landgericht ging. Jetit wollte er zwar nur noch 
13000 DM haben, die neue Begründung hatte auch andere Zahlen, 
stand aber der ersten an Abenteuerlichkeiten in Nichts nach. Die- 
se Klage wurde Juni 1975 durch Versäumnisurteil abgewiesen. (Das 
bedeutet, seine Unterlagen wurden als unzureichend abgelehnt.) Da- 
rauf ging Schleicher in die nächste Instanz. Diesmal wollte er 


18000 DM bezahlen (incl. Gerichtskosten). 


Für uns heißt das außerdem, das Kammergericht hat ein poli- 
tisches Urteil gefällt. Den Einzelhändler stützt man in fedlem Fall, 
das Kollektiv ist eine Gefährdung und muß weg. 


Dem Kammergericht dürfte außerdem nicht unbekannt sein, 
daß die Commune anläßlich der Durchsuchung von Buchlüden im 
gesamten Bundesgebiet, wo nach Exemplaren der Zeitung ‚Revo- 
lutionärer Zorn’ gefahndet wurde, mit dabei war. Das Urteil muß 
gesehen werden als verlängerter Arm der Gewaltparagraphen 130 
und 88a, die Befürwortung und Vorbereitung, sowie Unterstutzung 
von Gegengewalt unter Strafe stellen (na klar, was denn sonst). 


Zusammen mit dem politischen Buch und dem Buchladenkol- 
lektiv (die drei Westberliner Buchladenkollektive) unterstützen wir 
heute linke Projekte wie Knastarbeit, Spaniengruppe, Vietnam, 
Chile, Muki, SIJSZ — und machen keine privaten Profite. 


Der Unterschied zu bürgerlichen Läden ist außerdem (lie kollek- 
tive Arbeitsform. Es gibt keinen Einzelbesitzer. Die GmbH-Form 
wird benützt. Alle Arbeitenden sind Besitzende, d.h. nicht, daß 
der Laden deswegen zur Goldgrube wird! Sie sind Gesellschafter 
und Geschäftsführer oder sollten es sein. Der Lohn ist gleicher 
Lohn. 

Unsere finanzielle Situation hat sich Dank des durch angespro- 
chene Kunden und Semesterbeginn verstärkten Kaufs wieder ge- 
bessert und nun sollen wir Schleicher 12000 DM in den Rachen 
werfen und dem Kammergericht 5600 DM Gerichtskosten. Die 
Urteilsbegründung ist noch nicht da. Wir wissen also nicht, ob wir 
alles auf einmal oder in Raten zahlen müssen. 


Möglichkeiten die „Commune‘’ zu unterstützen sind Voraus- 
zahlungen von Euch, die Ihr in Bücher einlösen konnt, ferner In- 
stitutsbestellungen oder Spenden. 


Am 4. Dezember findet in der alten TU Mensa ein Solidaritäts- 
fest statt, der Erlös wird an die „Commune’’ gegeben. Musik dazu 


macht das Berliner Rock Ensemble und Tommi mit dem Mobilen 
EinsatzorKester. 


(„„Commune” Politische Buchhandlung GmbH, Unter den Eichen 
84d, 1000 Berlin 45) 
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WIEDER KRACH BEI WAGENBACH 


WESTBERLIN Nach monatelangen Auseinandersetzun- 
17. Januar gen haben zum Jahresende alle Angestelt 


ten den Verlag Klaus Wagenbach verlas- 
sen. Zurückblieb das Ehepaar Wagenbach. 


Der Hersteller des Verlags hatte Klaus Wagenbach bereits 
zum Herbst '76 endgültig die Arbeit und die Freundschaft 
aufgekündigt. Wolfgang Dreßen, dem Herausgeber der Reihe 
Politik, die den politischen Ruf des Verlags begründete, war 
im Oktober gekündigt worden, er führt jetzt einen Arbeitsge- 
richtsprozeß. Dreßen war seinerzeit der einzig Angestellte, deı 


bei Wagenbach blieb, als sich vor dreieinhalb Jahren schon n 
einmal sämtliche damaligen Verlagsangehörigen im Streit vo 


Klaus Wagenbach trennten und den Rotbuch Verlag yründe- 
ten. 


Der Verlagsassistent, die Sekretärin des Verlegers, die 
Buchhalterin und die Redakteurin der Tuschenbücherel und 
Betriebsrätin) kündigten zum Jahresende fristlos, nachdem ın 
einer der üblichen Auseinandersetzungen über das beachtens- 
werte Verlagsklima Wagenbach die Betriebsrätin geschlagen 
hatte. :)as war das Ende einer langen Geschichte von entner- 
venden Kontroversen, die sich entzundeten am Widerspruch | 
zwischen dem linken Programm nach außen und Gem Patrıa: 
chalischen Betrieb innen (versteckte wie offene Diskriminie- 
rung weiblicher Angestellter eingeschlossen). 


Schon im Mai 1976 hatten die fünf Arbeitnehmer die Kon 
sequenz aus ihrer tatsächlichen Stellung im Verlag gezogen. 
Sie wählten einen Betriebsrat (in Betrieben dieser Größenord 
nung offiziell „„Betriebsobmann‘’ genannt). Sie wählten geger 
den erbitterten Widerstand von Klaus Wagenbach (Motto: 
Wir sind doch alle eine große linke Familie). 


Die Kündigung des politischen Lektors war dann der An- 
laß, die seit langem unerträgliche Arbeitssituation mit Auto- 
ren (und auch das nur gegen den Widerstand von Klaus Wa- 


genbach) zu diskutieren und eine interne Übereinkunft über 
Arbeitsstil und Arbeitsorganisation zu fordern, mit dem Ziel, 
wenigstens die geltenden Mitbestimmungsrechte in Anspruch 
zu nehmen und möglichst so zu erweitern, wie der Verlag es 
anderen Unternehmen empfiehlt. 


Dazu kam es nicht. Klaus Wagenbach hat gegen den Ein- 
spruch des Betriebrats die Kündigung des Lektors Dreßen auf- 
rechternalten, sogar die Kündigung eines weiteren Verlagsmit- 
gliedes vorbereitet und sich trotz gegenteiliger Lippenbekennt- 
nisse bi: _. 'etzt in allen entscheidenden Fragen der inneren De 
mokratisieı ıg widersetzt (wobei die Angestellten nicht etwa 
auf mehrhe .lichen Entscheidungen über Manuskripte bestan- 
den). Die Abwehr jeglicher Mitbestimmung entsprach dem un- 
gebrochenen Anspruch des Verlegers, der Verlag zu sein, auch 
gegenüber denen, die das Programm vor allem machten. 


Im Gegensatz zur Spaltung im Jahr ‘73, als der Verlag als 
GmbH organisiert war, blieb den Angestellten diesmal nur die 


Möglichkeit, sich per Kündigung aus dem Privatunternehmen 
zurückzuziehen. 


Die bisherigen Angestellten des Verlags Klaus Wagenbach: 
Thomas Böhm, Wolfgang Dreßen, Grete Frombach, Carla 
Koch-Bernards, Brigitte Melms, Bernd Zimmer. + 


ID 161 vom 20.1.77 


Berichte, Stellungnahmen, Diskussionen 


ZUM KONFLIKT IM UND UM DEN 
WAGENBACH-VERLAG 


FRANKFURT Unter der Überschrift ‚Wieder Krach bei 
16. März Wagenbach’”’ druckten wir in ID 161 die 

Erklärung der sechs ehemaligen Angestell- 
ten des Verlags Klaus Wagenbach ab. Daran schloß sich eine 
längere Kette von Verwicklungen und Mißverständnissen an. 
Auch wenn der Anfang des Konflikts schon etwas länger zu- 
rück liegt und einige der uns vorliegenden Briefe zum Konflikt 
schon etwa älter sind, meinen wir, daß wir diesen ganzen Vor- 
gang nicht totschweigen sollten, bis Gras darüber gewachsen 
ist. Wir veröffentlichen daher einige der Briefe ganz, andere 
teilweise. Dies deswegen, weil sich der ganze „‚Vorgang‘’ schon 
zu einer beachtlichen Akte ausgeweitet hat und stellenweise 
die Briefe mehr Diskussionspapieren ähneln. Genossen, die 
hierüber Näheres wissen wollen, die Papiere gänzlich lesen 
wollen oder was auch immer, sollen sich an uns direkt wen- 
den und mit uns eine Diskussion direkt und nicht über den 
Umweg einer Veröffentlichung im ID führen. 


Die Chronologie: Nach der Erklärung im ID 161 erreichte 
uns nach einigen Telefonaten ein Brief von Klaus Wagenbach, 
von dem wir nicht wußten, ob der nun zur Veröffentlichung 
gedacht war, oder nicht. Wir haben daraufhin einen Brief zu- 
rückgeschrieben, in dem wir auf die Punkte eingegangen sind, 
die den ID betrafen und im übrigen eben die Frage der Ver- 
Öffentlichung stellten. Diese beiden Briefe drucken wir unge- 
kürzt ab. Danach ereeichte uns ein weiterer Brief von Klaus 
Wagenbach, aus dem hervorging, daß sein erster Brief eben 
zur Veröffentlichung im ID gedacht war, ein Brief von Klaus 
Wagenbach an den VLB (Verband linker Buchprojekte) und 
ein „Offener Brief an die Linke in Sachen ‚Wagenbach-Kon- 
flikt‘‘ von Peter Brückner. Diese letzten Papiere veröffentli- 
chen wir auszugsweise. Okay? Dann also los: 

„An den Informationsdienst unterbliebener Recherchen! Liebe Ge- 
nossen, hier eine Antwort auf Euern kommentarlosen Abdruck eines 
„authentischen‘ Papiers. In der Hoffnung, daß dieser Vorgang — der 


ja nun wirklich einer von vielen bei Euch ist — Euch nun endlich zu 
Überlegungen bringt, dergestalt daß .... na, so würde Kleist fortfahren. 


Im ID vom 22. Januar las ich ein Papier „Wieder Krach bei Wagen- 
bach‘', das einige fette Lügen enthält — Gesamttenor: Wagenbach die 
Unternehmersau. Nun ist der Genosse Wagenbach aber seit langer Zeit 
Beirat im ID. Wie bringt Ihr dann das zusammen: Eine Unternehmer- 
sau im Beirat? 


Jetzt verstehe ich auch, warum Ihr mich weder vorher noch nachher 


gefragt habt: Ich hätte ja grunzen können. Auf telfonische Anfrage wur- 


de das Verfahren so erklärt: Der zugesandte Text sei ‚authentisch‘ und 
der ID drucke ‚authentische‘ Texte jedenfalls. Das ist doch abenteuer- 
lich: Wenn Euch ein Text aus Krupsis zugesandt wird, Peter O. Chotje- 
witz feiere fortwährend Orgien — druckt Ihr das auch? \Venn Euch 
die KPD meldet, Rudi Dutschke sei jetzt ihr Mitglied — das recherchiert 
Ihr nicht? 


Nein, was hinter dem kritiklosen Abdruck solcher „Kollektivpapie-- 
re steht, ist eine außerordentliche Empfindlichkeit gegenüber unseren 


Hoffnungen oder Träumen, für deren Kritik oder gar Zusammenbruch 


dann unter allen Umständen einer haftbar gemacht werden muß, des- 
sen Meinung deswegen auch noch sicherheitshalber unterdrückt wird. 
Ich fordere den ID auf, sich öffentlich zu dieser unkritischen, um nicht 
zu sagen unpolitischen Informationspolitik zu äußern. Zur Sache: Ich 
habe nach langjährigen Auseinandersetzungen den politischen Lektor 
des Verlages, Wolfgang Dreßen, kündigen müssen. Einige Wochen spä- 
ter lag ein Papier auf dem Tisch,das unter Androhung kollektiver Kün- 
digung die Wiedereinstellung Dreßens forderte und außerdem die Ma- 
nuskriptannahme „mit einfacher Mehrheit‘’, die Kündigung und Ein- 
stellung ‚mit einfacher Mehrheit‘ verlangte. Diese Forderungen habe 
ich abgelehnt. Wer die Einführung des Parlamentarismus in einem lin- 
ken Verlag fordert, hat andere Gründe. Die zu erforschen hätte Aufga- 
be des ID sein können. 


Die weitere Arbeit des Verlages ist seit Mitte Januar durch den 
schnellen Einstieg von Freunden und die massive Unterstützung von 
Autoren (die den Konflikt anders einschätzen) gesichert. Falls der ID 
unser umfangreiches Programm für wissenswert hält, würde ich soweit 
gehen, ihn darüber zu informieren." 


ID 170 vom 26.3.77 


Der ID-Antwortbrief: 
„Lieber Klaus Wagenbach! Du forderst den ID auf „sich öffentlich zu 
dieser unkritischen, um nicht zu sagen unpolitischen Informationspo- 
litik zu äußern’. Aber gerne, zumal deine Vorwürfe ins Leere treffen. 
Der ID druckt Nachrichten, Berichte, Erfahrungen der unterschied- 
lichsten linken Gruppen und Individuen ab,ohne sich redaktionell 
einzumischen. Das unterscheidet uns von dem ganzen „ausgewogenen’ 
Journalismus, der die Sicht von unten höchstens als Material in ent- 
schärfenden Artikeln verbrät. Wir stehen voll hinter dem Abdruck „Ssol- 
cher Kollektivpapiere‘’, weil zur Darstellung einer Situation die Betrof- 
fenen selbst am besten in der Lage sind. Und zwar aus ihrer Sicht; aus 
welcher sonst? Von so abgeflachten Artikeln wie „während die einen 
meinten, daß .... vertraten die anderen die Auffassung, das Gegenteil 
sei der Fall ...‘‘ haben wir die Nase voll. Wäre das nach deiner Auffas- 
sung eine „‚kritische’' Bearbeitung gewesen? Wenn sämtliche 6 Ange- 
stellten bei Wagenbach kündigen und diesen Entschluß öffentlich und 
unter ihrem Namen begründen, dann ist der Bericht authentisch — und 
zwar ohne Anführungszeichen. Deine Methode, diese Art von Berich- 
ten mit Gerüchten a la „‚Orgien in Kruspies’’ gleichzusetzen, halten wir 
hingegen für äußerst ‚„‚abenteuerlich‘. 


Es hat niemals zur Debatte gestanden, deine Stellungnahme ‚,‚sicher- 
heitshalber zu unterdrücken‘. Solange der Wagenbach Verlag ein linker 
Verlag ist, nehmen wir auch die Äußerung von Klaus Wagenbach im ID 
auf. — Nur verschon uns bitte mit dem Anspruch, hier den Wahrheits- 
sucher zu spielen. Was unter der Maske schon alles an Realität zensiert 
wurde, ist weitaus schlimmer, als ein ungeschliffenes, oft bruchstück- 
haftes und aufgefächertes Nachrichtenbild, wie es im ID sich darstellt 
— und nicht wie wir als Redakteure es darstellen. 


Wir machen gar keinen Hehl daraus: so wie wir im ID arbeiten,ge- 
hen in die wöchentliche Produktion viele Zufälligkeiten mit ein. Es 
hätte ebensogut sein können, daß dich gleich jemand um eine Stellung- 
nahme gebeten.hätte. Von unserer Arbeitsweise und unseren Arbeits- 
bedingungen, denen nicht — wie du vermutest — eine bewußte Aus- 
sparung zugrunde liegt, werden wir uns nicht distanzieren. 


„Zur Sache‘ sagst du lapidar:,,Ich habe nach langen Auseinander- 
setzungen ... kündigen müssen.’ Wie bitte? Kündigen müssen. Aus. 
— Da steht doch im Kollektivpapier wesentlich mehr drin. Wir hatten 
erwartet, daß eine Äußerung von dir sich darauf bezieht. Das machst 
du in diesem Brief nicht. Nun streitest du über die Nachrichtenpolitik 
des ID, aber über den Inhalt der „langjährigen Auseinandersetzungen‘ 
schweigst du dich aus. Den Schwarzen Peter haben wir durch diese 
Wendung jedenfalls nicht in Händen. Wo die ‚‚fetten Lügen‘’ in dem von 
von dir nicht behandelten Papier sind, verrätst du nicht. Da der ID aber 
gerade das für wissenswert hält, nämlich deine Argumentation für die 
Kündigungen, deine Position bei den öffentlich gewordenen Auseinan- 
dersetzungen in einem linken Projekt, so gehe doch ruhig soweit, ihn 
darüber zu informieren. 


Schließlich: das Thema Mitgliedschaft im ID Beirat steht auf einem 
total anderen Blatt. Das geht aus unserem Aufruf zum Beitritt, wie 
aus der personellen Zusammensetzung des Beirat hervor. Unser einzi- 
ger Kommentar dazu: wir haben keine Unvereinbarkeitsbeschlüsse. Aus 
deinem Brief ging nicht kervor, ob du ihn zur Veröffentlichung vor- 
gesehen hattest. Wenn du diese Auseinandersetzung im ID dokumen- 
tiert haben willst, teil uns das, anderes oder zusätzliches bitte mit. 
Auch Grüße, — ID Kollektiv —’ 

Als dann der nächste Brief von Klaus Wagenbach, in dem 
er schreibt, er habe ‚‚aus verschiedenen Gründen’’ auf unseren 
Brief nicht geantwortet. Z.B.:,,Als ich in Eurem Brief las 
‚Wenn sämtliche 6 Angestellte bei Wagenbach kündigen ...' da 
dachte ich: Also glaubt der ID einfach dem anderen Papier. 
Gut. Warum fragt Ihr mich dann aber, wo denn die ‚fetten 
Lügen’ des Papiers, das Ihr abgedruckt habt, seien? Das ist 
doch eine, und Ihr wiederholt sie ....‘‘ Dann folgt eine länge- 
re Abhandlung über den faulen und schlampigen Wolfgang 
Dreßen mit Sätzen wie:,, ... oder habt Ihr in den letzten Jah- 
ren irgendeine politische Aktivität mit dem Namen Wolfgang 
Dreßen verbunden gesehen? Das könnt Ihr doch überprüfen!” 
und ‚Wenn Wolfgang nicht mein Freund gewesen wäre und 
Genosse, hätten wir uns schon früher getrennt.‘ Wieder zum 
ID:,,Ja, und als ich dann auch noch von Euch gefragt wurde, 
ob mein Text denn wirklich veröffentlicht werden solle — ach, 
liebe Genossen, kurz: da hab ichs aufgegeben und mir gedacht, 
würde doch der ID mal wenigstens soweit aehen, einen der 
Autoren, Kurnitzky oder Brückner oder Albrecht oder sonst 
wen, der an der Sitzung teilgenommen hat, befragen. Habt 
Ihr nicht. (...) Entschuldigung, die fetteste Lüge des Kollek- 
tivpapiers habe ich vergessen: daß nämlich keine Abstimmung 
über die Manuskripte gefordert worden seien. Das Gegenteil 
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ist der Fall und wer so etwas in einem linken Verlag fordert, 
muß seine politischen Motive offenlegen und kann sich nicht 
hinterher gewerkschaftlich herausreden.“ 


Hier nun Auszüge aus Wagenbachs Brief an den VLB: 

Ich finde es nicht richtig, ein langjähriges Mitglied des VLB im 
INFO anzugreifen (oder: angreifen zu lassen), ohne ihm die Mög- 
lichkeit einer Antwort zu geben. Das verbindet den VLB mit dem 
BUG-INFO und dem ID, und die wieder mit einem großen Teil 


der bürgerlichen Presse. Haben alle dieselben Prinzipien, oder die- 
selbe Schablone? ... 


a 


3. Diskutiert werden müßten dann allerdings auch die eigentlichen 
Gründe für den Konflikt: meine Kündigung von Wolfgang Dreßen 
und die einige Wochen danach von ihm und anderen (im Papier 
vom 15.11.76) ergobene Forderung nach Entscheidungen über Ma- 
nuskripte „‚mit einfacher Mehrheit” und über Kündigungen oder Ein- 
stellungen „‚mit einfacher Mehrheit‘. (....) Diskutiert werden müßte 

schließlich auch die Formen des Boykotts, die im Konflikt angewandt 
wurden: es wurde nicht nur tagelang gestreikt oder krankgefeiert, son- 
dern am Ende wurden einfach sämtliche Arbeitsverträge gebrochen 
(statt drei- resp. sechsmonatiger Kündigung, die sofortige). 


. Diese Kampfformen und die anschließend inszenierte Pressekampag- 
ne wären bei einem bürgerlichen Verlag weder möglich gewesen noch 
angewandt worden. Eine Erklärung dieses Verhaltens scheint mir 
‚wichtiger als eine Antwort auf alle anderen Fragen, denn dieses Ver- 
halten ist jedem, der länger inreinem kollektiven Zusammenhang ge- 
arbeitet hat, vertraut: Die besonders agressive Wut bei Auseinander- 
setzungen unter Linken. Ich will eine Erklärung versuchen: Diese 
Wut entsteht aus der Entäuschung. Enttäuschung darübeg, daß der 
Freiraum in einem linken Projekt doch kleiner ist als erhofft — da- 
für sorgen die Mrktzwänge und der Staatsapparat. Enttäuschung da- 
rüber, daß die Arbeitsteilung kaum geringer ist als anderswo. Enttäu- 
schung über eine Freizeit, in der man genauso auf sich zurückgewor- 
fen ist wie sonst auch. Enttäuschung über die miserable Ökonomie. 
Enttäuschung über mangelnde Sensibilität, zu harte Kritik, zu gerin- 
ge Zuwendung. Kurz: Da unsere Hoffnungen groß sind, groß sein 
mussen, geraten auch unsere Enttäuschungen zu groß. Man schafft 
es einfach nicht mehr und greift erschöpft gegenüber den älteren, er- 
fahreneren Genossen — die es doch besser und also Rat wissen müß- 
ten — zum nächstbesten Argument: UnternehmerPatriarchChauvi- 
tuttiquanti. Das ist dann am einleuchtendsten für alle und auch jahre- 
langer Brauch im VLB - man lernt aber dabei nichts aus den Zwän- 
gen und Frustrationen kollektiver Arbeit. Das Ideal bleibt sauber — 


es waren halt mal nur wieder ganz konkrete miese Leute, die es zu 
Fall gebracht haben. (...) 


Ich schließe mit den weisen Worten des Helmut aus dem VLB-Info: 
„Wenn die linken Verlage keine Bücher liefern, haben die Buchhandlun- 
gen keine. Ganz einfach.’ Herzliche Grüße. Euer Klaus Wagenbach.‘' 


Als letztes nun der ‚„‚Offene Brief an die Linke ....” von 
Peter Brückner, aus dem wir die Textstellen entnehmen, in de- 
nen er sich zum Verlagskonflikt aus der Sicht des Autors äus- 


sert und dabei über den Konflikt als „wagenbachspezifischen‘' 
etwas hinausgeht: 


„Ich kann es mir sparen, auf diese Kündigung einzugehen (die die un- 
längst ausgeschiedenen Genossen nicht als Argument für sich verein- 
nahmen dürfen), weil es ja einen zweiten Grund für das Scheitern der 
Verhandlungen im Verlag gab: nämlich die Forderung der Mitarbeiter, 
nicht nur Informations-, Arbeitsorganisations- und einige Mitbestim- 
mungsdesiderate formell sicherzustellen, wozu Klaus Wagenbach alles 


in allem bereit war, sondern auch die Entscheidung über Manuskripte 
zu kollektivieren. 


Es gibt genügend Genossen, die solche Forderungen für die natür- 
lichste Sache in der Welt der Linken halten und sich deshalb in der Be- 
schimpfung von Klaus Wagenbach einig sind. Ich möchte diese Genos- 
sen darauf aufmerksam machen, daß es neben dem Verleger Klaus Wa- 
genbach und den anderen Mitarbeitern des Verlags noch eine dritte 
Größe im Spiel gibt, die Interessen zu vertreten hat, und zwar auch 
durchaus politische: Die Autoren. Ich spreche für mich, wenn ich er- 
kläre, daß meine Erfahrungen mit Publikationen mich zu einem Geg- 
ner dieses Kollektivierungs-Anspruchs gemacht haben. (1967/70 hatte 
ich da andere Auffassungen. Nicht gerade ich bin es, die ganze Linke 
ist es, die sich seither gewandelt hat.) Das gilt nicht zuletzt für Erfah- 
rungen mit dem Meinhof-Taschenbuch: Erfahrungen in und nach dem 
Wagenbach-Konflikt. Das Verlagsgeschäft und die Buchproduktion sind 
jedenfalls kein bloß innerhäusiges Problem, die Autoren müssen da- 
rauf achten, ihre politischen Texte geltend zu machen, und ich glaube, 
daß für eine ganze Reihe von ihnen die Verlagskonstruktion bei Wa- 
genbach, was Manuskript-Entscheidungen anging, richtig war und bleibt. 
Das ist kein Votum gegen andere Verlage, die auf Kollektivierung be: 


stehen. Es bestätigt nur, daß Klaus Wagenbach hier nicht nur in seiner 
Interesse handelte. 
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Als die ausgeschiedenen Genossen auf einer Kollektivierung der Ent: 
scheidung über Manuskripte bestanden, wollten sie meiner Erfahrung 
und Beobachtung nach nicht eigentlich ihre Lage ändern oder den Ver- 
lag kollektivieren (worüber doch schon 1973 Vorentscheidungen ge- 
fallen waren), sondern sie wollten schlicht und einfach Klaus-Wagen- 
bach zu etwas zwingen, was Klaus Wagenbach, wie sie wußten, aus 
vielen Gründen nicht tun würde. Wer aber in wenigstens zwei stra- 
tegisch aufgebauten Streit- und Verhandlungspunkten (W. Dreßen, 
Manuskript-Entscheidung) von Kontrahenten unconditional surren- 
der fordert, eine totale Kapitulation wider dessen Auffassung, Erfah- 
rung und Vernunft, sollte selber überprüfen, ob sich da wirklich So- 
zialismus und Solidarität mit breiten Schwingen auf ihm niedergelas- 
sen haben, ob er damit wirklich im Interesse aller ‚‚Angestellten des 


Verlages’ gehandelt hat oder nicht vielleicht im Bann der Destruk- 
tion. (...) 


Der Verlag, der von vielen produktiven Köpfen und Händen ge- 
macht wird, steht nicht nur für dieses politische Programm, es ist Klaus 
Wagenbach, der vor Gericht dafür einsteht (also nicht etwa nur auf 
Buchtiteln als Namensgeber privat erscheint). Die erste Spaltung, 1973, 
an die’heute vielfach erinnert wird, hat Jer Linken einen weiteren Ver- 
lag, den Rotbuchverlag, gebracht, den wir auch nicht mehr missen 
möchten. Der zweite Verlagskonflikt, 1976, ist keine ‚„‚Spaltung’', son- 
dern bloß noch Gefährdung. Ihr solltet es nicht für selbstverständlich 
halten, daß der Wagenbach-Verlag durchhält, und Aufforderungen an 
die Autoren nicht mehr bei Wagenbach zu publizieren, wie ich sie in 
einer Alternativzeitung fand, sind zerstörerisch und selbstzerstöre- 
risch. Die herrschende Klasse hat viele Privilegien, das Privileg auf 


Dummheit hat sie nicht. Dreht euch lieber mal um, der Klassenfeind 
steht woanders. (...) 


Im einen oder anderen Fall schienen politische Differenzen — mit 
Klaus Wagenbach, mit dem neueren Verlagsprogramm — spürbar zu 
werden, allerdings nie als gründlich artikulierte. Gerade deswegen viel- 
leicht nahmen diese Differenzen Gegen Ende der Auseinandersetzun- 
gen manchmal die Form des Grabenkriegs gegen Wagenbach an — 
jedenfalls hat sich mir dieser Verdacht stark aufgedrängt. Wenn er Zu- 
träfe, bestätigte das nur eneut, daß die politische Repression, unter der 
Linke seit Jahren leben, und dann auch der interfraktionelle Streit, die 
Linke wirklich beschädigt ; kaum einer wäre davon auszunehmen. 
Vielleicht bilden sich manche unzumutbaren Konflikte unter Linken, 
auch die in einem Verlag, gerade deshalb aus, weil mit dieser Beschä- 
digung niemand wirklich rechnet; weil wir den Druck, unter dem 
wir stehen, in seinen Folgen für Intersubjektivität und Vernunft unter- 
schätzen unddiese Folgen als ‚‚Fehlleistungen‘‘ den Individuen zurech- 
nen. Es will uns nicht in den dicken Kopf, daß die vielen Re-Privati- 
sierungen materieller Probleme wirklich eine Konsequenz des roll-back 
der Staatsgewalt sind, und daß sogar so wichtige und unabdingbare 
Sachen, wie der Kampf gegen das Berufsverbot u.ä. zugleich Positio- 
nen sein können, in denen wir uns gegen die Einsicht in solche Beschä- 
digungen von Subjekt und zwischenmenschlicher Beziehung verschan- 
zen. Kein Wunder, daß es manchmal säuisch zwischen uns zugeht.” 


KONTROVERSE MIT RAUBDRUCKERN 


M ÜNCHEN 


Der Münchner Trikont-Verlag und der Autor 
20. Dezember 


Peter Schult beschweren sich über einen in 
Bremen aufgetauchten Raubdruck des Peter 
Schult-Buches „Besuche in Sackgassen‘‘. Die Raubdrucker wol- 


len eine Diskussion über linke Verlagspolitik und über die Preis- 
kalkulation. Die Trikontler schreiben dazu: 


‚.. bleiben uns pro Buch —,80 DM, von denen wir Wer- 
bung, Miete, Löhne, Telefon und so weiter bezahlen müssen. 
Das Buch ist somit bei weitem unterkalkuliert und das Loch 


nur mit einer zweiten Auflage wettzumachen. Politisch liegt 
aber mehr in der Sache: 


1. Wir können linken Autoren kein Honorar mehr geben 
(Peter Schult lebt davon und ab dreitausend Auflage wird sein 
Honorar auf 10% erhöht). 

2. Wir können bei keiner linken Druckerei mehr drucken 
(das Buch wurde bei Gegendruck gemacht). 

3. Wir können überhaupt solche Bücher nicht mehr machen. 
Das ist einfach und klar Erpresserei, denn die schlauen Genos- 


sen aus Bremen wissen, daß wir nicht wie die Bürger zu den 
Bullen gehen...”’ 


Trikont-Verlag und Autor Peter Schult’‘ Pr 


ID 170 vom 26.3.77 


Berichte, Stellungnahmen, Diskussionen 


Der Verlag schlüsselt seine Kosten bei einer Auflage von 
2.500 Exemplaren auf. Davon sind 150 Autoren- und Rezen- 


sıonexemplare abzuziehen. Genaueres kann beim Verlag ein- 
gesehen werden: 


Autorenhonorar (7,5%) 3500,— 
Satz 2640,— 
Umschlag: 
Gestaltung 150,— 
Film 728,— 
Druck 896,— 
Innendruck: 
Druck 4785,— 
Photos 458,— 
Binden 1850 ,— 
Transport >16- 
15223,— pro Band 6,50 
Endverkaufspreis 20,— 
davon abzüglich 8,40 42% Zwischenhan- 


del (Mischkalkula- 
tion/Partie/Remisen/ 
Ausland 50%/Vertre- 
teraufträge 40%, usw.) 
2,60 13% Sozialistische 
Verlagsauslieferung 
—,70 3,5% Vertreterhono- 


ABOnWIEREN umD rar 
RE ESTENS —,80 4% Mehrwertsteuer 
"INFORMNERT —.20 1% Wechselsteuer da 


immer mit Wechseln 
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Dazu eine Erklärung der Raubdrucker: 


MACHT BÜCHER BILLIGER 
(Kurt Tucholsky) 


Keine Gegendarstellung 


Keine Gegendarstellung, keine Rechtfertigung, nicht geschrieben 
wegen des schlechten Gewissens — aber:Offensiver Diskussions- 
beitrag/Beginn. 

Wir haben das Buch “Besuche in Sackgassen — Aufzeichnungen 
eines homosexuellen Anarchisten” von Peter Schult, das in Mün- 
chen im Trikont-Verlag erschien, nach- oder $eraubtdruckt. Wir 
haben es gemacht, weil das Buch subversiv ist, weil wir 
zum Teil auch schwul oder auch teilweise schwul sind und weil: 
das Buch zwanzig Mark kostet. (die verknorzelte Sprache hier 

'st nicht gerade subversiv). Wir wußten, daß es Wirbel geben wür- 
de, es ist ein Novum, daß Bücher aus dem Trikont-Verlag in 
Volksausgaben erscheinen. Wir wollen dem Trikont-Verlag oder 
Peter Schult keinen Schaden zufügen, obwohl es sich objektiv so 
ergibt. Wir wissen, daß es Trikonts Verdienst und seiner Arbeit 
zu verdanken ist, das wichtige, d.h. Unruhe verbreitende Litera- 
tur, geschriebenes unter die Leute gekommen ist. Wir wissen 
auch, daß Trikont sehr wohl Geld aus den Erträgen seiner Ver- 
lagsarbeit in Knast-Geschichten oder Prozesse gesteckt hat. 


„Unser Raubdruck kostet 2DM, 10% des Münchner Preises, 


aber nur die beiden Preise ins Verhältnis zu setzen, wäre ÄAugen- 
wischerei. Der Unterschied im Preis kommt zum einen daher, 
daß wir das Buch nicht in der herkömmlichen Art hergestellt 
haben, sondern es ist im Zeitungsformat DIN A 3, so groß wie 


ID267 vom 3.2.79 


die ""Tageszeitung’' oder der Arbeiterkampf. Das Buch, das im 
Original 260 Seiten stark ist, hat hier nur 32 Seiten. Es erfordert 
eine Umstellung der Lese-Gewohnheiten, zweifellos. 


Zum zweiten ist es zum Selbstkostenpreis hergestellt worden. 
Für Papier. Filme, Montagen, Druckplatten rechnen wir 440 
Mark. Wir haben eine Auflage von 500 Stück gemacht. Wenn wir 
die Hälfte vertrieben haben, sind die Unkosten raus, sollte was 
übrigbleiben, geht das in andere Projekte. Jedenfalls nicht in un- 
sere räuberischen Drucktaschen. 


Deswegen auch so billig: Wir haben diesen Raubdruck nur für 
die Verbreitung hier uns inBremen, Norddeutschland hergestellt. 
Das heißt, wir machen keine BRD-Vertreter-Tour. Verkauft wird 
der Raub-Druck in Kneipen, in alternativen Läden, an der Uni, 
unter Freunden, vielleicht auch in linken Buchläden, die sich 
nicht durch Repressionen der ""Alternativen’’ Verlagsauslieferung 
einschüchtern lassen. Das Buch ist subversiv, wird subversiv ver- 
trieben. 


Wir sind keine neue Raubdruck-Verlags-Organisation. Wir wollen 
auch die Machenschaften, die sich im Raub-Druck-Gewerbe breit 
machen, bekämpfen. Denn da werden wirklich Profite gemacht. 
Da wird auch teilweise nicht mehr nach dem Inhalt gefragt, son- 
dern da wird das, was gut geht, einfach nachgedruckt. Bestes 
Beispiel: Castaneda. 


Wir lesen Bücher, wir drucken Bücher und Zeitungen und Flug- 
blätter. Wir verstehen nur etwas vom Lesen und vom Drucken. 
Und wir und viele Leute, die wir kennen, haben wenig oder so 
gut wie gar kein Geld. Für die ist dieses Buch. Es wird weiter 
Leute geben, die abfahren auf grade, schöne, Buchrücken in 
ihren Regalen, aber die auch das Geld haben, sich Literatur für 
diesen Preis von DM 20,-- erwerben zu können. 


Während unserer ganzen Arbeit (die Diskussion: “Dürfen” wir 


ein Buch von einem linken Verlag raubdrucken, das Lay-outen, 
das Drucken, der Vertrieb) wurde uns immer klarer, was wir 
vielleicht in der Lage sind, in Gang zu setzen. So rum lief das. 
Und wir fingen an, uns konkrete alternative Ideen zu machen, 
wie Bücher wirklich, auch unter wirklicher Berücksichtigung aller 
Interessen, nämlich denen der Leser, des Autors, des Buchhänd- 
lers, des Verlegers, billiger zu machen sind. Wenn wir jetzt sagen: 
Wir sind keine Profis, wir haben vom Verlegen keine Ahnung, 
sagen wir das nicht, um Gnade zu erhalten, wollen wir uns nicht 
als Affekt-Täter verstanden wissen, wollen wir damit nicht den 
Verlag erpressen, sondern: wir sehen das als unseren Vorsprung 
an iin der Diskussion um billigere Bücher. 


Der Trikont-Verlag hat Ende letzter Woche, als er zunächst ge- 
rüchteweise und dann aber konkreter von unseren Bremer Ma- 
chenschaften erfuhr, und dadurch in Unruhe versetzt wurde, an 
alle linken Buchläden und Alternativ-Zeitungen eine Kalkula- 
tion versandt. Die Kalkulation des Buches von Peter Schult ist, 
daran haben wir überhaupt keinen Zweifel, ich glaube, niemand 
hat den, ganz und gar glaubwürdig.Da stimmt alles unterm Strich. 
Nur hat in unseren Augen die Kalkulation doch einen Haken, je- 
doch einen Haken, jedoch keinen rechnerischen. Abgesehen da- 
von, daß uns gewisse Konstenanteile einfach zu hoch erscheinen, 
wie die Druckkosten, speziell die für den Umschlag, das Setzen, 
warum kann nicht ein Buch mit einer sauberen, gut lesbaren 
Schreibmaschine getippt werden? Aber darum geht es eben nur 
nebenbei. Die ganze Kalkulation sähe bei einem bürgerlichen Ver- 
lag, Rohwolz oder Schluhkamp, genauso aus, nur inanderen, 
größeren Dimensionen. Das heißt, die Kalkulation ist eine, die 
nach kapitalistischen Gesetzen aufgestellt ist. Aber jetzt bitte 
kein Mißverständnis. Damit sagen wir nicht, daß Trikonts Kapi- 
talisten sind und sich bereichern. Trikont sagt aber über die finan- 
zielle Seite, so gäbe es da sicher nicht viel zu diskutieren. Das mei- 


nen wir nicht. Wir wollen nicht hin- und herrechnen. Wir wollen 


was anderes versuchen. Die höchsten Kosten treten auf bei der 
ganzen Vertriebs-Geschichte. Ca. 62 %. Das sind die Rabatte 
für den Buchhändler, den ‘'sozialistischen”’ Buchvertrieb, Ver- 
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treterhonorare usw. Da sitzt der Pferdefuß. Spielen wir einmal 
den Fall durch. Und das ist nicht nur ein Spiel. Denn wir haben 
vor uns liegen ein Buch, gebunden 20 Mark, als Raubdruck oder 
Zeitungsdruck 2 Mark. Wir können also über zwei ganz konkrete 
Dinge reden.Peter Schult will ein Buch herausgeben, seine 
Freunde um ihn herum, auch die von Trikont unterstützen ihn 
darin, finden das Buch auch wichtig, daß es viele lesen. Peter 
bekommt Geld, damit er in Ruhe die Sache vollenden kann. Das 
Buch ist fertig geschrieben, es wird gesetzt oder getippt, man 
sucht sich eine Druckerei, die billig druckt. Es wird gebunden. 


Es ist fertig. Es wird geworben. Es wird bestellt, Es wird vertrie- 
ben. Alles so wie bisher. 


Aber Parallel dazu: Es gibt im Norden, im Süden, im Westen, in 
der Mitte unserer Republik Drucker, die billig drucken. Und 
Leute in den Orten und STädten, wo die sind, auch Leute, die 
bereit sind, sich für z.B. ein Buch wie das von Peter einzuset- 
zen, gut, die Drucker drucken also die von Trikont zur Verfü- 
gung gestellten Vorlagen, die gesetzten oder getippten Druck- 
fahnen, regional eine Zeitungs-Auflage von dem Titel. Vielleicht 
so 500 Stück. Also eine im Norden, eine im Westen und so wei- 
ter. Und die Leute am Ort nehmen sich ein Auto, fahren ihre 
Region ab, versorgen die Buchläden oder sonstige Kontakte 
mit dem Zeitungsbuch. Wenn es beim Buch vom Peter z.B. die 
Leute in Bremen machen, können es beim nächsten, vielleicht 
wieder eins von Peter oder von Jemand anderem, die Leute in 
Hamburg machen, beim übernächsten die in Kiel, und so weiter. 
In den anderen Regionen wird es entsprechend auch an Druk- 
ker und Vertreiber verteilt. Dafür, daß die Buchhändler den 
Zeitungsdruck verkaufen, denn darin können natürlich keine 
dicken Rabatte mehr liegen, bekommen sie dann auf das her- 
kömmlich bezogene Parallel-Buch einen zusätzlichen Rabatt 
von vielleicht 1 % oder so mehr. Uns ist klar, daß bei der Skiz- 
zierung dieser Idee noch viel unberücksichtigt geblieben ist. 
Wie überhaupt die Idee auch völlig undurchführbar sein kann. 
Das müßte oder etwas anderes müßte einfach mal ausprobiert 
werden. Aber: uns geht es darum, und das auch in der Zukunft, 
billigste Bücher zu machen, Darum haben wir den Nachdruck 
gemacht, der liegt da: kostet zwei Mark (den Preis habt ihr ja 
jetzt oft genug genannt!). 

Wir wollen eine Diskussion anzetteln. Speziell um die Möglich- 
keiten billigste Bücher zu machen. Damit aber auch, wie in 
diesem Fall um linke Verlage. Aber ganz gewiß gehört diese 
Diskussion rein auch in den ganzen Zusammenhang der alter- 
nativen Ökonomie. Noch eins zum Schluß: bei den Büchern 
von den Haien, ob sie nun Rowohlt, Suhrkampf, Kiepenheuer 
oder anderswo heißen, ist die Sache eh klar. Unser Raubdruck 
geht nicht gegen Trikont, geht nicht gegen Peter. Er geht ge- 
gen die 20 Mark. 


Schafft viele, viele billige, billige Bücher. 
Kontakt: c/o network, Auf den Häfen 105, 2800 Bremen 1 
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VEREIN LINKE BUCHLÄDEN (VLB) — PROVINZ 


— NORD 


Zu dem Kieler Treffen der VLB-Provinz-Nord (s. ID 290) vom 
14. — 16. September kamen ca. 25 Buchläden und Verlage. 
Der Protokollschreiber fand die drei Tage chaotisch und ner- 
vend, - doch in dem Protokoll hat er es sichtbar gut bewältigt. 
Hier paar Informationen daraus. 


Die Tagesordnung sah so aus: 


Berichte von Kooperativtreffen 

Diskussion über 'Linke Verlage bei bürgerl. Auslieferungen’ 
Diskussion über 'Sonderkonditionen für Montanus’ 
Bericht von der Arbeitsgemeinschaft alternative Verlage & 
Autore e.V. über geplante Aktivitäten im Zusammenhang 
mit der Buchmesse 

Bericht über Assoziation Pleite 

Bericht über Finanzschwierigkeiten beim Verlag Frauen- 
politik 


Also z.B. die Diskussion über "Sonderkonditionen bei Mon- 
tanus’. 
Hoch gings her. Einige Gesichtspunkte: 


Wieso geben viele Verlage dem Montanus eigentlich immer 
noch bessere Konditionen. Wo doch bereits die ersten Filia- 
len geschlossen und in 'Sweetie-läden’ (Hussel) umgewan- 
delt werden. Wo doch mittlerweile bei Montanus das gros- 
se Einkaufswirrwarr herrscht.Wo Filialen, weil sie ein im 
Verhältnis zum Umsatz zu großes Lager haben, generelles 
Einkaufsverbot haben, nicht einmal einkaufen dürfen, 
wenn sie Titel haufenweise verkaufen könnten. 

Wieso die Verlage Montanus bessere Konditionen geben ist 
doch klar. Weil Montanus mit den vielen Filialen und dem 
auf Rosinen abgestellten Sortiment ein sehr wichtiger Kun- 
de ist. Er hat Marktmacht und nutzt diese. Wenn die Ver- 
lage Montanus keine besseren Konditionen geben, kommen 
sie bei Montanus nicht rein. Sie verkaufen weniger und 

das können sich (fast) alle einfach nicht leisten. 

Aber die linken Buchläden sind doch zusammengenom- 
men ein viel wichtigerer Kunde für die linken Verlage. Sie 
verkaufen nicht nur die Rosinen, sondern setzen sich (oft) 
für die Programme als ganzes ein. Wenn also jemand bes- 
sere Konditionen bekommen soll, dann müssen dies die 
linken Buchläden sein. Zumindest müssen sie mit Monta- 
nus gleichgestellt werden. Dann müssen sich die linken 
Buchläden halt zusammentun, Marktmacht bilden, viel- 
leicht eine zentrale Bestell-/Geldanstalt gründen, wie Mon- 
tanus auftreten. 

Aber das gibt doch ein zentralistisches Monster, das keiner 


will, dessen ökonomische Vorteile durch den Verwaltungs- 
und Koordinationsaufwand wieder aufgefressen werden. 
Obendrein würde das bedeuten, daß die Verlage, die ökono- 
misch genauso rumkrebsen wie die Buchhandlungen anders 
kalkulieren müssen, die Bücher müßten noch teurer werden. 
Dann müssen die Buchhandlungen und die Verlage, die dazu 
bereit sind eben auf die Verlage, die Montanus immer noch 
Sonderkonditionen geben Druck ausüben, daß die Sauerei 
mit den Sonderkonditionen aufhört. Das Argument, daß 
Montanus die Titel sonst nicht nimmt, zieht ja garnicht. 

Die Verlage müssen das nur gemeinsam probieren. Und die- 
se Gemeinsamkeit, die notwendig ist um Montanus zu (be)- 
zwingen, muß ebenfalls notfalls (er) zwungen werden. 

Wo bleibt eigentlich bei dem ganzen der politische Zusam- 
menhang, den linken Buchhandlungen und linke Verlage 
haben(? ) (haben sie ihn noch? )? Wieso muß, wenn sie ihn 
haben, dann mit Druck und wieder Druck und Zwang (und 
wieder ...) argumentiert und gedroht werden? Sollte da 
nicht eigentlich Kooperation stattfinden? Oder haben die 
kapi..listischen Marktgesetze voll durch- und den politischen 


Zusammenhang er-schlagen? Bieten nicht einige der von den £ 
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Koops ins Auge gefaßten Ansätze den Verlagen soviel (auch 
Ökonomische) Vorteile, daß diese ohne selbst dabei drauf 
zu zahlen, die linken Buchhandlungen besser behandeln 
, können? 
Eine gemeinsame Strategie, wie man sich z.B. auf der Buchmes- 
se gegenüber den Verlagen verhalten soll, die Montanus Sonder- 


lenEn geben, kam bei dem ganzen nicht heraus. Heraus 
am: 


1. Ein Appell an alle linken Verlage, zumindest zu versuchen, 
ob Montanus nicht auch bereit ist, die Bücher dieser Verlage 
zu führen, wenn er keine besseren Konditionen bekommt. 

2. Gemeinsames Auftreten der Koops auf der Messe, um zu- 
mindest dort und zumindest teilweise bessere Konditionen 
zu erreichen. Dabei auch der Hinweis darauf, daß schon y 
jetzt mit dem von den Koops praktizierten Bruttotausch 
die Remissionsquoten der Koop-Buchläden sinken, was den 
Verlagen und Auslieferungen Arbeit und Kosten spart. Da- 
bei auch der Hinweis darauf, daß vielleicht auch dauerhaft 
das verstärkte sich Einsetzen der Koop-Buchläden für die 
Programme linker Verlage von diesen mit Konditionsver- 
besserung honoriert wird. 

3. Die Absicht, das Problem der Sonderkonditionen bzw. das 
Problem der durchschlagenden Marktgesetze (was sich ja 
nicht nur auf Montanus beschränkt) weiter zu diskutieren. 
Weitere Reiz-/Stichworte: 2001, das alte Problem der Staf- 
felrabatte, das alte Problem der Partieexemplare ( das die 
großen Läden bevorzugt), die politischen 5% usw. usf. etc. 
...Pp 


Bericht über Association Pleite. Da schwirrt 'ne Menge an Ge- 
rüchten rum. Fest scheint zu stehen, daß der Mann, der dem 
hauptsächlichen Drucker des Verlags Association die Zahlungs- 
versprechen (Wechsel) für den Verlag einlöste, nach dem Tod 
der Drucker nicht mehr dazu bereit war. Daher mußte der Ver- 
lag unvorhergesehen ca 40 000 Mark an Wechseln einlösen, 
was er nicht konnte. Da der Verlag auch keine zusätzlichen 
Privatkredite im erforderlichen Umfang auftreiben konnte, 
stellte die Inhaberin Konkursantrag. Im Moment sieht es so 
aus, als ob genügend Masse vorhanden sei, so daß der Antrag 
wahrscheinlich zum Konkursverfahren führt. 

Nautilus Verlag und Prolit haben sich darum bemüht, aus der 
Masse Bücher zu erwerben, die sie für wichtig halten. Ob dies 


Erfolg hat, steht noch nicht fest. Prolit wird weiter darüber in- 
formieren. 


Bericht über Finanzschwierigkeiten des Verlags Frauenpolitik. 
Hier gab es fast gar keine Informationen. Es ist lediglich aus 

den Anzeigen des Verlags Frauenpolitik bekannt, daß dieser 
Finanzschwierigkeiten hat, daß er diese mit Spendenaufrufen 
Büchergutscheinen und der Suche nach Darlehensgebern angeht. 
Allgemein scheint dringlich, daß solche Schwierigkeiten offen 
und rechtzeitig diskutiert werden. Dies insbesondere auf dem 
Hintergrund sich häufender Konkurse/Pleiten/Vergleiche im 
linken Buchhandel (Maldoror, Maulwurf, Oktoberdruck, As- 
sociation ...). 


Solidarität mit Fantasia 
Die grundsätzliche Idee ist, daß die Projekte und Personen ein 
Aufruf unterzeichnen und gemeinsam veröffentlichen, daß ins- 
besondere die Aufrufe als Zettel den Büchern beigelegt werden 
(bei den Buchbindern in die Neuauflagen, bei den Vertrieben/ 
Auslieferungen und Läden in die erscheinenden Titel). 
Als Beispiel kann der Spenden-Aufruf für Werner Hoppe die- 
nen, der dem Kursbuch 54 beilag und woraufhin 7.000 DM 
Spenden eingegangen sind. 
Die Minimalforderung des Aufrufs: 
sofortige Entpflichtung der Zwangsanwälte, an deren Stelle 
die Verpflichtung der zwei Vertrauensanwälte der Ange- 
klagten! 
Eine Terminierung, die es den Vertrauensanwälten ermög- 
“ licht, regelmäßig am Prozeß teilzunehmen! 
Spendenkonto für die Prozessvorbereitung: H. Schlage, 
Girokasse Stgt. Nr. 759 8821 
Auf der Buchmesse soll zu diesem Thema dann auch was lau- 
fen. Z.B. Wir laufen und zwar mit 'ner verhafteten Druck ma- 
schine (evtl. im Käfig, weil gefährlich) durch die Gänge. Aber 
sicher auch Veranstaltungen. 
Adresse der Fantasia Druck: Schlosserstr. 28a, 7000 Stuttgart 1 
Tel. 0711/606126 


Ansonsten trifft sich der VBL-Provinz—Nord in der zweiten 
Novemoberhälfte wieder in Hamburg. Kontakt ist Nautilus 
Buchhandlung, Bahrenfelderstr. 68, 2000 Hamburg 50, 
Tel. 040/39 51 76 


„LINKSABSAHNERVERLAG . 
KIEPENHEUER & WITSCH IN ESSEN GESCHÄDIGT” 


ESSEN Auf dem Solidaritätsfest des spanischen Kultur- 
29. November zentrums wurden 10000 Exemplare von H. Bölls 

„Berichte zur Gesinnungslage der Nation’’ ver- 
teilt. Der komplette Text dieses Buches (Ladenpreis 4,80 DM) 
konnte lesbar auf sage und schreibe 1 DIN-A4 Blatt abgedruckt 
werden. 


RAUBDRUCKEN WAS ERSCHIENEN IST 


ANGELSBRUCK ,,Entschuldigt, geehrte Redakteure, eure 
8. Dezember triumphale Notiz ‚Linksabsahnerverlag Kie- 
penheuer & Witsch in Essen geschädigt” in 
ID 154 finde ich ein bischen töricht,‘ schreibt Heinar Kiophardt, 
Psychiater and Schriftsteller, zur Kurzmeldung, daß Bölls ‚Bericht 
zur Gesinnungslage der Nation’, Ladenpreis 4,80 DM, in ganzer 
Länge auf ein DIN-A-4 Flugblatt gedruckt und zehntausendfach 
auf dem Solidaritätsfest des spanischen Kulturzentrums verteilt 
worden ist. ID-Beirat Kipphardt: ‚Wieso ist jemand Linksabsahner, 
wenn er sich um linke Literatur kümmert? Sollen Schriftsteller 
von Texten auf Flugblättern leben zukünftig? Merke: Man kann 


nur raubdrucken, was erschienen ist. Mit schönen Grüßen Heinar 
Kipphardt.‘ 
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BETRIFFT: 2001 


Frankfurt 
2. Mai 


Brigitte Volert und Karl-Heinz Schreieck 
schreiben: “Die Funktion des ‚Versands 
2001‘ in der-linksalternativen Literatur- 
und Medienszene stinkt uns schon lange. Wir wissen auch, daß 
der 2001-Versand entweder als Anzeigenkunde oder als Vertrieb 
seine Pfoten in so vielen Sachen drin hat, daß nicht jede Zeitung 
bereit sein wird, unseren Artikel zu veröffentlichen. Gerade aber 
aus diesem Grund finden wir es wichtig, mal an die Öffentlich- 
keit zu bringen, was für das ‚normale Publikum‘ als ‚alternativ‘ 
verkauft wird.‘ 


„Man hört vieles, liest einiges, überlegt selbst und schreibt dann 
schließlich — 2001, was ist das für ein Laden, was wird dort ge- 
macht, weichen Anspruch hat er? 

Angefangen hat’s vor 10 Jahren in der Zeitschrift Pardon mit 
Anzeigen über den Verkauf von revolutionären Handtüchern 
mit Hammer und Sichel, importierten Gangster-Limousinen, 
Comix, Liebes-Amoulette und anderen Sachen, mit denen sich 
in dieser Zeit ganz sicher Geld verdienen ließ. Weiter ging’s dann 
mit Ramschbüchern und später seriöser mit Bücher-Ramsch 
(März-Verlag, Wagenbach, Trikont) ebenso mit Platten. 

Dabei formuliert er den Anspruch, billig zu sein und äußert 
Stolz darüber (Merkheft 10, 11). Ach, was freut sich da die 
Kundschaft, kann sich doch endlich auch der Bafög- oder So- 
zialhilfeempfangende Genosse seine heißersehnte Lieblingsplatte 
leisten! Und was für ein schönes Angebot, alles was sich die 
linke Seele erträumt. 

Undso beschreibt es der Chef von diesem Traumladen, Lutz 
Reinecke: „Die Atmosphäre ist sehr sanft dort(im Laden, d.V.) 
und wenn wirklich mal geflucht wird, dann von Leuten, die vor- 
her woanders Platten gekauft haben und jetzt unsere Preise se- 
hen (Merkheft 11). Doch leider erging es uns öfter gerade um- 
gekehrt, manche Platten sind woanders billiger, und manche 
Bücher findet man in anderen Läden zum gleichen Preis. 

Aber die Frage ist, warum viele Sachen billiger sind: das hängt 
unter ancerem damit zusammen, daß 2001 fast nichts eigenes 
verlegt (wie phantasielos). Und diese Bücher, die verlegt wer- 
den, sind auch nicht gerade billig. 

„Wir sind kein Verlag, wir sind ein Verkauf‘ (Merkheft 23) und 
„Wir haben uns auf Nachdrucke und andere sichere Sachen spe- 
zialisiert‘‘, so Lutz Reinecke im Merkheft 10. Eine solche si- 
chere Sache sind dann z. B. die März-Bücher, die er nach Über- 
nahme des Verlages nachgedruckt hat und um deren Absatz er 
sich keine Sorgen machen mußte. Ähnlich bei Trikont, der in 
Geldschwierigkeiten war und von dem 2001 Platten und Bücher 
zum Ramschpreis aufkaufte. 2001 ist halt in der Lage, sofort 
Bargeld auf den Tisch zu blättern, was bei der linken Zahlungs- 
moral ein äußerst geschätzter Umstand ist. Wo immer ein Ver- 
lag pleite zu machen droht oder in Schwierigkeiten steckt, 
reicht der 2001 seine hilfreichen Hände. Und da dies bei Klein- 
verlagen häufiger vorkommt, ist 2001 mittlerweile fast überall 
anzutreffen. Es ist eben doch ziemlich einfach, billig zu sein 
und trotzdem Kohle zu machen, wenn einer alles so schön fer- 
tig und absatzerprobt abstauben kann. 

Das ist der eine Punkt. Ein anderer: Da geht so ein „‚Gerücht‘' 
um — welcher Ketzer das immer verbreitet hat, na so wasl, wel- 
ches besagt, der 2001 täte Hausfrauen in Heimarbeit beschäfti- 
gen! Nachzulesen in einem „Spiegel‘ vom Januar 77 (Nr. 3). 
Wie Hausfrauenheimarbeit hier so aussieht, wie sie bezahlt wird 
etc. (keine Krankenversicherung, keine rechtliche Absicherung) 
ist wohl jedem hinreichend bekannt. 

Aber diese Gerüchte glauben wir selbstverständlich nicht. Wie 
könnte der Lutz Reinecke, der immer soo liebe Briefe in sei- 
nen Merkheften schreibt, so böse sein? 

Aber bei genauerem Studium dieser Briefe stellt man fest, daß 
er doch böse ist, derin er betont in fast jedem Brief seine Ge- 
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schäftstüchtigkeit. So läßt er seinen Partner Treumann sagen: 
„Geschäft ist Geschäft und der Rubel muß rollen‘ (Merkheft 
22). 
In kollegialem Ton, mit dem er die Kunden versucht anzuspre- 
chen, bringt er geschickt eine raffinierte Verkaufspsychologie 
unter; so z. B. erzählt er ein Histörchen von einer Kaffeefirmr, 
deren ‚Mitarbeiterinnen‘ sich wegen diskriminierenden Inhalten 
in einem Buch beschwert hatten .(Merkheft 20). Zum einen 
macht er sich über die Beschwerde lustig, schlimm genug. Wich- 
tiger aber ist: Die Kritik — berechtigt oder nicht, — vielleicht 
auch erfunden — schlachtet er zu Werbezwecken aus. Das 
Geschichtchen wird in „witziger“ Überheblichkeit dem Publi- 
kum mitgeteilt (der Unterton: „Wir sind uns doch einig, hm? ‘), 
gleichzeitig gibt er BestlInummer und Preis mit an. 
So wird das Buch dem Leser schmackhaft gemacht. Mit dem 
Ton des Kumpels, mit den Schlafzimmergesprächen über be- 
triebliche Probleme wir eine heimelige Atmosphäre geschaffen, 
die den Kreis der linken, Bewußten, Alternativen, Intellektu- 
ellen ansprechen und über die bürgerliche und kapitalistische 
Betriebsführung und Einstellung des Besitzers hinwegtäuschen 
soll. 
Und leider gelingt ihm das auch, denn viele fühlen sich ange- 
sprochen und bestellen, bestellen Bücher, wovon Lutz Reinecke 
bei einigen behauptet, daß es diese nur bei ihm gäbe. Er ködert 
die sogenannten Linken, Alternativen, Bewußten, Intetek tu- 
‚ellen mit dem Anspruch, billige Platten zu haben, obwohl es 
manthen Platten woanders auch billiger gibt, aber niemand sich 
umschaut, selten jemand bewußt vergleicht und das Schlimmste 
der 2001-Versand genießt mittlerweile einen linken und alter- 
nativen Anstrich, den er gar nicht hat. 
Und ein Bravo für die Trikont-Leute, die ein so ‚„‚großartiges’’ 
Geschäft mit 2001 abgeschlossen haben! Und andere Verlage? 
Einige arbeiten mit 2001 zusammen, und welche Ansprüche 
haben die? Ist denn die Szene von 2001 abhängig, nur weil Lutz 
Reinecke Geld in der Tasche hat und sofort bezahlen kann? 
Das Motto einer linken Gegenbuchmesse war einmal: „Bertels- 
mann wir kommen!‘ Wir fragen uns, wohin wir gekommen sind, 
wenn jeder mit dem Bertelsmann der Polit- und Alternativszene‘' 
sprich 2001, zusammenarbeitet. Haben wir wirklich keine andere 
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IMMER WENIGER LESER INTERESSIEREN SICH 


für die großen Themen der Revolution... 


Hamburg, 27.Januar 


Der Verlag Association hat Pleite gemacht. Erst nach 
langen Monaten begann eine Diskussion darüber, wie und wa- 
rum ein linker Verlag mit einem vorbildlichen Buchprogramm 
für autonome, libertäre Sozialisten sang- und klanglos abkratz- 
te (ID 316, Richard Herding: „. ... und die Pappnasen ka- 
men”). Hier sind Auszüge aus zwei Briefen dazu: der eine von 
einem Beiratsmitglied des alten Associations-Verlages, der 
zweite von einem Hamburger ID-Leser, der nicht in linken 
Projekten steckt und lieber Laster fährt. 

Meine Damen und Herren, seien Sie nicht erstaunt oder 
beschämt: hier werden Namen genannt. Wenn Sie sich nicht 
für sie interessieren, lesen Sie einfach darüber weg. Aber so ist 
es halt mal: Strukturen werden nur durch Personen durch- 
sichtig. 

Zunächst Jürgen Carstensen aus dem Associations-Beirat: 

Ich habe mit Jürgen Klein und zwei anderen Genossen im 
Januar 1977 den sogenannten Beirat des Associations-Verla- 
ges gegründet und versucht, durch konkrete Verlagsarbeit, 
Lektorieren, Werben etc. und durch Spendenaktionen die 
Pleite des Verlages zu verhindern. Das ist uns nicht gelungen. 
Trotz mehrmaliger Aufforderung an Karin Psikus, die den 
Verlag weiterhin allein und vetomäßig führte, ist Richards 
Manuskript z.B.nie von einem Beiratsmitglied gelesen worden 
und konnte von uns daher auch nicht in die Verlagsarbeit ein: 
gebracht werden. Wie so vieles in der Geschichte dieses Ver- 
lages, hing alles anfangs einzig und allein an Cäsar (Mitinhaber 
bis 1977) oder aber an Karin; auch die guten Sachen. 

Als Beiratsmitglieder haben wir dann den Lyriker und 
Buchhändler Thorwald Proll gebeten, einen kurzen Bei- 
trag für die ‚„Tageszeitung” zu schreiben (Betrifft: Verlag 
Association, 15.8.79), da wir vom Verhalten Karins und ihres 
Steuerberaters her schließen mußten, daß schon wieder im 
großen Umfang gemauschelt wird und so vor allem die „klei- 
nen’ Gläubiger weiter geschädigt werden würden. Dieser Ar- 
tikel sollte schnell diese Gläubiger informieren, nicht weil 
Karin mit der Kasse abhauen wollte, sondern weil der Konkurs 


leise über die Bühne gebracht werden sollte, damit nicht alle 
früh genug ihre Ansprüche geltend machen können (so wie 
es bei dem pleitegegangenen Hamburger Buchvertrieb Maldo- 
rer schon erfolgreich durchgezogen wurde). Karin hat von sich 
aus nichts unternommen, um die kleinen Spenden zurückzu- 
zahlen oder um öffentliches Verständnis zu bitten; ein Verhal- 
ten, das mit unseren Vorstellungen von linker Moral und den 
Voraussetzungen unserer Beiratsarbeit, wie sie damals formu- 
liertt wurden, nicht übereinstimmte. Hätten wir zu diesem 
Zeitpunkt öffentlich alles über die Mauscheleien, Tricksereien, 
die fehlenden Lohnzahlungen etc. erzählen wollen, hätten 
wi unsere Solidarität mit Karin ?, mehr wohl mit der Verlags- 
-Idee noch mehr aufkündigen müssen. Das wollten und wollen 
wir nicht, 

Ich selbst bin durch den Konkurs um 12.000 Mark ge- 
schädigt worden, die vollkommen in den Wind geschrieben 
werden müssen, die privaten Schulden gegenüber Genossen 
dürften so an 70.000 Mark heranreichen. 

Wenn in einem ID-Bericht über das Treffen des Verbands 
linker Buchhändler so viel Ungereimtheiten stehen, liegt das 
sicherlich daran, daß sich die VLB-Leute eben nicht um genaue 
Informationen bemüht haben. Nicht der Tod des Druckers 
in Göttingen oder der ominöse Fachmann für Wechsel im Hin- 
tergrund haben den Konkurs beschleunigt. Meiner Meinung 
nach liegen die Gründe einmal auf einer politischen und emo- 
tionalen Ebene. Arroganz, gegenseitiges Bescheißen usw. 
haben dazu geführt, daß keine Buchhandlung, kein anderer 
Verlag und keine noch so kleine politische Gruppierung mehr 
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mit dem Verlag etwas zu tun haben wollten. (Gegen diese 
Situation wird jeder neue Verlag arbeiten müssen.) Zum ande- 
ren interessieren sich immer weniger Leser für die großen The- 
men der Revolution oder der Geschichte der Arbeiterbewe- 
gung. Auf einem Autonomie/Neue Folge-Treffen in Bremen 
haben wir das mal den modernen Analphabetismus genannt. 
Die Manuskripte, wie sie mir zum Lektorieren 1977 vorgelegt 
wurden, auf die zum großen Teil seit mehr als einem Jahr 
keine Antwort geschrieben worden war, beschäftigten sich 
durchweg mit der neuen Innerlichkeit, der Selbstbespiegelung 
von Situationisten; Psychologismus schlimmster Sorte, dessen 
Konsequenz nur die AAO sein kann. Auch den Taeni (über 
Primärtherapie) würde ich hier einreihen. Übriggeblieben sind 
nur ein Band mit Gedichten von zwei Betroffenen aus Psychia- 
trie und Knast, der hoffentlich bald bei IVA in Tübingen 
erscheinen wird, und ein DDR-Manuskript über die ‚Neue 
Ökonomie”, das zur Zeit überarbeitet wird und einen Verlag 
sucht. 

Vielleicht zum Schluß noch etwas zur neuen Entwicklung. 
Wir wollen in Hamburg einen Nachfolge-Verlag gründen, der 
Verlag Libertäre Assoziation heißen soll. Geschäftsführer wird 
Jarowoy sein, der einen Teil der alten Bucbbestände aufkauft 
und sie (eben nicht als Ramsch) weiter vertreibt. Wir wollen 
inhaltlich die alte Reihe weiter fortsetzen, was natürlich stark 
von den Manuskripteinsendungen abhängig ist und von unserer 
Fähigkeit, mit vielen in einem kontinuierlichen Diskussions- 
prozeß zu stehen und mit Broschüren aktuell und schnell — 
z.B. zur Diskussion Verteidiger und Vergewaltiger — Materia- 
lien liefern. Das alles fordert sehr viel Arbeitskraft und vor al- 
lem Geld. Vielleicht schaffen wir es trotzdem. 

Vielleicht schreiben uns die ID-Leser ja mal, welche Ver- 
öffentlichungen sie heute in einem Verlag wie Association für 
dringend notwendig halten. Interessierte Leute, die eventuell 


mithelfen wollen, sollten uns schreiben, wie ihre Mithilfe 
aussehen kann. 


Und hier Achim Erbslöh aus der 38-Tonner-Scene: 


Mir stinkt die Einstellung vieler ‚Projekt-Linker’ zum Geld 
(und was damit zusammenhängt), deren Verständnis von sol- 
chen Projekten, die sie — solange alles läuft — als kollektiv- 
-privat verstehen (und erst wenn’s nicht mehr läuft, auch als 
Besitzstand ‚der Linken’ — wer immer das sein mag/gut, gut, 
wir mit unserer Konsumentenhaltung sind auch nicht ganz 
unschuldig). Trotzdem: ich werde den Verdacht nicht los, 
daß der Projekt-Klüngel viele Projekte schlicht herunterge- 
wirtschaftet hat. Steckte ich tiefer in der ‚scene’ drin, könnte 
ich wahrscheinlich mehr Beispiele nennen. Aber Oktober- 
druck, ID, Hälfte des Himmels, Association etc. reichen ja 
wohl auch. ID insofern, als ihr reichlich lange gebraucht habt, 
den verehrten Leser(in) auf die bedrohliche finanzielle und 
sonstige Lage hinzuweisen (warum habt ihr solange weiterge- 
wurschtelt???). 

Und der viele andere Scheiß (wie etwas Cäsar/Association/ 
Kasse) sollte auch nicht unter den Tisch gekehrt werden. Und 
der Associations-Nachfolgeorganisations-Abdruck in der „Ta- 
geszeitung” erschien mir nicht weniger dümmlich als das 
Oktoberdruck-Nachfolgeorganisations-Papier an gleicher Stelle 
einige Monate zuvor. 

Kontaktadressen: Jürgen Carstensen, Ottenser Hauptstr.35, 
2000 Hamburg 50, Tel.: 040/290 05 55, und Achim Erbslöh, 
Groothoffgasse 1, 2000 Hamburg 60. 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


l. Vorgeschichte 

1968 fand zum ersten Mal eine Ge- 
genbuchmesse in Frankfurt statt. SDS 
und APO hatten zu einem Boykott der 
"bürgerlichen Geschäftemacher” aufgeru- 
fen und rund 70 Literaturzeitschriften 
und Kleinverlage in einem Keller des Stu- 
dentenhauses versammelt. 
Die Berliner "ca ira presse”, einer der 
Hauptinitiatoren der Messe, formulierte 
die politische Motivation so: "Der Appa- 
rat (bürgerliche Verlage und Vertriebsor- 
ganisationen) integriert alles, machts zum 
Dekor, verwertet es eilig. Unsere Worte 
müssen sich in der Handlung bestimmen, 
das bedeutet, daß wir zur Selbstorganisa- 
tion übergehen müssen. Also weg von den 
bürgerlichen Verlagen, den Rowohlts, 
Hansers, Wagenbachs, Heynes usw.” 

Während die 1. Frankfurter Gegen- 
buchmesse in der Hauptsache durch die 
politischen Inhalte der Studentenbewe- 
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Ernst Jandl, ”’'Hosianna’’, Bad Homburg v. d. H., 1965/66, Gulliver-Presse 


(aus:Literarische Messe 1968 Katalog) 


gung bestimmt war, hatte es mit der ”Li- 
terarischen Pfingstmesse” seit 1963 in un- 
regelmäßigen Abständen den Versuch ge- 
geben, Produktionen von Kleinverlagen 
und Mini-Pressen der Öffentlichkeit zu- 
gänglich zu machen. 

Im Mai 1968 fand, als letzte Veran- 
staltung dieser Art die "Literarische Mes- 
se’’ in Frankfurt statt. Obwohl im Vor- 
wort zum Katalog angekündigt wurde, 
hier fände eine Dokumentation auch der 
“politischen Tendenzen der Gegenwart” 
statt, fehlte der Literarischen Messe die 
politische Brisanz und Aussagekraft der 
wenige Monate später stattfindenden Ge- 
genbuchmesse. 

Mit dem vorläufigen Rückgang der 
durch die Studentenbewegung initiierten 


Politisierung veränderte sich auch das äus- 
sere Erscheinungsbild der Mini-Pressen. 
Die Gegenbuchmesse ı nd zunächst keine 
Fortsetzung. Norbert Kubatzki, ‘Vater 
der 1. Mainzer-Minipressen-Messe‘’ knüpf- 
te 1970 vor allem an die Tradition Horst 
Bingels an, einem der Hauptinitiatoren 
der Literarischen Messen, 

Hauptanliegen war es, Bücher und 
Zeitschriften von Kleinverlagen vorzustel- 
len, ein politisches Programm gab es 
nicht. Obwohl die Mainzer Minipressen- 
Messe von ihrem Charakter her nur eine 
Dokumentation der allgemein vorherr- 
schenden Richtungslosigkeit war, gelang 
es ihr doch, in der Öffentlichkeit ein Be- 
wußtsein für die Existenz der Kleinverlage 
herzustellen. 

Insgesamt gab es fünf Messen in Mainz, 
die letzte nach längerer Pause im Mai 
1979. 


% 
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2. Die “neue” Gegenbuchmesse 

1977, während ihrer Frühjahrsta- 
gung, beschloß die Arbeitsgemeinschaft 
alternativer Verlage und Autoren 
(AGAV) noch im selben Jahr parallel 
Internationalen Buchmesse in Frankfurt 
die Gegenbuchmesse wieder zu beleben. 

In den folgenden Monaten kam Le- 
ben in die damals noch aus 20 mehr oder 
(mehr) weniger aktiven Mitgliedern beste- 
hende Organisation, deren Tätigkeit sich 
bis zu diesem Zeitpunkt in der Hauptsa- 
che auf alljährliche Treffen und die theo- 
retische Konzeption einiger gemeinsamer 
Projekte in der alternativen Szene be- 
schränkt hatte. 

Jetzt gab es Aufgaben zu lösen, de- 
nen der kleine Kreis an Aktiven schier 
nicht gewachsen war: geeignete Räume zu 
finden, Vorfinanzierungen mußten gelei- 
stet werden, Einladungen an Verlage, Ver- 
anstaltungskoordinationen, Standauftei- 
lungen, Aufbau, Werbung etc. 

Aber irgendwie ging es dann doch. 
Als am 10. Oktober im Theater-am Turm 
die "offizielle’’ Eröffnung stattfand, war 
die Öffentlichkeit schon lange vorher 
durch zahlreiche Presseberichte auf das 
bevorstehende Spektakel aufmerksam ge- 
macht worden und die erleichterten Or- 
ganisatoren konnten vor großem Publi- 
kum ihre Statements in die bereitstehen- 
den Fernsehkameras sprechen. 

Während zunächst noch nicht fest- 
stand, ob man diese Veranstaltung würde 
wiederholen können, wurde während der 
nächsten Frühjahrstagung der AGAV be- 
schlossen, die Gegenbuchmesse in jeden: 
Jahr als ”’Alternative’’ zur Internationalen 
Buchmesse zu institutionalisieren. Zu die- 
sem Entschluß hatte zum einen das breite 
Echo bei Presse und Publikum, zum ande- 
ren aber auch das Interesse der Städte 
Mainz und Frankfurt beigetragen. In 
Mainz gab es zu diesem Zeitpunkt bereits 
Bestrebungen, die Minipressen-Messe neu 
zu beleben und man trat an die AGAV 
heran, um sie als Organisator zu gewin- 
nen. Gleichzeitig erklärte sich die Stadt 
Frankfurt bereit, die Gegenbuchmesse fi- 
nanziell zu unterstützen. 

Nach anfänglichen Überlegungen, auf 
beiden Hochzeiten zu tanzen, fiel die Ent- 
scheidung für Frankfurt und damit für die 
große "’Alternative Umzugsmesse’’: Im 
TAT wollte man nicht bleiben, weil es 
dort Schwierigkeiten mit der Hausverwal- 
tung gegeben Natte. 1978 war man dann 
im “Haus Gallus” und, nachdem auch die- 
se Räume im nächsten Jahr nicht mehr in 
Frage kamen, weil dort sonst der Turnun- 
terricht einer Schule hätte ausfallen müs- 
sen ..., zog man 79 ins "Haus der Jugend” 
um. 

Auch 1980 wäre eigentlich wieder ein 
Umzug fällig gewesen, denn aufgrund der 
beengten räumlichen Verhältnisse hatte 
die AGAV versucht, die zur Zeit leer ste- 
hende alte Mensa der Universität Frank- 
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furt zu mieten. Nach langen Hinhalten 
von Seiten des Studentenwerkes und 
schließlich einer vorläufigen unverbindli- 
chen Zusage war die Mensa dann plötzlich 
anderweitig vermietet (obwohl die AGAV 
bereit während der 79er Messe ihr Interes- 
se angemeldet hatte). 

Das Problem ist geblieben. Nachdem 
1978 die anfängliche Neugier, die 1977 
noch die Hallen der 1. Gegenbuchmesse 
gefüllt hatte, etwas verebbt war, mußten 
Veranstalter und Aussteller 1979 plötz- 
lich mit einem Besucheransturm fertig 
werden, der gemessen am Verhältnis Be- 
sucher/Quadratmeter der Internationalen 
Buchmesse in nichts nachstand. Dazu 
kam das immer größer werdende Kontin- 
gent an Ausstellern, so daß man sich in 
den Stoßzeiten nur noch mit Mühe von 
Stand zu Stand schieben lassen konnte. 

Während eines kritischen Gesprächs 
mit den Ausstellern nach der Messe ka- 
men denn auch die Probleme auf den 


Tisch: man habe sich gefühlt wie in einem. 


Warenhaus, Kontakt zum Publikum war 
nicht mehr möglich, Bücher wurden nur 
noch über den Ladentisch geschoben — 
Geld einkassiert. 1978 war es für Doppel- 
aussteller noch eine Erholung, nach der 
Buchmesse abends auf die Gegenbuch- 
messe zu kommen, 1979 ging der Streß 
nur weiter. 

Man wird in diesem Jahr die Konse- 
quenzen ziehen. Da keine größeren Räu- 
me zur Verfügung stehen, wird man versu- 
chen, den vorhandenen Platz besser zu 
nutzen. 

Grundproblem dabei: Die Zahl der 
Aussteller nimmt ständig zu, ebenso die 
Zahl der auszustellenden Titel. Während 
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dutschke, mandel, 
hüsch, degenhardt, 


es vor vier Jahren nur einige wenige "'re- 
nomierte’' Kleinverlage waren, die auf- 
grund ihrer langfristigen Arbeit mit einem 
umfangreichen Programm aufwarten 
konnten, hat es in der Zwischenzeit bei 
vielen Newcomern eine Stabilisierung und 
Expansion gegeben und die Zahl der 
Kleinverlage, denen es gelingt, über Jahre 
hinalıs ihre Produktion fortzusetzen, hat 
sich ständig vergrößert. 

Gleichzeitig, mit zunehmender Aner- 
kennung der Gegenbuchmesse gibt es im- 
mer mehr Doppelaussteller und ""Überläu- 
fer’... 


Das Problem der Räumlichkeiten 
wird in den nächsten Jahren fortbestehen. 
Einerseits möchte die AGAV nicht, daß 
sich diese Veranstaltung zu einem unüber- 
sehbaren Koloß auswächst, andererseits 
gibt es aber noch Möglichkeiten, mit der 
vorhandenen, und auch mit einer größe- 
ren Ausstellerkapazität eine Messe durch- 
zuführen, die den Besucher nicht überfor- 
dert und den ursprünglichen Charakter 
der Gegenbuchmesse erhält. 

An den Räumlichkeiten wird die Ge- 
genbuchmesse nicht scheitern. Die Veran- 
stalter sind wild entschlossen, auch in den 
nächsten Jahren weiterzumachen. Nach 
drei relativ gut verlaufenen Messen konn- 
ten die Anfangsschwierigkeiten weitge- 
hend aus dem Weg geräumt werden und 
auch die finanzielle Situation ist gesi- 
chert. Neben den Eigenmitteln, die durch 
Eintrittsgelder und Standgebühren aufge- 
bracht werden, zahlen die Stadt Frank- 
furt und das Hessische Kultusministerium 
in jedem Jahr einen Zuschuß, der in die- 
sem Jahr pro Behörde von 3000,- auf 
5000,- DM angehoben wurde. 


'süverkrüp und andere 
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Umschlag von einem in Verlag Peter-Paul Zahl erschienenen Heft,1967/68, Berlin. 


(aus:Literarische Messe 1968 Kataloy) 
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3.Inhalte 

Im Kapitel über die Vorgeschichte 
der Gegenbuchmesse wurde gesagt, die 
1. Mainzer Minipressen-Messe habe inhalt- 
lich an die Literarischen Pfingstmessen 
angeknüpft, ohne politischen Anspruch — 
in der Hauptsache als Dokumentation der 
bestehenden Kleinverlage. 

Dieser Vorwurf läßt sich zunächst 
auch auf die 77er Gegenbuchmesse an- 
wenden. Abgesehen davon, daß es natür- 
lich auch eine Reihe linker Verlage gab, 
bestand die Messe in der Hauptsache aus 
einer Versammlung diverser Alternativ- 
und Kleinverlage. Auch 1978 unterschied 
sich darin kaum, obwohl es hier bereits 
ein "Rock gegen Rechts’”’ Konzert gab 
und obwohl die Presse im allgemeinen 
von einer Messe der Linken , Anarchos 
und Chaoten sprach. 
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1979 gab es zum ersten Mal ein Mot- 
to: "Wort gegen rechts”, - eine Initiative, 
die sich innerhalb der AGAV in Anleh- 
nung an Rock gegen rechts gebildet hatte 
und die während der Messe auf einer Dis- 
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kussionsveranstaltung vorgestellt wurde. 
Gleichzeitig nahm auch die Zahl der poli- 
tisch orientierten Veranstaltungen im 
Rahmenprogramm zu: da gab es einen 
großen Lesungsabend von und mit Knast- 
autoren, eine Veranstaltung über Alterna- 
tivbewegung und Gewerkschaften, ein 
Rock gegen rechts Konzert und anderes 
mehr. 

Die heutige Gegenbuchmesse wird 
von ihrer politischen Aussagekraft her nie 
die Geschlossenheit der 68er Messe errei- 
chen, aber die historischen Bedingungen 
haben sich auch geändert und damit auch 
die politische Landschaft der Linken. Die 
Bewegung ist vielfältiger geworden. 

Bei der Auswahl der Aussteller gibt 
es in dem Sinne keine Zensur, als es Ver- 
lage und Autoren der unterschiedlichsten 
alternativen und linken Couleurs gibt. Li- 


terarische und gezielt politisch orientierte 
Verlage stellen nebeneinander aus, und 
bei den ‘Politischen’ spielt es keine Rol- 
le, ob sie DKP, KPD, KB oder anarchi- 
stisch orientiert sind, 


Eine eindeutige Zensur gibt es nach 
rechts, wobei sich das Problem bisher al- 
lerdings noch nicht gestellt hat, da die Ge- 
genbuchmesse im öffentlichen Bewußt- 
sein inzwischen einen eindeutigen Stellen- 
wert bekommen hat und konservative, 
reaktionäre oder faschistische Verlage 
schon deswegen nicht auf die Idee kom- 
men, dort auszustellen. 

Obwohl es keine durchgängig gemein- 
same politische Plattform gibt, lassen sich 
doch einige Aussagen über die Aussteller 
machen, die eine Gemeinsamkeit herstel- 
len und die die Frage beantworten: Wa- 
rum eine Gegenbuchmesse? 

Der Witz ist abgedroschen: "Warum 

seid ihr gegen Bücher?’ Das diesjährige 
Messeplakat wird diesem Mißverständnis 
deshalb auch typographisch entgegenwir- 
ken: Man schreibt sich GegenBuchmesse. 
Warum also gegen die Buchmesse? Sie ist 
ein Anhaltspunkt, - die Stelle, wo sich die 
Degeneration des bürgerlichen Literatur- 
marktes alljährlich am spektakulärsten 
zeigt. Da versammeln sich tausende von 
internationalen Ausstellern, um ihre 
neuesten Titel vorzustellen, - die Buch- 
messe ist der Höhepunkt,auf den die Ver- 
lage das ganze Jahr über hinfiebern, nach 
dem sie ihre ganze Produktion ausrichten. 
Und was passiert dann dort? Das Defile 
der Viehherden, wie es in einem Zeit-Arti- 
kel mal hieß. Morgens strömt das Fach- 
publikum, nachmittags die Menge der 
Laien; beguckt, begrapscht berühmte Au- 
toren, sammelt tütenweise Prospekte (die 
zuhause ungelesen in den Papierkorb wan- 
dern), führt Geschäftsgespräche, bestellt 
oder wie es heißt: ordert, läßt sich schie- 
‘ben, schubsen, schwitzt, sinkt erschöpft 
in die Sessel der überteuerten Cafeterias 
und schleicht abends erschöpft von dan- 
nen,ohne eigentlich etwas erlebt zu ha. 
ben. 
An den Ständen reibt man sich sich die 
Hände ob des guten Geschäftes oder be- 
trachtet frustriert die Jahresproduktion 
auf den Regalen, die offensichtlich dane- 
bengeplant war. Business, Buchfabriken, 
Autorenmühlen. 

In der absoluten Perversion: z.B. 
Beckenbauer, der, frisch aus dem Hub- 
schrauber gestiegen, für seinen Ghostwri- 
ter signiert; oder gar im letzten Jahr Car. 
stens, dessen Begleitmannschaft Demon- 
stranten halb tot schlägt. 

Aber die Buchmesse ist nur der Ku- 
mulationspunkt, an dem es alljährlich zu 
einer Eskalation des degenerierten Litera- 
turbetriebes kommt ... 

Wir wollen über die Ansprüche, 


die in linken und alternativen Verlags- 
und Autorenkreisen artikuliert werden, 


aufzeigen, warum wir eine andere Art von 
Buch- und Verlagswesen für nötig halten, 
wobei die Gegenbuchmesse nur eine logi- 
sche Fortsetzung dieser Ansprüche ist. 
Gemäß der Erkenntnis vieler linker 
und alternativer Betriebe, daß die z.Zt. 
vorherrschenden Produktionsbedingungen 
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keine freie Entfaltung der tatsächlichen 
Produktivkräfte von Kritik und Phantasie 
ermöglichen, versuchen Verlage und Au- 
toren der Szene‘ wieder zu dem zu 
kommen, was die Literatur tatsächlich 
ausmacht: Ausschlaggebend soll nicht der 
mögliche Umsatz eines Buches sein, son- 
dern der Inhalt. Sei es im konkret politi- 
schen oder im literarischen Bereich, — es 
gibt da keine Marktanalysen, die feststel- 
len, was sich gerade am besten verkaufen 
läßt. Vielmehr geht es darum, politisch re- 
levante Inhalte zu vermitteln, oder z.B. 
Autoren, die aufgrund von fehlenden Be- 
ziehungen oder Literaturpreisen nicht be- 
achtet werden, einzig auf der Grundlage 
der Qualität ihrer Texte eine Möglichkeit 
zur Veröffentlichung zu geben. 

Aus dieser Einstellung resultiern auch die 
entsprechenden Arbeitsweisen. Nicht.das 
Machtgefälle Verleger - Autor oder Ver- 
lagschef - Angestellter bestimmt das Ver- 
hältnis untereinander, sondern der Ver- 
such, wieder über .menschliche Kom- 
munikationsweisen zu verkehren. 


Die hier angesprochenen Ansätze kön- 
nen nur skizziert werden. Selbstverständ- 
lich müssen auch Alternativverlage da- 
rauf achten, daß sie ihre Bücher verkau- 
fen, selbstverständlich klappt die Ge- 
schichte mit den ’anderen’ Arbeitsbe- 
dingungen durchaus nicht immer und 
selbstverständlich gibt es auch im linken 
Bereich ’schwarze Schafe’, die im Grunde 
nach gut - kapitalistischen Arbeitsmetho- 
den arbeiten. Und schließlich isz- auch 
nicht viel damit gesagt, wenn man von po- 
litisch wichtigen Aussagen oder qualita- 
tiv guten Texten spricht. 

Aber das sind Fragen, die hier nicht 
mehr erörtert werden können. Es war 
vor allem wichtig, die Tendenz aufzuzei- 
gen, und - davon abgeleitet - die Intensio- 
nen der Gegenbuchmesse zu erklären. 
Dort nämlich soll, vom Prinzip her ein 
ähnlicher Kumulationspunkt wie die In- 
ternationale Buchmesse, gezeigt werden, 
was im Laufe eines Jahres im alternativen 
und linken Literaturbereich getan wird. 
Ein Kumulationspunkt deswegen, weil die 


wenigsten Verlage die Mittel haben, ihre 
Arbeit überregional bekannt zu machen 
und eine Gegenbuchmesse deshalb, weil 
man dies unter anderen Bedingungen 
tun möchte, als das alljährlich zur selben 
Zeit an anderem Ort geschieht. 

Wie oben bereits angedeutet, ist das 
nicht leicht, aber der Ansatz ist gelungen 
und man wird aus den Fehlern (warum 
immer 'man’ warum nicht WIR 2??? 
d. setz.) der vorangegangenen Messen ler- 
nen. Und das merkt man (ja, ja !! d. setz.) 
scheints inzwischen auch an höherer’ 
Stelle: ‚Das ist schon eine sympathische 
Alternative - nix Aktenkoffer, nix Merce- 
des, nix Rudi Carell. Dafür ein Hauch von 
Literatur.’ (F. J. Raddatz in der ZEIT 
über die Gegenbuchmesse ’79) 

Cornelius Retting 


Die 4. Frankfurter Gegenbuchmesse fin- 
det statt: 

vom 7.-12. Oktober im Haus der Jugend, 
Deutschherrenufer 12, 6000 Frankfurt- 
Sachsenhausen, tägl. geöffnet von 

11.00 bis 22.00 Uhr 


FÜNFTES TREFFEN DER ALTERNATIVPRESSE 


WESTBERLIN 
11.Oktober 


Am 7..8..9.Oktober fand in Westberlin 
das fünfte Treffen der Alternativpresse 


Das abschließende Sonntagsplenum gab bekannt: 
a) das Treffen wird kritisiert 


b) das Info-BUG fährt in Gestalt eines seiner Vertreter einem 


statt. Es waren etwa 100 Zeitungsma- 
cher(innen) da, weit weniger als erwartet. Das Treffen verlief 
mal wieder diffus, die Diskussionen waren unstrukturiert. Ein 
Bericht über die Veranstaltung will uns nicht gelingen — wir 


werden uns bemühen, das Problem dieses „‚Verbundes’’ in Rund- 


briefen an die Betroffenen grundsätzlicher zu behandeln (hof- 
fentlich ist das keine leere Versprechung). Zum Berliner Tref- 
fen steht u. a. im ID-Tagebuch: 


„Jutta berichtet aus Berlin, daß sie dort Leute aus der 
näheren Umgebung kennengelernt hat — aus Mainz und Wies- 
baden! 

Wiedermal dominierten die Zeitungen ID, Info-Bug, BLATT, 
wobei an den Bedürfnissen der meisten anderen Zeitungen 
vorbeidiskutiert wurde., z.B. über das alte Problem 'Scene- 
Zeitung — Volksblatt’. Die von weither angereisten Tagungs- 
teilnehmer fühlten sich übergangen und sind’s wohl auch, 
haben aber auch kein erkennbares eigenes Interesse formu- 
liert und wenn, sind sie damit nicht durchgekommen. 


Eine Untergruppe diskutierte über die Notwendigkeit einer 
überregionalen aktuellen Mediums (Tageszeitung). Sie 
will die Alternativpresse anregen, sich in Artikeln in den 
nächsten zwei Monaten mit diesem Problem auseinanderzu- 
setzen, um Ende November/Anfang Dezember ein Wochen- 
endseminar über dieses Thema durchführen zu können. 
Kontaktadresse für inhaltliche Beiträge und technische 
Informationen: 

Büro RA Christian Strobele 

Meierottostr. 1 

1000 Berlin 15 


—n 


ID 199 vom 15.10.77 


Kritiker übers Maul und erklärt, daß seine eigene Konzep- 
tion die Beste sei. 
c) es werden regionale Treffen vorgeschlagen. 


Fest steht jedenfalls: 

1. Der Pflasterstrand (Frankfurter Spontizeitung) sammelt Ma- 
terial über Ermittlungen/Prozesse gegen Alternativzeitungen 
u.a. für das Russell-Tribunal. 

2. Das nächste Treffen sollte nach unserer (einige ID’ler) Mei- 
nung eher ein großes Fest mit vielen Initiativen und weniger 
Anspruch werden (stattfinden wird es im Januar 78 in Essen). 

3. Die Volksblätter sind, bis auf Hagen und Essen, zu Hause ge- 
blieben. 

4. Jeder darf weiterhin behaupten, daß die eigene Linie die ge- 
radeste sei. 


%«“ 


Vergessen 
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Bald können Sie 
auch in unseren 
Flüssen schön 
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EINS UND EINS = ZWEI AUTONOMIEN 


Diese Verwirrung, ja, sie hellt sich auf. Es gibt mittlerweile zwei 
(2) autonomie-Redaktionen (die autonomie ist oder war ein 


Vögeln” oder den ""Augenblicken’’ Walter Güntheroths. Der 
Versuch, auf einer Redaktionskonferenz gemeinsame Aus- 
gangspunkte neu zu definieren, endete in einem Fiasko. Die 


Sponti-Theorie-Blatt und besteht seit 1973). 


BREMEN 
28. Juni 


Nachdem unser Heft "Autonomie — Materialien 
gegen die Fabrikgesellschaft — Neue Folge Heft 
1” erschienen ist, gibt es bei vielen Lesern einige 
Verwirrung. "Ihr habt Euch wohl verdruckt, es muß doch Num- 
mer 14 heißen? ", fragen einige ;jemand ruft bei uns an: ‘Was 
ist denn mit Euch los, daß Ihr über ‘Die Faszination am Fa- 
schismus’ schreiben wollt? ” und hat nur eine Vorandkündigung 
der Frankfurter Redaktion an die bisherigen Abonnenten der 
Zeitschrift mißverstanden. Wir müssen uns klarer erklären, als 
wir es bisher getan haben. 


Es wird in Zukunft zwei Zeitschriften mit dem Titel “Au- 
tonomie — Materialen gegen die Fabrikgesellschaft’’ geben. Un- 
sere "Autonomie — Neue Folge”, mit Redaktion in Bremen, 
ist jüngst mit dem Heft Nr. 1 erschienen: es ist ein Themen- 
heft über den Iran (und wir verstanden es in unseren Diskus- 


sionen immer mehr als Heft gegen den "Fortschritt”'). Für den 
Sommer planen wir ein Heft über "Die neuen Lager’’ (Gefan- 
genenbewegung und Knastreform, Techniken des Angriffs auf 
die Persönlichkeit, Psychiatrie... für den Herbst das Heft 
Neue Folge Nr. 3 über "Die zweite Zerstörung Deutschlands” 
(Zerstörerische Planung und Architektur seit dem National. 
sozialismus). Zu Anfang des kommenden Jahres wollen wir ein 
Heft über den Nationalsozialismus veröffentlichen und es wird 
sich zeigen, daß wir an ihm nichts "faszinierendes’’ sehen, 
sondern Material vorlegen, das uns hilft, ein historisches Ver- 
ständnis dieses Staates und unserer Realität zu gewinnen. 


"Zwei Linien‘ in der Gesamtredaktion der ehemaligen "’Au- 
tonomie” hat es schon lange gegeben (und es gab sie schon, 
bevor sich Leute aus den Gruppen ""Acbeitersache‘, ""Proleta- 
rische Front” und ""Revolutionärer Kampf” 1975 zusammen- 
schlossen, um eine Neuorientierung und einen reicheren Neu- 


ansatz zu entwickeln, nachdem die Gruppen zerbrochen wa- 
ren). 


"Nicht zuletzt sollte es ja auch ein Versuch sein, die Differenzen, die es 
Immer zwischen "Proletarischer Front’' und "Revolutionärer Kampf’ 
g2B, In einer preduktiven Weise anzu gehen — Differenzen, in denen 
sehr früh schon sich das Auseinanderbrechen zweier Ansätze abzeich- 
nete: hier der "operaistische Triumphalismus’', dort "Subjektivität und 
BNcBRes Leben”; ein Auseinanderbrechen, das sich für beide Teile bitter 
rächen sAne: — Heute lautet die Bilanz: in all diesen Hinsichten ist die 
Autonomie’ gescheitert, sie wurde etwas anderes. Es ist ihr zwar ge- 


lungen, die notwendigen Probleme in ihrer Spannweite aufzureifßen 
und aufzuwerfen, einen Rahmen abzustecken — aber sie hat es nicht 
verstanden, ernsthaft auf die Suche nach Antworten zu gehen und das 
verbindliche Ausgangsinteresse beizubehalten. Sie hat keinen langen 


den Händen litten, sie h 
sich selber entmachtet. War die "Auto ie’’ Be . 


Diese Sätze stammen aus einem Papier, das wir zur Diskus- 
sion über den Spaltungsprozeß vorgelegt haben. Bei dieser ''Brei- 
te, nicht Tiefe” mußten wir erkennen, daß die verschiedenen 
Auffassurgen über eine Zeitschrift nicht mehr nur beziehungs- 
los koexistieren, sondern sich gegenseitig zu lähmen begannen. 
Wir konnten nicht mehr einsehen, was zum Beispiel im Heft 10, 
dem Heft nach Stammheim und Schleyer, unsere Beiträge 
(z.B. Leo Kerrner: ‘Terror und Unperson — über Hanns Martin 
Schleyer”, Thomas Schmitt: "Schwarze Milch des Terrors 
— Aufzeichungen aus einem Bruch’ oder Hamburger Autoren- 
kollektiv: "Betrachtungen über die Gleichschaltung‘') zu tun 
haben so!;ten mit Carlo Jägers "Sprache von Bäumen und 


40 


“zwei Linien” in der ""Autonomie’’ begannen, getrennt Hefte 
zu produzieren: die Frankfurter das Heft Nr. 11 (Medien), wir 
das Heft Nr. 12 (Regionalismus; und wir verstanden dieses 


Heft als Versuch , eine andere Orientierung der Zeitschrift vor- 
zuschlagen). Als dann der Trikont—Verlag mitteilte, daß er 
die “Autonomie” nicht weiter verlegen wollte, beschlossen 
wir, die Rec ktion des Heftes Nr. 12, uns einen neuen Verlag 


zu suchen und die "Autonomie — Neue Folge‘' herauszugeben. 


"Wir verstehen uns als einen Zusammenhang von Leuten, denen die 


Perspektive verlorengegangen ist und die eine suchen; von Leuten, die 
sich vom gegebenen politischen Konsens in all seinen Schattierungen 
nicht mehr vertreten fühlen, denen die grläufigen Antworten keine 
sind, die auch in der grundsätzlichen Ablehnung des Interesses an Ant- 
worten keinen Fortschritt sehen können. Die Sponti—Szenerie ist nicht 
unser Todfeind, aber wir stehen außerhalb. Wir wollen uns Zeit und 


Raum geben, unsere Diskussion, die kaum irgendwo begünstigt wird, zu 
beginnen. Adressat dieser Zeitschrift soll auch die große Zahl der Linken 
sein, die sich heute von den gegebenen Strömungen der Linken nicht 
vertreten fühlen und die verstummt sind’’. 


Auch diese Sätze stammen aus unserem Papier zur Spaltung. 
Die "Autonomie — Neue Folge” ist für uns notwendig, um in 
diesem Sinne ""minoritär’’ überleben zu können. Sie soll eine 
Zeitschrift sein, in der der Untertitel "Materialien gegen die 
Fabrikgesellschaft’’ wieder Gewicht hat. 


Die Redaktion des Regionalismusheftes Nr. 12 hat sich in- 
zwischen ein Stückchen verbreitert. Jedes Heft und jeder Bei- 
trag wird von allen ausführlich diskutiert. Aus der Gesamtkon- 
ferenz haben wir eine fünfköpfige Redaktion bestimmt, die 
sich überregional zusammensetzt (Tübingen, Frankfurt, Bremen 
und Hamburg) und den Diskussionsprozeß koordinieren, Vor- 
schläge sammeln und das Erscheinen einzelner Hefte arbeits- 
teilig fördern soll. Der IVA—Verlag Bernd Polke hat es über- 
nommen, die "Autonomie — Neue Folge’ in Zukunft zu ver- 
legen und zu vertreiben. 


Vielleicht bringt dieses Schreiben ein bißchen Klarheit in 
dieser unglücklichen Situation, in der ein Teil der ehemaligen 
Frankfurter Redaktion ihre ""Autonomie’ weiterhin herausge- 
geben wird und wir, die Autonomie — Neue Folge’; eine Si- 
tuation, die den Frankfurtern, uns und vor allem den Lesern 
einige Schwierigkeiten stellen wird. DaR wir darüber nicht 
glücklich sind, braucht nicht gesagt zu werden, jedoch sprechen 
alle Gründe dafür, lieber zwei Zeitschriften mit gleichem Namen 
(aber sehr unterschiedlich in den Inhalten) zu haben als eine 
Zeitschrift mit Inhalten, die sich gegenseitig neutralisieren. 


Technisches: Die “Autonomie — Neue Folge’ Heft Nr. 1 
hat 104 Seiten und kostet 9 Mark. Im Abo kosten 4 Hefte 
28 M. Abos sind zu bestellen bei: 


IVA-Verlag Bernd Polke GmbH, Am Lustnauer Tor 4, 74 
Tübingen 1. 

Das Geld kann auf das Konto: Dresdner Bank Tübingen, Konto- 
nr. 3 451 343 00 (BLZ: 641 800 14) überwiesen werden. 
Unsere Redkationsadresse ist: Redaktion "Autonomie — Neue 
Folge’ Postfach 34 70 63, 28 Bremen 34. 


An diese Adresse sind uns Vorschläge, Beiträge, Kritiken oder 
Briefe willkommen. Wir planen, in Zukunft die Themen nach 
Erscheinen der Hefte nicht als abgeschlossen zu betrachten, 
sondern Diskussionen, die uns wichtig sind, eventuell über meh- 
rere Hefte, fortzuführen. 


Redaktion "Autonomie — Neue Folge’” * 


ID 291 vom 20.7.79 


Berichte, Stellungnahmen, Diskussionen 


ERKLÄRUNG DES FRANKFURTER Damit hat es für die Maulwürfe nun ein Ende — jedenfalls 
AUTONOMIE-KOLLEKTIVS was ihre Tätigkeit als Vertrieb arbelarigt. Der Laden trägt sich 
nicht mehr. Zwei weitere Schicksalsschläge (Umsatzsteuer- 
FRANKFURT Die Frankfurter Zeitschrift “Autonomie” Sonderprüfung durch das Finanzamt und die Schlußabrech- 
Mai 1979 und die Hamburger “Autonomie — Neue nung mit Prolit, einem anderen linken Vertrieb, mit dem Maul- 
Folge” sind zwei Zeitschriften. Alles klar? wurf früher kooperiert hat) ließen den Schuldenberg weiter 


Die Frankfurter Redaktion schreibt zur Klärung der Lage: anwachsen. Nach langem Hin- und Herüberlegen und Diskussi- 
onen stand dann der Entschluß fest den Vertrieb zuzumachen, 


Die konzeptionelle und personelle Trennung der überregionalen und zwar so schnell wie möglich, um die Verluste der Lieferan- 
Autonomieredaktion (München, Frankfurt, Hamburg), die sich ten nicht weiter anwarhsen zu lassen. (Wir werden in Bälde in 
in den beiden letzten NUmmern (die Nr. 12 wurde von der Har einem ausführlicheren Artikel nochmal auf das Scheitern von 
burger Redaktion herausgegeben — sie hatte das Thema: Re- Maulwurf eingehen\. Was sich jetzt abzeichnet ist ein privater 
gionalismus; die Nr. 13 von der Frankfurter Redaktion — sie Vergleich zwischen Maulwurf und den Gläubigern, bei dem 
hatte das Thema Therapie) abzeichnete, hat sich nunmehr rea- eine Quote zwischen 30 und 40 Prozent herauskommen wird. 
lisiert. Das ist natürlich insbesondere deshalb beschissen, weil die 


Wir, die Frankfurter Redaktion, werden weiter produzieren un- Gläubiger bzw. Lieferanten alles Linke bzw. Kollektive sind, 


ter dem Namen: AUTONOMIE/ Materialien gegen die Fabrik- die selbst keine Knete haben. j . 
gesellschaft/ und im September 1979 das Heft Nr. 14 unter Maulwurf hat sich deshalb entschlossen, seinen Bücherbe- 


dem Schwerpunkt "Die Faszination am Faschismus’’ publizie- stand zu stark reduzierten Preisen zu verramschen, um so die 


auszuschüttende Quote noch etwas nach oben zu drücken. 


has RE Die geneigten Leser/innen werden deshalb gebeten, sich an- 
Die Frankfurter Redaktion führt die Abonnentenkartei wie bis- schließend sofort hinzusetzen, bei Maulwurf die Ramschliste 
her weiter. Für die Bestellung AUTONOMIE ‘Neue Folge’ sind anzufordern, und nach Erhalt eine möglichst große Bestellung 
wir nicht zuständig (Redaktionsanschrift: Autonomie Neue abzuschicken. 
Folge, Postfach 347C63, 2800 Bremen 34). Erfreut waren wir Die Ramschliste enthält z.T. noch sehr gute und billige Sa- 
über das rege Interesse an unserem Therapieheft. Wir werden chen (Spanientexte, AAO-KO, Marighella, Kinderbücher, die 
versuchen, unsere Arbeit ohne falsche Programmatik auf die- alten Politladen-Titel). Außerdem gibt es — ebenfalls verbil- 
sem Niveau fortzusetzen. ligt — (fast) sämtliche Titel des Verlags 2000, Sozialistisches 
Das Autonomie-Kollektiv Büro (SB) in Offenbach: Reihe Betrieb und Gewerkschaft, 
. Arbeitsfeldmaterialien zum Sozialbereich, Info Sozialarbeit, 
MAULWURF HÖRT AUF ZU WÜUHLEN! Gesundheitswesen, Arbeitsfeld Schule, Reihe Roter Pauker 
usw. Da der Verlag 2000 trotz anfänglicher Zusage diese von 
Berlin Die folgende Erklärung kam direkt von den Maulwurf nicht mehr zurücknehmen will, können wir diese 
3. Juni aufhörenden Maulwürfen: ebenfalls verramschen. 
""Maulwurf” in Berlin, einer der beliebtesten (?) linken 5 en 1 
Buchvertriebe, sehr kollektiv, sehr alternativ, existiert seit vie- >“ a 
len Jahren. Zum politischen Selbstverständnis hier ein Zitat 3 i 
aus dem letzten Vertriebskatalog: "Der ganz überwiegende Aber selbstverständ- 


: \ _ lich sehe ich die 
Teil unseres Sortiments stammt von Kleinstproduzenten a Zukunft rosig! 


(Einzelpersonen und Gruppen, Kleinstverlagen). Und das ist 
kein Zufall. Daß wir so viel "Kleine’ haben hängt u.a. einfach 
auch damit zusammen, daß wir der Meinung sind, daß es auf 
die vielen und jede/n von ihnen ankommt, wenn wir etwas 
besseres schaffen wollen. Da können wir es nicht dem Zufall 
überlassen, daß eine/r, die/der was sagen will, auch die Mög- 
lichkeit bekommt, sich zu artikulieren. 

Diese Auffassung geht einher mit Vorbehalten gegenüber 
einer bestimmten Art von Literatur, derjenigen nämlich, bei 
der die Theorieproduktion BESONDEREN Leuten zukommt 
(Wissenschaftlern; Anhängern eines ‚-ismus’ sei’s des Wissen- 
schaftlichen Sozial-), und die zu allem Überfluß meist da- 
herkommt mit objektivem Wahrheits- und unbedingten Gel- 
tungsanspruch. .. | 

... Es geht noch nicht einmal so sehr darum, "weite Berei- 
che politischer Literatur einer breiten Öffentlichkeit (wieder) 
zugänglich zu machen” als vielmehr die Trennung zwischen 


"Öffentlichkeit" auf der einen und Produzenten bzw. "Zugäng- Also liebe Leute, ‘ran an die Buletten, erweist den Maul- 

lichmachern’ auf der anderen Seite aufzuheben. wuürfen einen letzten solidarischen Liebesdienst und bestellt 
Das hieße dann, die Kommunikation zwischen uns, den In- massenhaft. 

dividuen, den Gruppen zu verbessern, dafür zu sorgen, daß In- Maulwurf Buchvertrieb 

formationen uneingeschränkt fließen können, die Vermittlung Waldemarstr. 24 

dessen zu ermöglichen, was wir erfahren — so zu gewährleisten, 1000 Berlin 36 

daß wir voneinander lernen können.” Tel.: 030 - 614 98 58 * 
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Im großen und ganzen stimmten Richter und Staatsanwäl- 


PORNOGRAPHIE UND DROGEN tin mit dem Angeklagten überein, daß Informationen eine 
— EIN PROZESSBERICHT wichtige Hilfe zur Lösung des Drogenproblems sind. Der an- 
wesende Übersetzer bemerkte nebenbei die Aussage eines ihm 
LINDEN Gegen Leute vom.Volksverlag in Linden gab bekannten Pharmakologen, Br une en u „Psychedelic FISyAD: 
28. November es einen Prozeß, weil sie “jugendgefährdende” ziel en ae Ber Yuan EDEN Un 2 = EA. u 
Bücher verkauft hatten, Hier der Prozeßbe- wichtig bezeichnete. Auch wurde zugestimmt, daß die Sexual- 
riche moral der heutigen Gesellschaft die Pornographiegesetze weit 
überholt hat und noch vor wenigen Jahren Publikationen als 

"Wir waren sehr enttäuscht. Nicht vom Prozeßverlauf oder Pornographie galten, die heute hochgeschätztes Kulturgut sind. 
vom Urteil, sondern von der fehlenden Solidarität unter den i j j B : 
Kunden und Freunden des Volksverlags. Wir hatten 4000 Ein- DANN En en 

‚ ladungen zum Prozeß an alle uns vorliegenden Adressen ge- on Deiner Serichisverhandlung geht as ja DIENE = ea a 
schickt. Einige kleinere Zeitschriften, wie die Nürnberger sichten und Überzeugungen von Richter, Staatsanwältin, AN 
Stadtzeitung “N”, die holländische Zeitschrift “Ins and Outs” geklagten oder Zeugen, sondern um Paragraphen, gegen die 
oder der '’ID’’ aus Frankfurt kündigten unseren Prozeß an. angeblich verstoßen wurde. 

Am 27.9.1978 fanden sich im Gerichtssaal in Neustadt an I ael BER SEINE RIANgEN EDTELET BON SSYIONA WAR, 
der Aisch allerdings fast mehr Leute von der Kripo aus Ans- der ih einen Antrag au Aussetzung Her »erhandlung und Be- 
bach ein, als Leute aus unserem Lager. Das war sehr traurig, rufung eines Gutachters mündete, hielt die Staatsanwältin ihr 
zumal wir extra für die Leute, die uns beim Prozeß durch ihre Fladayer ung IMITIOTNE . Den EL, Be SANT BEWAN: 
Anwesenheit den Rücken stärken wollten, den Termin nicht TUNG AUSgESETZE Auf Pi Du ag Beraan Anderen Angeragten 
kurzfristig verschoben haben. Etwa eine Woche vor dem Ter- und Kommunemitglieder Ulrike Hansenmaier und Karl-Heinz 
min teilte uns nämlich unser Rechtsanwalt Rüdiger Böhm aus Mandl, die I Ber an) SARNSNG Ya ar En, ID 
Bonn mit, daß er Pflichtverteidiger im Bonner “Rathaussturm- Bertasie FREDIUEN, ERERIESS RRIBEN EINEN er ver 
prozeß” ist und dem noch mehrere Tage dauernden Prozeß tung des Vertriebsprogramms genommen und Martin dies we- 
beiwohnen muß. Aus diesem Grunde könne er nicht am gen seiner Erfahrung überlassen hatten. Martin sagte dazu, daß 
27.9.78 in Neustadt sein. Sogar Richter Rebhan, ein nicht un- er lieber eine Geldstrafe will, da diese von der Firma bezahlt 
sympathischer junger Mann aus Nürnberg, der erst vor kurzem wird. 
für ein Jahr an die Dienststelle nach Neustadt/Aisch versetzt Nach der Pause verkündete der Richter das Urteil im Namen 
wurde, war mit der Verschiebung des Termins einverstanden. des Volkes. Hansenmaier und Mendl wurden freigesprochen, 
Wir waren aber der Meinung, daß wir das den Leuten, die von Martin wurde wegen Verteilens “schwer jugendgefährdender 
weit her zum Prozeß kommen, nicht antun können. Aber lei- Bücher” (13 verschiedene amerikanische Bücher, die positiv 
der wurde uns ganz hart und deutlich vor Augen geführt, wie über weiche Drogen informieren), sowie ""pornografischer 
klein das Verbundenheitsgefühl innerhalb der undogmatischen Schriften’’ schuldig gesprochen und erhielt eine Geldstrafe 
alternativen Szene ist. von 90 Tagessätzen zu je 65,--. Martin bat den Richter, die Ta- 


gessätze herabzusetzen, worauf Herr Rebhan weise bemerkte: 
“Das ist doch egal, Sie gehen ja doch in Berufung”. 


Er hat Recht. Wenige Tage nach der Verhandlung wurde 
von unserem Rechtsanwalt “Rechtsmittel”’ eingelegt, was ent- 
weder Revision oder Berufung bedeutet. Auf jeden Fall wird 
es eine neue Verhandlung geben, diesmal allerdings in Nürn- 
berg vor dem Landgericht. Diesmal wird unser Rechtsanwalt 
sowie ein Gutachter der Pharmakologischen Abteilung an der 
Universität München mit von der Partie sein. Und hoffentlich 
eine große Menge Leute, die uns durch ihre Anwesenheit un- 
terstützen. Dazu gehörst auch du, der du diesen Rundbrief 
hier liest! 


Wir werden noch rechtzeitig vor dem neuen Verhandlungs- 
termin einen Rundbrief an alle uns bekannten Adressen schik- 
ken und euch genau erklären, wo und wann die Show dies- 


. Nun, der Prozeß lief auch ohne Anwalt und ohne Solidari- 
tät gut ab. Die ca. 35-jährige Staatsanwältin, die extra aus Nürn- 
berg angereist kam, der schon erwähnte etwas nervöse Jungrich- 


ter und der sehr attraktive, alle Schuld auf sich nehmende Ge- FRaLJAUIE 
schäftsführer Raymond Martin bildeten eine sich ruhig und sach- (Übrigens erklärte die Staatsanwältin noch im Gerichtssaal, 
lich unterhaltende Gruppe. daß sie sich wieder in die Abteilung für Zivilrechtssachen ver- 


N ihr die Strafsachen zu anstrengend sind.) 
Martin beherrschte den gesamten Prozeßverlauf, indem er setzen lassen wird, da g 


permanent redete. Er hielt Vorträge über soziale Entwicklungen Also, bis zum nächsten Rundbrief alles Gute. 
von Mittelklassekindern aus der Provinz, die in der Großstadt 
mit Drogen verseucht werden, anstatt sich bei ihren Omas im 
Garten ein paar Hanfpflanzen zu züchten, Er kritisierte die ge- Freiheit für alle Lebewesen! 
samte deutsche Drogenrechtsprechung, die das Problem höch- 

stens verschlimmert, referierte über die Notwendigkeit von 

Informationen, über das Recht auf freie Wahl seiner Informa- VOLKSVERLAG 
tionsquellen und und und ... Er wurde eigentlich kaum unter- 8531 Linden 

brochen. Der Richter stellte vielleicht drei Fragen, die Staats- 
anwältin eine. Wenn einer fragte, dann war es Martin, so den 
Zeugen Jim Haynes, Professor an der Universität von Paris 
und ehemaliger Mitherausgeber des Magazines *SUCK‘, 


Freiheit für Raymond Martin! 


P.S. Wer das 33-seitige Urteil (sehr tolle Texte über Drogen, 
Tim Leary, Sex mit Kindern und Tieren) haben will, schicke 
uns bitte DM 10,--. Wir machen dann Fotokopien davon’. 
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Berichte, Stellungnahmen, Diskussionen 


SCHNAPS AUS DEM 
FALLOBST DER GESCHICHTE 


OFFENBURG 


Frauen aus Offenburg rufen dazu 
1. MÄRZ 


auf, den Volksverlag zu boykot- 
tieren: 


„Wir Frauen sind es gewohnt, auf dem Schlachtfeld des 
faulenden westdeutschen Patriarchenalltags ständig Stiche, 
Hiebe, Schläge abzubekommen. — Auf unsere Körper, aber 
noch öfter und fast schmerzhafter sind die Stiche ins Herz, 
Stiche der Erniedrigung, die uns schwach machen sollen und 
uns ohnmächtig dem Alltäglichen, Normalen ausliefern sollen. 


Speziell meine ich hier die tägliche Flut verletzender Bilder 
in der Presse, im Fernsehen, auf dem Zeitschriftenmarkt, in 
den Kinos usw. Es ist uns schmerzlich bekannt, wie mit unse- 
rem Körper alles an den Mann gebracht wird. 


Nicht nur bürgerliche Reaktionäre sind die Macher dieser 
Politik, sondern auch geschäftsgeile Penispriester im „fort- 


schrittlichen‘’ Verlagswesen und zwar konkret der „Volksver- 
lag’. 


Er betitelt sich selbst als Verlag und Vertrieb von fort- 
schrittlicher Literatur. Darunter verstehen sie eine Anhäufung 
von Literatur für möchtegern-permanent-potente Eroberer 
und Einsteiger in das Weibliche Fleisch — Versinken in Atom- 
titten und Ärschen, Mösen, die ständig tropfend bereit sind 
für den Monsterpenis. Geilheit und Sex von uns Frauen nur 
anerkannt als Mittel zur Erregung und Bestätigung des Mannes. 
Das Ganze läuft dann noch unter Freiheit! 


Sexuelle Freiheit als vielseitiges Explodieren des Körpers — 
darunter auch Titten, Ärsche, Schwanz usw. — ja! — aber 
nicht auf Kosten von uns Frauen, degradiert zum passiven 
Einsteigobjekt für den Mann. Mit derartiger Literatur wird die 
herrschende männliche Moral gestärkt, die uns Frauen ausge- 
liefert, behandelt sehen will in allen Lebensbereichen und uns 
in der Sexualität eigene Geilheit in selbstbestimmte Lustfä- 
higkeit abspricht. 


Ihr Chauvis seid arme Schweine, denn was ihr mit euren 
bunten Bildern illustriert, könnt ihr ja niemals einhalten — 
dieser Druck des Wunsches nach permanenter Potenz, dieser 
lähmende Zwang, erobern zu müssen — er wird euch verzeh- 
ren und verzerren! Was wißt ihr schon von eurem Körper, wo 


ID273 vom 17.3.79 


habt ihr schon Sex erfahren, aulser einem kurzen Verputten 
aus eurem überbetonten Schwanz. Euer Sex macht euch 
schwach und leblos. Wir Frauen können mit euch nichts 
mehr anfangen, wir lassen euch mit euren Bildern alleine. 
Frauen laßt uns Schnaps brauen aus diesem Fallobst der 
Geschichte, trinken wir auf unsere Stärke und ihren Unter- 
gang. 

Zur Erklärung: 


Das Verlagsprogramm des Volksverlages ist ein Gemisch 
von kritischer Literatur (Bommie Baumann „Wie alles anfing” 
Living Theatre, Rolling Thunder, alternative Literatur) und 
eben patriarchalische Wichsliteratur. 


Dabei handelt es sich nicht nur um eine breite Palette von 
U-Comix, auch sonst Texte, die mit chauvinistischen Bildern 


angeboten werden und wahrscheinlich reißenden Absatz fin- 
den. 


Das Buch ‚„‚Mel Ramses’ wird z. B. folgendermaßen ange- 
priesen: 

ur. . und die vielen Frauen mit den dicken Titten und 

Oberschenkeln machen so albern für irgend etwas Reklame 

bzw. paaren sich mit allen möglichen Tieren, daß es ziem- 

lich lustig ist. ... Außerdem ist es ein Leckerbissen für Gra- 


fik-Freunde. Fast durchgehend vierfarbig, meisterhaft, rea- 
listisch!”” 


oder als anderes Beispiel das Haschischkochbuch: illustriert 
mit phallokratischen Phantasien; daß Frauen auch Haschisch 


rauchen und sexuelle Phantasien haben ist den Verlegern an- 
scheinend undenk bar. 


Wie sehr der Volksverlag auf der Masche phallokratischer 
Anregung schwimmt, zeigt schon das Titelblatt des Verlags- 
programmes: eine „heiße Person‘, wie sie es selbst benennen 
— eine Frau mit nacktem Oberkörper, bestrapste Oberschen- 
kel, weißes Spitzenhöschen — in einer doofen-Püppchen-Hal- 
tung. Mit dem damit eingenommenen Geld wollen die Ver- 
lagsapostel (Landkommunemiitglieder!) die Menschheit retten: 
„Somit ist jeder Betrag, für den vei uns bestellt ein kleiner 
Beitrag zur Rettung der Menschheit.” 
denn sie wollen das Geld verwenden: 
se... für den Ankauf von Land, um eine Art Modell für eine 
alternative, ökologische, sozialistische Welt zu schaffen!“ 


Frauen und Männer! Boykottiert diesen Chauviverlag! 
Kauft die guten Bücher bei andern Verlagen!” 


Kontakt: Waltraut Ehret, Glaserstr. 12 7600 Offenburg 
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Die linke Zensur 


WAS MENSCH STATTDESSEN SAGEN KÖNNTE 
ISTNOCH GEFANGEN IM PAPIERKORB 

Noch keine Antwort auf die Frage, wie mensch gegenüber lin- 
xen Verlagen und Zeitungen die Nerven behält 


FRANKFURT 


Der Schreiber dieses Artikels ist Peter 
20. Juni 


Erlach, der im Frankfurter G efangenen- 
rat mitgearbeitet hat: 
Es hat, seit es Geschriebenes gibt, auch die Zensur gegeben. 
Die Zensur, von der ich hier reden will, ist die neueste aller 
Zensur: die alternative Zensur. Es gibt sie, seit es eine Subkul- 
tur linker Publikationen gibt. Die Publikationen haben ihren 
Markt, ihre Verkäufer und Käufer, ihre Kalkulation und ihre 
strikte Anordnung dessen was sie verkaufen — nach den Vor- 
schriften ihrer Betreiber, wenn „Besitzer‘ hier das falsche Wort 
ist. Ich finde es nicht so falsch übrigens. Den alternativen Pub- 
likationen, die sich so extrem nonkonformistisch geben, ist 
cn strikte Konformität eigen, die alles ausscheidet, 
ee Die Zeitungsmacher haben so genaue Vorstel- 
or . Zeitung, daß in ihr schließlich kaum etwas 
an ‚als was sie sich vorstellen. Die Rubriken sind fest- 
na ‚un die ausgewählten Manuskripte, die durch das Fil- 
en E Selektion hindurchgelangen, haben sich der Diktatur 
yout zu unterwerfen, die sich über alle Texte ausbreitet. 
Sie macht auch noch den letzten fremdartigen Gedanken zum 
eigenen Spülwasser. Wie falsch die Ablehnungsgründe sind, die 
den dauernden Mangel an Platz vorschützen, zeigt sich detanı, 
u ausgiebig derselbe Platz von der Layout-Diktatur der Zei- 
tungen, Zeitschriften oder Verlage genutzt wird. Das in immer 
der gleichen äußeren Gestalt erscheinende Medium ist deshalb 
auch innen immer das gleiche: es baut auf Konformität, auf 
Breite, Masse des Umsatzes und deshalb auch auf die Masten 
Kein Gedanke darf erscheinen, der nicht die Massen schon Eh 
griffen hat. So bleibt alles an seinem Platz, während die Druck- 
maschinen ihre Walzen rotieren lassen, die das Weltbild aus- 
Speien. 
Die Gedanken werden von den meisten Zeitungen schon von 
vornherein ausgeschieden. Sie erhalten die Manuskripte gar 
nicht, die sie zensieren könnten, weil es von vornherein hoff- 
nungslos ist, sie ihnen zu schicken. Der Effekt ist, daß sich die 
Verfasser auf eine Form ihrer Gedanken einstellen, die der Zei- 
fung, die sie drucken soll, gemäß ist: sie üben Vorzensur, Selbst- 
zensur. Wer nicht in das Sortiment einer linken Publikation 
sich einpassen will, hat keine Aussicht. Das B ewährte bleibt 
auch hier von allem Ausgeschiedenen übrig; wo die Kritik ver- 


stummt, redet umso lauter die Scheinkritik und der Opportu- 
nist. 


——, 


Was der Redaktion an Manuskripten noch zufließt, wird dem 
Ritual des Redigierens unterworfen. Da die alternativen Zei- 
tungen und Verlage von Leuten gemacht werden, die so genau 
wissen was sie wollen, lehnen sie auch alles ab, was sie nicht 
wollen. Sie zensieren. Und zwar weil sie zuviel Prinzip haben. 
Sie breiten ihr Prinzip über ihre Machtzone aus wie eine Dunst- 
zlocke. 


Beispiele: Ein bekannter linker Verlag, der mir Zensurauflagen 
macht — aber mir außerdem verbietet, irgendjemand davon et- 
was zu sagen (wobei das dann nicht gedruckte Buch das Er- 
pressungsmittel ist). Ein Redakteur einer alternativen Zeitung, 
der mir alles Wesentliche aus meinem Artikel weggestrichen 
hat und mir dann das Angebot macht: Entweder so oder über- 
haupt nicht! — Das sind die Diskussionen, die zwischen einem 
der hat (die Produktionsmittel) und einem der nichts hat (mir 
in diesem Fall) möglich sind. Oder monatelange, jahrelange 
Diskussionen um Projekte, von denen schließlich nichts mehr 
übrig ist als eine eingeebnete Basis, auf der auch keiner mehr 
Lust hat etwas zu machen. Auf diese Weise werden von linken 
Verlegern, Lektoren, Redakteuren Projekte, Ideen, Intentio- 
nen totgeredet, ohne daß sie es merken. Der Geist, den sie durch 
ihre ständige Einmischung vertrieben haben, ist ihnen so fremd, 
daß sie seine Abwesenheit nicht mal bemerken! Als tote Kör- 
per, ausgezehrt von allen neuen Ideen, erscheinen dann Bücher. 
Aber mensch kann sie noch lesen. Mensch kann sie noch ver- 
kaufen. Mensch hält sie sogar für gut. Was an ihnen gut ist, !st 
es ja auch schon so lange. Nur der Autor selber sagt über sein 
Buch, daß es beschissen ist. Es gibt dafür bekannte Beispiele. 


Wer sich nicht auf Zensur einläßt, wird ihr drop out, wird still- 
gelegt. Er verschwindet in der Zone des Schweigens, des Sami- 
stad. Aber leider gibt es nicht einmal den Samistad. Was käme 
alles hervor, wenn es ihn gäbe! Nicht nur die Inhaber dieser 
Macht über Ideen sind es durch ihre fixe Geschäftstüchtigkeit 
geworden (durch bourgeoise Fähigkeiten: des rabiaten Durch- 
setzungselans, des sicheren Auftretens, der Fähigkeit, seine 
Chancen immer genau einzuschätzen, einer angelernten Besser- 
wisserei und Großsprecherei) — sondern auch die Autoren wer- 
den zu Autoren, weil sie soviel Geschicklichkeit besitzen, wie 
mensch dazu braucht. Andere werden es nicht. Vielleicht hät- 
te die Literatur derer, die es nicht zu ihrer konventionellen 
Verwertbarkeit schaffen, mehr mit ihrer Zeit zu tun als dievon 
Wagenbach und Rotbuch. Vielleicht sind die Bücher, die keine 
Nachfragechance haben und deshalb nie gedruckt werden, wich- 
tiger für unsere Orientierung als solche, die wir schon kennen, 
bevor wir sie gelesen haben. Vielleicht wären die Nachrichten, 


die nicht als Nachrichten zu fassen sind (in einer Zeit, wo wir 
schon genug davon haben), wichtiger als noch ein Bericht von 
noch einem schon bekannten Vorfall und noch ein Kommuni- 
que von noch einer schon bekannten Gruppe. Das Ende aller 
Nachrichten, wo wir endgültig genug davon haben, kommt 
näher, aber was mensch stattdessen sagen könnte ist noch ge- 
fangen im Papierkorb. 
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Maulkorbgesetze im Einsatz 


ERMITTLUNGSVERFAHREN GEGEN 
MaD FLUGSCHRIFT 


"‘AMBURG (ID) 
. oktober 


Gegen die neue MaD flugschrift Nr. 11: 
vom wilden streik zur generalisierten selbstverwaltung" ist beim landgericht 

kamburg ein ermittlungsverfahren eingeleitet worden. Auch ohne den ge- 
Wenten zensurparagraphen 131a fand der zuständige richter, die schrift for- 
dere "viele menschen zur urkund sunterdrückung, sochbeschödigung, verfas- 
$ungsfeindlichen einwirkung auf die bundeswehr, freiheitsberaubung, geisel- 
nahme sowie zum mord auf." 

Zu einer beschlossenen, aber nicht durch- 
$eführten (?) beschlagnahme des buches nimmt der verlag stellung: 


"Am 27.6.1975 wurde durch beschluß des 
Gmtsgerichts Hamburg festgelegt, die beschlagnahme des buches im besitz 
Üs verfassers, verlegers, herausgebers, redakteurs, druckers, händlers, oder 

anderer personen, die mit der herstellung, veröffentlichung oder ver- 
breitung zu tun haben, außerdem der öffentlich zugänglichen oder zur 
verbreitung oder vervielfältigung bestimmten druckstUcke und der druck- 
platten (0.4. druckmittel) 
durchzuführen. gründe dafür waren, daß der inhalt des buches gegen paro- 
graph 111 StGB verstößt. 

Daraufhin wurden fernschreiben an alle 
bundeskriminalüämter und an das bundeskriminalamt geschickt, in denen der 
köchluß der beschlagnahme zwecks deren vollstreckung in der gesamten BRD 
bekannt gegeben wurde. 

Die lawine war ins rollen gekommen durch 
di@versendung in das untersuchungsgefängnis in Hamburg an eine der kriminel- 
len vereinigung und anderer subversiver delikte verdächtigten genossin. 

Der polizei gelang es angeblich und offen- 

sichtlich nicht, das buch anderswo aufzusprUen - weder in buchhandlungen 
noch in vertrieben. Auch konnte unser verzweifelt gesuchter drucker in Ber- 
lin nicht ausfindig gemacht werden - obwohl es sich doch um eine so reprä- 
5®ntative druckerei handelt | Eine beschlagnahme wurde jedenfalls nirgends 
Vollzogen. 
Über die persönlichkeit des verantwortlichen 
rodakteurs ("früher dekorateur") Lutz Schulenburg liegen dem politischen Kom- 
missariat seit jahren und sehr ausführliche daten vor, ebenso Uber die der 
'verlobten" und mitarbeiterin bei seinen verdöffentlichungen - Hanna Mittel- 


stödt. Beide Personen sind seit jahren als unter stUtzer anarchistischer gewalt- 
töter registriert. 

Einer der forschungsbeamten suchte wieder- 
kolt und diskret die nühere umgebung unserer wohnung ab, um nachzuspUren, 
ob die gefährliche druckschrift eventuell hier gedruckt würde. doch selbst 
vertrauliche nachfragen in der nachbarschaft blieben leider ohne diesbezug- 
liche ergebnisse, 

Am 11. august 1975 muß ein neuer beschluß 
angeordnet werden: Die beschlagnahme wird wieder aufgehoben, da die bUro- 
cratie sich vollkommen in ihren verbUrokratisierten seilen verstrickt hat und 
ihre eigenen termine überschritt (paragraph 16 des Hamburger Pressegesetzes). 

Damit hat das spiel aufgrund eines form- 
fehlers zunächst ein ende, Es muß jetzt anklage erhoben werden und erst 
nach dem beschluß durch einen richter kann die fehlgeschlagene beschlag- 
nahme und unschödlichmachung dieses buches nachgeholt werden. Da unser 
rechtsanwalt aber einen großen "Literaturprozeß" angekündigt hat und on 
ein europäisches ‚kulturgewissen appellierte (die originalfassung "De la 
greve sauvage a | autogestion ge ndralisee" ist in Frankreich bei dem renom- 
mierten bUrgerlichen verlag 10/18 erschienen), zudem die krüfte der repres- 
sion noch nicht ausreichen, ihr zähneknirschen in einen giftigen biss zu ver- 
wandeln und den terrorismus der guerillas und die vielbeschworenen "geisti- 
gen Vüter" gleichzeitig zueliminieren, haben wir wohl noch eine kleine 
verschnaufpause.D.er "böse wille" der staatsbUrokratie ist natUrlich keines- 
wegs dahin, zumal sie durch die im herbst wohl in kraft tretenden gesetze 
gegen die sogenannte "GEWALTLITERATUR" weitere riesenschritte unter- 
nimmt, um ihr demokratisches bonbonimage zu zerstören. 

bleibt nur zu hoffen, daß die bUrokratie 
selbst weiterhin so viel unfähigkeit zeigt wie im vorliegenden fall 
sorgen wir dafur, daß die staatsanwälte in ihren akten ersticken 


bis auf weiteres und bis demnächst 
MaD - verlag 


abteilung fUr anti-public relation 
& öffentliche geheimnisse" 


—— ID 96 v. 11.10.75/ID 97 v. 18.10.75 


FRANKFURT (ID) DIE NEUE ZENSUR - FREISLERS ALTE SCHÖPFUNG 


16. oktober 


Wir haben mit einschneidender zensur und verboten zu 
rechnen: aller voraussicht nach wird in der bundesrepublik in kürze ein neues 
gesetz verabschiedet, das in weiten kreisen bisher kaum bekannt geworden 
ist, dessen tragweite jedoch absehbar ist angesichts seiner erschreckenden 
ähnlichkeit mit naziona lsozialistischen zensurgesetzen und der daraus hervor- 
gegangenen verfolgung von "sesinnungstfitern" im Dritten Reich. Die anste- 
hende neuschöpfung hat e rwartungsgemäß auch nicht die "liberalen kräfte" 
zu wecken vermocht, die ansonsten im historischen rUckblick auf das NAZI- 
reich den verlust von presse- und meinungsfreiheit beklagen und deren ver- 


meintlichen wiedergewinn nach 1945 heute, auf beiden augen blind, feiern 


zu müssen meinen. Es kommt jedoch schlimmer, denn: Die gedruckte presse 
ist weitgehend in der hand der kapitalfraktion und von ihr bestimmt, die df- 
fentlich-rechtlichen medien sind ebenso von der kapitalfraktion und ihren 
erfüllungsdirektoren durchsetzt, weshalb das neue "gesetz zum schutz der 
öffentlichkeit und des gemeinschaftsfriedens" samt seinem besonderen bezug 
auf presse, verlage, autoren und drucker ein "maulkorbgesetz" sein wird, 
auf das sich die staatsmacht immer dann beruft, wenn sie künftig den unanges 
possten meinungsbildnem die zungen in die hälse zurückprügelt, sie verfolgt 
und einsperrt. 

‚ Es ist unter anderem das verdienst des verbandes der 
linken buchhärdler ,„ auf die neue entwicklung relativ früh aufmerksam gemachi 
zu haben - der in zusammenarbeit mit autoren, joumalisten, herausgebern, 
rechtsanwälten u. a. eine kampagne gegen die verabschiedung des gesetzes 
und des $ 136 A durchführt. Eine veranstaltung im rahmen der kampagne fin- 
det am 24.1o. in München staat (dazu Herbert Röttgerfausführung "der 

schleichende swatsstreich", siehe unten) . 


Eine weitere veranstaltung, von der bürgerlichen pres- 
se nicht oder nur verstümmelt zur kenntnis genommen, fand in form einer 
podiumsdiskussion anlässlich der Frankfurter Buchmesse statt, an der Herbert 
Röttgen vom Trikont-Verlag, der schriftsteller Erich Fried (London). der 
Stuttagrter Oberlandgerichtspräsident a. D. Richard Schmidt, Prof. Ulrich 
Sonnemann (München), Klaus Wagenbach (Berlin) und Rechtsanwalt Hans- 
Heinz Heldmann (Darmstadt) unter leitung des schriftstellers Amfrid Astel 
teilnahmen. 

Richard Schmidt, früher präsident jenes landgerichts, 
das jetzt in Stammheim gegen die RAF-gefangenen verhandelt (wozu sich 
Schmidt kritisch in der öffentlichkeit geäußert hat, siehe den artikel: "Hat 
es seit dem volkgsgerichtshof nicht mehr gegeben”, ID nr. 895, zum "maul- 
korbgesetz", daß die geplante "vorverlegung des staatsschutzes" in den raum 
der meinuns#ußerung eine schöpfung von niemand anders als vom vorsitzenden 
des nazionalsozialistischen volksgerichtshofes, Richard Freisler, sei ., des- 
sen faschistischerInquisition viele als "gesinnungstäter" zum opfer gefallen 
sind. Durch des "maulkorbgesetz" werde strafbar sein, wer eine tat/hand- 
lung befürwortet, und sei es nur die tat oder handlung als "gattung": Die 
bloße Außerung, die ein anderer für eine aufforderung hält, egal ob "ins 
leere gesprochen" oder ob "folgen entstehen", wird bestraft, obwohl das 
grundgesetz in $ 3 absatz 3 die benachteiligung wegen politischer gesinnung 
verbietet. Laut bundesverfassungsgericht kann man also eine Überzeugung ha 
ben, aber wenn man sie Außert, macht man sich strafbar. Mit dem gesetz 
"zum schutz des gemeinschaftsfriedens", den verteidigerausschlußgesetzen, 
den maßnahmen gegen verteidiger in politischen verfahren und den gesetzen 
zur frage der "rad:kalen im öffentlichen dienst", einem "schleichenden 
staatsstreich" (Röttgen), begeht die Bundesrepublik den schritt "vom verfas- 
sungsstaat zum reinen exekutivstaat" (Schmidt). 


Der 5 130 A wird bereits praktiziert, sowohl von rich- 
tem wie auch von ermittlern (siehe bericht Uber verliaftungen am Spanischen 
stand auf der buchmesse in diesem ID : "polizei praktiziert "maulkorbgesetze" 
an messebesuchern). Der in der chirurgischen abteilung des Düsseldorfer ge- 
fängnisses liegende Karl-Heinz Roth (siehe in diesem ID: "Karl-Heinz Roth 
in vemichtungshaft") wird als autor an einer veröffentlichung im Trikont-ver- 
lag gehindert, der verlag wiederum wird Uberwacht, das telefon abgehört, 


wovon man bruchstUckhaft n“heres erfährt, wenn zum beispiel ein staatson- 
walt in einem prozeß vorhaltungen macht, die eindeutig auf das abhören ei- 
nes telefongesprüchs zurückgehen. Die SPD macht sich dafür wortstark, in 
Spanien die politische literatur zuzulassen, in der Bundesrepublik nicht. 4 
Und die verlage ? Das ETA-buch UberCarrero Blanco veröffentlicht der 
italienische verlag Feltrinelli, nicht Rowohlt, Fischer oder Suhrkamp. Nach 
dem verbot, in Frankreich Marighelas handbuch herauszubringen, schließen 
sich 17 französische verlage zusammen, um es herauszubringen. Zu recht wun- 
dert sich Klaus Wagenbach ein wenig, warum das "maulkorbgesetz" recht 
werden soll, wenn bereits die bisherige gerichtspraxis ausreicht, um ihn, der 
die erschießung Georg von Rauchs einen mord nannte, zu 25.000, - geldstrafe 
zu verurteilten. Doch "die totalitt der neuen gesetze ist in der tat neu" 
(Wagenbach). 
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Stammheim ist der "prototyp justizieller auseinander- 


setzung neuer art" (Heldmann). Es ist der versuch, im bereich der politischen 


iustiz den ausnahmezustand herzustellen, an dessen beginn isolierungs- und 
vemichtungshaft stehen, zerschlagung der kollektiven verteidigung bei 
gleichzeitigem festhalten an der kollektiven anklage ("kriminelle vereini- 
gung"), nach $ 231 A erfolgt die verhandlung ohne angeklagte, gesetzes- 
widrig als rückwirkendes verbot erwirkt. Verfahrensverstöße und sonderge- 
richtsverfahren: Der politische gegner soll nicht abgeurteilt, sondern ver- 
nichtet werden. 

InEngland, so berichtet Erich Fried, in London leben- 
der schriftsteller, hat eine einflußreiche organisation von rechtsanwäl- 
ten den Stammheimer prozeß, berufsverbote (Sigrist), Georg von Rauch u. a. 
erörtert, dabei fielen vergleiche wie: "Es ist wie bei der einführung von gas- 
kammer". "Von oben organisiertes unrecht und terror", sagt Erich Fried, 
und bemerkt, manches sei ürger als bei den nazis, weil "die art nicht so of- 
fenkundig wahnsinnig ist, sondern fein eingefädelt", wobei'aber die offen- 
kundige wahnsinnigkeit des nazis im Deutschen Reich auch erst mal gar nicht 


als offenkundig erkannt worden sei. Heute wird auch nur einiges offenkundig, 
wenn man aufmerksam ist, wenn man beispielsweise Außerungen von VOG EL/ 
Stoltenberg/Schmidt mit #ußerungen von Freisler vergleicht. (Dazu werden wir 


in den folgenden nummern veröffentlichen: Michael Empell, Zur kampagne 


für das verteidigerausschlußgesetz und gegen die verteidigung der gefangenen 
aus der RAF, Einige hinweise auf die identitfit der argumente im Dritten Reich 


und jetzt, herausgeber: Anwaltsburo Groenewold, Dr. Degenhardt, Köncke, 
Hamburg 1975). 


KEEERRACKE 


MAULKORBGESETZE 8 88a UND 5 130a STGB 
— IM JANUAR VERABSCHIEDET 

— IM MAI IN KRAFT 

— IM AUGUST ERSTMALS EINGESETZT 


BRD + WESTBERLIN (ID) Am 18. und 19. August durch- 
28. August suchten Beamte des BKA und 

verschiedener LKAs linke Buch- 
läden und Vertriebe in der BRD und Westberlin. (Hamburg, Bo- 
chum, Essen, Köln, Heidelberg, Tübingen und München). 


Begründet wurde das Vorgehen mit dem Verdacht der Unter- 
stützung einer kriminellen Vereinigung (8 129 StGB) durch einen 
Vorstoß gegen die Paragraphen 88a StGB i.V.m. und 126 StGB. 


Neben Exemplaren der gesuchten Zeitschrift „‚Revolutionärer 
Zorn” wurden auch andere Titel, die seit längerer Zeit im Handel 
sind,beschlagnahmt: 


— Bommi Baumann, Wie alles anfing 

— Holger, der Kampf geht weiter 
„Stadtqguerrilla und soziale Revolution” 
Terrorurteil gegen Lothar Gent 


In mehreren Fällen hatten die Polizisten die Geschäftsräume 
ohne Benachrichtigung der Besitzer aufgebrochen und sie an- 
schließend ohne Zeugen z.T. stundenlang durchsucht. 


Mehrere Personen wurden vorläufig festgenommen. Der Ge- 
schäftsführer des Politischen Buchladens in Bochum, Thomas 
Kram, wurde verhaftet und nach Karlsruhe verbracht. Ihm wird 
vorgeworfen, durch das Auslegen der Zeitschrift „Revolutianärer 


Zorn” eine kriminelle Vereinigung unterstützt zu haben (8 129 
StGB). 


Erstmals in der jüngeren Geschichte der Bundesrepublik ist 
jemand in Haft genommen worden wegen des Vertriebs linker 
Literatur als Buchhändler. Seit einiger Zeit schon gang und 
gäbe waren Geldstrafen, Ermittlungsverfahren und andere Ver- 
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suche, die Meinungsfreiheit zu beschneiden. Die Verkündigung von 
Haftbefehlen stellt genau die Steigerungsform dar, die juristich 
seit der Inkraftsetzung der neuen Gesetze am 1. Mai 1976 mög- 
lich ist. 


Neu ist ebenfalls die juristische Verknüpfung der Paragraphen 
88a und 129 des Strafgesetzbuches. Wird z.B. gegen Presse und 
Literaturvertrieb aufgrund des $ 88a vorgegangen, dann kann 
die Bundesanwaltschaft inzwischen durch den 8 129 (,‚Unter- 
stützung einer kriminellen Vereinigung’’) sofort Haftbefehl erlas- 
sen, da — wie es in einem Kommentar zum 5 129 heißt — bei 
Personen, auf die der $ 129 angewandt-wird, in jedem Fall „‚Ver- 
dunkelungsgefahr”’ vorliegt; in-Fällen, in denen eine „längere 
Freiheitsstrafe zu erwarten” ist, liegt nach diesem Kommentar 
Fluc:htgefahr vor, ebenfalls ein Haftgrund. 


Hiermit wird also eine willkürlich von der Bundesanwaltschaft 
zu umgrenzende Bevölkerungsruppe (in diesem Fall die Beschäf- 
tigten des Linken Buchhandels und -vertriebs) zu mutmaßlichen 
Schwerverbrechern erklärt. Bislang und bei allen anderen Straf- 
tatbeständen hatten seitens eines Beschuldigten der Nachweis einer 
geregelten Arbeit und eines festen Wohnsitzes genügt, um die 
Untersuchungshaft auszusetzen. 


Am 26.8.76 wurde Thomas Kram aus der Untersuchungshaft 
entlassen. Die plötzliche Freilassung, die sogar ohne formale 
Überprüfung der Haftgründe erfolgt ist, veranlaßt den „‚Koordi- 
nationsausschuß ‚Staatsschutzaktion gegen linken Buchhandel’ 
im AStA der Ruhr-Universität Bochum, Lennershofstraße 60/2 
4630 Bochum” zu folgenden Feststellungen: 


Die Ermittlungen der Bundesanwaltschaft waren nach den 
Durchsuchungen der politischen Buchläden in Bochum und 
Essen, also am 19.8. um 16 Uhr abgeschlossen. Die willkür- 
lich erfolgte Festnahme und spätere Inhaftierung von Tho- 
mas Kram diente also offens ichtlich allein dem Z wecke, 
eine nachträgliche Rechtfertigung für die Überfälle auf den 
linken Buchhandel zu liefern, indem ein „Täter” präsenthsrt 
wurde. Die Begründung des Haftbefehls lautete: „ Verdunke- 
lungsgefahr”, bezogen auf die „‚noch nicht abgeschlossenen 
Ermittlungen”. Weitere Ermittlungen haben aber nicht 
stattgefunden, weil es nichts zu ermitteln gab. 


e 

Die erstmalige Anwendung des $ 88a StGB hat gezeigt, daß 
die Verbreitung linker Presse und Literatur bereits als 
„Unterstützung krimineller Vereinigungen” gewertet wird; 
durch die Verknüpfung der Paragraphen 129 und 88a wird die 
sofortige Inhaftierung von Personen ermöglicht, da — wie es 
in einem Kommentar zum $ 129 heißt — bei Personen, auf 
die der Paragraph angewandt wird, stets u Verdunkelungs- 
gefahr vorliegt.” 


Der Staatsschutz hat sein Ziel, uns einzuschüchtern und zu iso- 
lieren, nicht erreicht. Für uns hat der Kampf gegen die Maulkorb- 
paragraphen 88a und 129 mit der Freilassung von Thomas Kram 
erst richtig angefangen. 


Der VLB (\erband linker Buchhändler) erklärt dazu: 


„Der linke Buchhandel hat schon vor der Verabschiedung der 
Maulkorbgesetze (85 88a, 130a, 140 StGB) erklärt, daß er eine 
Beschränkung der politischen Literatur nicht hinnehmen werde und 
sich nicht zum Büttel staatlicher Zensur machen lasse, 


Diese Ankündigung wurde realisiert, als der VLB gemeinsam 
mit einer Reihe prominenter Verleger, Literaten und Publizisten 
das unter dem Vorwand des Verstoßes gegen die Zensurparagraphen 
130 und 140 beschlagnahmte Buch von Bommi Baumann, „Wie alles 
anfing” in einer Neuauflage veröffentlicht präsentiert. 


Eine Hauptaufgabe des Buchhandels insgesamt ist es, neben den 
Informationen und Meinungen, die über Massenmedien verbreitet 
werden, ausführlicher und detaillierter zu berichten, als es diesen 
möglich ist. Außerdem können über den Buchhandel Spezialin= 
formationen und Meinungen von Minderheiten verbreitet werden, 
die in die Massenmedien aus den verschiedensten Gründen nicht aufge» 
nommen werden. 


ID 140/41 vom 4.9.76 —— 
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Maulkorbgesetze im Einsatz 


Im Zuge der Einschüchterung kritischen Denkens durch Berufs- 
verbote etc. verschwinden aus den Massenmedien, aber auch aus 
den Programmen etablierter Verlage und aus den Sortimenten 
bürgerlicher Buchhandlungen Berichte und Meinungen von Gruppen 


und Individuen, die das herrschende Gesellschaftssystem von links 
kritisieren. 


Das gesamte Spektrum von Diskussionsbeiträgen, die den Kapi- 
talismus als Klassengesellschaft — also als Gewaltsystem — begreifen 
wird totgeschwiegen. Diskussionen über Legitimintät politischer 
Gewalt, über die Notwendigkeit von politischem Widerstand, über 
den Streik als politischen Kampf, über Bürgerinitiativen (sei es im 
Kampf gegen Kernkraftwerke oder Betriebsschließungen) sollen 
nicht mehr stattfinden. Selbst „‚Friedensforschung‘, die ihren An- 


satz in dem Begriff der bestimmten gesellschaftlichen Verhältnissen 
eigenen „strukturellen Gewalt’ sucht, die gesellschaftlichen Ent- 
stehungsbedingungen von Gewalt problematisiert, wird kriminalisiert, 
sobald sie „strukturelle Gewalt’ im Herrschaftssystem der BRD ent- 
deckt. 


Eine große Minderheit in der Bundesrepublik ist offenbar nicht 
bereit, sich ihre Denkansätze und Diskussionsmöglichkeiten in so 
starkem Maß e beschneiden lassen. 


Deswegen konnte sich mit dem linken Buchhandel (Verlage, 
Vertriebe, Buchhandlungen) eine Struktur von Gegenöffentlichkeit 
entwickeln, die inzwischen einen höheren Grad von Meinungsplu- 


ralismus und Meinungsfreiheit gewährleistet, als die etablierten 
Medien. 


Diese Gegenöffentlichkeit soll nun mit der Kriminalisierung der 
linken Buchhandlungen zerschlagen werden. 


Die Zeitschrift „‚Revolutionärer Zorn” ist den politischen Buch- 
handlungen anonym zugesandt worden. Es besteht für uns keine 
Veranlassung, diesen Beitrag, der zu einer umfassenden Diskussion 
und Information beiträgt, zu unterdrücken. 


Es ist völlig abwegig, von der bloßen Tatsache des Auslegens 
einer Druckschrift oder eines Buches auf Sympathie für den Inhalt 
zu schließen. Wollte man diesen Gedanken ernsthaft erwägen — wie 
es Bundesanwaltschaft, BKA und BGH offensichtlich tun — müßten 
einem Buchhändler der Inhalt eines jeden Buches, einer jeden Zeit- 
schrift in seinem Sortiment zugerechnet werden. Es versteht sich 
am Rande, daß bei einem Sortiment von ca. 10.000 Titeln so etwas 
gar nicht möglich ist. Kriminalisiert werden soll mit derartigen 
polizeistaatlichen Maßnahmen nicht mehr positives Handeln, sondern 
vielmehr eine bestimmte Gesinnung: die S+taatsschutzbehörden 
wollen den Buchhandel zwingen, von sich aus „verdächtige’”’ Titel 
für den Staatsschutz auszusortieren, für sie Zensur auszuüben. Die 
bereits bestehenden staatlichen Zensrupraktiken sollen verdeckt 
Zensur langfristig zur Selbstzensur werden. 


George Orwell hat in seinem Buch „1984” diese Tendanz so 
charakterisiert: „Sie müssen den Großen Bruder lieben. Es genügt 
nicht, ihm zu gehorchen. Sie müssen ihn lieben.’ I Überlegung 
zum Thema ‚„‚Innere Sicherheit” liest sich das heute so: 


„Die bloße Absage an staatsfeindliche Tendenzen reicht heute 
nicht mehr aus. Angesichts einer Reihe von bedenklichen Prozessen 
liegt hier eine große Aufgabe,vor allem für unser Erziehungs- und 
Bildungswesen vor uns.’ Für die Situation im Buchhandel bedeu- 
tet das den Versuch, alle kritische Literatur, möglichst jede Dis- 
kussion über die herrschenden kapitalistischen Gewaltverhältnisse 
zu unterdrücken. Der S 88a StGB und sein Zwillingsbruder 8 130«a 
sind die Werkzeuge dazu. Die Verhaftung des Bochumer Buchhänd- 
lers Thomas Kram ist dabei zufällig. Es hätte jeden von uns treffen 
können. 


Die deutschen Zensoren sceeeeeneeenenenenensnnnnnnnnnnnnnnnnenennnenenennenn 


Be Be Er ee ER EEREEEELEREEEELELEEEEEERIEIZIIIEIIIIEI III 


Ludwig Börne, 1830 

Kontaktadresse des VLB: sova, sozialistische verlagsauslieferung 
gmbh, kurfürstenstraße 8a, 6000 frankfurt am main 90. telefon 
0611/70 31 53. 


ID 140/41 vom 4.9.76 


DER PARAGRAPH 88a LEBT! 


Artikel aus überregionalen Tageszeitungen betrachten wir in der 
Regel nicht als „unterbliebene Nachrichten’. 

Den folgenden aus der Frankfurter Rundschau entnommen, ver- 
öffentlichen wir, weil er von allen zur Kenntnis genommen wer- 
den muß, die die Kritik und Befürchtungen, den Paragraphen 88 a 
betreffend, doch nicht ganz ernst genommen haben. 


FRANKFURT (ID/FR) “Wer den soeben vom Luchterhand-Ver- 
2.September lag ausgelieferten Roman „‚Der Einzel- 

gänger”’ von Regis D ebray in die Hand 
nimmt, wird kaum ahnen, daß er ein zensiertes Buch vor sich hat. 
In der deutschen Fassung des 1975 im Pariser Verlag le Seuil er- 
schienenen Romans fehlt auf S. 59 eine Dialogpassage. 


Leser der Vorausexemplare des Romans, die der Luchterhand 
Verlag an Presse und Rezensenten verschickt hatte, erfuhren wenig- 
stens noch von diesem Eingriff in ein literarisches Werk: „Im Hin- 
blick auf Paragraph 88a”, hieß es dort in einer Fußnote, „kann der 
Verlag das hier erwähnte ‚Rezept’ nicht wiedergeben’’, In der end- 
gültigen, für den Buchhandel bestimmten Fassung ist diese Stelle 
weiß geblieben. Schämen sich die Verantwortlichen des Verlags, 
diese Selbstzensur zusammen mit ihrer Begründung einzugestehen? 


Grund zur Scham hätten sie schon. Der trotz Warnungen und 
Ablehnungen des Schriftstellerverbandes und des PEN vom Bundes- 
tag Anfang dieses Jahres verabschiedete neue Paragraph 88a stellt 

ı..verfassungsfeindliche Befürwortung von Straftaten” in einer Schrift 
dann unter Strafe, wenn sie sich „‚gegen den Bestand oder die Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland’’ wendet. Allerdings dann, und 
auf diese Präzisierung hatten liberale Abgeordnete bestanden, sollte 
das Gesetz nicht zutreffen, wenn diese Schrift oder Teile von ihr 
„„..der Kunst oder der Wissenschaft,...der Berichterstattung über Vor- 
gänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnlichen Zwek- 
ken” gilt. 


Selbst wenn man den Paragraph 88a peinlich genau zur Richt- 
schnur verlegerischer Tätigkeit bei Luchterhand genommen hätte, 
könnte man die fragliche Dialogstelle im Ernstisicht für eine An- 
leitung zu Gewaltakten halten — ganz abgesehen davon, daß sie 
Teil eines weitgehend autobiographischen Romans ist, der „über 


Vorgänge des Zeitgeschehens’’ — Debray war bekanntlich Kampfge- 
fährte Che Guevaras — berichtet. Die Romanfigur Frank, der euro- 
päische Intellektuelle unter lateinamerikanischen Genossen,macht 
sich dort über die Sprengstoffbesessenheit seines Dialogpartners 
Armando lustig, indem er so tut, als zitiere er ein Sprenstoffrezept 
aus einem angeblichen Revolutionshandbuch, und zwar im Stil ei- 
nes Kochrezepts (,‚Gut gekühlt servieren und schnell weglaufen”). 
Der Dialogpartner bemerkt die Ironie dieser Stell e („„Empfindlich 
gegenüber der Ironie anderer, zwingt sich Armando ein geq.ältes 
Lächeln ab”, heißt es am Schluß der wegzensierten Passage), nur 
im Luchterhand Verlag ist man Ironie gegenüber offenbar blind. 
Oder hat man sich dort von der Existenz des Paragraphen 88a so 
sehr hysterisieren lassen, daß man den Unterschied zwischen Ernst 


und Ironie nicht mehr wahrnehmen kann und Rasendünger mit 
Dynamit verwechselt? 


Auch die Tatsache, daß nach Auskunft von Luchterhand der 
Autor von dem Eingriff weiß und ihn hingenommen hat, ändert 
nichts an dem Fall und seiner symptomatischen Tendenz. Er ist 
ein Alarmsignal. Es bestätigt, was die Kritiker des Paragraphen 88a 
befürchtet haben: daß dieses Gesetz ein duckmäuserisches Klima 
und eine verschwiegene Vorzensurpaxis schafft, worin für die Öf- 
fentlichkeit unmerklich die Grundrechtsgarantie auf die Freiheit 
der Kunst und der Wissenschaft außer Kraft gesetzt wird. Und 
zwar, weil kaum noch jzmand den Mut aufbringt — und die ihn 
aufbringen, vorweg schon schief angesehen werden — diese Frei- 
heiten offensiv zu verteidigen. Wobei die Angst bei Autoren, Ver- 
legern und Druckern — die gleichermaßen von dem Paragraphen 
88a mit Gefängnis oder Geldstrafen bedroht werden — im stillen 
und vorbeugend das Geschäft betreibt, an dessen öffentlicher Füh- 
rung von Fall zu „‚Fall’”’ sich Staatsanwälte und Polizei gar nicht 
mehr die Finger schmutzig machen müssen. Denn eine Zensur, die 
sich weder ausweist noch kenntlich maeht, ist schlimmer, als daß 
es überhaupt eine gibt." 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


NEUE NACHRICHTEN ÜBER BUCHZENSUR 


WESTBERLIN (ID) 
7. September 


Der Verlag Klaus Wagenbach in Westberlin 
schickt uns die folgende Erklärung zur 
Veröffentlichung: 


„Vor einigen Monaten veröffentlichten wir ein Buch über die 
Haymarket-Ereignisse in Chikago von 1886 (,„‚Haymarket 1886: 
Die deutschen Anarchisten von Chikago. Reden und Lebensläufe” 
Herausgegeben von Hort Karasek) Es ist ein Bericht: über die Ent- 
stehung des Ersten Mai, den Kampf um den Achtstundsntag und 
die genaue Dokumentation eines seit Jarhzehnten als „klassischer 
Justizmord’”’ bekannten Verfahrens gegen acht „Anarchisten”, 
überwiegend deutsche Einwanderer. 


Am 20.8.76 unterschreibt der Richter Zo_pf vom Amtsgericht 
Landshut einen Hausdurchsuchungsbefehl (!) gegen eine Landshuter 
Buchhandlung, da ‚‚ein Zeuge mitgeteilt” habe, daß das Buch „Die 
deutschen Anarchisten von Chikago” (man beachte die Titelver- 
kürzung) dort vorrätig sei. Das Buch wurde beschlagnahmt. Als 
Grund für die Beschlagnahme wird angegeben: „‚In diesem Buch 
wird beschrieben, wie mit Hilfe von Dynamit Spremkörper herge- 
stellt und gegen „reiche Mißiggänger, Militär, Polizei und Pink er- 
tons”’ eingesetzt werden können; strafbar als Vergehen ... nach 
$ 111 StGB (öffentliche Aufforderung zu Straftaten) .” 


Wir dokumentieren diese Stelle (Seite 18): 


Von den 7.000 Mitgliedern der anarchistischen Sektionen rekru- 
tiert Chikago 3.000. Von 1883-86 gibt die „Schwarze Internatio- 
nale” sieben Zeitungen in deutscher, zwei in tschechischer und zwei 
in englischer Sprache heraus, wovon allein fünf in Chikago gedruckt 
werden. In deutscher Sprache erscheinen: die von August Spies, 
Adolph Fischer und Michael Schwab herausgebrachte ‚‚Arbeiter- 
Zeitung’ mit täglich 6.000, der samstags aufgelegte „‚Vorbote” mit 
8.000 und das Sonntagsblatt „‚Die Fackel’ mit 12.000 Exemplaren. 
Einmal im Monat wird „Der Anarchist”’ von Georg Engel ediert, 
während Alhert R. Parsons die Redaktion des englisch geschriebenen 
„Alarm’’ innehat. Darin schreibt er 1885: 


Arbeiter von Amerika, lernt die Herstellung und den Gebrauch 
von Dynamit! Dynamit wird in eurer Hand zur mächtigsten Waffe, 


zu einer Waffe des Schwachen gegen den Starken. Der Kampf um 
Brot ist ein Kampf ums Überleben. Tod und Verderben einem S y- 


stem, welches Männer, Frauen und Kinder als Arbeitstiere ausbeu- 
tet und versklavt! 


Ebenfalls ein Jahr vor der Heumarkt-Bombe veröffentlicht der 
„Alarm einen serbrief, der als berühmt-berüchtigte Hymne auf 
das Dynamit das Bild vom bambenwerfenden Anarchisten mitge- 
prägt hat und lange Zeit Louis Lingg zugeschrieben worden ist: 


Dynamit! von allen Stoffen ist das der beste. Stopft mehrere 
Pfund des wunderbaren Sto 


i ffes in ein zollstrakes Rohr, verschließt 
beide Enden, setzt eine Zündkappe darauf, legt es in die Nähe mög- 
lichst vieler reicher Müßiggänger, die vom Schweiße anderer leben — 
und steckt die Zündschnur an. Das Ergebnis wird überaus erfreulich 
und lohnend sein. Mit der Erfindung des Dynamits hat die Wissen- 
Schaft ihr bestes Werk für die Millionen Getretenen auf dieser Welt 
getan. Der gute Stoff kann nämlich in Jeder Tasche herumgetragen 
werden und ist doch eine gewaltige Waffen gegen die Gewalt der 
Militärs, Polizei und Pinkertons. ER ist der aufrichtigste Freund der 
Enterbten, während sr den Räubern Furcht und Schrecken einjagt. 
Vergeßt nicht — ein Pfund dieses guten Stoffes ist mehr wert als ein 
ganzer Berg von Stimmzetteln! 


Das Zitat ist in der Tat „berühmt-berüchtigt”’: Es erscheint in 
nahezu allen historischen Arbeiten über den Anarchistmus, selbst 


in denen, die der Ullstein Verlag (Besitzer: Axel C. Springer) ver- 
öffentlichte, 


Nur: in unserem Buch erscheint es zum ersten Mal im Zusammen- 
hang — es ist das erste in deutscher Sprache, das die Reden und 
Lebensläufe der Angeklagten dokumentiert und erläutert. 
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Infolgedessen wird auch berichtet, worauf die Arbeiter reagier- 
ten: auf entsprechende Äußerungen der Unternehmer. Im Buch 
Seite 12: 


Neben dem arbeitslosen Industrieproletariat, dessen Anzahl sich 
im Verlauf des Jahres 1885 nahezu verdoppelt, streifen zwischen 
einer und zwei Millionen Wanderarbeiter durch das Land, auf der 
Suche nach irgendeiner Beschäftigung. Wie die satten Bürger gegen 
über Hungerleidern reagierten, darüber geben-zwei Artikel aus jenen 
Tagen Aufschluß. So schreibt die „Chicago Times”: 


Es ist sehr hübsch, wahres Elend zu bessern in Stadt und Land; 
aber die beste Mihlzeit für einen lumpigen Tramp ist Blei. Man sollte 
ausreichende Portionen geben, um ihren Appetit und ihre Gefräßig- 
keit zu stillen. 


Und die Chikagoer „Tribune’’ rät ihren Lesern: 


Der einfachste Plan ist, den Arbeitslosen und Bettlern anstatt 
Butter Arsenik aufs Brot zu streuen. Das bewirkt in kürzester Zeit 
den Tod und ist anderen Bettlern eine Warnung, sich in respektvoller 
Entfernung zu halten. 


Auf der anderen Seite hat die neuerliche Wirtschaftskrise von 
1882 bis 1886 der Gewerkschaftsbewegung massenhaft neue Mit- 
glieder zugeführt und die Kapitalisten haben es weniger mit Vaga- 
bunden als mit einer organisierten Arbeiterschaft zu tun. Zum ersten 
Mal in der Geschichte Nordarsrikas sind die „Labor Unions’ zu ei- 
nem realen Machtfaktor geworden, und die Unternehmer reagieren 
auf Streiks und Unruhen mit dem verstärkten Einsatz ihrer Privat- 
armeen — den Pinkertons —, und ihre Zeitungen — wie z.B. die 
„New York Tribune’’ — verschärfen die Tonart: 


Handgranaten sollten unter die Unionsleute geworfen werden, die 
höhere Löhne und kürzere Arbeitszeit fordern. Durch solche Behand.- 
lung bekommen sie eine gute Lektion erteilt, und die anderen werden 
vor den Streiken gewarnt. 


Die Folgerungen aus dem Landshuter Beispiel ergeben sich von selbst: 


SO werden die Beschwörungen der SPD/FDP, alle neuen Zensur- 
gesetze richteten sich „selbstverständlich nicht gegen Wissenschaft, 
Kunst und Berichterstattung’”’, von deutschen Richtern interpretiert. 


SO wird von deutschen Richtern eingelöst, was der Rechtsexper- 
te der CSU, Spranger, am 6.1.76 im Bundestag forderte, daß nämlich 
die genannte Einschränkung „allerdings nicht für jenes ... Schrift- 
tum gelten kann, wie es beispielsweise im Wagenbach-Verlag produ- 
Ziert wird.’ 


SO werden deutsche Verlage, Buchhändler und kEser eingeschüch- 
tert und zur Selbstzensur gezwungen. " 


Anmerkung der Redaktion: 

Die Frankfurter Rundschau druckte die Erklärung des Wagen- 
bach-Verlags am 6.9. vollständig ab. Zur Frage, warum im Feuilleton 
und nicht im politischen Teil, sagte der verantwortliche Redakteur, 
im Feuilleton sei eben mehr Platz ...!, 


ID 142 vom 11.9.76 —— 


Maulkorbgesetze im Einsatz 


BUNDESWEIT GEGEN BUCHHANDEL 
„S88ain Aktion“ | 


FRANKFURT 
28.März 


Im September vergangenen Jahres 
veröffentlichte der VLB (Verband 
des linken Buchhandels) eine Do- 
kumentation zu den Staatsschutzaktionen gegen den 
linken Buchhandel. 


Im August war in verschiedenen - zufälligerweise wie- 
der nur linken - Buchhandlungen eine Zeitschrift der 
‚Revolutionären Zellen’, die aber schon im Mai erschie- 
nen war, beschlagnahmt worden. 


Die Dokumentation über die Durchsuchungsaktio- 
nen - ‚5 88a in Aktion’ - enthält neben Stellungnahmen 
verschiedener Presseorgane sowie Organisationen wie der 
Jungdemokraten und der Humanistischen Union - im 
Beirat dieser Organisation war damals der Innenminister 
Maihofer - natürlich auch den Abdruck der indizierten 
Broschüre ‚Der Revolutionäre Zorn‘. 


Der Abdruck dieses Dokuments stellt nun nach 
Auffassung der Staatsorgane eine Verstoß gegen den 
Maulkorbparagraphen 88a StGB dar. Gegen die ‚Verant- 
wortlichen des VLB’, der bereits im Januar diesen Jahres 
ohne jedes Gerichtsverfahren in einer Anzeige gegen ein 
Westberliner Buchladenkollektiv als kriminelle Vereini- 
gung bezeichnet worden ist, wurde nun ein Ermittlungs- 


verfahren eingeleitet. Daß die beanstandete Seite aus- 
drücklich als Dokument bezeichnet ist, scheinen die um 
den Bestand der BRD besorgten Staatsanwälte geflissent- 
lich übersehen zu haben: 


Bisher wurden die Verantwortlichen von 37 Buch- 
handelsprojekten in allen Bundesländern vorgeladen. 
Zwei Tage nach der mangels Aussageverweigerung ge- 
scheiterten Vernehmung in Hannover wurde die Doku-- 
mentation , 8 88a in Aktion’ ohne Durchsuchungsbe- 
fehl - angeblich aufgrund eines Beschlagnahmebeschlus- 
ses des BKA - ‚sichergestellt‘. 


Die Dokumentation 8 88a in Aktion’ ist in allen 
linken Buchhandlungen erhältlich. 


Wir verweisen ausdrücklich darauf, daß Vorladungen 
der Polizei keine Folge geleistet werden muß. Vor dem 
Staatsanwalt oder dem Richter muß man erscheinen, 
braucht jedoch lediglich Angaben zur Person zu machen 
und kann zu keiner Unterschrift gezwungen werden. 


ANKLAGE WEGEN SS 88 a ERHOBEN 


BOCHUM 
2. Juni 


Der Bericht Rommt aus der Politischen Buch- 
handlung Bochum: 


Kaum mehr als ein Jahr ist verstrichen seit der 
Verabschiedung der sogenannten Gesetze zum Schutz des Ge- 
meinschaftsfriedens, und schon liegt die erste Anklageschrift 
auf dem Tisch. Der Dortmunder Politstaatsanwalt Jordan hat 
jetzt gegen den Geschäftsführer der Politischen Buchhandlung 
Bochum Thomas K.,die Eröffnung der Hauptverhandlung der 
dortigen Staatsschutzkammer beantragt. Vorgeworfen werden 
Vergehen nach $ 88 a (Verbreitung von Schriften, die die Be- 
fürwortung von Gewalttaten enthalten) sowie nach $ 129 
(Unterstützung einer kriminellen Vereinigung). Zusätzlich — 
damit die „kriminelle Energie“ des Beschuldigten ins rechte 
Licht rückt — soll im selben Verfahren ein Diebstahlsdelikt 
verhandelt werden. 
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8 88a IN AKTION 


FRANKFURT 
30. März 


„Seit dem 18. März dieses Jahres haben 
37 Verlage, Vertriebe, Buchhandlungen 
und Druckereien in der Bundesrepublik 
und Westberlin durch Vorladungen zur Vernehmung bei der 
Polizei davon erfahren, daß gegen sie ein Ermittlungsverfahren 
wegen der Verbreitung der Dokumentation „88a in Aktion — 
oder wie man Bücher verbrennt, ohne sich die Finger schmutzig 
zu machen” eingeleitet wurde. Im Internationalismus-Buchla- 
den in Hannover wurden 13 Exemplare der Dokumentation 
ohne richterlichen Beschluß eingezofen. 

Es ist zu erwarten, daß das Verfahren auf weitere Buchhan- 
delsbetriebe ausgedehnt wird. 

Das Verfahren wurde von der Staatsanwaltschaft Frankfurt 
unter dem AZ 4 Js 54/77 eingeleitet. 

Die Dokumentation „88a in Aktion” ist bereits im Septem- 
ber 1976 erschienen und auf der Buchmesse öffentlich vorge- 
stellt worden. Sie befaßt sich mit der bisherigen Anwendung 
des $ 88a und seinen Auswirkungen, der Selbstzensur verschie- 
dener Verlgae. In ihr sind Stellungnahmen des Börsenvereins 
des deutschen Buchhandels, der Humanistischen Union — in 
deren Beirat sich der gegenwärtige Innenminister Maihofer 
engagierte —, der Deutschen Jungdemokraten, des PEN-Zen- 
trums und einiger von der Staatsschutzaktion betroffener 
Buchhandlungen enthalten. Im Dokumentarteil sind Beiträge 
durchaus etablierter Blätter wie „‚Der Spiegel”, Neue Züricher 
Zeitung, Süddeutsche Zeitung, Frankfurter RUndschau und 
Westdeutsche Allgemeine Zeitung abgedruckt. 

Unmittelbarer Anlaß für den VLB, diese Dokumentation 
herauszubringen, war eine im August 76 gegen Buchhandlungen 
in sieben Städten durchgeführte Aktion, bei der eine Zeit- 
schrift der „Revolutionären Zellen” mit dem Titel „Der revo- 
lutionäre Zorn” beschlagnahmt wurde. Diese Zeitschrift ist 
folgerichtig — ausdrücklich als Dokument gekennzeichnet — in 
die Textsammlung aufgenommen worden. 

Im August 76 wurde gegen einige wegen Verbreitung des 
„Revolutionären Zorns ” ermittelt. 

Jetzt wird gegen alle ermittelt, die darüber nur öffentlich zu 
schreiben wagen. 

** 
88a in Aktion.” 
(Pressemitteilung des Verbands des Linken Buchhandels) 


Die Vorgeschichte dürfte weitgehend bekannt sein: im 
August vergangenen Jahres startete das BKA auf Ersuchen 
des mittlerweilen verstorbenen Generalbundesanwalts einen 
bundesweiten Einsatz gegen acht linke Buchläden. Die Durch- 
suchung der Läden sowie etlicher Privatwohnungen galt der 
Nr. 2 des Revolutionären Zorn, einer Zeitung der Revolutio- 
nären Zellen, gegen deren Mitglieder wegen Bildung einer kri- 
minellen Vereinigung ermittelt wurde. Die Beschuldigten, so 
hieß es, stünden in dem Verdacht, diese Zeitung bezogen und 
vertrieben und sich dadurch der Unterstützung dieser Vereini- 
gung schuldig gemacht zu haben. Mehrere Buchhändler wurde 
vorübergehend festgenommen, gegen Thomas gar Haftbefehl 
erlassen, da — so Bundesanwalt Fischer damals — ‚im Bochu- 
mer Fall die Beweislage evident sei‘. Evident war damals wie 
heute bestenfalls die Tatsache, daß die BKA-Schnüffler insge- 
samt sieben Exemplare besagter Zeitschrift sowie einen Kar- 
ton mit Aufklebern aufgetrieben hatten, der unter Verschluß 
stand. (Nähere Einzelheiten sind dokumentiert in der Bro- 
schüre „88 a in Aktion oder wie man Bücher verbrennt ohne 
sich die Finger schmutzig zu machen“, die mittlerweile selbst 
Gegenstand eines Ermittlungsverfahrens ist.) 


% 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


Wie es zu den Ermittlungsverfahren gekommen ist, was die 
Bulien mit ihrer kriminellen Phantasie daraus gemacht haben, 
geht nun aus der Anklageschrift hervor. Anfang Juni 76 wurde 
bei der Hauptpost in Güthersloh ein Paket an das Sozialisti- 
sche Zentrum in Berlin aufgegeben, das Jedoch als unzustell- 
bar an den vermeintlichen Absender zurückgeing. Dieser - die 
Falken in Bielefeld - öffneten das Paket und stellten fest, daß 
der Inhalt - ca. 100 Exemplare des Revolutionären Zorns - 
beim besten Willen nicht aus den Reihen der SPD-nahen Ju- 
gendorganisation stammen könne. Der Bezirksvorsitzende der 
Falken wußte sich in dieser Situation nicht anders zu helfen, 
als flugs die örtliche Polizei zu Rate zu ziehen (!), die ihrer- 
seits wieder das BKA einschaltete. Entsprechende Nachfragen 
bei der Hauptpost in Gütersloh ergaben schließlich, daß nicht 
nur ein, sondern sage und schreibe acht Paktete mit unter- 
schiedlichen Adressaten aufgegeben worden waren. In der 
sicheren Überzeugung nun den Verteiler des Revolutionären 
Zorn ausfindig gemacht zu haben, leitete Buback Ermittlungs- 
verfahren gegen die Empfänger ein und gab Signal zur Durch- 
suchung der betreffenden Läden und Wohnungen in der küh- 
nen Hoffnung, nicht nur Restexemplare des ZORNs, sondern 
über die Verteiler auch die Hersteller dingfest machen zu kön- 
nen — deswegen die fieberhafte Suche nach Bestellformularen, 
Rechnungen, Zahlungsbelegen. Die Hoffnung erwies sich jedoch 
wie so oft als trügerisch. Also bedurfte es — auch das nicht son- 
derlich originell — einer neuen Theorie. In Bochum zumindest 
sei man, so Kohlmann, seines Zeichens Angehöriger der Abtei- 
lung T beim BKA, einem „Verteilerring‘ in Sachen „Terroris- 
mus“ auf die Schliche gekommen. ‚‚Erhärtet‘‘ wurde dieser 
Verdacht durch die vielversprechende Spur, daß 
— zwischen dem Bochumer Buchladen un der Essener Drucke- 
rei Gegendruck, zwar vermittelt über eine dritte Person, aber 
dennoch ein indirekter Draht bestehe, 

— Thomas nicht nur in Bochum, sondern auch in der Buchhan- 
dlung Mighuel Hernandes in Essen Geschäftsführer sei. 
Folgerichtig mußten auch dort Hausdurchsuchungen angeord- 
net werden, einen Tag später zwar, aber dafür umso gründli- 
cher. Da zu befürchten war, daß Thomas aus dem Polizeige- 
wahrsam entlassen werden mußte, ehe die Durchsuchungen 
abgeschlossen waren, wurde mit Erfolg die Ausstellung des 
Haftbefehls beantragt,getreu der Devise: erstmal einsperren, 
Gründe finden sich immer. Als sich dennoch wider Erwarten 
und trotz besten Bemühens nichts finden ließ, was in den Hir- 
nen des BKA doch hätte auffindbar sein müssen, wurde der 
Haftbefehl wieder aufgehoben, stattdessen die Dauerüberwa- 
chung angeordnet. Die Telefonanschlüsse sowohl im Laden 
wie auch in der Wohnung wurden eingestandenermaßen ange- 
zapft, der gesamte private und geschäftliche Schriftverkehr 
Van 
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Einen Tog nach den Pollzesiberfällen auf den Göttinger Asto und den Buchladen 
Rote Strasse’ waren 2.500 Demonstranten ouf den Stroisen. 
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überprüft, Thomas selbst mit beträchtlichem Aufwand bis in 
Deutschlands Norden zunächst verdeckt, später offen obser- 
viert. Auch hier schließlich nichts als Mißerfolge. 


Ein Spiegelbild dieser Kette von Fehlanzeigen ist nun die 
vorliegende Anklageschrift. Sie gibt einı Muster dafür, was 
an $ 88 a-Verfahren möglicherweise auf diejenigen zukommt, 
die sich mit der Herstellung, dem Vertrieb, dem Lesen von 
Literatur befassen, die am Gewalttabu rührt, ja weiter den 
Prozeß der gesteuerten Gleichschaltung öffentlichen Denkens 
zu stören sucht. Wo Taten fehlen, muß die Gesinnung herhal- 
ten. Wo Gesinnung nicht nachweisbar ist, zielt die Anklage 
auf die Biographie, den Umgang, Kontakte. Nur ein Beispiel: 
als Beweis für die Behauptung, Thomas habe wissen müssen, 
daß es sich bei dem Revolutionären Zorn um eine Zeitung 
mit strafbarem Inhalt handelt, wird u.a. aufgeführt, daß er 
— sich seit seiner Studentenzeit in linksextremen Kreisen be- 
wegt hat, 

— sich seit seiner Bestellung zum Geschäftsführer in Bochum 
und Essen ausschließlich mit dem Vertrieb linksextremer Li- 
teratur befaßt habe, 

— mehrfach einen „Anarchisten“ in U-Haft besucht hat, 

— über den Laden den Vertrieb von Druckschriften an po- 
litische Gefangene organisiert hat. 


Die Entscheidung über die Zulassung des Hauptverfahrens 
vor der Staatsschutzkammer steht noch aus, eine konkrete 


‘Terminierung ebenso. Wir sind dennoch der Ansicht, daß — 


weil dem Prozeß als dem voraussichtlich ersten 8 88 a- 
Verfahren besondere Bedeutung zukommt — mit der konkre- 
ten Vorbereitung sowohl auf der politischen als auch der ju- 
ristiischen Ebene bereits jetzt begonnen werden muß. Aus 
diesem Grund hat sich in Bochum vorläufig eine Gruppe ge- 
bildet, die u.a. Material aufarbeiten, Öffentlichkeitsarbeit 
sicherstellen und mögliche Aktionen vorbereiten will. Dabe;j 
sind wir auf möglichst breite Unterstützung angewiesen, was 
zunächst heißt: 

1. Wo gibt es noch Leute oder Gruppen, die über den $ 88 a/ 
$ 130 a gearbeitet haben oder arbeiten und uns bisher nicht 
veröffentlichtes Material zur Verfügung stellen können? 

2. Wer kennt sich mit Zensurbestimmungen in den sogenann- 
ten westlichen Demokratien aus, auf die sich die Gesetzes- 
macher so gerne beziehen, wenn es gilt, ihren eigenen Dreck 
auch noch zu legitimieren? 

3.Wer hat schon mal die deutsche Geschichte nach Zensur- 
bestimmungen, verbotenen Schriften, Widerstand gegen Zen- 
sur durchforstet, von 1870/71 bis zu den Nachwehen des 
KPD-Verbots sind wir an allem interessiert? 

4. Wer hat gute Erfahrungen mit Aktionen gegen den $88 a 
und gibt uns Tips? 

5. Vor allem: wer hat im Moment selbst ein Verfahren wegen 
$ 88 a am Hals und ist an einer Zusammenarbeit interessiert? 
6. Schließlich — wir trauen uns kaum, es auszusprechen: wer 
hat Geld? Diesbezügliche Spenden nimmt unser Konto 

333 01 391 Sparkasse Bochum (BLZ 430 500 O1) Rechts- 
hilfefond VLB/NRW gern entgegen. 


Wir rechnen mit Eurer Solidarität, denn dieser Prozeß ist 
nicht nur Bochumer Bier oder wie es der Verband Linker 
Buchhandlungen im August letzten Jahres ausdrückte: ‚‚Für 
die Situation im Buchhandel bedeutet (dieses Verfahren) den 
Versuch, alle kritische Literatur, möglichst jede Diskussion 
über die herrschenden kapitalistischen Gewaltverhältnisse 
zu unterdrücken. Der $ 88 a und sein Zwillingsbruder $ 130a 
sind Werkzeuge dazu. Die Verhaftung des Bochumer Buch- 
händlers ThomasK, ist dabei zufällig. Es hätte jeden von uns 
treffen können. 

Kontakt: Politische Buchhandlung, Im Westenfeld 22, 
Postfach 1942, 4630 Bochum, Tel. 0234/702336 


ID 180 vom 4.6.77 


Maulkorbgesetze im Einsatz 
URTEIL IM ERSTEN PROZESS WEGEN "VER- 
STOSS GEGEN PARAGRAPH 88 a” 


DORTMUND 
14.Dezember 


Das Urteil wurde am 13.Dezember ver- 
kündet. 1800 DM Geldstrafe(90Tages- 
sätze d 20 DM) gegen Thomas Kram. Die- 
se Strafe bezog sich aber nicht auf den Teil des Verfahrens, in 
dem der vorgeworfene Verstoß gegn den 88 a zur Verhand- 
lung stand sondern auf einen gleichzeitig mitbehandelten Au- 
todiebstahl. Diesen sollen G. Albertus und Thomas Kram 

- Geschäftsführer der Politischen Buchhandlung Bochum - ge- 
meinsam begangen haben. Dabei ist schlichte Tatsache, das 
sie nur zusammen in einem Auto festgenommen wurden, das 
ihnen nicht gehörte. Zu den 1800.- werden noch die Gerichts- 
kosten für den Teil des Prozesses geschlagen, in dem der 'Au- 
todiebstahl'behandelt wurde. 


STAATSANWALTSCHAFT BEANTRAGT 


REVISION IM ERSTEN 88a PROZESS 
Dortmund Am 13.Dezember 77 wurde der Buchhändler 
11.Januar Thomas Kram von der Anklage der verfassungs- 
feindlichen Befürwortung von Straftaten freige- 
sprochen. Das Gericht konnte nicht nachweisen, daß Thomas 
die Zeitung des Revolutionären Zorns vorsätzlich in der po- 
litischen Buchhandlung Bochum vertrieben hat. Allerdings 
sei das Auslegen der Zeitung grob fahrlässig gewesen. Mit 
diesem Argument begründete das Gericht seine Weigerung, 
eine Haftentschädigung für die Untersuchungshaft zuzustim- 
men. Eine Geldstrafe von 1800 DM für gemeinschaftlich 
versuchten Autodiebstahl muß Thomas zahlen. Damit folgte 
das Gericht in beiden Anklagepunkten dem Antrag der 
Staatsanwaltschaft. 
Nun, eine Woche nach dem Urteilsspruch, hat die Staatsan- 
waltschaft des Landgerichts Dortmund die Katze aus dem 
Sack gelassen: sie hat Revision eingelegt, obwohl das Urteil 
dem Plädoyer des Staatsanwaltes Punkt für Punkt gefolgt 
ist. Ein Vorgehen, das absolut ungewöhnlich ist und sich 
offensichtlich wachsender Beliebtheit bei politischen Staats- 
anwaltschaften erfreut. Im Prozeß gegen den Berliner Rechts- 
anwalt Elferding hatte der Staatsanwalt ebenfalls zunächst 
auf Freispruch plädiert, um dann den Freispruch des Gerichts 
anzufechten. 
In einem längeren Aufsatz zum Urteil und zum Revisionsan- 
trag wird auch auf den Verlauf des Prozesses und die Mobili- 
sierung von Öffentlichkeit eingegangen. Unter anderem heißt 
es da: 
"Wir haben seit dem Vorliegen der Anklageschrift im Mai 77 
regelmäßig Informationsmaterial verschickt, praktische Vor- 
schläge verbreitet, eine politische Einschätzung des $ 88a 
veröffentlicht(‘Diskussionsverbot‘), Treffen veranstaltet - die 
Resonanz war mit wenigen Ausnahmen gleich null. Die kurz- 
fristige Terminierung des Prozesses hat uns dann doch noch 
in Bredouille gebracht. Die verbliebenen 14 Tage waren zu 
wenig, um andere Aktionsformen als die üblichen zu entwik- 
keln, um der Kampagne inhaltlich eine Stoßrichtung zu ge- 
ben, die mehr Leute mobilisiert hätte als nur den Kreis der 
unmittelbar Betroffenen. Ein weiteres Mal hat sich unseres 
Erachtens erwiesen, daß eine Politik, die lediglich die Ableh- 
nung eines Gesetzes zum Inhalt hat, perspektivlos bleibt. 
Obwohl uns klar ist, daß Eliminierung von Gegenöffentlich- 
keit durch Zensur und Selbstzensur lediglich die eine Seite 
der Medaille ist, deren andere die Aktivierung und Formie- 
rung einer Basis für den Staat ist, kam praktisch nur die eine’ 
Seite, die Ablehnung des $ 88a zur Geltung. Was wir gegen 
die Gleichschaltung von Öffentlichkeit unternehmen können, 
dies sollten wir dringender denn je diskutieren, auch und ins- 
besondere in Hinblick auf die kommenden Prozesses dieser 
Art.‘ 


ZWEI JAHRE KNAST 
IM POLITLADEN-PROZESS! 


GAIGANZ/ERLANGEN 
NÜRNBERG/ 1.Oktober 


Gestern, am dritten Verhandlungs- 
tag ging der Prozeß vor dem Land 
gericht Nürnberg zu Ende, indem 
Verkauf des anarchistischen Kochbuchs, Herstellung und Ver- 
breitung des Buches ‚Kampf der Vernichtungshaft’ und angeb- 
liche Verteilung des ‚Drenkmannflugblattes’ verurteilt werden 
sollten. Ergebnis: Freispruch für Udo Polzer, 2 Jahre ohne” 
für Gerd Schnepel. 


VORGESCHICHTE 

Im November 74 kaufte CSU-Spitzel stud.med. Zapfe im Polit- 
laden Erlangen je ein Exemplar des deutschen und amerikani- 
schen „Anarchist Cookbook’’. Sofort danach wurde eine Haus- 
durchsuchung gerichtlich angeordnet, die den Beweis erbringen 
sollte, däs Buch sei in Gaiganz gedruckt worden. Anfang Febru- 
ar 75 wurde die Duruchsuchung dann durchgeführt; unter Be- 
teiligung von LKA Bayern und BKA Bonn. Erlanger und Gai- 
ganzer Niederlassung der Firma wurden von MP-bewaffneten 
Polizeibeamten umstellt, Polizeihunde waren dabei, zwei Mit- 
arbeiter wurden erkennungsdienstlich behandelt, das gesamte 
Gaiganzer Anwesen wurde Raum für Raum durchsucht, fotogra- 
grafiert und vermessen. Beschlagnahmt wurden ein Kochbuch 
in der Gaiganzer Küche, über hundert Bücher ‚‚Vernichtungs- 
haft”’ sowie jede Menge Prospekte, linke Zeitungen, Rote Hilfe: 
Broschüren und einige anonyme Drenkmannflugblätter im Wa- 
renlager des Politladens. Anderthalb Jahre später erfolgte An- 
klageerhebung wegen Kochbuch, Vernichtungshaftbuch und 
Drenkmannflugblatt. Am 20.9.77 war Prozeßbeginn vor dem 
Landgericht, weil die Eröffnung vor dem Amtsgericht ‚„‚wegen 
der besonderen Bedeutung des Falles’ nicht „geboten war”. 


DIE VERHANDLUNG 


Nach der Vernehmung von Polizei- und CSU-Zeugen und einem 
sich in Widersprüche verwickelnden Druck-Sachverständigen 
führte Udo aus, daß in einer mehr kollektiv arbeitenden linken 
Firma die Verantwortlichkeiten nicht dieselben seien wie in 
einer ‚normalen’ GmbH und daß es mit daher komme, daß er 
tatsächlich weder den Inhalt des Kochbuchs gekannt habe 
noch den des anderen Buches. Das Flugblatt „‚Lernprozeß und 
Solidarität’ war zudem nur im Lager vorhanden, wo jeder Wa- 
reneingang liegt, der mit der Post kommt. 

Besonders interessiert zeigte sich das Gericht für die Finanzie- 
rung so einer Firma — wahrscheinlich haben sie auf die ver- 
mögenden linken Gönner oder Moskau, Peking, Ghaddafi ge- 
lauert? — und die Arbeitsstrukturen. Gerd bestätigte dann 
Udos Aussagen, wies darauf hin, daß er mit Sicherheit das 
Kochbuch weder eingekauft noch verkauft habe und auch 

den Druck nicht initiiert und nichts von ihm gewußt habe, 

da jede Abteilung der ehemaligen Politladen-GmbH autonom 
gearbeitet habe. 

Zum Inhalt der Vorwürfe: Das „‚Anarchistische Kochbuch” ist 
eine Übersetzung aus dem amerikanischen, bezieht sich ein- 
deutig auf amerikanische Zustände und dokumentiert Gedan- 
ken, Ideologie und Praxis einer bestimmten Scene. Diesem 
Zweck könne nicht genügt werden, in dem das, was dokumen- 
tiert werden soll, weggelassen wird. Das Gericht hielt dem ent- 
gegen, daß in einem angeblichen Politladen-Prospekt mit den 
Sprüchen „Spaß muß sein! Andreas Hofer‘ und ‚„Hausmanns- 
kost für linke Straftäter’’ geworben würde. 


Die Verteidigung von Gerd stellte dann zu dem Ver- 
nichtungshaft-Buch einen umfangreichen Beweisantrag, in dem 
die Isolationshaft an politischen Gefangenen bewiesen werden 
sollte und deren wissenschaftlich abgesicherte Bezeichnung als 
Folter. Dieser Antrag wurde abgelehnt, indem das Gericht 
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(drei Berufsrichter, zwei Schöffen)die meisten der behaupte- 
ten Tatsachen als wahr annähme. Das Plädoyer von Gerds 
Verteidiger, RA Berthmann, betonte dann noch die bekannte 
Funktion linker Buchläden, Druckereien und Verlage. Es dürfe 
keine Einschränkung geben, über was diskutiert werde, und 
für die Diskussion müsse die Informationsfreiheit gewährleistet 
sein. Das gelte selbstverständlich auch für die Haftbedingungen 
der RAF und für die Ansichten und Ausführungen der RAF- 
Gefangenen selbst. Zum Schluß wies der RA darauf hin, mit 
welchem Tempo die Entwicklung zum Polizeistaat von oben 
betrieben würde,und wie für jede Reaktion auf gesellschaft- 
liche Übel neue Gesetze passendzurecht gebastelt werden. 

Mit diesen erfreulichen Ausführungen ging nun der Staatsan- 
walt gar nicht konform. Erspräche: über die bedauerlichen Vor- 
fälle der letzten Monate und Wochen, die ihre Ursache gerade 
in der Verbreitung solcher Schriften hätten. Er hielt die Tätig- 
keit auch eines ‚‚Nur Verkaufens’’ für absolut verwerflich und 
er bemühte sich sogar, die Verteilung des Drenkmannflugblatte: 
zu beweisen: da elf Exemplare gefunden worden seien und docl 
normalerweise runde Zahlen zum Versand kommen, müßten 

9 oder 19 use. verteilt worden sein... USW. 

Schließlich beantragte er 1 1/2 Jahre ohne Bewährung für Gerd 
Wiederholungstäter und für Udo anderthalb,weil das Drenk= 
mannding bei ihm dazukomme. 


DAS URTEIL 


Im Gegensatz zum Staatsanwalt hielt die Kammer das Ver- 
nichtungshaftbuch für das wesentlich Schlimmere. Beim Koch- 
buchbliebenals strafbare Handlung die Anleitung zum Bau eines 
Mollies und das Fehlen des Impressums, mithin strafbar als Ver- 
stoß gegen Waffen- urd Pressegesetz; durch den Prospekt sei be- 
wiesen, daß es im persönlichen Streben des Angeklagten gele- 
gen sei, linke Straftäter zu erzeugen. Beinmfzweiten Buch handle 
es sich nicht um eine Dokumentation, wenn sie auch im we- 
sentlichen zweifelsfrei feststehende Tatsachen” enthalte. Der 
Vorsitzende verlas die Passage, in der die RAF Holgers Tod als 
Mord durch Verhungernlassen, durch die Haftbedingungen und 
durch bewußt zu niedrig gehaltene Zwangsernährungsrationen 
bezeichnet. Hier wird nichts dokumentiert, hier wird gehetzt! 
Der Staat und seine Institutionen würden in “übler und verächt 
lichmachender Weise bösartig verunglimpft‘“. So werde 
cıe vergiftete Atmosphäre durch die Ultralinken erzeugt in ei- 
ner Gesellschaft, "in der wir nun mal alle leben müssen.‘’ Das 
Buch sei eine üble Hetz- und Schmähschrift, die bei labilen 
Menschen Schlimmes bewirken könne.” Der Titel des Buches 
sei schon Beleg dafür. Herstellung und Vertrieb seien kein Ka- 
valiersdelikt oder ein Vergehen niederer Kriminalität, sondern 
(zu dem mit Anti-KKW-Zeichen geschmückten Gerd) "eine 
Art Umweltverschmutzung, die sehr viel Böseres bewirken 
kann als das , was man gemeinhin unter diesem Begriff ver- 
steht‘. Mithin ein Jahr für das Kochbuch, anderthalbe für das 
andere Buch, Gesamtstrafe zwei Jahre. Udo wurde freigespro- 
chen, da ihm der persönliche Tatbeitrag nicht nachgewiesen 
werden könne. 


Der Vorsitzende, Richter Pickhan, machte sodann klar, daß 
Urteil und Strafzumessung in der Person des Angeklagten be- 
gründet liegen. Er sei mehrfach vorbestraft, einmal sogar we- 
gen Aufruhrs, seine führende Rolle im Politladen sei also über 
die juristische Verantwortlichkeit hinaus bewiesen. “Auf sein 
Betreiben” sei das Vernichtungshaftbuch entstanden usw.: 
“unter Anleitung und Billigung’‘, "unter seiner Ägide”, "trei- 
bender Teil im Kollektiv’. Der Richter verwies auf die "tragi- 
schen Ereignisse der letzten Wochen‘, zu denen solche Krimi- 
nalität führe. Eine Strafmilderung sei nicht möglich, da der 
Angeklagte keinerlei Reue gezeigt habe und es auch in seiner 
Entwicklung zum Straftäter keine entschuldigenden Ereignis- 
se gebe: *’'Gegen den Angeklagten spricht, daß er seit Jahren 
in der sogenannten linken Scene tätig ist und zwar in einer 
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Weise, die nicht mehr als normale politische Betätigung ver- 
standen werden kann, sondern immer wieder die Trennmauer 
zur Strafbarkeit durchbricht‘‘. Mit den besten Hoffnungen, 
daß zwei Jahre vielleicht doch den gewünschten Effekt auf 
des Angeklagten Wiedereinpassung haben möchten, schloß 
der Vorsitzende seine beklagenswerten Ausführungen. 


WAS NUN? 


Gerd uns sein Verteidiger werden Revision beim Bundesge- 
richtshof als noch verbleibender Instanz beantragen. Falls die 
dem zustimmen, geht es erneut ans LG Nürnberg, falls nicht, 
wird das Urteil rechtskräftig. 


Das Urteil eigt, daß die ganze Hetze der letzten Wochen 
nicht ohne Wirkung geblieben ist. Die Einschränkung aller mög- 
lichen Freiheiten geht mit Riesenschritten weiter, unter der 
Überschrift “"Sumpfaustrocknung” werden auch offen faschi- 
stische Forderungen laut, die Kriminalisierung der Linken wird 
immer abenteuerlicher. Dies Urteil zeigt diese neue Qualität 
auf. Es wird ganz offen politisch argumentiert, die Tatsachen 
rücken noch mehr an den Rand, die Gegenargumentation, der 
Versuch, selbstverständliche Freiheitsrechte gegen den autori- 
tären Polizeistaat behaupten zu wollen, stößt auf massive Schlä- 
ge der Justiz und Politiker. Jede Woche frische Gesetze und ho- 
he Strafen für Leute, die dem Widerstand leisten. 


Angesichts dieses Nürnberger Lern-Prozesses müssen wir 
praktische Solidaritätsmaßnahmen diskutieren. Dieses Urteil 
läßt auch für die weiteren Prozesse, die im linken Buchhandel 
anstehen, Schlimmes erwarten. Wir müssen überlegen, wie wir 
diesem Nürnberger Spruch entgegentreten können. Für die VLB 
Projekte bietet sich die Buchmesse an, außerdem sollten wir 
diskutieren, ob ähnlich wie im Bommi Baumann-Fall eine ge- 
meinsame Aktion zustande kommt, zumal es hier nicht mehr 
um das Verbot eines Buches geht, sondern um lange Knastzeit 
und nachhaltige Abschreckung zur weiteren Erzwingung der 
Selbstzensur. Jeder mit Beziehungen zu ausländischen Gruppen 
und Zeitungen sollte zudem diesen Fall publik machen und auf 
diese neue Stufe staatlichen Machtmißbrauchs aufmerksam ma. 
chen. 

Es kommt jetzt darauf an, die Schwüre “Wir lassen uns nicht 
einmachen! Wir werden weiter herstellen, verbreiten, ausstel- 
len, verkaufen, anbieten, zugänglich machen ...!’’ in die Tat um. 
zusetzen. 

ZWEI JAHRE? NEIN DANKE! 


In Nürnberg hat sich das Komitee “Freispruch für Gerd 


Schnepel” gegründet. Adresse: RA Berthmann, Parsifalstr. 8 
8500 Nürnberg. j 


Jeder und jede, wo etwas unternimmt, möchte bitte das Ko- 
mitee davon in Kenntnis setzen. Dort gibt es auch jeweils In- 
formationen über den neuesten Stand des Verfahrens und der 
Gegenmaßnahmen. Für das Russell-Tribunal wird die Russell- 
initiative Nürnberg den Fall aufnehmen. 

Und natürlich zu guter Letzt: das wird alles auch sehr, sehr teu- 
er, angefangen bei den Verfahrenskosten! Schickt daher bitte 
Geld an das Freispruchkomitee zu Händen RA Berthmann! 


Telefonische Rückfragen unter Nürnberg 0911-49414, U i 
.Undb 
uns: 0201-791656, Gegendruck Essen.” 5 


% 
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STUDENTEN SOLLEN WENIGER LESEN — DIE 
MENSA IST ZUM ESSEN DA 


HEIDELBERG Erkämpftes Recht der Studenten ist es 
l.Dezember seit 68 in Heidelberg - genau wie an den 

meisten Universitäten im Mensabereich 
Bücher zu verkaufen. 


Aber seit 2 Wochen will die Universität d.h. Herr Czaikowski 

- Leiter des Studentenwerks - diesen Brauch abschaffen. Nicht 
etwa, weil Studenten zuviel lesen oder weil in der BRD eine 
Hetzkampagne gegen Bücher läuft, sondern weil er plötzlich 
feststellte, daß da ‘“‘da Sicherheit und Hygiene oder fundamen- 
tale Belange des Personals beeinträchtigt werden, der Bücher- 
verkauf seine Grenze finden muß”. Aber bis jetzt hat das nicht 
ganz geklappt. 


Obwohl erst die einzelnen Bücheraten von dem Mensaeingang 
vertrieben worden waren, etablierte sich bald eine kollektive 
Verteidigung. 8 Gruppen setzten dieses Mal die Büchertische 
im Eßsaal auf. Nach dem ersten Versuch der Verbannung am 
24. November durch einen Polizeieinsatz scheint sich jetzt 
Herr Niederländer — Rektor der Uni —, mindestens proviso- 
risch besonnen zu haben. Zitat von ihm: ‚Wer noch Zeit 
zum Lesen hat, studiert nicht richtig, und die Mensa ist zum 
Essen da.“ 


Am 28. November und am 1. Dezember verlief der Bücherver- 
kauf reibungslos. Seit Montag werden in Heidelberg mehr Bü- 
cher denn js verkauft. 

Der Polizei hat das Mensaessen nicht geschmeckt. 
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KEINE BÜCHERVERBRENNUNG 


Le 


aus der Heidelberger Uni Mensa, am 24.11.77. 


verbannt 


tom jordan 
pix Andreas Werner 


FASCHISTISCHER BRANDANSCHLAG 
AUF BERLINER BUCHLADEN 


BERLIN (ID) In der Nacht vom 3. auf den 4. Februar wurde 
5. Februar auf den Kollektiv-Buchladen der TU-Berlin ein 

Brandanschlag verübt. Der Sachschaden, der 
hauptsächlich durch das Löschwasser der sofort alarmierten Feuer- 
wehr entstanden ist, wird auf 30 bis 40.000 Mark geschätzt. 


Bücher werden in Deutschland, 1977 noch Nach Aussagen des Hauswarts und eines weiteren Zeugen, die ge- 

B t gen 5 Uhr durch das Einschlagen des Schaufensters geweckt wur- 
den, handelte es sich bei den Tätern um zwei bis drei Personen, die, 
offenbar betrunken, Hitlerparolen schrien. Nachdem einer Benzin in 
das eingeschlagene Loch gegossen hatte und das Feuer gelegt hatte, 
floh die Gruppe. Dem herbeigeeilten Hauswart erklärte noch einer, 
er wolle nur man schnell fahren und die Feuerwehr holen. Der 
Hauswart konnte sich jedoch das Kennzeichen des Autes, das die 
ganze Zeit mit laufendem Motor denebenstand, notieren. 


a 


Nach Ermittlungen des Staatsschutzes handelt es sich bei dem Fah- 
rer um den 30jährigen Hans Peter Henke. Bei seiner Festnahme ha- 
be er den Beamten Hitlerparolen entgegengerufen und versucht, 
seinen Schäferhund auf sie zu hetzen. Der Berliner Extra-Dienst 
stellte fest, daß Henke früher bis zu seinem Ausschluß Mitglied der 
NPD war, und danach der rechtsradikalen Nationaldemokratischen 
Befreiungsbewegung (NDBB) beigetreten ist. 


Dies ist schon der dritte Anschlag auf den Kollektiv-Buchladen seit 
Oktober letzten Jahres: zweimal wurde die Schaufensterscheibe 
eingeschlagen (Kostenpunkt: 800 Mark). Bei einem anderen linken 
Berliner Buchladen wurde kürzlich durch die Scheibe geschossen. 


nicht verbrannt. 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


ANGEKLAGT: 
ARSCH MIT OHREN 
VERFAHREN EINGESTELLT 


Berlin 
Februar 


Der Berliner Oberstaatsanwalt Viktor Weber 
hatte etwas gegen eine Karikatur, die schon 
1976 in der Pardon stand. Der ASTA der 

PH Berlin hatte sie auch veröffentlicht urtd wurde angeklagt. Als 
dann noch die Anklageschrift ausgehängt wurde (bei einer Aus- 
stellung anläßlich eines Buback-Prozesses gegen den Asta-Vorsit- 
zenden), sollte auch dieser Akt der Veröffentlichung angeklagt 
werden. Jedoch - am 7. Februar wurde das ganze Verfahren we- 
gen Gerigfügigkeit eingestellt (ünrigens mit Einverständnis des 
Herrn Weber). 

Kontakt: Werner Arnhold, c/o Peter Hein 

Dessauer Str. 32, 1 Berlin 61 


angeklagt: arsch mit ohren 


Gen ZU 


ermittlungsverfahren! 


weg mit 


Falschmeldung — Gegendarstellung 
ANGEKLAGT: ARSCH MIT OHREN 


BERLIN 


j Liebe Leute, 
20. MARZ 


Euer Artikel „Angeklagt: Arsch mit Ohren” 
im ID 273, S. 28 ist total falsch und muß 
unbedingt richtig gestellt werden, weil wir mit unseren Inforrr 
tionen die Sache am Kochen halten wollten, ihr aber bis jetzt 
genau das Gegenteil erreicht habt, Ich habe nochmal nachgese- 
hen, was wir euch eigentlich geschrieben haben, und das ist ge- 
wiß mißverständlich, aber ich habe auch den Eindruck, daß ihr 
unsere Informationen recht schlampig verarbeitet habt. Das dürf- 


te euch eigentlich nicht passieren. Ich versuche jetzt die Sache - 
geradezurücken: 


Der AStA der PH Berlin druckt in der Zeitung Zwietracht den 
Buback-Nachruf ab. Gegen den AStA-Vorsitzenden wird darauf- 
hin von der Staatsanwaltschaft ermittelt. 

Zwei Dinge passieren: 


u BA 


Die AStA-Zeitung ‚Zwietracht’ berichtet über das Ermittlungs- 
verfahren und.druckt die Anklageschrift in Auszügen ab. Der 
AStA veranstaltet eine Ausstellung, auf der die Ank.ageschrift 
ebenfalls ausgehängt ist, dort wird sie beschlagnahmt und der 


. AStA-Vorsitzende hat ein weiteres Ermittlungsverfahren wegen 
„Vorzeitigen Veröffentlichens von Schriftstücken aus Strafver- 


fahren” (8 353 StGB). 

Es passiert noch etwas: Etwa 240 Studenten geben zu dem Ver- 

fahren wegen des Bubacknachrufs eine Dokumentation heraus, 

in der unter anderem drei Sachen stehen: 

— Der Buback-Nachruf * 

— Auszüge aus der Anklageschrift gegen den AStA-Vorsitzenden 

— Eine Karikatur, auf der „sich ein Bundesadler (befindet), bei 
dem der Kopf durch ein menschliches Gesäß mit,Ohren, einen 
sogenannten ‚Arsch mit Ohren’ ersetzt ist’ (Originalton Ober- 
staatsanwalt Viktor Weber). 

Die Auszüge aus der Anklageschrift und die Karikatur sind Zitate 

die Auszü,e aus der Zwietracht, die Karikatur aus ‚Pardon’. 

Gegen die etwa 200 Studenten wird wegen dieser beiden Zitate 

ein Ermittlungsverfahren eingeleitet (wieder von Oberstaatsan- 

walt Viktor Weber, von dem man meinen könnte, er befinde sich 

mit dem AStA PH in einer Art Privatkrieg). Dieses Ermittlungs- 

verfahren ist NICHT eingestellt und es :ist auch wichtig, darüber 

zu berichten, weil solche Massenverfahren eine breite Solidarität 

zerschlagen sollen. 

Zusammenfassung: 

Zwei von einander getrennte Vertahren haben den gleichen Ver- 

fahrensgrund: der Abdruck von Auszügen aus einer Anklageschri 

Das Verfahren gegen den AStA-Vorsitzenden wurde jetzt wegen 

Geringfügigkeit eingestellt. 

Das Verfahren gegen 200 Dokumentaristen ist aber nach wie vor 

anhängig, dort geht es ja auch noch um die Karikatur. 

Mit der Einstellung des Verfahrens gegen den AStA-Vorsitzenden 

gibt der Staatsanwalt indirekt zu , daß bei der Konstruktion der 


Ermittlung gegen die 200 Dokumentaristen ein Ermittlungsgru; 
(Abdruck der Anklage) geringfügig war: es ging also mehr um d 
Karikatur und die Sache mußte also sozusagen etwas aufgebla- 
sen werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich euch bitten, die Karika- 
tur im ID abzudrucken. Bei der Karikatur im ID 273 hand 


“ . . “ ” . elt | 
sich nicht um die Originalkarikatur, die ich hier beifüge: i 


Du bist nichts. Der Staatist alles. 


Wir sind wieder Nummer 1 in der Weit. 


Kontakt: Peter Hein, Dessauer Str. 32, 1000 Berlin 61 


Den Vorwurf der Schlamperei weise ich hiermit energisch 
zurück! Jutta 
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HAUSDURCHSUCHUNG IN LEVERKUSEN 


LEVERKUSEN 


Von der Alternativzeitung „Leverkuse- 
10. Oktober 78 


ner Stadterreger": 


„Am 26.9. wurde eine Hausdurchsuchung der „Räumlichkeiten 
in Bergisch-Neukirchen, Burscheider Str. 40” (Kontaktadresse 
der Redaktion des Leverkusener Stadterregers) von einem Ein- 
satzkommando der Polizei durchgeführt. 


Das Ermittlungsverfahren richtet sich erstens gegen Unbekannt 
und zweitens gegen den Herausgeber des Leverkusener Stadter- 
regers.. 

Grund der Aktion, so steht im Beschluß des Amtsgerichts Le- 
verkusen, war ein Artikel in der 8. Ausgabe des Stadterregers, 
in dem u.a. zwei Polizeibeamte aus Leverkusen beleidigt wor- 
den seien. Aus dem Beschluß geht allerdings nicht hervor, um 
welchen Artikel dieser Ausgabe es sich eigentlich handelt. Die 
Ermittlung gegen Unbekannt richtet sich gegen den Verfasser 
des Artikels. Um einen Grund für die Hausdurchsuchung zu ha- 
ben, wurde Herby als namentlich bekannter Herausgeber des 
Stadterregers der Beleidigung und des Verstoßes gegen das Lan- 
despressegesetz beschuldigt. Bei einem Unbekannten kann näm- 


lich nicht so ohne weiteres eine Hausdurchsuchung veranstaltet 
werden. 


Hier ein Bericht von der Durchsuchung: 


„Am Dienstag, dem sechsundzwanzigsten um halb acht mor- 
gens werden Mano und Jutta auf eine sehr ungewöhnliche Art 
und Weise aus den Träumen gerissen. Als Mano in seinem Zim- 
mer von zwei Herren gefragt wird, wer er denn sei, weiß er 
nicht, wer da vor ihm steht. Als Jutta durch zwei Herren ge- 
weckt wird, und jemanden mit einer MP vor sich sieht, braucht 
sie die Herren nicht zu fragen, von wem sie geschickt worden 
sind. „Kriminalpolizei, wer sind Sie, wer wohnt denn hier alles? ” 
Bei diesen Worten wird Mano langsam wach und erklärt den 
beiden, daß er sich erstmal anziehen und nen Kaffee trinken 
will. Im Flur trifft er dann auf eine Gruppe von bewaffneten 
und unbewaffneten Polizisten. Beim Anblick einer MP in der 


Versammlung von Grünen und Zivilen braucht er erst reche eine 
Tasse Kaffee. 


In der Küche drängen ihn die Polizisten, nachdem sie auf sein 
Verlangen hin den Hausdurchsuchungsbefehl yorgezeigt haben, 
sie auf ihrem Weg durch die Zimmer zu begleiten. Während Jut- 
ta in ihrem Zimmer nach ihrem Ausweis sucht, macht Mano 
klar, daß er zunächst einmal einen neutralen Zeugen und seinen 
Anwalt anrufen möchte. Mit der Bemerkung, daß ja die Rechts- 
anwälte an so etwas verdienen, darfer dann unter Aufsicht eines 
Beamten den Rechtsanwalt anrufen. Zeuge und Anwalt wollen 
vorbeikommen. Als er in die Küche kommt, wird ihm klar, daß 
ein Mensch in bestimmten Situationen zu wenig Augen im Kopf 
hat: Ein grinsender Polizist vor ihm, eine MP hinter sich, im Ne- 


benzimmer ist die Wühlerei schon im Gange. An Ohren fehlt’s 
auch! 


Offizielle Fragen aus dem Nebenzimmer, lächerliche aus dem 
Flur, Wasser kocht, Katzen quäken. Hektik. Wem fällt’s da 
noch leicht, die Ruhe zu behalten! 


Was suchen die eigentlich? Laut Durchsuchungsbefehl Hinwei- 
se und Beweise, die den unbekannten Schreibtischtäter entlar- 
ven und überführen sollen. Und dann der große Augenblick: 
Stolz präsentiert der Einsatzleiter die Beute seiner gründlichen 
Arbeit: Stadterreger Nr. 8, Stadterreger Nr. 8 1/2 (Open Air- 
Ausgabe), Frauenblätter (Frauenzeitung aus Tübingen), Groß- 
stadtpflaster (Liederzeitung für Straßenmusiker), Klinke (Ju- 
gendhauszeitung aus Burscheid) und persönliche Aufzeichnun- 
gen. Spätestens jetzt sollte man sich fragen, was die Beleidigung 
eines Leverkusener Polizisten mit den sichergestellten Zeitungen 
zu tun hat. Absolut nichts. 


ID 252 vom 21.10.78 


Per Durchsuchungsbefehl ist die amtliche Legitimation für ein 
„rechtliches” Eindringen in die Privatsphäre. Auf Veranlassung 
des Einsatzleiters van Almsick verlassen die bewaffneten Polizi- 
sten das Haus und fahren weg. Die Kriminalen fangen an zu 
drängen. Sie wollen die Hausdurchsuchung fortsetzen. Die Be- 
wohner des Hauses und der eingetroffene Zeuge brauchen erst- 
mal nen Kaffee. Dann tauchen noch einige Freunde auf, für die 
Betroffenen beruhigend, für die Kriminalen zu viele. Der Wunsch, 
erst auf den Anwalt zu warten, wird abgelehnt: 


„Wir können auch ohne Anwalt weitermachen.” Die Durchsu- 
chung von zwei weiteren Räumen beginnt, doch jetzt sind ein- 
fach mehr Augen und Ohren da, die aufpassen, registrieren, 
nachfragen, protestieren, aber es wird auch mehr gelabert. End- 
lich kommt der Anwalt: ‚‚Wer ist hier der Einsatzleiter? Wo ist 
der Hausdurchsuchungsbefehl? Was suchen Sie? Haben Sie 
schon ein Protokoll gemacht? ” Die Athmosphäre wird eisiger 
— der Situation angemessener. Was ist das eigentlich hier? Ein 
lockeres Kaffeekränzchen mit uniformierten Gästen oder der 
härteste Eingriff in die Privatsphäre von Menschen? 


Inzwischen sind eineinhalb Stunden vergangen. Der vierte 
Raum wird auch noch untersucht. Und den schnüffelnden Na- 
sen entgeht nichts. 


Bilder an den Wänden, Fotos, Liebesbriefe, persönliche Auf- 
zeichnungen, Bücher, Knöllchen, Zeitschriften, Schallplatten. 
Alles wird durchwühlt, während Fragen und Bemerkungen fal- 
len. „Glauben Sie, mir macht das Spaß? ”Ich bin doch nicht 
pervers!” “Wieviel schlafen eigentlich hier in dem Bett? ” 


„Hier sieht’s ja schlimmer aus als im Klever Hof!” (Der Klever 
Hof wurde nach einer angeblichen Terroristenfahndung von 
der Polizei durchwühlt und total verwüstet!!) „Haben Sie ei- 
gentlich Angst? ” „Sagen Sie uns, wer der Verfasser des Arti- 
kels ist und wir hören sofort auf.” „Ja, welchen Artikel meinen 
Sie denn? ” — — Schweigen. 


Ergebnis der Durchsuchung der anderen drei Räume: 


Verwirrung unter den Kriminalen — warum hat der Einsatzlei- 
ter die Open-Air-Ausgabe beschlagnahmt, während sich seine 
Kollegen nur auf die Nr. 8 konzentrierten? Antwort: „Das soll 
der Ermittlungsrichter entscheiden!” ‚Entweder Sie stellen mir 
ein Exemplar der Nr. 8 1/2 zur Verfügung oder wir nehmen 

sie alle mit.” Er nimmt sie alle mit. 

Alles versammelt sich in der Küche, das Beschlagnahmungspro- 
tokoll wird erstellt. Blöde Bemerkungen fallen: „Erlaubt Ihnen 
Ihr Anwalt, das Protokoll zu unterschreiben oder soll ich drun- 
terschreiben, Unterschrift verweigert? ” Nach Überprüfung 

der Anlagen wird das Protokoll unterschrieben. 

Nach zwei Stunden verläßt der ungewünschte Besuch das Haus. 
Zurück bleibt die Ahnung, daß das alles nur der Anfang ist.” 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


„DER ANGEKLAGTE MACHT VOR GERICHT EI- 
NEN INTELLIGENTEN EINDRUCK... FOLGLICH 
ISTER ZU VERURTEILEN” 


Bad Schussenried/Ravensburg, Januar 1980 


Im Mai letzten Jahres, genau zum Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus, veröffentlichte der Münchner Schriftsteller 
Heinz Jacobi einen offenen Brief an den frischgewählten 
Bundespräsidenten Carstens. In dem Brief zieht Jacobi alle 
seine Proteste gegen die Ernennung seligen Präsidentens zu- 
rück, mit der Begründung, dieser Staat verdiene keine anderen 
Repräsentaten als „Figuren wie Carstens oder Filbinger”, We- 
gern einiger Formulierungen in dem Brief wurden die 
Veröffentlicher BLATT (München) und PODIUM (Augsburg) 
beschlagnahmt. Spätere Veröffentlichungen (z.B. in der TAZ) 
blieben unageahndet. Als das Eschhausheft (Zeitung des Dius- 
burger Juz) den Brief auch abdruckte, beantragte die Stadtver- 
waltung mit Unterstützung der SPD die Schlie?ung des JUZ. 
Die CDU war natürlich auch dafür. Hier der Pru..eßbericht 
von Ralph vom Motzer: 
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UNSER VERBRECHEN 


war, daß wir nen Artikel über die drohende Schließung des 


Eschhauses schrieben (52.Motzer). Und wir berichteten auch 
über den Grund des Schließungsantrags. Nun konnten wir es 
kaum dabei bewenden lassen, den Jacobi Brief nur zu nennen, 
denn damit kann nur der was anfangen, der den Brief kennt. 
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Folglich haben wir den „bösen’” Brief mitabgedruckt. Dazu 
noch einen Vorspann : 

„Nachfolgend dokumentieren wir den Brief des Münchner 
Schriftstellers Heinz Jacobi, der nicht nur in Duisburg viel 
Wirbel verursachte (drohende Schließung des Eschhauses) , 
sondern bereits am 23.5. zur Beschlagnahme des Münchner 
Stadtblattes BLATT führte. Auch die Augsburger Stadtzeitung 
„Podium” und eine Regenburger Zeitung wurden wegen des 
Abdrucks beschlagnahmt unter dem Verdacht gegen $ 90a 
(Verunglimpfung des Staates) verstoßen zu haben. Über die 
BLATT-Beschlagnahme haben wir im 46.Motzer bereits be- 
richtet, aber den Brief haben wir damals nicht abgedruckt. 
Das gebietet uns angesichts der schwerwiegenden Folgen in- 
zwischen die journalistische Sorgfaltspflicht.'’ 

Also keine Distanzierung, sondern ein Vorspann, der klar- 
stellt, daß der Brief 'ne Dokumentation und zur zusammen- 
hängenden Information der Leser notwendig ist. 


DIE ANKLAGE 


war bei uns die gleiche wie beim BLATT und PODIUM: 
5 90a, gestützt auf die bösen, bösen Formulierungen des 
Heinz Jacobi, die man scheinbar nicht veröffentlichen darf. 
Der 52.Motzer wurde beschlagnahmt. Ob das wohl absurd 
ist, daß ich nicht mal mehr schreiben darf, weshalb ich ange- 
klagt bin, oder soll ich mich von der Anzeige distanzieren, 
Herr Staatsanwalt? Egal, der Oberstaatsanwalt Dürr mußte es 
jedenfalls nicht, als er in einem Interview mit dem Südwest- 
funk die bösen Passagen zitierte, was dann auch gesendet wur- 
de — am Sonntagnachmittag. Am Sonntagabend kam dann 
nochmal das gleiche Interview, allerdings ohne das Zitat. Statt- 
dessen war ein kurzer Piepston zu hören. 


DER PROZESS 


Der Staatsanwalt trumpft so richtig auf: 

Nach der obligatorischen Feststellung meiner Personalien 
ging der Oberstaatsanwalt Dürr sogleich in die Offensive: 
Vor dem mit 80 Besuchern total überfüllten Saal 23 des Ra- 
vensburger Amtsgerichtes verkündete er die Gründe für die An- 
klage gemäß 8 90a. Nach einem kurzen Einwurf meinerseits, 
die Dokumentation sei ein Teil des Eschhaus-Artikels und als 
solche zu werten, kam er dann richtig in Fahrt: „Sie glauben 
wohl, Pressefreiheit sei, daß jeder schreiben kann, was er 
will?!” und „Mit journalistischer Sorgfaltspflicht kann man ja 
alles rechtfertigen’. Väterlich: „Es geht mir hier nicht darum, 
den Angeklagten zu verurteilen, aber (etwas lauter) es müssen 
Maßstäbe gesetzt werden!’ Etwas später und noch lauter: 
„Was geschrieben werden darf, das bestimmen wir — und im 
übrigen auch die Rechtsprechung.” 


DER STAATSANWALT KOMMT LEICHT INS SCHWITZEN 
UND MACHT UNS EIN ANGEBOT 


Unsere Argumentation war, daß es doch bisher überall, 
auch in bürgerlichen Zeitungen, üblich war, wichtige Texte 
zu dokumentieren. Ob denn die Schwäbische Zeitung ein 
Kommunistenblatt sei, weil sie ab und zu Breschnew zitiert? 
Oder ob die FR die RAF unterstützt, weil sie schon mal (zur 
Schleyer-Entführung) deren Texte dokumentierte? Ob der 
Staatsanwalt sich eigentlich selbst verfolge wegen seiner gar 
freimütigen Plauderei aus dem Jacobi-Brief im SWF? OSTA 
Dürr: „Das steht hier nicht zur Sprache’ (leises Gelächter). 
Warum denn die TAZ, die Wanze, die Collage usw. usf. den 
Brief veröffentlichen durften, und der Motzer nicht? — „Si- 
cher, es gibt eine große Dunkelziffer, aber ich kann ja nicht 
alle Zeitungen lesen’’. Ob denn eine linke Tageszeitung mit 
30 000 Auflage den bundesdeutschen Staatsanwälten nicht 
bekannt sei (sich langsam steigerndes Gelächter)? 

Es sei ihm auch klar, sagte er dann, daß der Angeklagte 
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im Verbotsirrtum handelte, aber der Verbotsirrtum sei zu 
umgehen gewesen, da dem Angeklagten bekannt war, daß an- 
dere Zeitungen wegen selbigen Briefes beschlagnahmt worden 
sind. (Und die nicht beschlagnahmten??) Doch wolle er, der 
Staatsanwalt, es dabei bewenden lassen, den Angeklagten zu 
verwarnen und ihm zur Bekräftigung der Verwarnung zu 
600 Mark zu verurteilen, die aber nur dann zu zahlen sind, 
wenn der Angeklagte in den nächsten 2 Jahren wieder gegen 
die Presserechtsparagraphen verstößt. Und da der Artikel als 

Ganzes gewertet werden müsse, sei die Verunglimpfung des 

Staates ZWISCHEN DEN ZEILEN zu erkennen. Sogleich über- 


NN er 
gab er der Richterin ein Urteil des Oberlandesgerichts Köln, 
wo die Strafbarkeit des „ZWISCHEN DEN ZEILEN VERUN- 
GLIMPFENS’ in einer Grundsatzentscheidung zum Buback- 
-Nachruf in die deutsche Rechtsprechung eingeführt wurde. 

Da half auch das saugute Plädoyer meines Rechtsanwalts 
Wolfgang Weber nix mehr. 

Er wies zum einen nach, daß der 8 90a verfassungsrechtlich 
als höchst bedenklich einzustufen sei. Zum anderen belegte 
er, daß der Verbotsirrtum auf keinen Fall verschuldet sein kön- 
ne, da jede Menge Zeitungen den Jacobi-Brief ungestraft ver- 
öffentlicht hatten. 


DAS URTEIL, GESPROCHEN VON RICHTERIN MÜLLER 


— Die Verunglimpfung liege zwischen den Zeilen, und dort 
liegt sie deshalb, weil ich mich nicht distanzierte. Gelächter. 
Staatsanwalt Dürr steht auf und (sehr laut): ‚Darum geht es 
aber!’’ Noch mehr Gelächter. 

— Ein Verbotsirrtum sei zweifellos vorhanden, aber weil 
„derAngeklagte Abitur hat und vor Gericht einen intelligenten 
Eindruck machte’’. Zwischenruf: Im Gegensatz zum Staatsan- 
walt! Äußerst lautes und anhaltendes Gelächter. „,. . .. hätte er 
den Verbotsirrtum umgehen können und ist deshalb zu verur- 
teilen”. Laute Buh-Rufe. „.. . zu 450 DM auf 2 Jahre Bewäh- 
rung.”’ Wies der Staatsanwalt vorgeschlagen hat. 

Daß wir gegen dieses Urteil Berufung eingelegt haben, ist 


eh’ klar. 
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WAS WIR WOLLEN 


1.) Sehen wir in der Anklage gegen Heinz Jacobi eınen er- 
neuten Angriff gegen die Meinungsfreiheit; die — grundgesetz- 
lich garantiert — eine Voraussetzung für sowas wie Demokratie 
sein sollte. 

2.) Ist es sowieso klar, daß wir für uns das Recht in An- 
spruch nehmen, berichten zu können,was geschehen ist. Und 
warum!!! Und zwar ohne für oder gegen jemand Partei ergrei- 
fen zu müssen. Von den Tatsachen kann sich niemand distan- 
zieren!!! 

3.) Werden wir auf jeden Fall alles dransetzen, dieses Recht. 
auf Berichterstattung für jede Zeitung und jedes Ereignis dur 
zusetzen. Egal, ob’s dem Staat in den Kram paßt oder nicht!!! 


Wir fordern alle Zeitungen,Gruppen und Einzelpersonen 
auf, uns zu unterstützen!! 


Was wahr ist, wird auch gedruckt. 
Kontakt: Motzer, Postfach 1163, 7980 Ravensburg. 


PS.: Schon wieder ein Prozeß gegen den Motzer! 


Bürgermeister Kohl, den ID-Lesern bestens bekannt und viel- 
leicht der meistbelächelste Bürgermeister in der bundesrepubli- 
kanischen Provin?; hat sich durch die Motzer-Nummern 28 
und 30 verleumdet gefühlt und gegen 5 Leute vom Motzer ge- 
klagt. 

ekandiie wird dies am Donnerstag, den 21.Februar, in 
Biberach im Amtsgericht, Zi. 13 ab 8.30 Uhr. Kommt! 


Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


“Die wechselseitige Deckung von 
Alternativzeitungen ist die unab- 
dingbare Voraussetzung für das 
Funktionieren der Gegenöffentlich- 


keit.’’ 
Prozeß gegen das Regionalblatt 
Darmstadt 
Darmstadt Das Regionalblatt Darm- 
13.Oktober stadt druckte unsere Titel- 


karikatur vom ID Nr.311 
samt Zitat nach. Daraufhin wurden sie 
angezeigt und per Strafbefehl erst mal zu 
450 DM verknackt. Wie es weiterging, 


könnt ihr dem nachfolgenden Brief ent- 
nehmen. 


Liebe IDier, 


Wir wollen euch mal kurz schreiben, was 


sich bei unserem Prozeß wegen Beleidi- 
gung der Polizei so getan hat... 

Am ersten Verhandlungstag wurde in der 
Aussage zur Sache erklärt, daß es bei be- 
sagter Karikatur nicht darum ging, den 
Alltag von Polizeibeamten darzustellen, 
sondern den doppeldeutigen Zitattext, 
der daneben stand und in total bürokra- 
tischem Beamtendeutsch formuliert ist, 
karikaturistisch darzustellen. Wenn sich 
dabei jemand beleidigt fühlen kann, 
dann nicht die Polizei, sondern höch- 
stens der Autor des Zitats. Außerdem 
machte Peter als presserechtlich verant- 
wortlicher Redakteur und Angeklagter 
klar, daß er an dem Entscheidungspro- 
zeß, diese Karikatur in die Zeitung rein- 
zunehmen, nicht beteiligt war. Durch 
ständige Fluktuation der Mitarbeiter, die 
bei einer freien, offenen Zeitung ganz 
normal ist, konnte er auch nicht sagen, 
wer dafür verantwortlich war. Die Kari- 
katur wurde beim Lay-out reingeklebt, 
ohne sein Wissen, da er das Lay-out 
schon frühzeitig verlassen hat. Zu die- 
sem Zeitpunkt war die Karikatur noch 
nicht in der Zeitung, und er hat auch 
erst davon Kenntnis genommen, als die 
Ausgabe schon gedruckt und verteilt 
war. 

Das Plädoyer des Staatsanwaltes, der 
sich im übrigen dermaßen gut auf die 
Verhandlung vorbereitet hat, daß er 
während der Sitzung den Rich 


ger ter erst 
mal um Einblick ın die Karikatur bitten 
mußte, weil er sie noch gar nicht in 


Augenschein genommen 
aus drei lapidaren Sätzen, die darin 
mündeten, daß die Strafe zu bestäti- 
gen sei. Er machte sich nicht die Mühe 
auf die inhaltlichen Aussagen von Peter 
einzugehen. Unser Verteidiger forderte 
Freispruch. 

Nachdem sich der Richter mit sich selbst 
beraten hatte, wurde ein neuer Termin 
angesetzt, zwecks Zeugenvernehmung 
(der Verteidiger hatte zwei Zeugen ange- 
führt, die bestätigen konnten, daß die 
Karikatur noch nicht drin war, als Pe- 


ter vom Lay-out nach Hause gegangen 
war). 


hatte, bestand 
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Informations-Dienst 73 


zur Verbreitung unterbliebener Nachrichten 


FASCHEINT SOCHENTLICH NR 317, 7 DEZEMBER 1979 250 DM incl, 6.5 % MWSt. 


Übrigens wir haben 
im ID(leider erst) 
nachträglich länger 
über das Titeöblatt 
diskutiert:die mei- 
sten fanden es 
schwulenfeindlich 


und saublöd,. 


Bevor es dann zum 2.Verhandlungster- 
min kam, flatterte uns eine erneute An- 
zeige zu. Diesmal hatte sich die Staats- 
anwaltschaft zwei anonyme Leserbriefe 
rausgesucht, die Bezug nahmen zum 
Brandanschlag auf das Kreiswehrersatz- 
amt in Darmstadt, und die wir zu Dis- 
kussionszwecken abgedruckt hatten. Die 
beiden Leserbriefe setzten sich positiv 
mit dem Anschlag auseinander. Für die 
Staatsanwaltschaft heißt das: S 140 StGB 
(öffentliche Aufforderung und Billigung 
von Straftaten). 

Mitterweile hatte niemand von uns mehr 
irgendwelche Zweifel daran, daß es hier 
ganz konkret darum geht, uns als Zei- 
tung kaputt zu machen. Am 2.Verhand- 
lungstag wegen der Beleidigungssache 
wurden dann die Zeugen vernommen, 
die die Aussage von Peter voll bestätg- 
ten. Das war für das Gericht Grund ge- 
nug, die Anklage wegen Beleidigung 
auf eine Anklage wegen Verstoßes gegen 
die Impressumvorschriften zu drehen. 
Darauf machte der Richter den Ver- 
teidiger nach der Zeugenvernehmung auf- 
merksam. Der Staatsanwalt (diesmal ein 
anderer) hatte natürlich auch gleich sein 
Plädoyer über S 21 hessisches Pressege- 
setz parat (Dabei geht es um falsche An- 
gaben im Impressum. Also die haben so 
argumentiert: der Angeklagte sagt (und 
die Zeugen bestätigen das), daß er beim 
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Lay-out nicht dabei war, also war er gar 
nicht verantwortlich, also war das Im- 
pressum falsch.-Dies wäre eine neue 
Interpretation, die für alle Zeitungen in 
Hessen höchst schikanös und gefährlich 
werden könnte!/ID)JEr ließ auch gleich 
die Anklage wegen Beleidigung fallen,da 
das nicht . mehr‘ nachgewiesen werden 
konnte. Natürlich wurden wir dann auch 
deswegen verknackt, gleiche Strafe wie 
im Strafbefehl plus Prozeßkosten. Was 
das heißt ist, daß der presserechtlich 
Verantwortliche solange neben der Zei- 
tung hocken und sie beaufsichtigen muß, 
bis Redaktionsschluß, Lay-out, Druck 
usw. fertig sind. Außerdem kann man 
nur wegen 8 21 Pressegesetz verknackt 
werden, wenn eine strafbare Handlung 
vorliegt, also das Gericht sieht die Kari- 
katur weiter als beleidigend an. Weder 
Richter noch Staatsanwalt gingen in ihren 
Aussagen in irgendeiner Weise inhaltlich 
auf das ein, was Peter oder unser Vertei- 
diger zu der Karikatur gesagt hatten. 


Ganz klar, daß wir das Urteil nicht ak- 
zeptieren und in Revision gehen wer- 
den. 

Kontakt: Regionalblatt Darmstadt, Lau- 
tenschlägerstr.18, 6100 Darmstadt,Tel. 
06151 /71 2646 
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POLIZEIAKTION GEGEN BUCHVERTRIEBE 


FRANKFURT (ID) 
11. März 


Angeblich auf der Suche nach Raubdruckern 
und Raubdrucken griff die bundesrepubli- 
kanische Polizei am Dienstag und danach zum 
Mittel der Durchsuchung und auch Prügel bei linken Vertrieben und 
Verlaugsauslieferungen in Frankfurt, Giessen, Berlin, Hamburg’und 
Gaiganz (sowie bei einer bürgerlichen Druckerei in Göttingen). 

Auch in Essen soll es in diesem Zusammenhang zu einer Polizeiheim- 
suchung gekommen sein. Durch die Aktion der Fahnder wird der 
Versuch, den literaturbetrieb lahanzulegen, deutlich sichtbar. Im 
Folgenden Berichte aus Frankfurt, Giessen, Hamburg, Berlin und 
Gaiganz. 


FRANKFURT: 


In Frankfurt kam die Polizei am Dienstagmorgen zur Soziali- 
stischen Verlagsauslieferung (SOVA). Die SOVA liefert seit fünf 
Jahren Bücher linker Verlage an Buchhändler und Besteller aus, ver- 
schickt Rechnungen und sammelt das Geld. Die SOVA liefert 
Bücher von 14 linken Verlagen aus. In ihren Räumen stehen etwa 
12 000 Titel. Die Polizei kam morgens um 8 Uhr. Der Hausbesitzer 
ließ sie nicht rein, so daß sie warteten, bis ein SOVA-Mitarbeiter kam, 
und dann in den Räumen ausschwärmten und Bücher aus den Regalen 
zerrten. Der Durchsuchungsbefehl war unbestimmt — bei Verdacht 
auf vorhandene Raubdrucke müssen die Titel aufgeführt sein, und 
das war nicht der Fall. Die Anträge auf Durchsuchung waren schwam = 
mig formuliert, es besteht der Eindruck, daß der Börsenverein end- 
lich was'gegen Raubdrucker unternehmen wollte und forsch losge- 
gangen ist. 


Da die Polizei nicht wußte, was eigentlich los ist, hat sie alles 
gesammelt, was ihr in die Finger kam,und stellte unmögliche Forde- 
rungen z.B. nach Einsicht in Geschäftsunterlagen, was ihnen nicht 
zusteht. Erst nach einer halben Stunde Polizeiheimsuchung durften 
SOVA-Mitarbeiter Anwälte anrufen. 


Die Polizisten nahmen von jedem Titel ein Buch mit, nachdem 
sie von ihrem Vorhaben, Inventur zu machen, abließen, weil das zu 
lange gedauert hätte — dazu brauchen fünf eingearbeitete Leute 
einen ganzen Tag, die Polizei entsprechend länger. Also nahmen sie 
die letzte Verlagsabrechnung mit, worin Geschäftsgeheimnisse der 
Verlage enthalten sind. 


Am Donnerstag rückten die Polizisten wieder an, diesmal in 
Begleitung eines sachverständigen Zeugen — er wurde nicht nament- 
lich vorgestellt —, der 13 raubdruckverdächtige Titel mitzunehmen 
entschied und Analphabet sein muß, weil es sich bei allen 13 Titeln, 
nicht um Raubdrucke handelt. Von den 13 wurde die gesamte vor- 
rätige Auflage mitgenommen, was rechtlich nicht zulässig ist. Die 
Autoren der beschlagnahmten Bücher sind alle tot und es gibt keine 
zentrale Stelle, die über diese Werke entscheidet. Eine Verfolgung 
kann nur auf Antrag irgendeines vermeintlich Betroffenen geschehen, 
doch jetzt sieht es so aus, daß die Verlage nachzuweisen haben, wer 
über das Urheberrecht verfügt. Das ist ein deutlicher Versuch, den 
Literaturbetrieb lahmzulegen 


GIESSEN: 


Ziemlich gut überregional koordiniert stand die Kripo pünktlich 
um 8.30 Uhr (MEZ) nicht nur in Giessen zunächst vor und dann, laut 
"Gefahr im Verzug’ rufend, In den Wohnungen der Im Prolit- Buchver- 
trieb Arbeitenden. Auch die Wohnungen der Eltern der Prolit-Buchver- 
trieb-Arbeiter (im Odenwald und im nordhessischen ""Zonengrenzge- 
biet’’) wurden pünktlich aufgesucht und teils aufgebrochen. Ebenfalls 
(Heim-)Hausgesucht wurde der Focus-Verlag. Als erste war die 
Wohnung des Prolit-Auszubildenden an der Reihe. Unter den vielen 
Büchern im privaten Bücherschrank fand die Kripo mit viel Glück und 
Wühlarbeit eines, das sie als "Raubdruck’’ beschlagnahmte. Die 
Wohnung eines weiteren Prolit-Arbeiters war genauso ergiebig. Sie 
wurde aufgebrochen, die Anwesenheit von Zeugen bei der Heim- 
suchung zunächst verweigert, Räume durchwühlt, auf die sich der 
Heimsuchungsbefehl nicht bezog. Ausbeute: ein Buch (von etlichen 
tausend aus dem privaten Bücherschrank). Im Prolit-Buchvertrieb 
hatten in der Zwischenzeit etwa dreizehn weitere Kripos zwei 
Schlösser aufgebohrt, (obwohl eine Frau dabeistand, die sich bereit 
erklärte, die Tür aufzuschließen), mit der Heimsuchung bei den 
Geschäftspapieren begonnen und im Lager eine große Funkstation 
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errichtet. Als der einzige zu dieser Zeit in Giessen anwesende Prolit- 
Arbeiter eintraf. war die Heimsuchung schon in vollem Gange. Zu- 
nächst war er noch mit der Kripo allein konfrontiert, bald trafen 
aber zahlreiche Freunde des Vertriebs, Autoren, Herausgeber und 


_ Übersetzer des Focus-Verlages ein. Erst ziemlich spät kam schließ- 


lich noch ein Anwalt. 


Nicht verhindert werden konnte die Beschlagnahmung von 
zehn Aktenordnern, darunter der Ordner mit den unbezahlten 
Rechnungen und das Wechselverkehrs-Buch. Zunächst kann Prolit 
keine Rechnungen bezahlen, und es könnte auch passieren, daß ein 
Wechsel platzt (wer sowas wohl will? ). Zunächst mitgenommen und 
nach anderthalb Stunden zurückgegeben wurde das Prolit-Telefon- 
buch (langsames Polizei-Kopiergerät). Beschlagnahmt wurden auch 
369 Bücher von etwa 250 Titeln. (Vielleicht interessant, daß 
Titel, die sexuelle Assoziationen erlauben, sich besonderer Beliebt- 
heit bei der Kripo erfreuten und mit großem Hallo begrüßt wurden). 
Die Kripo meint wohl, daß es sich um "Raubdrucke” handelt. 

Mal sehen, wann sie auf den Trichter kommt, daß es sich um Bücher 
handelt, deren einzig kriminalisierbarer Punkt der ist, daß es sich 
überwiegend um linke Bücher, um Titel von ungefähr 50 kleinen, 
linken Verlagen, publizierend@ Gruppen und Individuen handelt. 
Aber vielleicht ist dies auch genau der Überblick, den sie sich wün- 
schen. Vielleicht suchen sie nur die Punkte, an denen demnächst 
der große Gemeinschaftsfrieden-Hammer zuschlagen soll. Vielleicht 
ist es aber auch der bloße Frust über den Wasserschlag, den sie 
vollbracht hatten. Ein Frust, der sich auch darin äußerte, daß die 
Kripo wie die Vandalen hauste. 


Eine vom Giessener AStA zur Heimsuchung veranstaltete 
Pressekonferenz fand in der örtlichen Presse mit den üblichen Ver- 
drehungen — aber immerhin — ihren Niederschlag. 


HAMBURG: 


Am 9. März erschierfin der Wohnung der Inhaber des Ver- 
triebes Maldoror und des Verlages Assoziation in Hamburg. acht 
Kriminalbeamte mit einem Durchsuchungsbefehl für Raubdrucke. 
Sie hinderten die beiden zuerst daran, ihre Anwältin zu informieren. 
Als sie schließlich kam, wurde ihr der Zutritt zu der Wohnung ver- 
wehrt. Mit in die Wohnung durfte ein Fotograf, der die ganze Wohnung 
aufnahm. Die Kriminalbeamten durchwühlten die Wohnung und 
beschlagnahmten vier Titel, die im Privatbesitz sind, und damit war 
die Aktion beendet. 


Einige Stunden später lief in Uninähe eine Durchsuchung in 
einer Garage, die von der Polizei aufgebrochen wurde, und in der 
zwei Lastwagen mit ""Raubdrucken’”’ sichergestellt wurden. Die 
Garage war untervermietet vom Hamburger "”’Arbeiterbuch’”’. Ein 
Angestellter des Arbeiterbuches wurde von der Polizei zusammenge- 
schlagen und abgeführt. t}ie Presse bezeichnete ihn am nächsten 
Tag als "'Chef des Raubdruckrings’’ 


BERLIN: 


In Berlin ist die Durchsuchung von der Gewerbepolizei in Zu- 
sammenarbeit mit der Kriminalpolizei durchgeführt worden, insge- 
samt vier Beamte, die zunächst an der falschen Adresse waren, der 
Adresse des Basis-Verlages in der Grellestraße, wo der Maulwurf- 
Buchvertrieb vor etwa anderthalb Jahren gewohnt hat. Die neue 
Adresse fanden sie in der Korrespondenz von Basis und trafen bei 
Maulwurf etwa zu Arbeitsbeginn ein, wo sie relativ oberflächlich 
das Buchlager durchsuchten und in Rechnungen und Bestellungen 
wühlten. Dann versuchte die Polizei anwesende Mitarbeiter zur Unter- 
schrift unter das Durchsuchungsprotokoll zu bewegen, womit sie 
kein Glück hatten, denn wer hat schon eine Durchsuchung gern 
und unterschreibt, daß er die Durchsuchung freiwillig erduftt hat. 
Beschlagnahmt wurde nichts, die Polizei versprach, das diesbezüglich 
dem Maulwurf zustehende Papier auszustellen,und verließ dann die 
Räume nach zweieinhalb Stunden. 


G-IGANZ: 


Am Dienstagmorgen zwischen 9 und 11 Uhr wurden in 
Gaiganz die Druckerei und Privaträume durchsucht. Dabei wurde 
ein Exemplar des Brecht/Arbeitsjournals beschlagnahmt. 

%* 
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Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


COMMERZBANK KÜNDIGT LINKE KONTEN — ANTI-REPRESSIONSGROSCHEN DER BUCHLÄDEN 


WIR AUCH | PN 
de BOCHUM (ID Von den 88 88a und 130a sind die linken 

FRANKFURT (ID) Anfang März kündigte die Commerzbank i Verl Er d Buchläd r 

17. März der Karl-Marx-Buchhandlung, der Soziali- 10.200 ag WEL IR DE AD BRERIIDE U KOLSBE 


stischen Verlagsauslieferung und dem Verlag 
Roter Stern die Konten. Auch auf Anfrage wurden für diesen Schritt 
keine Gründe angegeben. 


Es ist allerdings offensichtlich, daß die Commerzbank, in deren 
Vorstand eine Reihe von CDU-Mitgliedern sitzen, auf diesem Weg 
versucht, dem linken Buchhandel das Leben schwerer zu machen. 
Die Maßnahme reiht sich zwanglos in die eben ausgebrochene 
Raubdruckhysterie und die 88a-Gesetzgeberei ein. 


Der AStA der Frankfurter Universität kündigte in einem Offenen 
Brief an die Commerzbank die Auflösung seines und des Kontos 
der Stiftung Studentenhaus an. In dem Brief heißt es: ‚‚Ihre Vor- 
gehensweise ähnelt stark der im Faschismus gegenüber einer ande- 
ren Minderheit angewandten Methode: wir meinen damit den Ab- 
bruch der wirtschaftlichen Beziehungen gegenüber den Juden und 
das Kennzeichnen mit einem gelben Stern.” 


Linke Betriebe, Gruppen und Individuen, die Konten bei der 
Commerzbank unterhalten, sollten sich überlegen, ob sie nicht — 
unter ausdrücklichen Hinweisen auf das Verhalten dieser Bank — 
diese auflösen. 


ZUM „BZ"”-EXTRABLATT 


WESTBERLIN (ID) 
22. März 


"Am Samstag, dem 13.März,erschien in West- 
berlin ein Extrablatt der „BZ'. Die BZ ist die größte Westberliner 
Zeitung und gehört Axel Springer. Über 6.000 Ex&plare des viersei- 
tigen Extrablattes wurden in den verschiedenen Westberliner Bezir - 
ken verteilt: auf der Straße, in Kneipen, Kinos, auf U-Bahnhöfen, 
in Telefonzellen und Hausbriefkästen. Das Blatt informierte über 
die Zustände in den westdeutschen und Westberliner Knästen, die 
von den bürgerlichen Medien totgeschwiegen werden: 


® die extrem langen U-Haftzeiten (z.B. über fünf Jahre bei Jür- 
gen Bäcker) 

® der tagtägliche Alltagsterror in den Knästen 

® die Überbelegung in den Westberliner Gefängnissen 

® die medizinische Miß(be)handlung der Gefangenen 

® die sogenannten ‚„Selbstmorde’’ 


In einem Interview mit Peter Lorenz verglich dieser die unmögli- 
chen Zustände im Westberliner Strafvollzug mit seinen positiven 
Erfahrungen im Volksgefängnis der Bewegung 2. Juni. Lorenz zog 


aus seinen Erfahrungen die richtigen Konsequenzen: Bekämpfung der 


sogenannten Kriminalität durch Abschaffung ihrer Ursachen; der 

Aubeutung und Unterdrückung durch die kapitalistische Gesell » 

schaftsordnung; die Entführung von Politikern wurde von ihm als 
eben auch ein Mittel radikaler Politik bezeichnet, über dessen An- 
wendung man sich angesichts der :.ustände in unserer Gesellschaft 
(Krise, Arbeitslosigkeit usw.) nicht zu wundern brauche. 


Folgende Erklärung wurde uns zugeschickt: 


betroffen. Gegen sie sind im Rahmen dieser 
88 auch schon verschiedene Aktionen gelaufen. 


Die bekannteste ist wohl die gegen das Buch von Bommi 
Baumann :,Wie alles anfing. Bei der Durchsuchung der Räume des 
Trikont-Verlages wurde nicht nur dieses Buch beschlagnahmt, son- 
dern auch Composerlünd Schreibmaschinen mitgenommen. Das 
zeigt klar, daß es nicht nur darum geht, einzelne Bücher zu beschlag- 
nahmen, sondern die Arbeit insgesamt zu Verhindern, da bei der 
dünnen Kapitaldecke für solche Betriebsmittel kein Ersatz zu be- 
schaffen ist. 


Die nächste Aktion richtete sich gegen verschiedene Vertriebe, 
angeblich, um Raubdrucke zu finden. Dabei wurde in einem Fall 
von jedem Buch ein Exemplar mitgenommen, obwohl es sich 
offensichtlich nicht um Raubdrucke handelte. Hier geht es augen- 
scheinlich darum, das gesamte Linke Sortiment kennenzulernen, 
um die nächsten Schritte vorbereiten zu können. 


Die jüngste Aktion richtete sich gegen das „‚Blatt”’ in München. 
Dort mußte aus der Zeitung eine Seite entfernt werden, weil sie 
eine Zeichnung enthielt, die jemanden darstellt, der eine Flasche 
wirft! 


Bei all diesen Aktionen waren auch Läden als Letztverteiler 
betroffen. Größere Beschlagnahmungen können wir, die wir ins- 
gesamt nicht über Kapital im Hintergrund verfügen, finanziell 
nicht verkraften. Es geht also um die Existenz oder Nicht-Existenz 
dieser Läden. 


Wir haben deshalb beschlossen, Gegenmaßnahmen zu ergreifen, 
ehe es zu spät ist. 


Wir gründen einen Solidaritätsfond, in dem jedes Projekt ent- 
sprechend seinem Umsatz einen Betrag einzahlt. Innerhalb von 
2 Jahren soll dieser Fond auf DM 20.000 angewachsen sein, eine 
Summe, die wir für notwendig halten, um im Falle von Repression 
die Schließung zu verhindern. 


Da wir selbst nicht in der Lage sind, das gesamte Geld aufzubrin- 
gen, wollen wir unsere Kunden miteinbeziehen. 


Der linke Buchhandel besteht nicht aus privatkapitalistischen 
Unternehmen, sondern erfüllt eine politische Funktion. 


Man stelle sich kurz die Situation vor, wenn nach und nach alle 
Projekte schließen müßten! Alle Initiativen, Gruppen und politische 
Organisationenkgrauchen die Läden zur Verbreitung ihrer Erfah- 
rungen, als Informationsinstrument und zur Erweiterung ihres 
Wissens. Daher haben auch die Genoss(iMen außerhalb der Läden 
eine politische Verpflichtung. 


Wir wollen etwa ab Juni, nach einer Vorbereitungszeit, in der 
wir genau erklären, warum wir’s machen, auf jedes Buch, das wir 


verkaufen, einen ANTI-REPRESSIONSGROSCHEN erheben, 
der in diesen Fond fließt. 


Zur Vorbereitung haben wir ein Lesezeichen gedruckt, das noch 
einmal die 88 aufführt und die Notwendigkeit des Groschens be- 
gründet. 


Außerdem wird eine Postkartenserie erstellt, auf der Karikaturen 
zu den S$ und Kommentare aus der ausländischen Presse abgedruckt 
sind. 


Wir halten diese Aktion für eine konkrete Maßnahme von Gegen- 
wehr und erwarten die Unterstützung der Genoss(in)en vor dem 
Ladentisch. 


Verband des linken Buchhandels (VIB) in Nordrheinwestfalen, 
Kontaktadresse: Politische Buchhandlung, Im Westenfeld 22. 
4630 Bochum. 


Informationen über 8888a und 130 a, Maulkorbgesetz und Gemein- 
schaftsfrieden: „Bekanntmachung - Der Beauftragte für Staats- 
schutz’’(titel), 7 Mark, zu bestellen bei: 
prolit-Buchvertrieb, Dammstr. 11, 6300 Gießen. 
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Aktionen gegen die Repression 


‚LINKE EULENSPIEGELEIEN’ 
VOM JUSTIZSENATOR 


BERLIN (ID) 
28.September 


Mehr als eine Demonstration gegen den S 88 a 
bewirkte Anfang letzter Woche eine „Postwurf- 
sendung des Justizsenators”, die in etwa 50.000 
Berliner Haushalten verteilt wurde: 


Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! 
Die für das Schicksal unserer Stadt Verantwortlichen wenden sich 
heute direkt an Sie, liebe Bürger. 


Mit großer Sorge, aber tatenlos mußten wir zusehen, wie im- 
mer zahlreicher werdende Bücher, Zeitschriften und Filme, deren 
Inhalt eindeutig auf eine gewaltsame Veränderung unserer Gesell- 
schaftsordnung abzielt, den deutschen Büchermarkt überschwem- 
men. Um dieser Flut Einhalt zu gebieten, wurde der 8 88a geschaf- 
fen. Damit Sie ihn in seiner ganzen Aussagekraft und in voller Ver- 
antwortung zur Richtschnur Ihres staatsbürgerlichen Denkens und 
Handelns machen können, sei hier noch einmal auf die wesentlichen 
Aussagen dieses Gesetzeswmerkes hingewiesen: 


Schriften, deren Inhalt geeignet ist, Gewalt zu befürworten, Sicher- 
heit und Ordnung der BRD zu bedrohen oder deren öffentlichen 
Frieden zu stören; wer diese Schriften also verbreitet, öffentlich aus- 
stellt, anschlägt, vorführt... herstellt, bezieht, vorrätig hält , (also 
jeder, der in irgendeiner Art und Weise mit diesem Schriftstück in 
Berührung kommt oder es gar liest, „wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
3 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.” 


Die juristische Handhabe, gegen gewaltbefürwortende Schrif- 
ten vorzugehen, wurde somit vom Staat geschaffen. Sicher werden 
Sie verstehen, wenn wir diesen Paragraphen im allerweitesten Sinne 
auslegen. Da jedoch noch keine konkreten Richtlinien seiner An- 
wendung in Umlauf sind, fordern wir Sie auf — damit Sie sich in kei- 
nem Falle strafbar machen — die in Ihrem Besitz befindlichen Schrif- 
ten, die möglicherweise unter den 888 a fallen, zu unserer Über- 
prüfung in den beigelegten Erhebungsbogen aufzulisten. Die Liste 
ist bis zum : 


15.10.76 an folgende Adresse einzusenden: 
Senator für Justiz, Salzburger Str. 21, 1 Berlin 62. 


Als Entscheidungshilfe für die Erstellung der Liste seien hier 
einige Beispiele gewaltbefürwortender Schriften aufgeführt: 


H.Böll: Katharina Blum; B.Brecht:Gesammelte Werke; F.Schiller:Die 
Räuber; Robin Hood: Rächer der Enterbten; Hemingway: Wem die 
Stunde schlägt; M.Frisch: Biedernann und die Brandstifter; Till 
Eulenspiegel: Aus dem Volksmund. 


Bei etwaigen Nachfrageri stehen wir Ihnen ab sofort unter der 
Telefonnummer 885 30 41 zur Verfügung. Sie werden in Ihrem 
eigenen Interesse verstehen müssen, daß Ihre Angaben von unserer 
Seite überprüft werden. Zu diesem Zwecke wird Sie in nächster Zeit 
einer unserer Kontaktbereichsbeamter aufsuchen. In unseren Be- 


müh ungen bei der systematischen Vernichtung gewaltbefürworten- 
der Schriften kommen Sie uns entgegen, wenn Sie gelegentlich einen 


prüfenden Blick in den Bücherschrank Ihres Nachbarns werfen könn- 
ten. 

Mit freundlichen Grüßen 

(Unterschrift Prof.Dr. Baumann)” 


Dieses Schreiben war zusammen mit einer Liste in die Hausbrief- 
kästen gesteckt worden, auf der man die verdächtigen Bücher ein- 
tragen konnte. 


Schon am nächsten Tag reagierte die Presse und brachte z.T. 
schon auf der Titelseite ein Dementi. Die Justizverwaltung erfuhr 
erst durch die Presse von dem fingierten Schreiben und durch zahl- 
reiche Anrufe von verunsicherten Bürgern (über 400 an einem Tag), 
die nun nicht wußten, was sie machen sollten. 


Wie üblich wurde sofort der Staatsschutz in die Fahndung 
nach den „‚Helfershelfern des Justizsenats”’ eingeschaltet. Nach aus- 
sen hin wurde das ganze als „Linke Eugenspiegelei”, die insbeson- 
dere ältere Leute verunsichern würde, abgetan. 


Als „Terroristische Aktion‘' war das Ganze kaum zu ver- 
kaufen, denn wieviel Terroristen muß es in Berlin geben, daß 
50 000 Flugblätter verteilt werden können — innerhalb von einigen 
Stunden? 


- 17. NOvember 


ID 145 v.2.10.76/ID 132 v. 3.7.76/ID 152 v.20.11.76/ID 174 v. 22.4.77 


AMTLICHES KLOPAPIER 


WESTBERLIN (INFO BUG/ID) „Gestern besuchte ich hier 
28. Juni einen Freund. Bei ihm im 

Zimmer lag auf dem Boden 
ne Rolle Klopapier. Das ist weiter nichts besonderes, aber bei die- 
ser Rolle stand auf jedem Blatt dick draufgedruckt: Amtsgericht. 
Sowas hatte ich noch nie gesehen. Scheinbar ist diese Maßnahme 
notwendig, damit die bei Gericht arbeitenden Beamten und An- 
gestellten sowie die Richter kein Klopapier mit nachhause neh- 
men. Ich weiß nicht, ob das bei euch genauso ist. Aber wenn, 
schlage ich vor, diese Rollen zu besorgen und in den linken Buch- 
läden zu verscherbeln, die Rolle vielleicht zwei Mark und das 
Geld zur Knastarbeit zu verwenden. Ich jedenfalls kenne viele, 
die sich damit liebend gern den Arsch abwischen. Euer Ruhr- 
pott-Ede.’ 


GETÜRKTE $ 88 a-VORLADUNGEN 


WESTBERLIN (ID) In Westberlin erhielten verschiedene Leu- 
te gefälschte richterliche Vorladungen zu 
einem „Ermittlungsverfahren gegen Sie 
wegen Verstoß gegen S 88a StBG im Zusammenhang mit Ihrer 


journalistischen Tätigkeit”. 


Die Adressaten bekamen nach dieser äußerst amtlich wirkenden 
Mitteilung später ein Flugblatt zugeschickt, in dem die Aktion er 
klärt wurde. Nach allgemeinen Informationen über die Zensurpa- 
ragraphen heißt es darin weiter: 


„Die Befürchtung, dies Gesetz könnte eines Tages mißvraucht 
werden, ist naiv: es ist nichtverabschiedet worden, um ‚‚mißbraucht” 
zu werden, sondern um gebraucht zu werden; der Mißbrauch die- 
ses Gesetzes wird sein Gebrauch sein. 


Sie werden sich jetzt bestimmt fragen, warum wir ausgerechnet 
Ihnen eine derartige „Vorladung” geschickt haben. Nun, das hat 
verschiedene Gründe. Einmal, weil wir meinen, daß gerade für 
Journalisten und Schriftstellerdies Gesetz bei ihrer täglichen Ar- 
beit einfach unerträglich sein muß, daß gerade Sie sich durch Ih- 
ren Beruf ständig an der Grenze der Kriminalisierung befinden 
(auch wenn Sie das zur Zeit noch nicht so empfinden), wenn Sie 
Artikel schreiben, die nicht von vornherein die herrschende Mei- 
nung — die schon immer die Meinung der Herrschenden war — 
wicerspiegeln und kritisch Ereignisse hinterfragen, die für gewisse 
Kreise unbequem sind. 


„ALTERNATIVE” BILD-ZEITUNG 


FRANKFURT 
20. April 


In mehreren Städten der BRD, so in 
Berlin, Bielefeld, Bochum, Frankfurt, 
Hamburg, Köln und sonstwo, wurden 
in dieser Woche ‚‚alternative” BILD-Zeitungen verteilt. Die 
„traditionelle”’ BILD befürchtete am Tag danach,.daß mehrere 
10 000 Blätter in Umlauf gebracht worden seien. Bie läßt die 
Polizei eine „geheime Anarchistendruckerei” erahnen und 
entsetzt sein: „‚der Helfer-Apparat ist größer als bisher ange- 
nommen.” 

Auf 2 Seiten konnte der zunächst verblüffte Leser Geschich- 
ten lesen über die merkwürdigen Umstände der Verhaftung 
von Gerd Albartus und Enno Borstelmann, denen Zugehörig- 
keit zur RZ vorgeworfen wird und über Stammheimer Zu- 
stände; außerdem einen Kommentar über Palästina und zio- 
nistische Politik; die sensationelle Nachricht von,der Entlar- 
vung der Kraftwerks-Union als terroristische Vereinigung’ 
und einen Bericht über Isolationshaft als Krankheitsursache. 
Und wie immer blickte BILD voll durch: ‚„Baader-Meinhof- 
Freunde verteilten gefälschte BILD-Zeitungen.” 


Linke Buchläden, Verlage, Vertriebe, Druckereien und Zeitungen in der BRD 


GEMEINSAME HERAUSGABE VON TEXTEN DER 
RAF 


Nach der zweiten Herausgabe des Bommi—Baumann-—Bu- 
ches durch zahlreiche Einzelpersonen und politische Gruppen, 
ist nun geplant, ein Buch mit Texten der RAF herauszugeben. 
Um der Staatsanwaltschaft nicht allein in die Finger zu fallen, 
ist eine Gemeinschaftsherausgabe der Texte vorgesehen. In ei- 
nem Brief schreibt der Trikont— Verlag: 

"Liebe Genossinnen und Genossen, 

gerade weil wir an der Politik der RAF eine sehr scharfe Kri- 
tik haben, sind wir der Meinung, daß deren Texte einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen. Erst dann 
wird eine Auseinandersetzung ermöglicht. Da sich einige auslän- 
dische Verlage bereit erklärt haben, die Texte zu veröffentli- 
chen ( in deutscher Sprache), würden wir es beschämend fin- 
den, wenn kein deutscher Verlag bei den Herausgebern zu fin- 
den ist. Da die Gefahr einse Verbotes gerade bei diesem Buch 
besteht, wollen wir nicht wieder allein den Kopf hinhalten 
und fordern euch deswegen auf, eure Unterschrift unter das 
Vorwort zu setzen. Wir selbst sind über den Inhalt weitgehend 
auch nur über die beiliegenden Angaben informiert — uns hat 
das auch gereicht, da die Herausgabe aus anderen, nicht aus in- 
haltlichen Motiven beabsichtigt ist. Mit der technischen Ab- 
wicklung hättet ihr alle nichts am Hut. 

Viele liebe Grüße, Trikont”’ 
Die beiliegenden Angaben zum Inhalt sind die folgenden: 
INHALTSANGABE 
1 — Teile der letzten Texte von Ulrike Meinhoff 
2 — Erklärungen im Prozeß zu: 
a) Struktur der RAF 
b) BRD Analyse 
c) Psychologische Kriegsführung 
3 — Schon veröffentlichte Texte von früher, z.B. Konzept 
Stadtguerilla 
Wir veröffentlichen im folgenden den Wortlaut der Vorbemer- 
Rung der Herausgeber: 
VORBEMERKUNG.DER HERAUSGEBER 

Die jüngsten Ereignisse im Stammheimer Prozeß ( Handel 
mit Prozeßakten, Befangenheitserklärung von Prinzig, Abhör- 
affaire) haben jetzt auch eine breite Öffentlichkeit auf die Liq- 
uidation des „Rechtsstaates’’ aufmerksam gemacht. Es dürfte 
jedem klar geworden sein, daß der Staat in diesem Verfahren 
darauf aus ist, den politischen Widerstand der Angeklagten und 
die minimalsten Schutzrechte der Verteidigung zu vernichten. 
Das geschieht nicht nur durch die im Zusammenhang mit dem 
Prozeß erlassenen Gesetze ( Anwaltsausschlüsse), sondern in- 
dem dieser Staat geheim und offen, bewußt und vorsätzlich 
das von ihm selbst geschaffene Recht mit Füßen tritt. Es gehört 
zu dieser Vernichtungsstrategie, daß die Angeklagten in der 
Öffentlichkeit mundtot gemacht werden, daß sich die bürger- 


liche Presse weigert, ihre Argumente darzustellen, sodaß eine 
Auseinandersetzung mit der RAF unmöglich gemacht wird. 


Diese Auseinandersetzung wird nicht nur durch offizielles 
Verschweigen unmöglich gemacht, sondern geht gleichermas- 
sen unter dem Damoklesschwert des Verbotes. Die von der 
Bundesregierung verabschiedete 14. Strafrechtsänderung, ins- 
besondere der 8 88a, stellt die ‘'Befürwortung von Gewalt” un- 
ter Strafe. Bestraft werden soll, wer solche Schriften ‚‚verbrei- 
tet, Öfferttlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänz 
glich macht’, bestraft werden soll, wer solche Schriften ‚‚her- 
stellt, bezieht, vorrätig hält, anbietet, anpreist, ein—oder aus- 
führt””. Schon vor dem Erlaß des Maulkorbparagraphen wurde 
ein Buch der RAF verboten. % 


Wenn wir diesgBuch herausgeben, so bedeutet das keines- 
wegs für jeden Herausgeber eine Identifikation mit dem Inhalt. 
Wir sehen in dem Buch aber auf jeden Fall ein Zeitdokument 
zur politischen Geschichte der Bundesrepublik. Die Herausga- 
be drückt unseren Widerstand gegen eine mögliche Beschlag- 
nahme aus. 

Bisher wurde diese Vorbemerkung unter anderem unterschrie- 
ben von: Peter O.Chotjewitz, Max von der Grün, Jean Paul 
Sartre, Gerhard Zwerenz, Neues Forum, Wien, Internationale 
Korrespondentie, Nijmegen. 


„DISTANZIERUNGSPREIS FÜR DIE 
DISTANZIERTESTE DISTANZIERUNG 
IM JAHRE 1977" 


GÖTTINGEN Liebe Leut! 
5.Dezember Es ist schon saukalt — das Jahr geht seinem 
Ende zu, so daß wir Gesagtem und Geschrie- 
benem noch ein paar Gedanken widmen sollten. Neu in der 
linken Rede war ein Phänomen, das landauf landab ‚Distan- 
zierung’ geheißen wurde. Da dieses Phänomen nichts — außer 
kalter Distanz in die Linke hineingetragen hat, wollen wir 
unsere Hoffnung nicht verhehlen, da wir wirklich genug Ärger 
haben, uns im neuen Jahr nicht über erneute ‚Distanzierungen’ 
ärgern zu müssen. 

Nichts desto trotz wollen wir diese unfeine Erscheinung 
zuvor noch einer (hoffentlich) letzten Würdigung unterziehen. 
So schreiben wir denn hiermit den ‚Distanzierungspreis für 
die distanzierteste Distanzierung im Jahre 1977’ aus. Mitma- 
chen können alle bis auf den Bundeskanzler, gewählt werden 
können ebenso alle bis auf Hamster Fidel, weil der schon bei 
der Ausschreibung zu schummeln versuchte. 


O.k. schickt Eure Vorschläge, wenn Ihr welche habt, 
bitte bis Mitte Januar an den Buchladen Rote Straße, Stich- 
wort ‚Distanz’, Rote Straße 10, 34 Göttingen. 


Die Auswahl findet natürlich ohne richterliche Aufsicht 
statt und wird von einigen schlitzohrigen Stadtindianern ge- 
troffen. Der Rechtsweg ist aussichtslos. 


Schwarz-Rote Grüße 
Bewegung Undogmatischer Frühling.‘ 


P.S. Der Wahlsieger wird Ende Januar öffentlich bekannt- 
gegeben!! 


BUCHLÄDEN ZUGEKLEISTERT 


Bochum/Dortmund Die Gruppe „Freiheit fir jeden ge- 

dachten und gedruckten „Gedanken“ 
teilt mit, dd sie am 2. März in Bochum und Dortmund die 
Türen bürgerlicher Buchläden zugekleistert hat. Diese 
Symbolische Aktion richtet sich gegen die Zensur in der 
BRD Die Gruppe schreibt ua: 


„Die bürgelichen Buchhandlungen haben sich bis heute 
nicht zum Zensurparagraphen 88a geäußert — 
sie handelten gemeinsam mit Verlegern und Grossisten 
(Zwischenhändlern), die dafür sorgten, daß rechtlich bedenklich 
erscheinende Texte/Textreihen aus dem Sortiment verschwanden. 
Einzelnen Verlage stellten ganze Reihen ein (bspw. der 
Rowohlt Verlag seine Reihe: Texte zum Marxismus und Anar- 
chismus), Bücher wurden von Verlegern im nachhinein zensiert 
(der Luchterhand Verlag zensierte einen Text von Debray) 
und der Berthelsmann Konzern weigerte sich, einen Roman 
von Peter Chotjewitz herauszubringen, in dem u.a. die 
Haftbedingungen von politischen Gefangenen in der BRD 
beschrieben werden. Grossisten fragen nach, ob rechtliche 
Bedenken gegen einen Text vorliegen, bevor sie ihn ins 
Sortiment aufnehmen. Von den bürgerlichen Buchhandlungen 
werden rechtlich bedenkliche Texte erst gar nicht bestellt. 
Buchhandlungen, Verlage, Vertriebe und Druckereien, die 
sich dieser Praxis nicht unterordnenwollen, sehen sich einer 
ständigen Kriminalisierung ausgesetzt.” 


—i ZZ — 150, 16.7.77/D207 v:10.12.77N10278v. 173.79 —— 
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Im Gefängnis kann man nichts Grobes machen. Gewalt 
trifft immer auf die überlegene, stärkere Gewalt der andern. 
Du kannst deine Zelle zertrümmern — sie wird von dem routi- 
nemäßigen Reparaturkommando, das alle zertrümmerten Zel- 
len wieder erneuert, wiederhergestellt werden wie sie war, nur 
dich wird man in den Bunker bringen. Je mehr du zuschlägst, 
umso mehr bist du der Geschlagene. Die Stärksten halten nicht 
lange aus, du siehst sie später als stumme Leichname an dir vor- 
beihuschen, unter Valium gesetzte, im Filter der Tranquilizer 
abgetötete Aggressionen, die mit jedem Ausbruch und mit 
jedem Tranquilizer mehr ihren Sinn verlieren. Die Starken, die 
Gitter zerbiegen und ihre Bewacher niederschlagen können, 
sind machtlos gegen die ätherischen Dauerzustände der Ein- 
samkeit in der Zelle, gegen die kein Radio mehr hilft. Ihre Stär- 
ke fällt auf sie selbst zurück — sie sind zu hart, um einer Ge- 
walt, die sich über Zeit und Raum ausgebreitet hat, widerste- 
hen zu können. Was sie wollen, liegt viel zu nahe, als daß sie 
es erreichen könnten, denn die Institution rechnet damit, daß 
sie es erreichen wollen. Deshalb sind hier die stärksten Mauern, 
die uns davon trennen. 


Das Gefängnis ist nur dort sicher, wo der Gefangene das ge- 
naue Ebenbild dieses Gefängnisses ist, und es ist dort völlig un- 
sicher, offen und ohne Mauern, wo er es nicht ist. Einer dieser 
Zustände, in denen das Gefängnis plötzlich ohne Mauern da- 
steht, ohne jede Sicherheit die Gefangenen an einer Flucht zu 
hindern, ist die Todesbereitschaft, die auch die Bereitschaft zu 
töten ist. Ein anderer Zustand ist das Eindringen der Gefange- 
nen in die Kultur — die Ausbreitung ihrer Kultur über die be- 
stehenden Wertsysteme, die im Zusammenprall mit dem mora- 
lisch gewordenen Verbrechen, dem vernünftig gemachten Ver- 
brechen, ja dem Verbrechen als einzige Möglichkeit vernünftig 
zu sein, zersplittern müssen. 
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Das Gefängnis besteht als steingewordenes Gesetz, aber das 
Gesetz ist abhängig von einer bestimmten Stimmung in der Be- 
völkerung, die auf dem Glauben beruht, daß regelmäßige Ar- 
beit, Familie und fester Wohnsitz, soziale Bindungen und die 
entsprechenden moralischen Ansichten für ein anständiges Le- 
ben notwendig sind und daß hinter Gittern diejenigen sitzen, 


die den Frieden der Gesellschaft stören — durch Diebstahl, Raub, 


Mord, usw., und daß diese zumindest eine Behandlung, eine 
Therapie nötig haben, damit sie sich umstellen können und 
besser werden können als sie sind. 

Dieser Glaube würde durch eine Kultur der Gefangenen und der 
Asozialen allgemein zerstört werden. Eine asoziale Literatur, 
wenn es sie gäbe, würde umgekehrt die soziale Kultur, die Kul- 
tur der Besitzenden, all jener, die Eigentum konsumieren statt 
das Lebensnotwendige, die außerdem — als Mittel dazu — in 
irgendeiner Form die Kompetenz besitzen, mit anderen Men- 
schen zu verfahren wie sie wollen, also eine Kultur der Unter- 
drückung mit den Einsichten, die nur einer aus allen sozialen 
Kompetenzen ausgeschlossenen Kultur und Literatur kommen 
können, widerlegen und geistig auflösen — die Vernunft derer 
zunichte machen, die heute im Besitz unseres Weltbilds und 
unserer Welt sind. Etwas ähnliches geschieht gegenwärtig in 
der Sowjetunion: die schleichende Kulturrevolution der Kon- 
zentrationslager! 


Wo man Menschen am besten bewacht, ist ihre Fähigkeit, über 
das Medium der Literatur auszubrechen und den Bewacher- 
staat schließlich zu zerstören, am stärksten. 


Daß die Zerstörung eines Staates nur mit soundsoviel ent- 
schlossenen Revolutionären und soundsoviel Maschinengeweh- 
ren möglich ist, wird leicht widerlegt, wenn es gerade der Be- 
sitz und Gebrauch der Maschinengewehre ist, der eine Revo- 
lution schon am Zustandekommen hindert — mit Bomben das 
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Bewußtsein ändern zu wollen ist kein Weg, überhaupt etwas 
zu ändern. Däs bedeutet nicht, daß Bomben keine Waffen wä- 
ren, die man benutzen muß — aber es sind sekundäre Waffen, 
im Stadium einer sich erst formierenden Linken unwirksame 
Waffen, und in der Situation der Gefangenen und der Lage, 
aus der sie kommen, irreführende, vernebelnde Waffen, denn 
das Interesse eines auf dem Grund der Gesellschaft Lebenden 
ist von dem eines progressiven Aufsteigers so verschieden wie 
das des Ausgebeuteten gegenüber dem seines Ausbeuters. 


Die Linke ist keine Identität mehr. Und am wenigsten ist der 
bewaffnete Kampf für dieses Nichtidentische eine Identität. 
Wenn überhaupt, können nur Klassen über längere Zeit gegen 
ein Regime Krieg führen, und zwar nur dann, wenn dazu keine 
Ansichten, außer die, die man sowieso hat, nötig sind — keine 
schwierige, abstrakte Identität. 


Damit ist deutlich: das Lumpenproletariat, das am ehesten 
zu einem selbstaufopfernden Guerillakrieg fähig wäre, hat kei- 
ne Identität mit denen, die schließlich davon profitieren könn- 
ten. Auch hier wiederholt sich: die scheinbare Stärke wird auf- 
gerieben — was ihr fehlt, ist nicht Härte sondern Subtilität. 


Ein Sozialismus, der von den jetzigen Klassenkonstellationen 
beherrscht wird, bedeutet kein Ende der Sklaverei, sondern 
eher, mit der Sozialisierung allen Lebens ihre ungeahnte, vam- 
pirhafte Effektivität, zum Beispiel als möglich gewordene Aus- 
raubung menschlicher Körper als Rohstoff der medizinischen 
Industrie. Dew Blick, den die Untersten der Gesellschaft auf die 
Zukunft richten, ist durch die Bilder ausgefüllt, die eine Zu- 
kunft anderer, hoffnungsvoller Klassen zeigen, deren humani- 


täre Hoffnungen aber zugleich die Verheißungen der kommen- 
den Barbarei sind. 


Möglicherweise ist es diese Hoffnungslosigkeit, die sogar ihre 


Reflexion erstickt. Eine Literatur der Gefangenen, selbst in Form 


des Samisdat (Weitergabe von Nachrichten unter Berücksichti- 
gung aller Medienformen ... vom Toilettenpapier bis zur Ton- 
bandkassette) gibt es nicht. Es gibt die Dokumentation von 
oben, Erhebungen, denen der Schein der Identifizierung anhaf- 
tet, deren Position in der sozialen Struktur sich jedoch nicht 
unterscheidet von den erkennungsdienstlichen Feststellungen 
eines Lebens, den Fotos mit der Meßlatte, den medizinischen 
Befunden, dem Geschätz der Gutachter, dem Rassismus einer 
sozialen Wissenschaft, die auf dem stummen Elend der asozia- 
len und der tierischen Unterklassen der menschlichen Gesell- 
schaft errichtet ist. 


Die Sprache, die nach oben drängt, ist die Sklavensprache: 
Identität als Fall, oder als Leichnam, oder als fast schon Leich - 
nam, der erst als solcher Beachtung heischt. Schwachsinn einer 
Sprache, die sich durch den Spiegel der Institution sieht: der 
Justiz (die Beschwerden mit ihrem Zwang, so zu sein, wie die 
Gesetze es verlangen — aber das ist man schon dadurch, daß 
man gestohlen, vergewaltigt oder gemordet hat) ... der Zei- 
tung, mit ihrem Zwang, bedeutend zu sein und, da die Öffent- 
lichkeit das Leben eines Gefangenen ignoriert, sich an den 
Rand des Todes oder tatsächlich ums Leben zu bringen. Und 
für diesen Preis — was ist die Nachricht jener, die aus der Nacht 
ihres Todes zu uns sprechen? Sie reden immer noch von Re- 
sozialisierung, selbst in der äußersten Fremdheit und Entfer- 
nung sind die Opfer stumm, weil ihre Sprache niemand ver- 
steht, — niemand hören will, was ihr Schicksal bestimmt, jen- 
seits juristischer oder sonst kompetenter Phrasen. 


Die Stummheit der Vielen wird durchbrochen von den 
Schreien der Ideologen, allerdings der Ideologen einer ihnen 
fremden Ideologie — obwohl Mitläufer wollen sie Vorläufer 
sein; es sind die, die ihre Hoffnung später zu Verrätern machen 
wird, weil die Hoffnung unerfüllt bleibt, eine falsche Hoffnung 
ist, sich mit falschen Menschen verbindet, die sich eines Tages 
als herablassende Anwälte herausstellen, als uninteressierte 
Verteidiger ihrer Privatsphäre, immerzu Redende, die es nicht 
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so gemeint haben wollen, als Konsumeigentümer ihres eigenen 
Heims, ihrer Stellung, ihrer Frau, ihrer Freundin, ihres Ehe- 
mannes und ihres durch linkes Bewußtsein verschönerten mo- 
ralischen Daseins. Die Identifizierung mit dieser Linken gipfelt 
darin, es ihr schließlich heimzuzahlen. 

Die Enttäuschung verdoppelt sich, die Hoffnungslosigkeit kehrt 
zu ihrer sprachlosen Deutlichkeit zurück, die sich niemandem 
mehr mitteilt, weil auch eine Kommunikation hoffnungslos 
wäre. 


Für den Stummen reden andere. Dem Stummen ist es so gleich- 
gültig, daß er sie nicht unterbricht — daß er sogar bereit ist, zu 
wiederholen, was andere gesagt ‚haben. Je offizieller die Äus- 
serung wird, desto weniger ist es eine eigene Äußerung. Eigene 
Äußerung ist die kaum verständliche Sprache der Zellen, der 
Unterhaltungen der Fenster abends nach Einschluß, der Ge- 
sten, das durch Millionen Straftaten und Jahre aufgespeicherte 
Geraune des Knasts. 


Die Kultur der von der Gesellschaft Ausgeschiedenen ent- 
hält mehr als ihre Verachtung, die'sie auf sich selbst übertragen 
und auf ihresgleichen — sie enthält auch als Negatives die bes- 
sere Welt, die Wünsche ohne Verbrechen erfüllen könnte und 
sie zu guten Wünschen machte. 


Die Gefangenen sind keine Opfer, ihre Kultur ist deshalb keine 
Anklage für ihre Ausstoßung, sondern die Ausstoßung der Ge- 
sellschaft aus ihrer Kultur. 


Es ist denkbar, daß es sie einmal in dieser Form geben wird. 
Das Abstoßende eines Verbrechens würde abfallen, würde sich 
verbinden mit dem, wovon Verbrechen verursacht werden, 
nämlich der Justiz, und es würde das Verbrechen unserer Ver- 
nunft und unserer Sympathie zugänglich werden, als etwas 
unvermeidbar Anziehendes, als einziger Ausweg, der uns in ei- 
ner alles sozialisierenden, alles beherrschenden Gesellschaft 
noch bleibt. Schicksal und Verbrechen werden identisch. 

Ich habe hier nichts weiter ausgesprochen als meine verrück- 
te Hoffnung, für die sich das verrückte Unternehmen einer Zei- 
tung der Gefangenen, ihrer Kultur, von selbst lohnt, obwohl 
die Staatsanwaltschaft uns mit bisher zwei Jahren Knast und 
dem Versprechen von noch mehr dafür belohnt hat. Vielleicht 
leide ich tatsächlich an einer wirren Phantasie, die Staatsan- 
waltschaft bestimmt nicht. Deshalb ist es richtig, den Nach- 
richtendienst für eine Gefangenenbewegung weiterzumachen 
— selbst wenn sie uns zehn Jahre dafür geben würden. 


P. Erlach 


— Hervorhebungen durch die Redaktion — 


ND11 


Nachrichtendienst für eine Gefangenenbewegung 
begonnen 1974 vom Gefangenenrat in Frankfurt 
1976 nach dessen Verhaftung und Auflösung eingestellt 
soll ab Oktober wieder erscheinen 
jeden Monat 
2 RL Nachrichten, die für keine Zeitung Nachrichten 
m nn . Menschenvernichtung 

05 moderne, subtile Auschwitz d ale 
echo witz der asozialen Klasse der 


Bestellungen über Rolf Winter, 48 Bielefeld 13, Deckertstr. 19 
Sparkasse Bielefeld, BLZ 480 501 61, Kto.Nr. 103721 
oder Peter Erlach, rankfurt 90, Hamb /l 
Postscheckkonto 1298 82-600 ze 

Tel. 0611/ 77 50 24 

Jahresabo 36.— DM 
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Präventivzensur im Knast 


DURCHBLICK-REPORT 


BERLIN 
19. April 


Wir haben bereits mehrmals über 
die Repressalien gegen die Gefange- 
nenzeitung „Durchblick“ berichtet 
(siehe ID 158/159, 163, 165). Das Redaktionskollektiv 
des Durchblicks schickte uns jetzt folgenden Report: 


“Seit gut acht Jahren existiert in der JVA Tegel die an- 
gebliche Gefangenenzeitung „Der Lichtblick“. Sie genießt 
die volle Unterstützung der Knastverwaltung, wird finan- 
ziell aus dem Etat des Senators für Justiz und zum Teil 
in der anstaltseigenen Druckerei gedruckt. Die Gefangenen 
haben bei dieser Zeitung kein Mitspracherecht. Die jewei- 
ligen Redakteure werden nicht von den Gefangenen ge- 
wählt, sondern vom Anstaltsleiter Glaubrecht eingestellt 
und aus dem Justizetat bezahlt. Deshalb kann von einer 
unabhängigen und unzensierten Gefangenenzeitung in 
keinem Fall die Rede sein. Eine Zensur dieser Pseudo- 
Gefangenenschrift durch die Anstaltsleitung wäre auch gar 


nicht notwendig, weil die Redakteure eifrig Selbstzensur 
üben. 


Aus diesem Grund ergriffen mehrere Gefangene aus den 
einzelnen Häusern der Strafanstalt Tegel die Initiative und 
gaben als Alternative zum ‚Lichtblick‘ eine Zeitung heraus 
der sie den programmatischen Namen „Durchblick“ gaben. 
Diese von Gefangenen für Gefangene gemachte Zeitung 

hat sich zur Aufgabe gesetzt, den Lesern innerhalb und 
außerhalb der Knäste einen unzensierten und realistischen 
Ein- oder Durchblick in das wirkliche Vollzugsgeschehen 
zu vermitteln sowie die Mißstände und die dafür Verant- 
wortlichen beim Namen zu nennen. 


Ende November 1976 setzten sich zahlreiche Gefangene 
innerhalb der einzelnen Häuser zusammen, verfaßten im 
Kollektiv Artikel für die Zeitung und tippten sie auf ihren 
Schreibmaschinen, bis sie ungefähr 100 Exemplare der ca. 
20seitigen Zeitung geschrieben hatten; und so etwas ist in 
einem Knast gar nicht so einfach. 


Am 2. Dezember 1976, als die an der Herstellung der 
Zeitung beteiligten Gefangenen Uwe Drowski, Karl-Heinz 
Neundorf, Hans Sontag und Ismail Yousef die Zeitung 
zusammenstellen wollten, stürmten mehrere Beamte in die 
Zelle und beschlagnahmten alle vorhandenen Exemplare 
des „Durchblick“. Gegen diese Nacht- und Nebelaktion 
erhoben die vier Gefangenen im Auftrag des Redaktions- 
kollektivs beim Anstaltsleiter Glaubrecht Beschwerde, in 
der sie auf die im Grundgesetz verankerte Meinungs- und 
Pressefreiheit hinwiesen und die Herausgabe der widerrecht- 
lich beschlagnahmten Exemplare des „Durchblick“ forder- 
ten. Diese Beschwerde wurde vom Anstaltsleiter Glaubrecht 
ohne Angabe von entsprechenden gesetzlichen Bestimmun- 


gen mit dem üblichen Sicherheit und Ordnung-Blabla ab- 
geschmettert. 


Daraufhin richteten die Gefangenen eine Beschwerde an 
den „liberalen“ Justizsenator Baumann. Dieser reagierte 

auf diese Beschwerde mit der alten Methode, indem er 

den „Durchblick“-Mitarbeiter Hans Sontag am 23. 12. 1976, 
also einen Tag vor Weihnachten, in die UHA Moabit ver- 
schleppen ließ. Außerdem wurden gegen ihn und die drei 
anderen beschwerdeführenden Gefangenen drakonische 
Hausstrafen von jeweils zwei Monaten Einkaufssperre sowie 
vier Monaten Veranstaltungs-Kommunikationssperre verhängt 
Ferner wurde den drei noch nicht verlegten Gefan- 
genen ebenfalls die Verlegung in die UHA Moabit ange- 
droht, falls sie sich weiterhin an der Herstellung und Ver- 
breitung des „Durchblick“ beteiligen würden. Und schließ- 
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lich erstattete der ‚liberale‘ Justizsenator auch noch Straf- 
anzeige und stellte gegen die vier beschwerdeführenden 
Gefangenen Strafantrag wegen angeblicher Beleidigung von 
Justizbediensteten, Aufruf zur Gewalt und Anstiftung zur 
Meuterei. Seitdem ist die nicht nur in Westberlin berüch- 
tigte politische Staatsanwaltschaft mit der Sache befaßt, 
damit den vollkommen wehrlosen Justizbediensteten Ge- 
rechtigkeit widerfahren kann. 


Doch auch diese drakonischen Unterdrückungsmaßnahmen 
waren nicht dazu angetan, die Gefangenen davon abzu- 
bringen, freiwillig auf das auch ihnen zustehende Recht auf 
Meinungs- und Pressefreiheit zu verzichten. Noch am Tage 
der Verschleppung von Hans Sontag in die UHA Moabit 
wurden die nach der Beschlagnahme vollständig neu ge- 
schriebenen Exemplare der Nr. I des „Durchblick‘“ in 
allen Häusern Tegels an die Gefangenen verteilt. Und ob- 
wohl die Repressalien seitens der Beamtenschaft von Tag 
zu Tag zunahmen, erschien im Januar 1977 programmge- 
mäß die Nr. 2 des „Durchblick“. 


Als im Februar 1977 die Nr. 3 in den Häusern verteilt 
wurde, wurden sogleich zahlreiche Zellen von Gefangenen 
durchsucht, wobei ca. 20 Exemplare gefunden und be- 
schlagnahmt wurden. 


Am 16. März erfolgte der nächste Schlag von seiten der 
scheinbar immer mehr in Bedrängnis geratenen Justiz- und 
Anstaltsadministration gegen den „Durchblick“, als sie die 
Gefangenen Uwe Drowski und Karl-Heinz Neundorf in 
einer Nacht- und Nebelaktion ebenfalls in die UHA Moa- 
bit karrten, wo sie seitdem ihrem bereits drei Monate vor. 
her verschleppten Kollegen Hans Sontag zwangsläufig Gesell 
schaft leisten müssen. 


Gleichzeitig mit diesen erneuten Verschleppungen ließ die 
Justizverwaltung in den einzelnen Tegeler Häusern sowie in 
den anderen Berliner Knästen Aushänge anbringen, in denen 
den Gefangenen unter anderem sinngemäß mitgeteilt wird, 
daß es sich bei der unabhängigen und unzensierten Gefan- 
genenzeitung „Durchblick“ um eine illegale Agitations- 
schrift handeln soll und daß eine Mitarbeit bei oder Unter- 
stützung derselbigen verboten ist und mit Hausstrafen ge- 
ahndet werden kann. In der UHA Moabit wurde dies den 
dort eingesperrten Menschen über die Rundfunkanlage 
®ekanntgegeben, weil es in dem dortigen mittelalterlichen 
Vollzug keine schwarzen Bretter für Aushänge, Mitteilun- 
gen oder dergleichen gibt. 


Doch mit ihren ganzen Bemühungen, den „Durchblick“ 
doch noch kaputt zu machen, haben die Justiz- und Voll- 
zugsherren genau das Gegenteil von dem erreicht,was sie 
ursprünglich damit bezwecken wollten, denn statt die 
Gefangenen abzuschrecken und einzuschüchtern, wurden 
sie dadurch erst richtig motiviert, aktiv an der Herstellung 
und Weiterverbreitung des „Durchblick“ mitzuwirken. 
Wenn anfangs nur einige Gefangene an der Herstellung 

des „Durchblick“ beteiligt waren, so sind es jetzt bereits 
erheblich mehr geworden. Sogar ehemalige Mitarbeiter der 
Pseudogefangenenzeitung „Lichtblick“ beteiligen sich aktiv 
an der Gestaltung und Weiterverbreitung des „Durchblick“, 
weil sie sich nicht länger als Aushängeschild für eine Zei- 
tung mißbrauchen lassen wollen, deren Funktion fast aus- 
schließlich darin besteht, von den wirklichen Mißständen 
im Tegeler Strafvollzug abzulenken und einer zumeist unin- 
formierten Öffentlichkeit ein Bild vom Vollzug vorzugau: 
keln, das in der Knastrealität gar nicht vorhanden ist. 


Auch wenn die Unterstützung von seiten der Gefangenen 
für den „Durchblick“ von Tag zu Tag zunimmt, werden 
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die Gefangenen ohne Unterstützung von draußen dem 
ständig zunehmenden und immer massiver werdenden 
Druck von seiten der Justiz- und Vollzugsherren auf die 
Dauer nicht standhalten können, weil das Reservoir an 
Unterdrückungs-, Erpressungs- und Schikanierungsmaßnah- 
men gerade im Knast einfach zu groß ist. Deshalb werden 
nochmals alle fortschrittlichen Menschen, Gruppen und 
Organisationen hiermit aufgefordert, die Gefangenen in 
ihrem Kampf um mehr Menschlichkeit und Gerechtigkeit 
zu unterstützen!!! 


Der DURCHBLICK darf und wird nicht untergehen — 
und wenn er auf Toilettenpapier geschrieben werden muß!“ 


PRÄVENTIVZENSUR 


HANNOVER Die Schwarze Hilfe — bisher Fulda, 


9. Mai jetzt Marburg — berichtet über einen 
Fall von Briefkontaktverbot: 


„Nachdem wir am 25. April 1977 dem Gefangenen Ronald 
Augustin die erste Ausgabe unserer Knastzeitschrift ‘Schwar- 
zer Alltag’ zugesandt hatten, bekamen wir am 7. Mai einen 
Bescheid des Leiters der Justizvollzugsanstalt Hannover, der 
besagte, daß die Zeitschrift angehalten und zur Habe des Ge- 
fangenen genommen worden sei. 'Begründet’ wird diese Zen- 
surmaßnahme in erster Linie damit, daß wir die Hungerstreik- 
erklärung der Gefangenen aus der RAF abgedruckt haben. 
Ronald darf also — was heute schon gar nicht mehr unglaub- 
lich oder gar skandalös ist (und das ist das eigentlich Bedenk- 
liche) — eine Erklärung, die, da er selbst RAF-Mitglied ist, 
auch von ihm stammt, nicht lesen. 


Die Krone aufgesetzt bekommt der Beschluß jedoch erst da- 
durch, daß Rolf Löchel, dessen Postfach als Kontaktadresse 
der Schwarzen Hilfe und der Redaktion des “Alltag’ dient, der 
weitere Briefkontakt mit Ronald verboten wird, da ‘die Tat- 
sache, daß Sie als Kontaktperson zum Redaktionskollektiv 
eine derartige Zeitschrift an einen Strafgefangenen schicken, 
erweist, daß der Briefverkehr mit dem Strafgefangenen Ro- 
nald Augustin nicht geeignet ist, positiv auf den Gefangenen 
einzuwirken, sondern im Gegenteil einen schädlichen Einfluß 
auf den Gefangenen haben wird’. (wörtlich aus dem Beschluß) 


Unseres Wissens ist das das erste Mal, daß jemandem der Brief- 
kontakt mit.einem Gefangenen verboten wird, NICHT auf- 
grund der Inhalte der Briefe, sondern daß zur ’Begründung’ 
die Tatsache herangezogen wird, daß der Name des Betroffe- 
nen im Impressum einer Zeitschrift auftaucht; also damit, was 
dieser sonst noch so schreibt.”’ 


Unseres Wissens ist das nicht der erste Fall von Präventiv-Zen- 

sur, daß also nicht der Inhalt eines bestimmten Briefes bean- 

standet wird, sondern von vornherein der Briefverkehr zwi- 

schen bestimmten Personen unterbunden wird. An konkre- 

teren Informationen über solche Fälle sind wir interessiert. 
(d.Red.) 


Noch eine Meldung der Schwarzen Hilfe: 


Die Schwarze Hilfe in Fulda und die Knastgruppe in Marburg 
haben sich der effektiveren Arbeit wegen auf dem schon jetzt 
legendären Treff vom 2. Mai zusammengeschlossen. Sie werd- 
en unter dem gemeinsamen Namen Schwarze Hilfe ihre bis- 
herige Arbeit intensiviert forsetzen. 

Die neue Kontaktadresse ist: 


Schwarze Hilfe, c/o Rolf Löchel, Postfach 1668, 355 Marbg. 


Alle Post ab sofort nicht mehr nach Fulda, sondern an die 
neue Postfachadresse schicken. Über diese Adresse ist auch 
die Knastzeitung ‘Schwarzer Alltag’ zu beziehen. 

Spenden und sonstige Überweisungen: 


Theo Bruns, Postscheckkto. Ffm., Kontonr. 47545 - 604 


RICHTER JOERES: AUFRUF ZUM 
RUSSELL TRIBUNAL IST 
VERUNGLIMPFUNG DES STAATES 


DÜSSELDORF Mit einiger Verzögerung erhielten wir den 
1. Juni Beschluß des Oberlandesgerichts Düssel- 
dorf vom 9. Mai, in dem der Ermittlungs- 
richter Joeres einen Brief an Gerhard Albartus (der in der [VA 
Köln-Ossendorf sitzt) von der ‘Weiterleitung’ ausschließt und 
bestimmt, daß er ‘zur Habe’ gelegt werden soll. 
Gerd Albartus wurde im Januar dieses Jahres zusammen mit 
EnnoBor stelmann verhaftet. Die beiden werden beschuldigt, 
Mitglieder der ‘'Revolutionären Zellen’ zu sein und einen Brand- 
satz in einem Aachener Kino gelegt zu haben, wo der ‘Entebbe’- 
Film lief. Die beiden sind seitdem in strengster Isolationshaft. 


Hier der volle Wortlaut der Begründung: 


„Die Sendung enthält ein gediucktes Flugblatt mit der Überschrift = 
„Zur Vorbereitung des Russell-Tribunal über die Repression in der BRD. 
Insbesondere unter der Überschrift ‚„‚Aufruf des Initiativausschusses” 
enthält es Schilderungen über die staatlichen Verhältnisse in der Bundes- 
republik Deutschland, die den Tatbestand eines Vergehens nach S 90 a 
Abs. 1 Nr. 1 StGB erfüllen. Angesichts dessen erfüllt die Weitergabe des 
Flugblattes den Tatbestand der „ Verbreitung’ i.S. dieser Bestimmung. 
Die Weitergabe eines Schreibens in Kenntnis seines strafbaren Inhalts 
muß als ein Umstand angesehen werden, der geeignet ist, die Ordnung 

in der Anstalt zu gefährden. Gemäß Nr. 34 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 

Nr. 3 UVoIllzO i.V.m. 8 119 Abs. 3 StPO war die Sendung daher von 

der Weiterleitung auszuschließen. Der Brief war gemäß Nr. 36 Abs. 3 
UVollzO zur Habe des Beschuldigten zu nehmen.” 


Was immer auch für ein Flugblatt das gewesen sein mag, es 
wird hier ausdrücklich auf den „Aufruf des Initiativausschus- 
ses" Bezug genommen, und den muß man dann doch nochmal 
zur Kenntnis nehmen: 


„Aufruf des Initiativausschusses 


Ein Initiativausschuß, dem Personen aus den unterschiedlichen 
Bereichen des politischen, kulturellen, gewerkschaftlichen und 
kirchlichen Lebens angehören, hat sich am 8.1.1977 in Frank- 
furt konstituiert. 

Er befaßt sich mit Formen politischer Unterdrückung in der 
BRD und dem Modellcharakter, den diese für andere Länder 
anzunehmen beginnt. 

Di skutiert wurden Berufsverbote und strafrechtliche Verfol- 
gung politischer Meinungsäußerung, Zensur und Disziplinie- 
rung in den Medien, in kulturellen, kirchlichen und anderen 
Instituten, die Einschränkung von Rechten der Angeklagten 
und ihrer Verteidiger, die Verschärfung der Haftbedingungen, 
der besorgniserregende Ausbau des Polizeiapparates und der 
Geheimdienste sowie paramilitärische Einsätze gegen Bürger- 
initiativen, die verschärfte Anwendung ausländerrechtlicher 
Bestimmungen, Berufsverbote gegen Frauen, die legal abgetrie- 
ben haben, die Aufstellung ‘schwarzer Listen’ in den Betrieben 
und die Bespitzelung Belegschaftsangehöriger auch durch pri- 
vate Dedekteien, der zunehmende Druck auf die Gewerkschaf- 
ten, unter anderem durch die Anwendung eines „‚Verbändege- 


setzes’’ und die Praktizierung eines Radikalenerlasses in den 
Gewerkschaften selbst. 


Der Initiativausschuß bittet die Bertrand Russell-Stiftung im 
Hinblick auf ihre politische und moralische Autorität, diese 
Entwicklung zu untersuchen und empfiehlt hierzu, ein unab- 
hängiges Tribunal einzuberufen.”’ 

(aus: Informationsbulletin zum Russell-Tribunal gegen Repres- 
sion in der BRD) 


BB ID 74V 22.4.77ND 177 v. 14.5.77/1D 180v.4.6.7” — 


Präventivzensur im Knast 


NEUE DIMENSION VON ZENSUR 


FRANKFURT 
28. Februar 


Ein Untersuchungsgefangener in Wuppertal hat den Gedicht 
band "'Strafjustiz’’, herausgegeben von Wolfgang Bittner, 
bestellt; erhalten hat er ihn nie. Das Landgericht Wuppertal 
mochte den Band nicht an den Gefangenen aushändigen, da 
er zwar von "einer Vielzahl von Problemaufsätzen mit zum 
Teil richtigen Ansätzen’ handele, andererseits-aber ""bedauer- 
licherweise ... mit Äußerungen angereichert sei, die Verbrechen 
ganz allgemein verherrlichen und von angeblichen Straftaten 
staatlicher Organe gegenüber ... Straf— und Untersuchungs- 
gefangenen berichten’’. So die 5. Strafkammer Wuppertal 

in ihrem Beschluß. 


Als eine solche bedauerliche Äußerung wurde die Seite 116ff. 
des Gedichtsbandes genannt. Dort findet sich ein Aufsatz mit 
dem Titel "Auf der Flucht erschossen’. In diesem Aufsatz 
wird von vorgedruckten Formularen für in Konzentrations- 
lagern um's Leben gekommene Gefangene geschrieben. 
Diese Formulare geben als Todesursache "auf der Flucht 
erschossen’ an. Für das Landgericht Wuppertal sind dies 
"angebliche Straftaten staatlicher Organe’. Zwar gab es 
diese Formulare tatsächlich, aber man will es nicht wahrhabe 


Aber es kommt noch besser: 

Verfasser ist Fritz Bauer. Im Biographischen Verzeichnis des 
Buches findet sich: Bauer Fritz. 1903 — 1968 Dr. jur, 1933 
Verhaftung KZ, 1936 Emigration, später Generalstaatsanwalt 
in Frankfurt am Main. 


Zur Information für diejenigen, die Fritz Bauer nicht kennen? 
Er war einer der führenden Reformjuristen in der BRD und 


wohl einer der Engagiertesten bei der Aufklärung von NS— 
Verfahren. 


In $ 3 des Vollzugsgesetzes heißt es: 


"Das Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensverhält- 
nissen soweit als möglich angeglichen werden”. 


"Der Vollzug ist darauf auszurichten, daß er dem Gefangenen 
hilft, sich in das Leben in Freiheit einzugliedern.”’ 


In der Kommentierung zu diesem Gesetz liest man, es handelt 
sich um Mindestgrundsätze, "’minima moralia”. Nicht nur für 
politische Gefangene, sondern auch für "normale’” Gefangene 
sieht die tagtägliche Realität freilich ganz anders aus, als auf 
dem Gesetzespapier. 


Der Leiter der Justizvollzugsanstalt Schwalmstadt hat in einem 
Anhang zur Hausordnung vom 18.1.78 seiner Phantasie von 
allgemeinen Lebensverhältnissen, von Leben in der Freiheit 
Ausdruck verliehen: 


1. Zu umfangreiche Bücher lesen, kann nur schädlich sein: 
Deshalb Nr. 2 der Hausordnung: ’’Der Umfang der Bücher 
wird auf maximal 50 cm Breite begrenzt.” 


2. Du sollst Dich nicht an die Geschehnisse Deines Lebens 
erinnern dürfen, Du sollst nicht nachdenken: 
Deshalb Nr. 3 der Hausordnung: ""Die Korrespondenz darf 
im Umfang von höchstens 3 normalen Leitzordnern in dem 
Haftraum vorhanden sein.’ 


3. Du sollst Zeitungsmeldungen nicht sammeln, damit Du 
kein Verhältnis zur Geschichte Deines Volkes bekommst. 
Deshalb Nr. 4 der Hausordnung: “ Zeitschriften dürfen einen 
Monat, Tageszeitungen dürfen eine Woche in der Zelle 
aufbewahrt werden.” 


—— ID219v. 4.3.78/ID 255 v. 11.11.78 


4. Du sollst triste leben, Deine Augen sollen nur grau in grau 
sehen. 
Deshalb Nr. 5 der Hausordnung: "'Das Halten von Blumen 
in Töpfen ist un zulässig’’. 


5. Du sollst nur sterile Wände ansehen, alles andere lenkt nur ab. 


Deshalb Nr. 6 der Hausordnung: "Bilder sind nur an der 
Bilderleiste aufzuhängen’'. 


6. Du sollst vor allem nicht zuviel essen, oder nur soviel, wie 
es bei einer vernünftigen Betrachtungsweise zulässig er- 
scheint. 

Deshalb Nr. 7 der Hausordnung: '’Die Aufbewahrung von 
Lebensmitteln ist einzuschränken. Zulässig ist der Bedarf 
(welch herrliche Sprache), der bei vernünftiger Betrach- 
tungsweise bis zum jeweils kommenden Einkauf benötigt 
wird.” 


BESCHLAGNAHME VON ZEITUNGEN — BE— 
SCHWERDEN LAUFEN SICH TOT 


Manfred Grashof, Joh.-Schwebel-Str. 33, in 
Zweibrücken, JVA schreibt zur Beschlagnah- 
mung von Zeitungen: 


Zweibrücken 
10.10.78 


"bin seit 1.6.78 'strafgefangener’ — alleinzuständigkeit der 
anstalt. seither werden praktisch sämtliche exemplare zb arbei- 
terkampf, provinz, blatt, informationsdienst, pflasterstrand 
automatisch, per vordruck + mit der wahlweisen bzw kombi- 
nierten begründung "gefährdung der sicherheit & ordnung'/’ge- 
fährdung des vollzugsziels’ beschlagnahmt. zu sicherheit & ord- 
nung: bin seit über 6 jahren isoliert. zum vollzugsziel: "ich 
weiß, daß sie kein gewöhnlicher krimineller sind. sie sind ter- 
rorist. aber auch sie muß ich resozialisieren. dazu bietet mir 
die beschlagnahme solcher schriften eine handhabe, um sie 
aus der terrorszene herauszulösen.’ greus, leitender regierungs- 
direktor (anst.ltr.), sinngemäße wiedergabe einer mündlichen 
belehrung. unten aufm vordruck steht immer ’ist zur habe zu 
nehmen, da mit sicherheit im beschwerdeverfahren benötigt‘. 
beschwerden laufen (sich tot). von eueh beschlagnahmt: 

Nr. 233, 234, 237, 238, 239, 241, 243, 244, 245, 246. 247, 
248 — jedenfalls seit ende mai 78 keinen einzigen id erhalten. 
einkassiert wurden auch die mit olg-zweibrücken-beschluß v. 
29.5.78 freigegebenen nr. 188 + 189.’ 
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Ein Buch wird verboten 


POLIZEI MACHT FÜR BOMMI BAUMANN REKLAME 


MÜNCHEN (Blatt, ID) 
11. Februar 


„Taktische Beweglichkeit, Wahrung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, 
Vorrang psychologischer Maßnahmen 

vor Anwendung unmittelbaren Zwanges bei konsequenter Beibehal- 
tung der guten Laune. Kurz gesagt: Die Grundsätze der Münchner 
Linie ” empfielt der Münchener Polizeipräsident Dr. Manfred (Kugel) 
Schreiber in einer Festschrift zur “Nacht der starken Männer”, einer 
Faschingsveranstaltung der Münchner Polizei, seinen Polizisten. 


Ganz so ungetrübt wird die Freude allerdings nicht sein, denn die 
vom Polizeipräsidenten empfohlene „taktische Beweglichkeit”’ scheint 
vom Personalrat des Polizeipräsidiums etwas falsch verst_anden wor- 
den zu sein. 


Da besetzten nun die Kollegen von der politischen Abteilung am 
24.11.75 mit einem Großaufgebot die Verlagsräume des Trikont- 
Verlages und beschlagnahmten 300 Exemplare des Buches „Wie al- 
les anfing”’ von Michael „Bommi’’ Baumann, und zwar wegen angebli: 
cher Verherrlichung und Billigung von Straftaten nach S 131 StGB. 
Bommi hatte auf Seite 5 des Buches geschrieben: „,... der ernsthafte 
Versuch, mit Waffengewalt eine Veränderung der Verhältnisse her- 
beizuführen, ... war richtig und mützlich.‘’, und: „... nach der großar- 
tigen Lorenz-Entführung, einem wirklichen Meisterstück der euro- 
päischen Stadtquerilla...”” 


Während nun die Kollegen von der politischen Abteilung zutiefst 
befriedigt über den erfolgreichen Abschluß ihres Einsatzes heimkehr- 
ten und die „staatsgefährdenden’’ Bommi-Bücher im untersten Kel- 
ler der Ettstraße verbargen, damit ja keine unschuldige Seele Einblick 
nehme in die Taten des 2. Juni, setzten sich die Kollegen vom Perso- 
nalrat der Polizei ans Telefon und warben Interessenten für die 
Festschrift der Polizei zur „Nacht der starken Männer’’. Korrekt und 


ein Buch für, jeden Polizisten: 


Wie alles “anfing. 


Pd ß 
” ” 


_ Bestellungen an: “ 
' Trikont ‚Verlag 
8 München 80 en | 
pi Josephsburgstr. 16 


be.) ; 5 fr . " 
’ ei 
41 Seiten " 


zuverlässig wie Polizisten nun einmal sind, wurde das Branchenver- 
zeichnis von A - Z systematisch durchgearbeitet und natürlich auch 
der Buchstabe T wie Trikont nicht ausgelassen. Also klingelte es 
beim Verlag und man bat um eine Anzeige. Der Wunsch der Polizei 
blieb nicht ungehört, schließlich soll man ja als guter Bürger den 
Freund und Helfer unterstützen. Und so flatterte der Polizei ein 
nettes kleines Inserat ins Haus, das auch prompt an die Anzeigen- 
abteilung weitergeleitet wurde. Schließlich soll ein Beamter nicht 
denken, sondern seine Pflicht erfüllen. 


Wer sich nun also durch die Grußworte von Merk und Schreiber 
durcharbeitet und Seite um Seite der Festschrift der Münchner Po- 
lizei durchblättert, der stößt plötzlich auf folgendes Inserat: 


„Ein Buch für jeden Polizisten: Michael „Bommi’’ Baumann, 
Wie alles anfing. Bestellungen an Trikont Verlag, 8 München 9, 
Josephsburgstr. 16, 141 Seiten, 10,- DM.” 


— 68 


Ein kleines nettes Bömbchen flattert durch die Zeilen und rechts 
unten hockt eines der allzu bekannten kleinen Männchen und läßt 
erstaunt ein Fragezeichen aus seinem Kopf entweichen. So wirbt un- 
sere liebe Münchner Polizei für ein Buch, das von der Münchner Poliz: 


. als staatsgefährdende Literatur beschlagnehmt wurde und dessen 


Autor von der Münchner Polizei steckbrieflich gesucht wird. 


Wenn das keine „taktische Beweglichkeit” ist .... 


WIE ALLES WEITERGEHT: 
DIE BESCHLAGNAHMUNG DER BESCHLAGNAHMUNG 


M ÜNCHEN (ID) 


Am Mittwochmorgen, 28.April, fanden sich 
28. April 


3 Zivilbeamte der Münchner Kriminalpolizei 

in der Basis Buchhandlung ein, um die Doku- 
mentation des Trikont Verlags zur Beschlagnahme des Baumannbuches 
zu beschlagnahmen Einen Beschlagnahmebeschluß hatten sie nicht 

bei sich, dafür das obskure Argument "'Gefahr im Verzug’’ (bei einem 


Druckerzeugnis, das seit Wochen in linken Buchhandlungen verkauft 
wird!) 


Die Herren beanstandeten, daß bei der Dokumentation das 
Impressum fehle. Man zeigte ihnen, daß es gleich auf Seite 2 zu 
finden ist. Sie reagierten zunächst etwas ratlos. Dann fiel ihnen ein, 
daß in der Dokumentation Gerichtsbeschlüsse wörtlich zitiert seien 
und somit der Tatbestand einer strafbaren Handlung erfüllt sei. Auch 
hier wurde ihnen klargemacht, daß sie sich im Irrtum befinden. 
Zitiert wird aus dem Buch von ’"Bommi’ Baumann, nicht aus Gerichts- 
beschlüssen. Der nächste Einfall war, daß im Bericht über Karl-Heinz 
Roth staatsverleumderische Aussagen getan werden. Es handelt sich 
um Berichte über Verhörmethoden. Roth wurde mehrmals verhört, 
als er gerade aus der Narkose aufgewacht war. Fazit: so wenig schert 
sich der Staat um die Gesundheit und das Leben Inhaftierter. Es ist 
schon unglaublich zynisch, daß die Beamten die Veröffentlichung 
derart inhumaner Haftbedingungen als "Staatsverleumdung” deklarierer 
Dig. noch vorhandenen Dokumentationen wurden beschlagnahmt. 


Dann entdeckten sie — blaß vor Aufregung — folgendes: die 
beschlagnahmte Seite des letzten BLATT war als Fotokopie dem 
BLATT beigelegt. Angeordnet war, die Seite entweder zu entfernen 
oder die aufsehenerregende Figur (einen Menschen ‚der angeblich einen 
Molly wirft) zu schwärzen. Diese Tatsache brachte sie reichlich aus 
der Fassung. Kurze Zeit später fand eine Durchsuchung in der Redak- 
tion des BLATT statt. 


Bis Donnerstagabend blieb der Trikont Verlag verschont von 
ihrem Besuch. 


NEUHERAUSGABE DES BOMMI-BUCHES 


MÜNCHEN (ID) 


380 Herausgeber hat das neue Bommi-Buch, 
23.Juni 


— Verlage, Buchhandlungen, Schriftsteller, 
Zeitungen, Hochschullehrer, Hausfrauen, Mu- 
sikgruppen undsoweiter. Nachdem das Buch im November letzten 
Jahres verboten und Verlag, Druckerei und Buchläden von Polizei 
und Staatsanwaltschaft heimgesucht worden waren, schien es an- 
gebracht, sich den Maulkorb doch nicht so einfach umhängen zu 
lassen. 

Im Rahmen einer Pressekonferenz, an der Volker Schlön- 
dorff, Prof.Dieter Richter aus Bremen, Rechtsanwalt Jürgen Ar- 
nold, je ein Vertreter des VLB (Verband Linker Buchläden und 
Verlage), des Trikont-Verlages und des schwedischen Schriftstel- 
lerverbandes teilnahmen, und bei der unter anderem das schwedi- 


sche Fernsehen anwesend war, wurde es am Mittwoch letzter Wo- 
che herausgegeben. 


Zur gleichen Zeit fand draußen ein Basar statt, der von Ver- 
tretern der Initiative Bremer Hochschullehrer „Aufforderung zum 
Widerstand gegen Zensur und Berufsverbot” und verschiedenen 


Münchner Gruppen gemacht wurde, Es gab Sonne, Musik, In: 
mation, Theater und außerdem noch verbotene Literatur. 
Polizei und Staatsanwaltschaft griffen nicht ein. 


ID 112v. 14.2.76/ID 123 v. 1.5.76/ID 131 v.26.6.76 —— 


»Wie alles anfing« und die deutsche Justiz 


PROZESS GEGEN BOMMI-BUCH-HERAUSGEBER 


MÜNCHEN (ID) Am 14. Oktober begann in München der 

20. Oktober Prozeß gegen Gisela Erler und Herbert Rött- 
gen wegen der Herausgabe des Buches von 

Michael „‚Bommi’’ Baumann „Wie alles anfing’’. Als weitere Ver- 

handlungstermine sind bisher der 15., 18., 19., 21. und 25. Oktober 

vorgesehen. 


Die Anklageschrift wirft den Geschäftsführern des Trikont-Ver- 
lages vor, durch die Herausgabe des Buches Straftaten öffentlich 
gebilligt und Gewalttätigkeiten gegen Menschen in unmenschlicher 
Weise geschildert zu haben, strafbar nach 88 138 Abs. 1, 140, 131 
StGB. 


Die Tatsache, daß zur großen Strafkammer (Staatschutzkammer) 
angeklagt wurde, zeigt, daß die Staatsanwaltschaft dem Verfahren 
große Bedeutung zumißt. Dies, obwohl das gleiche Buch in einer 
Neuherausgabe, an der sich viele Prominente des In- und Auslandes 
beteiligt haben, erschienen ist und in Buchhandlungen der ganzen 
BRD in hoher Auflage verkauft wird, Das Buch ist inzwischen auch 
in viele Sprachen übersetzt und erscheint in anderen europäischen 
Ländern, als Beispiel für die Zensur von Literatur in der BRD. 
Heinrich Böll hat in einer Stellungnahme zu dem Buch erklärt, , 
„man sdite zu seiner Verbreitung beitragen, es nicht als Pflichtlek- 


türe sondern vorschlagsweise in Schulen lesen ...”’ (vgl. Konkret, 
29.1.76). 


Im Prozeß soll versucht werden, durch Gutachter (Schriftsteller, 
Psychologen und Literaturwissenschaftler) dem Gericht zu zeigen, 
und zu beweisen, daß das Buch von Baumann ein aktuelles Doku- 
ment der Zeitgeschichte darstellt und von daher eine Bestrafung 
nicht nurjuristisch nicht möglich ist, sondern darüber hinaus eine 
meue Phase von Meinungsunterdrückung einleitet, die den Grund- 
rechten zuwiderläuft. 


Die Verteidigung wird geführt von den Rechtsanwälten Jürgen 
Arnold und Roswitha Wolff (München), sowie dem Bonner Straf- 
rechtswissenschaftler Prof. Gerald Grünwald. 


DIE ALTE UND DIE NEUE ZENSUR 


In seiner Einlassung ging Herbert Röttgen auf den politischen 
Zusammenhang des Prozesses ein: 


Zuerst möchte ich kurz zusammenfassen, welches die Motive 
gewesen sind, die mich bestimmt haben, Bommi Baumanns Auto- 
biografie im Trikont-Verlag mit zu publizieren. Ich bin der Über- 
zeugung, daß es ein nützliches und wichtiges Buch ist; der Linken 
fehlt es weniger an theoretischen Entwürfen, was ihr fehlt, sind 
Erfahrungsberjchte. „Wie alles anfing” ist ein lebens- undzeitge- 
schichtliches Dkument der Debatte um das Verhältnis von Gewalt 
und Emanzipation , zur Frage, wodurch Gewalt entsteht und 
welche Formen sie annehmen kann. 


Das Verbot des Buches ist in der Öffentlichkeit mit Erstaunen, 
zum Teil mit Bestürzung regis triert worden. Wir haben es hier mit 
einem Fall zu tun, der in der in- und ausländischen Presse lebhaft 
diskutiert wurde. Für uns ist er deswegen einexemplarischer und 
einmaliger Fall, bei dem es gelungen ist, das Schweigen zu brechen, 
das die herrschende Öffentlichkeit über die zahlreichen Literatur- 
verbote gelegt hat. Damit dem Gericht und auch der Staatsanwalt- 
schaft bewußt ist, wie undawelchem Ausmaße über das Verbot 
und die Neuherausgabe des Buches (auf die ich noch eingehen wer- 
de) berichtet wurde, möchte ich einige der wichtigsten Stimmen 
zitieren. In der Süddeutschen Zeitung vom 26.6.76 heißt es: 


„Betraehtet man die Argumente nüchtern und läßt sich durch 
die oft emotionale Beglei_tmusik der Neuherausgabe nicht irritie- 
ren, kann man eigentlich nur gegen das Verbot plädieren. Da sich 
die Gerichtsbarkeit in der Einschätzung des Buches aber keines- 
wegs einig ist — mittlerweile wurdees etwa vom Amtsgericht Forch- 
heim für zulässig erklärt — würde die juristische Begründung eines 
Verbots immer umstritien bleiben.” 


Und was sagt das Ausland? Von den vielen Beiträgen zitiere 
ich eine Stelle aus der größten schwedischen Tageszeitung „Dagens 
Nyeter”: 


ID 148 vom 23.10.76 


„Bisher hat man noch’nicht damit angefangen, Bücher in West- 
deutshland zu verbrennen, so wie man es in den dreißiger Jahren 
tat. Aber nach dem letzten Eingriff gegen den Trikont-Verlag ist 
man nicht so weit davon entfernt.” 


An diesem Punkt will ich überleiten zu dem Tatbestand, der 
diesemProzeß eigentlich zugrundliegt,zu dem Tatbestand der Zensur. 
Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland heißt es: „Eine 
Zensur findet nicht statt’’. Um zu erfahren, was Zensur ist, habe 
ich mir deren Definition angesehen. Unter Zensur wird verstanden 
die „staatliche Überwachung und Unterdrückung von Veröffentli- 
chungen in Druck, Bild und Funk, um unerwünschte Verlautbarun- 
gen auszuschalten und die Publizistik im Sinn der Staatsführung 
oder der herrsctnden Partei oder Klasse zu’beeinflussen ..... Auto- 
ritäre und totalitäre Staaten bedienen sich im weiten Umfang des 
Mittels der Zensur, so durch vorbeugende Kontrollen und.durch 
repressive Maßnahmen wie Beschlagnahmen, Veröffentlichungs- 
verbote, Berufsverbote und Strafverfahren gegen Schriften, Jour- 
nalisten, Verleger und andere.‘’ Dieses Zitat stammt nicht aus lin- 
ker Feder, sondern aus dem Brockhaus, Auflage 1974. 


Es gibt in der Bundesrepublik solche ‚„„Unterdrückung von Ver- 
öfferitlichungen”’, „repressive Maßnahmen‘’, „Beschlagnahmen’”, 
„Berufsverbote”’, „Strafverfahren’’. Es gibt also eine Zensur. Was 
im Schatten des Grundgesetzes nicht stattfindet, ist lediglich die 
absolutistischste Form der Zensur: die Vorzensur. Was tatsächlich 
stattfindet, ist nicht weniger gefährlich, da risikoreicher und will- 
kürlicher zu handhaben: die Nachzensur. Und es gibt die Selbst- 
zensur als die mit der zunehmenden Einschüchterung wachsende 
Bereitschaft zur verinnerlichten Vorwegnahme befürchteter admi- 
nistrativer Sanktionen. 


Der Fall Baumann reiht sich ein in zahlreiche und nach der Ver- 
abschiedung des 5 88a sich mehr und mehr häufende Fälle von 
Nachzensur und Selbstzensur. In das Verbot von F.C. Delius ur- 
sprünglicher Dokumentarsatire „Unsere Siemenswelt’’, — in das 
Verbot des Roten Kalenders und des Rotbuchs 29, sowie die Be- 
schlagnahme eines Buches über den amerikanischen Anarchismus, 
alle erschienen im Wagenbach-Verlag. In die Streichungen an Regis 
Debrays Manuskript „Der Einzelgänger”’ durch den Luchterhand- 
Verlag ohne Willen des Autors. Er reiht sich hier in München ein 
in die Maßnahmen des, ich glaube, eifrigsten Zensors (nach der 
Brockhausdefinition) der Bundesrepublik, des hier anwesenden 
Staatsanwaltes Gehrig: 


in das Verfahren gegen das BLATT 17, wegen eines Berichts 

über eine Hausbesetzung 

in das Verfahren gegen das BLATT 41, wegen eines Berichts 

über die Lorenzentführung 

in das Verfahren gegen das BLATT 48, wegen Beleidigung Gop- 
Is 

ni Verfahren gegen das BLATT 57, wegen eines Comics 

in die Beschlagnahme des BLATT 58, wegen einer Grafik 

in die Beschlagnahme eines Flugblattes über den Tod von Ulrike 

Meinhof, in dem nur ausländische Pressestimmen erwähnt sind. 


Das Verbot des Baumann-Buches reiht sich ein in die traditio- 
nelle Geschichte des Literaturverbotes in Deutschland Yon Hein- 
rich Heine bis Peter Paul Zahl. Die Maßnahmen der Münchner 
Staatsanwälte Emrich, Stocker, Lanselle und Gehrig werden jetzt 
schon in vielen Publikationen in einem Atemzug mit den faschis= 
tischen Bücherverbrennungen gerennt. Und das keineswegs nur won 
der extrem Linken. So schreibt die katholische Schriftstellerin 
Luise Rinser in einem Brief mit der Überschrift „Zum Verbot des 
Buches „Wie alles anfing’ von Michael Baumann”: „Ich selbst, die 
ich die Zeit vor und nach 1933 miterlebte, auch die Bücherverbren- 
nung, auch die absolute Zensurgewalt der Nazis, fiel unter jene Au» 
toren, die verboten waren und dann eingesperrt wurden. Andere 
starben in den KZs. So aber hat es begonnen: mit Zensur, mit Ver- 
boten, mit hysterischer Angst vor Auseinandersetzungen,mit der 
schrecklichen Vereinfachung, mit Drohungen. Genau so!” 


Dieses Gericht entscheidet darüber, ob es sich in diese reaktio- 
näre Tradition des deutschen Obrigkeitsdenkens einreiht. Ob es 
sich in die Geschichte der Maßnahmen stellt, die der Bundestag 
am 10.12.1835 beschloss, als er die Werke der Jungdeutschen Heine, 
Börne, Gutzkow verbot. Ob es genannt wird im Zusammenhang 


BD 


Ein Buch wird verboten 


mit der Verhinderung von Gerhardt Hauptmanns Drama,, Die We- 
ber” im Jahre 1892. Ob es die bayrische Tradition des Literatur- 
verbotes fortsetzt, wo die Polizei 1919 Aufführungen von Tollers 
„Masse-Mensch’”’ unterdrückte und der Staatsanwalt sein „‚Schwal- 
benbuch’” beschlagnahmte. Auf die nätionalsozialistischen Terror- 
akte gegen Literat'y* möchte ich hier erst gar nicht eingehen. Dieses 
Gericht entscheidet auch darüber, ob es die Angst und Duckmäuse- 
rei bei Schriftstellern und Verlegern auslöst, die Heinrich Heine 
vor mehr als hundert Jahren ironisiert hat: 


Solche Bücher läßt du drucken! 
Teurer Freund, du bis&verloren! 
Willst du Geld und Ehre haben, 
muß du dich gehörig ducken. 


Aberwo Unterdrückung ist, da ist auch Widerstand. Einer der 
schönsten Widerstandäkte im Zusammenhang mit den deutschen 
Literaturverboten ist die Neuherausgabe des Baumann-Buches. 380 
bekannte Intellektuelle und Verlage haben das Buch trotz Beschlag- 
nahme unter ihrem Namen wieder publiziert und sie haben sich be- 
reit klärt, unabhängig von derin diesem Prozeß gefällten Urteil, es 
immer wieder zu veröffenltichen. 


Auch das Ausland ist solidarisch. Das Buch ist mittlerweile in 
schwedischer Sprache erschienen, erscheint nächste Woche in 
französischer und holländischer Sprache, wird zur Zeit ins griechi- 
sche übersetzt, eine dänische, italienische und englische Ausgabe 
wird Anfang des nächsten Jahres erscheinen. 


Noch aus einem anderen Grund ist die Beschlagnahme des Bau- 
mann-Buches entlarvend. Sie ist in der Tat einer der eklatantesten 
Fälle von willkürlicher Rechtsanwendung. Weshalb, Herr Gehrig, 
sind Sie bisher gegen keinen einzigen Neuherausgeber vorgegangen? 
Weshalb lassen Sie es zu, daß das Buch in hunderten von Buchhand- 
lungen und nicht nur linken verkauft wird? Weshalb läßt Herr 
Staatsanwalt Lanselle die vom BKA beschlagnahmte Kollektivaus- 
gabe mit Entschuldigung an die hiesige Basisbuchhandlung zurück- 
geben? Weshalb verbieten Sie nicht den SPIEGEL vom 24.11.75, in 
dem ein Vorabdruck des Buches erschienen ist? Weshalb gehen Sie 
nicht gegen die Zeitschrift DAS DA vor, in deren Januarausgabe — 
also nach dem Verbot — ein Viertel des Buches abgedruckt ist? Wes- 
halb ziehen Sie nicht die Zeitschrift KONKRET ein, in deren Feb- 
ruarnummer Heinrich Böll offen und eindeutig für die Verbreitung 
des Buches wirbt? Weshalb gehen Sie nicht vor gegen die vom 
Innenministerium des Bundes herausgegebene Zeitschrift PZ Nr. 11, 
in der das Buch als Lesestoff empfohlen wird? Weshalb verbirten 
Sie nicht die Karnevalszeitschrift der Münchner Polizei, in deren 
Werbeteil das Buch als Lektüre für jeden Polizisten angeboten wird? 
Was sagen Sie dazu, daß bei allen bisherigen Verfahren im Zusam- 
menhang mit der Beschlagnahme, das Ermittlungsverfahren einge- 
stellt wurde oder es zu einem Freispruch kam. So in Saarbrücken 
und Hannover. In Forchheim hat sogar das Landgericht mit Frei- 
spruch entschieden. Wer hier nicht von Willkür spricht, ist mehr 
als verblendet. 


Zum Schluß möchte ich noch auf die Auswikrungen dieses Pro- 
zesses für unseren Verlag eingehen. Beginnen will ich wieder mit 
einem Gedicht von Heinrich Heine: 


Es blüht der Lenz, es platzen die Schoten, 
Wir atmen die freie Natur 

Und wird uns der ganze Verlag verboten 

So schwindet am Ende von selbst die Zensur. 


Heine hat hier genau unser Problem angesprochen. Es gibt vielfa- 
che Möglichkeiten, der Zensur zu widerstehen. Aber in diesem Pro- 
zeß geht es um mehr, es geht um unsere wirtschaftliche Existenz. 

Ich habe mir die Prozeßkosten angesehen, die dem Wagenbach-Verlag 
und dem Rotbuch-Verlag entstanden sind. Die liegen in einer solchen 
Höhe, daß wir sie kaum als ein kleinerer Verlag verkraften können. 
Aber ich hoffe, daß wir auch Mittel und Wege finden, diese Klippe 
zu überwinden. Es wird sicher viele geben, die uns im Widerstand ge- 
gen die „offizielle Volkssouveränität’’ unterstützen werden, die in 
den Köpfen bundesrepublikanischer Staatsanwälte und Zensoren 
nistet und die August Heinrich Hoffman von Fallersleben in einem 
Gedicht mit gleichnamigem Titel beschrieben hat: 


Polizeilich ist erlaubt 

Alles zu verschnapsen 

Keinem wehrt man überhaupt 
durch die Welt zu tapsen. 


Lieber hat man doch, daß sie 
Wie das Vieh verdummen 


Denn es kann das liebe Vieh 
Hechstens etwas brummen 


Legten Ochs und Esel sich 
Auf das Räsonnieren 
Ließe man gelegentlich 
Sie auch arretieren. 


SOLIDARITÄTSER KLÄRUNG ZUM 
TRIKONT-PROZESS 


PARIS (ID) 


Wieder wurde ein Verlag der Linken (Trikont 
13. Oktober 


München) vor die Gerichte der BRD zitiert. 
Man wirft ihm die Übertretung des 5 88a vor, 
der jeden mit drei Jahren Gefängnis und hohen Geldstrafen vedroht, 
der sich „schuldig’’ macht, eine politische oder literarische Schrift 
zu Veröffentlichen und zu verbreiten, die eine, ‚Rechtfertigung der 
Gewalt’ enthält. Dieses Sondergesetz, das wieder ein sogenanntes 
„Gesinnungsverbrechen” qua „literarisches Verbrechen” definiert, 
reiht sich ein in uie Maßnahmen, die ergriffen werden gegen fort- 
schrittliche Lehrende und Beschäftigte des öffentlichen Dienstes 
(„„Berufsverbot”’) und macht jedweden Mißovrauch möglich. 


Heute wird diese Gesetzgebung offen angewendet, um einen 
Verleger internationalen Renomees mundtot zu machen, dem zudem 
das Verdienst gebührt, als erster in der BRD Schriften über die 
Befreiungsbewegungen in der Dritten Welt und zur Kritik des Im- 
perialismus veröffenlticht zu haben. 


Die Behörden der BRD haben gegen Herbert Röttgen, dem Di- 
rektor der Verlagskooperative Trikont, ein Verfahren eingeleitet 
und beschuldigen ihn des ‚„‚Verbrechens”, „illegalerweise” ein ver- 
botenes und von den bayrischen Justizbehörden beschlagn ‘hmtes 
Buch von „Bommi” Baumann (,‚Wie alles anfing‘), der Biografie 
eines jungen Mannes, eines ‚‚Außenseiters” in der gegenwärtigen 
westdeutschen Gesellschaft. Mit diesem Prozeß leiten die bundes- 
deutschen Behörden offensichtlich eine neue Etappe in ihrem n- 
tikommunistischen Kreuzzug ein, um jegliche radikale Kritik an 
den kapitalistischen Verhältnissen in der BRD zum Schweigen zu 
uringen. Nachdem eine umfassende Säuierung des öffentlichen 
Dienstes und der Massenmedien von allen „Verfassungsfeinden”’ 
erfolgt ist, geht man jetzt gegen die linken Verleger vor. 


Zieht man das umfassende juristischen UnterJrückungsinstrumen- 
tarium in Betracht, das dazu dienen soll, die sogenannten ‚„‚Recht- 
fertiger der Gewalt’ aus dem öffentlichen Leben in Westceutschlan. 
auszuschalten, kann man diesen Prozeß nur in großer Sorge entge- 
gensehen, denn erlhat zum einzigen Gegenstand ein literarisches 
Werk, das in der Zwischenzeit in sieben Sprachen übersetzt wurde 
und dessen Wiederveröffentlichung von einer großen Anzahl Ver- 
leger und Intellektueller unterstützt wurde. In Frankreich, Italien, 
En land, Schweden und der BRD. 


Als Autoren und Freunde des Trikont-Verlages protestieren wir 
aufs schärfste gegen diesen Prozeß unü die Unterdrückungsmaßnah- 
men, die ihm begleiten. Wir meinen, daß Jieser Prozeß, der am 14. 
Oktober in München eröffnet wird, und dem am 25. November letz - 
ten Jahres eine brutale Durchsuchungsaktion Leim Trikont-Verlag 
vorausgegangen ist, vor allem ein beispielhaftes Klima Jer Verun- 
sicherung zu schaffen geeignet ist und die Zensur anuerer kritischer 
Se@hriften ermöglichen und gleichzeitig Verleger und Autoren Jazu 
veranlassen soll, sich selbst zu zensieren. 


Wir versichern den Trikont Verlag und seinen geschäftsführenden 
Direktor, der auf der Grundlage des $ 88a unter Anklage steht, unse- 
rer umfassenden Solidarität. 


Arno Münster / Regis Debray / Daniel Guerin / Nicos Poulantzas / 
Charles Bettelheim 


ID 148 vom 23.10.76 —— 


»Wie alles anfing« und die deutsche Justiz 


FREISPRUCH IM TRIKONT PROZER 


MÜNCHEN(ID) 
28. Oktober 


Dem Staatsanwalt war es 9 Monate und eine Buße 
wert, aber das Gericht befand, daß sich Herbert 
Röttgen und Gisela Erler durch die Herausgabe des 
Bommi Baumann Buches „Wie alles anfing’’nicht schuldig gemacht ha- 
ben {ID 148) Der Prozeß hatte, wie auch die Beschlagnahmung des 
Buches, einige publizistische Wirkung und auch die bürgerliche Öftent- 
lichkeit nahm den Vorgang wahr. Herbert Röttgen sagte dazu: ,‚Natür- 
lich ist der Freispruch in erster Linie ein Sieg. Er wurde ermöglicht 
durch die breite Solidaritätsbewegung und die Öffentlichkeitsarbeit. 
Zum anderen ist das Urteil eine Verschleierung, weil es ablenkt von 
den vielen Zensurprozessen,die nicht so spektakulär verlaufen. Gerade 
hier in München hat Staatsanwalt Gehring schon viele Prozesse gegen 
das Blatt angestrergt, bei denen es auch zur Verurteilung kam.’ 


Die Urteilsbegründung — von der bürgerlichen Presse eifrig zi- 
tiert — dreht den Spieß nun total um; aus der gewaltverherrlichenden 
Mordschrift soll plötzlich ein pazifistisches Mahnmal geworden sein. 
FAZ vom 18.10.: „Dem Gericht zufolge ruft der Autor ... nicht etwa 
zu Gewalt auf, sondern rate, von sinnloser Gewalt Abstand zu nehmen. 
Nach Auffassung des Gerichts könnte „Wie alles anfing’’ vielmehr Denk- 


anstösse für Gesinnungsgenossen geben, die immer noch radikal (!) 
seien.” 


Gisela Erler hatt din ihrem Schlußwort vor G@richt eine ganz an- 
dere Position bezogen, die in der Presse nicht wiedergegeben wurde: 
„Es scheint uns also bisweilen etwas skurril, was hier verhandelt wurde 
— doch ist es ernst und Rat auch Methode. Methode insofern, als wir 
wissen, daß der Grundtenor des Buches zwar eine Kritik an den einzel- 
nen Aktivitäten wie den Mitteln darstellt, aber weiter ein Bekenntnis 
gegen die bestehende Ordnung ist. Und, so meinen wir, nur deshalb 
wird es angeklagt — der Alltagsterror der Kriminalromane oder auch 
der sadistischen Dokumentarfilme völkerkundlicher Prägung, wo da 
verbrannt, zerstückelt und gefoltert und all dies gebilligt wird, inter- 
essiert logischerweise keinen Ankläger, haben sie doch als Ziel „ledig- 
lich”” Menschen, nicht aber die strukturelle Gewalt dieser Gesellschaft, 
die, wie Gutachter Ramstedt ausführte, von allen Wissenschaften außer 
der Jwrisprudenz inzwischen erkannt wurde. Selbstkritik ist nicht ge- 
nug — verlangt wird das Bekenntnis zu dieser Ordnung, der Bürger als 
Mitglied des öffentlichen Dienstes. Bommi Baumann übt zwar Selbst- 
kritik, aber erst als Überläufer, der seine Geschichte leugnet, seine 
vergangene Identität heuchlerisch und völlig preisgibt, seine Antihal- 
tung aufgibt, wäre er akzeptabel gleich dem Kronzeugen Müller im 
Stammheimer Prozeß. Und dasselbe gilt, meinen wir, für uns: Hätten 
wir ein Vor- oder Nachwert geschrieben, in dem steht: Seht, hier ist 
ein Buch, das zeigt ganz klar und deutlich, daß jeder Widerstand sinn- 
los ist, Gewalt in jeder Form schädlich, das die Studentenrevolte als 
eine reine Brutstätte von Neurosen und Terror denunziert hätte, wie 
es heute üblich ist — so wäre alles in Ordnung.(...) 


Wir stehen der Geschichte der Stadtguerilla zwar äußerst kri- 
tisch gegenüber, aber werden m it unseren Publikationen keine Absage 
an den grundsätzlichen Dissens, an den Widerstand leisten(;..) e 


——ID 149 v. 30.10.76/1D 162 v.29.1.77 


BOMMI BAUMANN: \ 
WIE ALLES ÜBERHAUPT NICHT AUFHÖRT 


MÜNCHEN 
25. Januar 


Über den Revisionsantrag gegen das Urteil im 
Prozeß wegen der Herausgabe des Bommi Bau- 
mann Buches ‚Wie alles anfing‘ und neue 
Zensurmaßnahmen berichtet der Trikont-Verlag: 


Der Prozeß um Bommis Buch „Wie alles anfing’’, indem am 
27.10.76 vom Landgericht München ein Freispruch ausgespro- 
chen wurde, ist keineswegs zu Ende. Mittlerweile ist uns das Ur- 
teil zugänglich, aber auch die Revisionsbegründung der Staats- 
anwaltschaft. Der Termin vor der dritten Kammer des Bundes- 
gerichtshofes steht noch nicht fest. Mittlerweile ist uns auch be- 
kanr£geworden, daß das Buch weiterhin verboten bleibt. Dieser 
Beschluß wurde uns erst anderthalb Monate nach Verabschie- 
dung zugestellt. weil, so das Oberlandesgericht, die Büroadresse 
unserer Anwälte nicht gerichtsbekannt sei. Wir erfuhren von der 
Sache erst durch die bürgerliche Presse. Mittlerweile ist auch 
schon ein weiteres Ermittlungsverfahren gegen uns eingeleitet. 
Von einem möglichen Verbot betroffen ist die „Aktion Men- 


 schenfresser”’, ein Interview mit der ETA über die Liquidation 


des spanischen Ministerpräsidenten Carrero Blanco. Beschlag- 
nahmt wurde das Buch bisher noch nicht. 


Angeklagt waren wir beim Bommi-Buch zum einen wegen S 
131 STGB, wegen der „Schilderung von Gewalttaten gegen Men- 
schen in grausamer und unmenschlicher Weise’’. Das Gericht 
räumte ein, daß auch der Durchschnittsleser humane Züge in 
Bommis Autobiographie entdecken könne. Nicht so die Staats- 
anwaltschaft in der Revisionsbegründung. Im Gegenteil sieht sie 
in dem Text „einen besonderen Fall von Rücksichtslosigkeit, 
Gleichgültigkeit und Verachtung des Menschenlebens”. Als Be- 
weisstelle wird vor allem der folgende Satz aus dem Buch unter- 
strichen: „Wenn sowieso am Ende der Galgen lacht, dann kann 
man schon vorher zurückschlagen.‘’ Verblüffend sind demgegen- 
über die beiden Aussagen in dem Urteil der I. Instanz, die poli-. 
tisch motivierter Gewalt das Attribut unmenschlich und grau-: 
sam per se absprechen: „Vielmehr werden Gewalttätigkeiten stets 
in einem Zusammenhang mit einer persönlichen Entwicklung 
oder politisch motivierter Personengruppen geschildert’ (Urteil 
S. 152) sowie: „‚Der Verfasser ist bestrebt, sein Verständnis von 
Gewalt und Gewaltanwendung im Rahmen eines Widerstandspa- 
ketes gegen herrschende Zwänge zu schildern’’ (Urteil’S. 152). 


Gewichtiger als der 8 131 war jedoch die Billigung, von Straf- 
taten (S 140 StGB). Die Absurdität des Verfahrens wird vor al- 
lem an dem Punkt durchsichtig, wo Bommi Sympathie für den 
Bombenleger Roy Clark hegt. Roy Clark hatte Mitte der Sechzi- 
ger Jahre die Bundesbahn mit Bombendrohungen erpresst. Als 
Bommi cirka 15 Jahre alt war, hatten die Taten des Roy Clark 
für ihn eine gewisse Attraktion: 

Bommi:,,...Roy Clark... den fand ich schon sehr gut..‘' Die Rich- 
ter:,‚Durch die Formulierung im Imperfekt legt Baumann diese 
Äußerung jedoch in die Vergangenheit. Er gibt damit klar zu er- 


kennen, daß er das Tun Roy Clarks damals, eben 1967, gebilligt 
hat.”’ 


Revisionsanträger, Staatsanwalt Gehrig: „Es ist allgemeine 
Sprachregelung, daß Ereignisse, die als vollendete, abgeschlossene 
Tatsachen berichtet werden sollen, in das Perfekt zu setzen sind. 
Im Imperfekt dagegen, das Erzählform ist, werden vorzugsweise, 
Ereignisse der Vergangenheit, die in die Gegenwart hineinreichen, 
aneinandergereiht, und auch häufig wiederkehrendes oder allge- 
meingültiges ausgedrückt.‘ 


Der Dialog bricht hier ab. Mag Bommi weiterhin Roy Clark? 
Oder hat er die allgemeine Sprachregelung nicht beachtet? So- 
was kann öfters mal vorkommen, meint auch der Staatsanwalt. 
Da wir aber als Verleger angeklagt sind, müssen wir auch wissen 
und gewußt haben, ob der Bommi den Roy Clark noch sympa- 
thisch findet. Das beste wäre natürlich den Bommi zu fragen. Da 
der aber nicht zu greifen ist, entscheiden jetzt die roten Richter 
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Ein Buch wird verboten 


des BGH darüber, ob Bommi den Roy Clark jetzt noch gut fin- 
det und ob wir Verleger es gut finden, daß er ihn gutfindet oder 
ob wir ihn selber gutfinden. Insbesondere sticht die Staatsanwalt- 
schaft die folgende Karikatur: 


TEAMS 
se. 
N 


AND 


(Z ET 


WI 
44» > € * 
VE Bl. 
KNEIF, NICHT, PH wart doch! 
HIER VORN IST Die YA ER>I HUNDEN Sossw 
K 2 


ICH EIGENTLICH 
MACHEN ? ICH WAR 


„Gerade durch diese Karikaturen wird in Verbindung mit 
dem Text Baumanns ein psychisches Klima geschaffen, in dem 
Bombenanschläge und Banküberfälle gedeihen.“ 


Verboten werden soll mithin auch die Ironie. — Behandelt 
wird in dem Urteil auch der Maulkorbparagraph, obgleich er 
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung noch nicht in Kraft war. 
Auch hier wird im Fall der Lorenzentführung angenommen, daß 
der 5 88a — 88d zum Teil zutreffe, ihre Darstellung fördere aber 
nicht die „Bereitschaft anderer zur Tatbegehung‘. Nach dem Ur- 
teil haben wir auch einen Schadensersatzanspruch. 


Der Revisionsantrag fordert eine Rückverweisung an eine an- 
dere Kammer des hiesigen Landgerichts, zumindest aber, daß wir 
keine Entschädigung erhalten. Neben den schon oben angeführ- 
ten Revisionsgründen werden noch angeführt, das Buch richte 
sich nicht allein an einen linken Leserkreis, sondern ebenso an 
den ‚„‚unbefangenen Durchschnittsleser‘’. Für den stelle es in der 
Tat eine Gefährdung dar. Außerdem, wenn einer den Täter lobe, 
lobe er auch die Tat und sei für diese Loberei verantwortlich. 
Verlangt wird von Bommi und uns eine „moralische Abkehr’’ von 
der Tat. Also eine innere Wandlung — die Seele des einzelnen 
wird justiziabel. Außerdem reicht es nicht aus, daß Bommi zum 
jetzigen Zeitpunkt von der Stadtguerilla Abstand nimmt, er muß 
es auf alle Ewigkeit tun: ,‚,Dem Buch ist nur zu entnehmen, daß 
Baumann nur von der augenblicklichen Strategie des Kampfes 
nicht mehr überzeugt ist.”’ Wenige Seiten weiter werden die Ta- 
ten Bommis mit den ‚„‚während der nationalsozialistischen Herr- 
schaft begangenen Massenverbrechen”’ in Zusammenhang ge- 
bracht. Genau wie diese, stören sie den öffentlichen Frieden. 


Die Revisionsbegründung der Staatsanwaltschaft richtet sich 

nicht mehr allein gegen die Meinungsfreiheit — sie hat die Zer- 
störung der Gedanken Freiheit zum Ziel. Sie verlangt, ihrer Lo- 
gik entsprechend ausgelegt, ein Bekenntnis zum Pazifismus, eine 
öffentlich gemachte moralische Abkehr von der Tat, einen 
Schwur, daß man in Zukunft nie mehr Gewalt anwendet. Es 
geht dabei garnicht mehr darum, was auf dem Papier steht, son- 
dern darum, was wir als Verleger und Bommi sich „‚gedacht‘’ ha- 
ben. Dieser Grad totalitären Bewußtseins zeigt klar die Möglich- 
keit an, daß es einmal nicht mehr auf die Objektivierung der 

Tat anzukommen braucht. Sie zeigt, worum es bestimmten 
Staatsstellen wirklich geht: nämlich die Gehirnkontrolle seiner 
Untertanen, die Absicht, dem Gedanken den Prozeß zu machen. 


— [2 


PROZESS UM BOMMI BAUMANN — BUCH 
VOR DEM BGH 


MÜNCHEN Am 9. August findet vor dem Bundesgerichtshof 
13. Juni in Karlsruhe der Revisionsprozeß um die Heraus- 

gabe des Bommi Baumann-Buches statt. Dazu 
schreibt der Trikont Verlag: 


Am 27.10.1976 wurden Gisela Erler und Herbert Röttgen 
- beide Geschäftsführer des Trikont-Verlages - nach siebentägiger 
Verhandlung vom Landgericht München | freigesprochen 
(Siehe ID 149). Die Staatsschutzkammer, die für den Prozeß 
zuständig war, sah in der Herausgabe des Bommi Baumann-Bu- 
ches Wie alles anfing‘ weder eine Verherrlichung von Gewalt, 
noch eine Billigung von Straftaten ($ 131 bzw. 8 140 StGB). 
Der Staatsanwalt hatte auf zehn Monate Freiheitsstrafe gegen 
beide Angeklagte plädiert und nach dem Freispruch sofort Re- 
vision eingelegt. In seiner Revisionsbegründung vom 22.12.1976 
bezeichnete Staatsanwalt Dr. Stocker das freisprechende Urteil 
der Staatsschutzkammer als "'inkonsequent‘, “lückenhaft” und 
“fehlerhaft‘'. Der Staatsanwalt meinte unter anderem, durch die 
Karikaturen in dem Buch “ wird in Verbindung mit dem Text 
ein psychisches Klima geschaffen, in dem Bombenanschläge 
und Banküberfälle gedeihen‘. Dies sei deshalb der Fall, weil in 
den Karikaturen die Verübung von "Banküberfällen und Bom- 
benanschlägen als lediglich lachhafte, aber nicht als verwerfliche 
Aktionen gewertet werden‘. Der Staatsanwalt argumentiert wei- 
ter, daß durch Baumanns Schilderung von Straftaten, die zum 
Teil vor zehn Jahren begangen wurden, noch heute der öffent- 
lich Friede gestört würde, daß in dem Satz im Vorwort, "'ande- 
re sollen verstehen, warum Leute den Weg des bewaffneten 
Kampfs gehen, auf welchem Boden so etwas gewachsen ist..”' 
eine ""menschenverachtende und rücksichtslose Tendenz zum 
Ausdruck komme’‘; der Staatsanwalt scheut sich auch nicht, ent 
gegen jeder strafprozessuaten Regel, seine Begründung auf "'Fak- 
ten aufzubauen, die weder in der Verhandlung, noch im Land- 
gericht-Urteil zur Sprache kamen. Schon das Oberlandesgericht 
München hatte es als "'wenig wahrscheinlich‘’’ angesehen, daß 
die Revision zur Aufhebung des Urteils führen werde, als es die 
Aufhebung der vorläufigen Beschlagnahme des Buches in seinem 
Beschluß vom 21.1.1977 bestätigte. Auch der Bundesgerichts- 
hof kann angesichts der substanzlosen Begründung der Staats- 
anwaltschaft nicht anders, als die Revision verwerfen. 
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»Wie alles anfing« und die deutsche Justiz 


NEUERLICHE BESCHLAGNAHMEAKTION GE- 
GEN DAS BOMMI BAUMANN BUCH 


MÜNCHEN am 8.12.77 suchte ein größeres Aufgebot 
8.12.77 der Polizei unter Leitung von StA Dr. Gie- 


rek wiedereinmal nach dem Buch von Bom- 
mi Baumann “Wie alles Anfing”. Durchsucht wurden der Tri- 
kontverlag, die Wohnung der Geschäftsführerin des Verlages 
und die Basisbuchhandlung in München. 


Die Ausbeute: 13 Exemplare der alten Auflage, 8 Exemplare 
der von über 300 Personen und Verlagen herausgegebenen 
Neuauflage, sowie 9 Exemplare der italienischen, 2 der hol- 
ländischen, eins der schwedischen, eins der englischen und 
ein Exemplar der französischen Auflage. 


Grundlage der Durchsuchung und neuerlichen Beschlagnahme 
war ein Beschluß des OLG München vom 24.11.77. Erst kürz- 
lich hatte die 5. Strafkammer des LG München 1 vor der am 
24.1. - 30.1. der Prozeß wiederholt werden muß, eine erneute 
Beschlagnahme abgelehnt, weil “der Ausgang des Prozesses 
völlig offen sei”. 


Die Beschwerde der STA gegen diesen Beschluß hatte nun am 
25.11. Erfolg. Obwohl sich der Beschlagnahmebeschluß des 
OLG nur auf die Erstausgabe bezieht, beschlagnahmte die 
StA eigenmächtig auch die in Frank furt erschienen Neuher- 
ausgabe für die über 300 Personen und Verlage als Herausge- 
ber zeichneten. 


Die StA Frankfurt hatte das Verfahren gegen dieses Buch 


schon 1976 eingestellt. Wir sehen in dieser neuerlichen Zen- 
sur ein weiteres Anzeichen für die restaurative Phase in der 


BRD und einen Versuch auf das Gericht, das im Januar die- 
sen Fall endgültig verhandeln muß, Druck auszuüben. 


Jürgen Arnold Rechtsanwalt, München 


TRIKONT—-VERLAGSKOLLEKTIV VERLEIHT 


STAATSANWALT GIEREK DIE PUBLICITY-— 
MEDALLIE IN SILBER 


MÜNCHEN 
12. Dezember 


Vom Trikont-Verlag 


Am Donnerstag letzter Woche erschienen plötzlich in den Räu- 
men des Trikont-Verlages und der Basisbuchhandlung ein gros- 
ses Aufgebot an Polizisten und Staatsanwälten. Ziel der Aktion 
war die weiß-nicht-wievielte Beschlagnahmung des Buches von 
Bommi Baumann ‘Wie alles anfing’ (s.ID 207). Wie üblich 
wurde alles durchwühlt, alles von unten nach oben gekehrt und 
gefunden wurde fast nichts: Außer 5 leicht angegammelten 
Exemplaren, die hinter ein Regal gefallen waren und von denen 
niemand etwas wußte. Auch sechs Belegexemplare der schwe- 
dischen, holländischen, dänischen, italienischen, französischen 
und kanadischen Ausgaben dieser staatsgefährlichen Bücher 
wurden beschlagnahmt. Staatsanwalt Gierek war sichtlich ent- 
rüstet über diese Nachlässigkeit seiner ausländischen Kollegen, 
die ganz im Gegenteil zu ihm das Erscheinen dieser Bücher 
nicht für strafbar halten. 

Seufzend machte er sich dann wieder an die Erfüllung seiner 
Pflicht. Verzweifelt stand er vor einem sechs Meter langen und 
drei Meter hohen Regal, welches die höchst staatsgefährdende 
Buchhaltung des Trikont-Verlages enthält, sah die über zwei- 
hundert staubigen Aktenordner und wollte sich eben an die 
Überprüfung des staatsgefährdenden Inhalts dieser Ordner ma- 
chen, als er plötzlich von einem Telefonanruf der Frankfurter 
Staatsanwaltschaft unterbrochen wurde. Dies verwunderte ihn 
umso mehr, als nicht er sondern ein Mitglied des Trikont-Ver- 
lages am Apparat verlangt wurde. Unwillig ließ er das zu. 

In seinem Gesicht sah man es arbeiten. Diese Frankfurter 
Staatsanwälte hatte er schon lange im Verdacht, Sympathisan- 
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ten dieser linken Verlage und Buchhandlungen zu sein. Denn 
dasselbe Buch, von 380 Personen in Frankfurt herausgegeben, 
derselbe Inhalt, nur ein anderer Umschlag, ist seit anderthalb 
Jahren frei im Handel erhältlich. Un diese Frankfurter Staats- 
anwälte weigerten sich immer auf seine Anfragen hin, ein Ver- 
fahren zu eröffnen, obwohl es eigentlich deren Pflicht wäre. 


Wie schon oft hatte er das Gefühl bei seiner Pflichterfüllung nur 
sehr mangelhaft unterstützt zu werden. Sein ungutes Gefühl 
verstärkte sich noch, als pausenlos die Presse anrief und nur 
mühsam abgewimmelt werden konnte. Staatsanwalt Gierek 

sah in Gedanken schon wieder diese Hetzartikel, in denen er 
völlig verkannt würde und seine schon zweieinhalb Jahre dauern- 
de Jagd auf dieses Buch lächerlich gemacht würde. Etwas ent- 
mutigt ließ er dann die zweihundert staubigen Aktenordner ste- 
hen und suchte nur noch stichprobenartig in den Lagerräumen 
weiter, wobei leider auch nichts Staatsgefährdendes zu finden 
war. 


Um etwas mehr beschlagnahmen zu können, wurden dann auch 
acht Bücher der Gemeinssttaftsausgabe mitgenommen, obwohl 
das gar nicht im Beschlagnahmebeschluß stand. 


Was der Staatsanwalt nicht wußte, war, daß Freunde des Tri- 
kont-Verlages im Namen der Presse und der Staatsanwaltschaft 
pausenlos anriefen, um genaueres über diese Hausdurchsuchung 
zu erfahren. 


Staatsanwalt Gierek tat dem Verlagskollektiv sichtlich leid. Um 
ihn etwas aufzumuntern beschlossen sie, ihm die Trikont-Publi- 
city-Medallie in Silber zu verleihen, da seine Anstrengungen 
dieses Buch wirklich überall bekannt zu machen und auch nach 
zwei Jahren wieder allen ins Gedächtnis zu rufen, bis jetzt noch 
von niemanden so richtig honoriert worden ist. 


Ob ihm diese Medallie Freude bereitet hat, wissen wir nicht so 
recht. Als er den Trikont-Verlag verließ, mit der mageren Aus- 
beute von ein paar Büchern unter dem Arm, war in seinem 
steinernem Gesichtsausdruck nichts zu erkennen. 


TRIKONT VERLAG WEGEN HERAUSGABE 
DES BOMMI-BUCHES VERURTEILT 


MÜNCHEN 
8. Februar 


Im August letzten Jahres hob der Bundesge- 
richtshof den Freispruch für Gisela Erler und 
Herbert Rütten vom Trikont-Verlag wegen der 
Herausgabe des Bommi-Buches „Wie alles anfing‘ auf, Jetzt 
verurteilten die Münchner Richter Wawak, Schröder und Strei- 
cher mit zwei entmündigten Schöffen, die das Buch nicht ein- 
mal in die Hand nehmen durften, die beiden Trikontler zu je 
1500,— DM Geldstrafe. Dazu kommen noch etwa 50000 Mark 
Prozeßkosten. Im neuen Münchner Blatt steht, was davon zu 
halten ist: 


„Der Trikont Verlag wird weiter dieses und andere Bücher 
herausgeben, wenn er sie für wichtig hält. Wenn das Geld für 
die Prozeßkosten nicht zusammenkommt, ist dies keine Finan; 
frage, sondern eine politische Frage. Eine Zensur wird nicht 
akzeptiert, da helfen keine Urteile und keine Staatsanwälte.‘ 


Ein Buch wird verboten 


Im Namen der Karl Marx Buchhandlung (Frankfurt) und 
des Verbandes des linken Buchhandels hat Dany Cohn Bendit 
folgende Erklärung abgegeben: 

Nach der Verurteilung des Trikont-Verlages wegen der He- 
rausgabe des Buches ‚‚Wie alles anfing’’ von Bommi Baumann 
erklären wir als Mitherausgeber der neuen Auflage folgendes: 


Nach dieser Justizposse erscheint es den Herausgebern 
für dringend notwendig, die Vertreibung des Buches ‚‚Wie 
alles anfing’’ von Bommi Baumann zu verstärken. 


Deswegen werden wir in den nächsten Wochen vor Schu- 
len, Universitäten, Verkaufs- und Informationsstände ein- 
richten, denn nur der offensive Vertrieb kann die politische 
Auseinandersetzung mit diesem Staat und seiner Justiz auf 
eine andere Ebene heben als die jetzige. Als Mitherausgeber 
der zweiten Auflage solidarisieren wir uns mit dem Trikont- 
Verlag und erklären, daß wir mit den identischen Absichten 
die Herausgabe vorangetrieben haben wie dieser Verlag. 


Es erscheint uns als Treppenwitz, die zweite Auflage 
als zulässig anzusehen und die Herausgeber der ersten zu ver- 
urteilen. 

In Deutschland wurde immer mit vielerlei Maß gerichtet. 


Trotz des Urteils wird dieses Buch in Deutschland, Ost 
und West, tagtäglich in allen Buchhandlungen erhältlich sein. 
Wir fordern alle interessierten, engagierten, zukünftigen Käu- 
fer auf, dieses Buch in allen Buchhandlungen zu bestellen. 
Selbstverständlich wird der finanzielle Erlös dem Trikont- 
Verlag zufließen. 


Wer sich in Gefahr begibt, kommt nicht darin um, wer 
sich einschüchtern läßt, verliert seine Glaubwürdigkeit! 


Das Urteil, das heute gesprochen wurde, ist ein Beweis 
für die Verlogenheit des Staates und seiner Justiz. Um mit 
Orwell zu sprechen: Alle Menschen sind gleich, die Linken 
nur ein wenig weniger! 


FREISPRUCH FÜR GISELA ERLER UND 
HERBERT RÖTTGEN 


PROZESS UM „BOMMI’”’—-BUCH ENDLICH 
ZU ENDE 


MÜNCHEN 
18. Oktober 78 


Zum Freispruch des Bundesgerichtshofes 
schreibt Rechtsanwalt Jürgen Arnold, 
München: 


Am 17.10.78 verkündete der Erste Strafsenat des BGH nach 
einwöchiger Beratung sein Urteil: 


1. Auf die Revision der Angeklagten wird das Urteil des Land- 
gerichts München vom 1.2.78 aufgehoben. 


2. Die Angeklagten werden freigesprochen. 


3. Die Revision der Staatsanwaltschaft wird verworfen. 


4. Alle Kosten des Verfahrens gehen zu Lasten der Staatskasse. 


Da gibt es natürlich erst einmal jede Menge Grund zur Freude 
— daß der Trikont-Verlag die inzwischen auf c. 55.000,- DM 
angewachsenen Kosten nicht tragen muß — daß die 15. Straf- 
kammer des LG München mit ihrem Gesinnungsurteil vom 1.2. 
78 baden gegangen ist und — ganz persönlich — daß die in vier 
Verhandlungen vorgetragenen Argumente nicht für eine fünfte 
Verhandlung wieder aufgewä-mt werden müssen. Nicht zu ver- 
gessen die Schadenfreude über den persönlichen Mißerfolg des 
Münchner Politstaatsanwalts Dr. Gehrig, der dieses Verfahren 
von der spektakulären Beschlagnahmeaktion im November 75 
bis heute mit so viel Einsatz betrieben hat. 


Aber natürlich ging es bei diesem Verfahren um viel mehr als 
um diese Freuden und Schadensfreuden. Immerhin hatte der 
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gleiche Senat des BGH im Verfahren um das Bommi-Buch in 
seinem Urteil vom 9.8.77 zum Gesinnungsstrafrecht öffentlich 
aufgefordert, als er zwischen der „guten’’ Presse (bei der „Be- 
richterstattung” und „‚wertfreien Dokumentation” im Vorder- 
grund steht) und der „bösen”, sprich linken Presse !die sich 


‚ auf das Grundrecht der freien Berichterstattung nicht berufen 


könne, wenn sie Verfasser wie Baumann zu Wort kommen läßt) 
unterschied. Dieser Aufforderung war das Landgericht München 
nachgekommen, als es Gisela Erler und Herbert Röttgen zu je 
150 Tagessätzen Geldstrafe verurteilt hatte, gleichzeitig aber 
gesagt hatte, daß nicht jeder sich strafbar mache, der das Buch 


herausgebe — die Beschlagnahme des Buches daher abgelehnt 
hatte. 

Nun hat der Bundesgerichtshof dieses Urteil, das sein geistiges 
Kind war, wieder aufgehoben und die Angeklagten freigespro- 
chen. Ich meine nicht, daß er damit eine Tendenzwende einge- 
läutet hat und den liberalen good-will des Grundgesetzes ‚‚eine 
Zensur findet nicht statt’’ unumstößlich in der bundesdeut- 
schen Rechsprechung verankern wollte. Die politische Presse 
wird auch in Zukunft jede Menge Gedrucktes in Gerichtsakten 
verschwinden sehen und mit Beschlagnahmen, Anklagen und 
Verurteilungen konfrontiert werden. 


Beim Bommi-Prozeß spielten sicher viele Faktoren eine Rolle: 
die Widersprüchlichkeit des Buches selbst, die große Presseöf- 
fentlichkeit, die jede Phase des Verfahrens begleitete, die Neu- 
herausgabe des Buches trotz Beschlagnahme, die vielen auslän- 
dischen Ausgaben. Eine Verurteilung der Verleger und die Be- 
schlagnahme des Buches, trotz einer inzwischen verkauften Auf- 
lage von über 100.000 Stück (mit den ausländischen Ausgaben), 
hätte die Autorität der bundesdeutschen Gerichte sicherlich 
nicht gestärkt, sondern sie eher dem Gespött und der Kritik 
ausgesetzt. Letztlich ist also nicht der Trikont-Verlag „‚noch 
einmal mit einem blauen Auge davongekommen’”', sondern die 
Justiz. 


Dazu kam noch, daß die Münchner Richter durch ihr Urteil 
den BGH in eine Zwickmühle gebracht hatten: Um das Urteil 
aufzuheben, hätte er seine alte Rechtsprechung (‚eine Billigung 
muß aus sich heraus verständlich sein, um bestraft werden zu 
können”) aufgeben müssen, da die Münchner Richter die an- 
gebliche Billigung der Verleger aus dem Verlagsprospekt und 
nicht aus dem Buch konstruiert hatten. Und diese alte Recht- 
sprechung des BGH hatte dieser pikanterweise in einem Urteil 
gefunden, wo er einen zunächst verurteilten rechtsradikalen 
Verleger freigesprochen hatte. Ein solches Urteil für einen lin- 
ken Verlag wieder aufzuheben, hätte, wie ich in meiner Presse- 
erklärung vor dem Prozeß schrieb, bedeutet, daß der BGH ‚„‚den 
alten Vorwurf bestätigt, daß die Justiz auf dem rechten Auge 
blind ist und auf dem linken dafür umso besser sieht”. 


Letztlich war es also die Tatsache, daß alles, was im Trikont- 
Verfahren geschah, in aller Öffentlichkeit zu geschehen hatte 
und jeder Richter dies wußte, die den Prozeß positiv beeinflußt 
hat. Und es ist der große Verdienst des Verlages und speziell 
der beiden angeklagten Verleger/innen, diese Öffentlichkeit 
hergestellt zu haben, nie ob der „schrecklichen Repression” zu 
wehklagen, sondern den Prozeß stets offensiv zu führen. Ein 
Freispruch wird einem nicht geschenkt. 


Ein Nachtrag noch für alle Herausgeber und Anwälte des 
„Buback-Nachrufs’’, die nicht übersehen sollten, wie wichtig 
die BGH-Entscheidung gerade für diese Prozesse ist. In der 
mündlichen Urteilsbegründung hat der BGH eindeutig betont, 
daß es keine Rolle spielen kann, ob oder daß der Autor Straf- 
taten billigt, die Herausgeber müssen eine eigene Billigungshand- 
lung vornehmen, dies ist die Herausgabe allein nicht. 


Kontakt: Jürgen Arnold, Hohenzollernstr. 102,8 München 40 
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Im Fadenkreuz bayrischer Staatsschützer 


NEUES AUS DEM WEIRWURSTLANDE 


MÜNCHEN (ID) 


Die Münchner Stadtzeitung Blatt hat schon 
22. Januar 


wieder zwei neue Strafbefehle ins Haus stehen. 
Diesmal,teilt die Sta mit, geht's um den Arikel 
„von Goppels Gnaden” im 48.Blatt, den der Mitarbeiter Armin Witt 
geschrieben haben soll. Wegen folgender Äußerungen fühlt sich der 
bayrische Ministerpräsident Alfons Goppel beleidigt: ... „der ein 
wenig senile bayrische Weißwurstpräsident Goppel“ ... und ...”un- 
ser Landesvater Goppel ist mit seinen 78 Jahren sicher nicht mehr 
in der Lage,das zu reflektieren, was man ihm aufs Rednerpodium 
fallen läßt’... Das kostet den vermutlichen Schreiber A.W. 3300 DM 
und Zerquetschte oder 110 Tage Knast, für den Verantwortlichen 
vom 48. Blatt,W. Stoye,bringt’s 1800 Eier oder 60 Tage Gitterblick. 
In dem Artikel ging’s um die Tatsache, daß Goppel behauptet hat, 
daß Lebenslängliche in Bayern dundsätzlich erst nach mindestens 
18 Jahren begnadigt werden. ( im Zusammenhang mit einem Gna- 
dengesuch von Vera Brühne). Die Blattleute fanden nun mühelos 
heraus, daß dies nicht stimmt, denn begnadigt wurden in Bayern 
immerhin: nach 7 Jahren Walter Schmidt, Massenmörder an zahl- 
losen Geisteskranken, nach 9 Jahren Hans Zöberlein, Erhängung 
von 8 Einwohnern in Pensberg in Bayern, nach 9 Jahren Hermann 
Schepp, Ermordung eines Jungkommunisten und Egon Zill, KZ-Chef 
von Dachau, der wegen Massenmordes verurteilt wurde und den man 
nach 14 Jahren begnadigte. Gegen beide Strafbefehle ist natürlich 
Einspruch erhoben worden. 


INLAND 


BLATT ZENSURPROZESS — GLÄNZEND MISS- 
LUNGENE BILLIGUNG 


MÜNCHEN (ID) 


Zu 1600 DM Geldstrafe ist Anatol Gardner 
10.Marz 


vom Münchner BLATT verurteilt worden, 
weil er als verantwortlicher Redakteur folgen- 
den Satz im Zusammenhang mit der Lorenz-Entführung nicht 
zensiert hat: „‚die bisher gtänzend gelungene Befrziung der politi- 
schen Gefangenen...’' Man glaubt zu träumen, aber dieses eine 


Wort „glänzend” reicht aus als Beweis für „Billigung von Straftaten” 
(8 140). 


Das Strafmaß ist gegenüber dem verausgegangenen Strafbe- 
fehl (3200 DM oder 80 Tage Haft) nicht verändert worden. Der 


Tagessatz für die Zahlung wurde lediglich von 40; auf 20,- herab- 
gesetzt. 


In einer Erklärung vor Gericht fragte Anatol den Staatsan- 
walt, ob mit dieser Staatszensur ‚‚die Gepflogenheiten des Mittel- 
alters nicht übertroffen werden sollten”. — Der Angesprochene, 
leicht angewidert, zog es vor, mit spitzer Nase und schmalen Lip- 
pen irgend etwas vor sich hinzukrickeln. 


Die Beweisaufnahme schien den Richter besonders zu lang- 
weilen. Alle drei Beweisanträge des Verteidigers Jürgen Arnold 
waren im Nu geprüft und abgelehnt: Das Gericht ersparte sich die 
Mühe, den angesprochenen BLATT-Artikei im Zusammenhang zu 
lesen und hielt auch nichts davon, Gutachter und Leser zu befra- 
gen, ob sie die furiose Interpretation des Staatsanwalts teilen. 

— Immerhin hatte der Staatsanwalt auf das „normale Durch- 


schnittsempfinden”’ (!) gepocht. Der Richter meinte, das sei er 
selbst. 


, In einem lustlos zusammengestoppelten Plädoyer führte der 
Staatsanwalt dann aus, daß schon die Verwendung des Begriffs 
„Politische Gefangene‘’ für die missliche Gesinnung des Angeklag- 
ten spräche und allein (!) als Beweis ausreiche. Anatols Versuch, 
den fraglichen Satz Wort zu Wort zu analysieren, wischte er vom 
Tisch und sagte,auf den Zusammenhang käme es an. Er schien 
vergessen zu haben, daß er den ganzen Artikel im Zusammenhang 
nicht hören wollte. 


Im Plädoyer des Verteidigers wurde anhand der gängigen 
Rechtssprechung nachgewiesen, daß der $ 140 zu einer Verurtei- 
lung absolut nicht ausreicht. ‚‚Bei so einer weitgefassten Ausle- 
gung hätte man sich den $S 88 a schenken können!” Er fragte,wa- 
rum denn der Begriff „politische Gefangene’ unter Strafe ge- 
stellt wırden soll, wenn Polizei, LKA und Justiz ihre eigenen po- 
litıschen Abteilungen haben. 


Als der Richter das Urteil-Unheil verkündete, hätte man 
meinen können, er zitiere aus dem Staatsanwaltsplädoyer — kein 
Wort zu den ausführlichen Argumenten des Verteidigers, dafür 
so traditionsreiche Begriffe wie „‚die ganze Tendenz...’’ und so 
weiter. Die „Straftat’’ reduzierte sich auf 1 (in Worten ein) Wort. 
„Glänzend‘' heißt es und beweist im Namen des Volkes, daß 
Anatol eines der „‚verabscheuungswürdigsten Verbrechen” ge- 
billigt hat. , 

Daß im ‚Spfüel‘ zu der gleichen Sache stand „‚bilderbuchartig’”, 

"r.ich stark-und wohlgekonnt”, hielt der Richter nicht für eine 
„Billigung‘’ — keineswegs — diese sei das Urteil eines ‚‚wertfrei- 
en Experten’. „Damit ist die Sache erledigt’’ schloß er die 
Verhandlung. Ist sie nicht. 


Übrigens, bei diesem bahnbrechenden Urteil in Sachen 
Pressezensur war kein einziger Vertreter der Presse anwesend.Die 
blieben zu Hause. Vermutlich haben sie die Entwicklung verschla- 
fen. In einer Presseerklärung schreibt das Blatt-Kollektiv: „Gegen 
das Blatt wurden in einem Jahr mehrere Ermittlungsverfahren 
eingeleitet. In vier Fällen wurde bisher Anklage erhoben. Drei 
Strafbefehle über insgesamt 6.700 DM sind ausgestellt,weitere 
Prozesse stehen unmittelbar bevor. Mit zunehmender Regelmäßig- 
keit und in immer kürzeren Abständen werden Blatt-Artikel und 
sogar Cartoons auf Verunglimpfung, Beleidigung, Billigung von 
Straftaten, Öffentliche Aufforderung zu Straftaten usw. durch- 
leuchtet. Wir befürchten, daß diese Art der Nachzensur durch 
Staatsanwalt und Richter zu der Institution wird, die über die 
Kriterien der Pressefreiheit befindet. 


Bei der jetzigen politischen Atmosphäre wird das Blatt nicht 
das einzige Opfer dieser justiziellen und finanziellen Austrock- 
nung bleiben. Es geht um politische Artikel, um subjektive Auße- 
rungen, Tatsachen, um künstlerische Darstellung — und, nachdem 
unsere Redaktionelle Arbeit mit Ermittlungsverfahren, Strafbefeh- 
len, mit Anklageschriften und Prozessen eingekreist wird, um 
das Recht, sich in Wort, Schrift, Bild und Ton frei zu äußern. 


Es ist sowohl für die Öffentlichkeit als auch für alle Betrof- 
fenen aus dem Medienbereich wichtig zu erfahren, welche Artikel 
und welche Formulierungen nach dem Willen der Staatsanwalt- 
schaft vom Artikel 5, Absatz 2 des Grundgesetzes nicht mehr ge- 
schützt sind.‘ 


ZU MILDE FÜR DEN STAATSANWALT 


MÜNCHEN (ID) 


Wegen Formalbeleidigung des bayerischen 
29.April 


Ministerpräsidenten Goppel (48.Blatt) wur- 
de Armin Witt in erster Instanz zu 1000 DM 
Geldstrafe, ersatzweise 50 Tage Haft verurteilt. 


Wegen dieser angeblichen Beleidigung und wegen Verun- 
glimpfung des Staates (58. Blatt) wurde der verantwortliche Re- 
dakteur Wolfgang Stoye zur selben Strafe verurteilt. 


Der Richter sagte in seiner Urteilsbegründung, die Tatsa- 
chen seien zwar nicht zu widerlegen und Kritik am Vorgehen von 
Polizei und Staatsanwaltschaft (bei der Beschlagnahme des Bom- 
mi- Buches) sei legitim, nur: die Form müsse gewahrt bleiben. 


Der Staatsanwalt (der gleiche, der die Bommi-Buch-Be- 
schlagnahmen geleitet hatte) hatte im wohl kürzesten Plädoyer 
seiner Karriere insgesamt 8500 DM, ersatzweise 350 Tage Haft 
gefordert. Er wird bestimmt in Berufung gehen. Blatt auch. 


Und außerdem: auf die erste Beschlagnahme der Seite 38 
aus Blatt 68 folgte zwei Wochen später die zweite. In einer be- 
kannten Vertriebsstelle hatten fingerfertige Polizisten in einem 
zensierten Exemplar die fotokopierte Seite entdeckt. ‚Aber, 
aber, Herr ..., das geht doch nicht.”... 

Gefahr im Verzuge — Beschlagnahme. 


Auch in der Blatt-Redaktion fanden sie noch 44 unzen- 
sierte Exemplare, kassierten die beanstandeten Seiten und dazu 
328 Flugblätter zu dem Fall, auf denen eben auch das strafwür- 
dige „„Männchen’’ zu sehen war. 
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Münchener Stadtzeitung »Blatt« 


Letzte Meldung: 68. BLATT BESCHLAGNAHMT ı! 


Ein Tag nach Auslieferung wurde in München das 68. Blatt mit amtsrichterlichem Be- 
schluß beschlagnahmt. Beanstandet wird eine Zeichnung auf der Seite 38, die eine Person 


‚„‚ Right on’ , was nach 
e Aufforderung zur 
kann nur weiterver- 


zeigt, die angeblich einen Molotow - Coctail wirft. Daneben steht 
staatsanwältlichem und amtsrichterlichem Dünken eine öffentlich 
Begehung von Verbrechen darstellt ( $ 111, 308 Stgb ). Das Blatt 
kauft werden, wenn die Seite herausgerissen wird.... 


LIEBER HERR ERMITTLUNGSRICHTER...... 
MÜNCHEN (ID) Seine Zweifel und Gedanken an der polizei- 
28. April staatsanwaltlichen Beschlagnahmung des 


68. Blattes (ID 122) brachte ein Mitarbeiter 
der Münchner Basis Buchhandlung zu Papier und dann in Form 
eines offenen Briefs an den "sehr geehrten Herrn Zeilinger’””, seines 
Zeichens Ermittlungsrichter beim Amtsgericht München, der die 
Beschlagnahmung unterschrieben hatte. Der Schreiber "will gar nicht 
groß darüber jammern’’, daß "die fixen Jungs” die Durchsuchung 
und Beschlagnahme mit den gewohnten Rechtsverstößen vornahmen. 
In dem Brief heißt es dann: 


"Mein lieber Herr Ermittlungsrichter auf Lebenszeit! Als ich mit 
meinen Gedanken so weit gekommen war, überkam mich dann doch 
das große Zweifeln. Abgesehen davon, daß diese Zeichnung für mich 
genau so gut z.B. eine Werbung der anonymen Alkoholiker zur Ab- 
kehr vom Trinken hätte sein können, fiel mir plötzlich ein: vielleicht 
sitzt da endlich mal ein Linker als Richter, der das nur als Aufforde- 
rung zur noch weiteren politischen Rechtsentwicklung mißverstanden 
hat ("right on’’). Man müßte also den Spruch neben der Zeichnung 
nur ändern in "Left on” und alles wäre.... Aber dann habe ich mir 
gesagt: Junge, laß diese absurden Geda nkenspielereien, sonst ver- 
steigst du dich noch genau so weit wie der, über dessen Kompetenz 


des Durchschnittsempfindens eines Normalbürgers du gerade nach- 
grübelst., 


Kamen mir gleich andere Gedanken: Warum läßt der Mann nicht 
alle frei rumliegenden Pflastersteine beschlagnahmen? Da nach 

meinen Erfahrungen als Buchhändler bedrucktes Papier so ziemlich 
das untauglichste Mittel ist, jemanden zu Straftaten zu verleiten, 
schien mir das viel einleuchtender. Oder um auf’s "BLATT” zurück- 
zukommen: warum gerade die S. 38? Warum nicht die S. 37 mit 

ihrer Aufforderung zum Exhibitionismus, die S. 36 mit der Aufforde- 
rung zum Bombenabwurf oder die S. 29, wo zur Republikflucht auf- 
gefordert wird? Die Aufzählung liesse sich sicher beliebig erweitern, 
aber als ich so weit gekommen war, kamen mir plötzlich schreckliche 
Einfälle. Abgesehen davon, daß selbst ohne den neuen 88a StGB 

mit derart phantasievollen Begründungen uns z.B. mindestens jedes 
zweite Buch im Laden beschlagnahmt werden könnte (Wilhelm-Busch- 
Geschichten verkaufe ich schon nur noch unter dem Ladentisch, 
natürlich mit schlechtem Gewissen), kam mir plötzlich, daß z.B. 

die "BLATT”-Leute im "'67.BLATT” bekanntgegeben hatten, daß 

sie zu Ostern alle verreisen würden, wodurch natürlich die Möglich- 
keiten, die Öffentlichkeit ausreichend über diesen schwerwiegenden 
Eingriff in die Pressefreiheit zu informieren, ausgesprochen gering 
waren. Weiter fiel mir ein, was das wohl bei den meisten Kiosk— und 
Geschäftsinhabern für einen Eindruck macht, wenn größere Polizei- 
mengen auftauchen und behaupten, diese Zeitung, die sie da verkaufen, 
fordere zu ganz schrecklichen Gewalttaten heraus. 


Lieber Herr Zeilinger, ich wäre sicher der letzte, der einem 
Richter solche Überlegungen zutrauen würde — schließlich kenne 
ich von früher einige Studienkollegen, die mittlerweile Richter sind 
und weiß, daß so jemand immer ganz anders denkt. Außerdem haben 
Sie den Beschluß nur unterschrieben, während der Antrag von 
ganz anderer Seite.... usw. Alles klar, nur wurde mir z.B. hierbei 
deutlich, daß es manchmal ganz sinnvoll sein kann, sich vielleicht 
mal zu überlegen, was man da eigentlich unterschreibt bzw. warum einem 
da was vorgelegt wird. Haben Sie z.B. schon einmal den "’"Bayernkurier”’ 
beschlagnahmt, weil darin zu noch härterem Vorgehen gegen "'Links- 
radikale’’ aufgefordert wurde? (Wieviel Tote es hier inzwischen gibt, 
dürfte ja allgemein bekannt sein). Oder haben Sie vielleicht andere 


——- 0 


Zeitungen beschlagnahmen lassen, weil diese Bilder von CDU/CSU-Ab- 
geordneten zeigten, die auf von ihnen heruntergerissenen Plakaten 
herumtrampelten? Wenn das keine öffentliche Aufforderung zur 
Sachbeschädigung ist. Sagen Sie jetzt nicht, der Vergleich sei ab- 
surd; ich versuche nur Ihrer eigenen Logik zu folgen. Ich bin sicher, 
wenn Sie wollen, können Sie meine o.a. Zweifel leicht zerstreuen. 
Sollte jedoch zufällig oder durch einen Bösen-Buben-Streich in Ihrem 
Exemplar des Grundgesetzes der Art. 5, Abs. 1 fehlen, erlaube ich 
mir, diesen als Schnipselchen in der Anlage beizufügen. Ich werde 
nir natürlich sofort ein neues Exemplar des Grundgesetzes zulegen, 
damit mich nicht jemand verdächtigen kann, ich stünde nicht voll 
auf dem Boden desselben. 


Mit untertänigsten Grüssen — Wolfgang Gartmann 
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WIE SICH DAS BLATT WENDET 


MÜNCHEN (ID) Am Tag nach Erscheinen des 68. Blattes — 
13. Juli am 15.4.76 — wurde es durch Beschluß 

des Amtsgerichts München beschlagnahmt. 
Als Grund dafür gab Richter Zeilinger eine Zeichnung im Anzei- 
genteil des Blattes an, die eine Person zeigt, die einen Gegen- 
stand wirft — nach Meinung des Richters einen „‚Molotow-Cock- 
tail”” — daneben steht der Ausspruch „Right on”. In dieser Zeich- 
nung und dem Spruch wurde die Aufforderung gesehen, „‚dem 
bezeichneten Beispiel nachzueifern’’, d.h. Brandstiftung zu be- 
gehen. Strafbar nach 8 111, 308 StGB. 


Gegen den Beschluß wurde am 11.5.76 durch die Rechtsan- 
wälte Arnold und Wolff Beschwerde eingelegt. Die Anwälte 
stellten fest, daß durch die Zeichnung nicht zu einer bestimmten 
Straftat aufgefordert wurde, da überhaupt nicht klar ist, ob der 
angebliche Molotow-Cocktail auf Gebäude oder ins Wasser, einen 
Sandhaufen oder einen Abfallkübel geworfen werden soll. 


Mit gleicher Begründung hätte die STaatsanwaltschaft gleich 
eine Aufforderung zum Mord oder Totschlag sehen können, da 
sogenannte Molotow-Cocktails bekanntlich auch gegen Personen 
eingesetzt werden. Aber solche Spekulationen können und 
dürfen nicht Gegenstand einer strafrechtlichen Würdigung sein, 
meinten die Anwälte, die Beschlagnahme sei daher rechtswidrig. 


Bei Fertigstellung dieser Dokumentation erreichte die Blatt- 
Redaktion die Mitteilung, daß die Beschlagnahme von Blatt 68 
durch Beschluß des Landgerichts aufgehoben wurde. In Über- 
eıinstimmung mit der Beschwerdebegründung der Anwälte 
führten die Richter Dr. Mayer, Ulrich und Dr. Reichold aus, 
daß es in keiner Weise erkennbar sei, wohin die Brandflasche 
fliege oder geschleudert werde. Die Annahme, daß eine Brand- 
stiftung begangen werden solle, sei eine „‚reine Spekulation” 
Außerdem hätten die Worte „Right on’ nur zustimmenden, 
nicht aber auffordernden Charakter. 


Sehr ausführlich setzte sich das Landgericht mit der Körper- 
haltung des Werfers auseinander und kam zu dem Ergebnis, 
daß der Molotow-Cocktail gar nicht von der Figur geworfen 
sein kann, da „allenfalls ein Linkshänder nach dem Wurf die 
abgebildete Körperhaltung” einnehmen könnte. Dagegen wiederum 
spreche aber die Haltung der Beine der abgebildeten Person. 


Eine immerhin erfreuliche Entscheidung, zeigt sie doch, daß 


noch nicht jede Absurdität der Staatsanwälte die Zustimmung der 
höheren Gerichte findet. 
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79. BLATT AUF DEN INDEX GESETZT 
BEIDEN VERTRIEBSSTELLEN BESCHLAGNAHMT 


MÜNCHEN (BLATT/ID) Folgender Bericht ist vom BLATT 
27. Oktober geschrieben worden. Die alternati- 

ven Zeitungen haben sich auf einen 
Solidaritätsabdruck im Falle staatlicher Repression geeinigt (dazu 
das Protokoll vom Kasseler Treffen der Alternativzeitungen): 


——ID 134 v. 16.7.76/ID 149 v. 30.10.76 


„Gott, wie putzig, dachten wir, bis wir sehr schnell merkten, 
wie ernst diese Beschlagnahme ist. Neun bis zehn Tage nach Er- 
scheinen setzten sich die Herren Gesetzeshüter in Marsch und kas- 
sierten das noch vorhandene Potential an 79. Blatt. 


Hatten wir wieder politisch über die Stränge geschlagen? War 
der Staat mitsamt seinen Symbolen wieder verunglimpft worden, 
oder war Aufforderung zu Straftaten und deren öffentliche Billi- 
gung in Tateinheit mit Befürwortung und Verherrlichung von Ge- 
walt im Spiel? 


Weit gefehlt, lieber Leser. Diesmal war es die Sitte, die zugeschla- 
gen hat. Wie wir später und erst auf Drängen unseres Rechtsanwalts 
erfuhren, ging es diesmal um den Päderastie-Artikel, mit dem wir 
eine Diskussion über Sexualität undlinke Moral in Gang bringen 
wollten, und die so jugendgefährdend ist, Jaß sie unbedingt auf 
den Index muß, 

Wer sich jetzt aber vorstellt, daß diese Herren die Redaktions- 
räume auf den Kopf gestellt hätten, um den letzten Rest Schmutz 
zu verhaften und unter Anklage zu stellen, liegt heute wirklich 
völlig falsch. Betroffen sind (erstmal jedenfalls) die Kioske und 
Läden, und Kneipen und Kinos und Theater, also unsere Vertriebs- 
stellen, die in gutem Glauoen das Blatt ausgelegt und ein Titelblatt 
ausgehängt hatten. Denn die haben sich nach Auffassung des herr- 
schenden Rechts schuldig gemacht, der ‚Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften”. Das hat man ihnen zwar nicht überall gesagt, 
der Beschlagnahme-Beschluß wurde auch nur so vors Gesicht gehal- 
ten, dagelassen hat man in den wenigsten Fällen etwas Schriftliches, 
aber dafür wurde den Kioskbesitzern mit Anzeige gedroht und mit 
Ladenschließung, falls so ein Fall von „Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften’”’ noch einmal vorkäme. Man kann sich wohl vor- 
stellen, wie das auf unsere Vertriebsstellen gewirkt hat. Wegen des 
BLATTSs die Existenz verlieren? 


Die Sitten- und anderen Wächter sind streng. Ein Problem zu dis- 
kutieren, es tiefer anzugehen und zu lösen, das ist nicht ihre Auf- 
gabe und überschreitet bei weitem den Bereich ihrer ohnehin schon 
geringen Kompetenzen. 

Aber immerhin reichen die soweit, eine Zeitung erstmal zu be- 
schlagnahmen, die Vertriebsstellen einzuschüchtern und uns einen 
finanziellen Schaden zuzufügen. 

Denn anders als bei unseren Polit-Sachen, die wir — BLATT — 
selbst mit der Justiz ausfechten, gehn sie diesmal über die Vertriebs- 
stellen wor. 

Wenn die Kioske eine Anzeige bekommen und Strafe zahlen 
müssen, wenn sie dann das BLATT nicht mehr verkaufen, trifft 
uns das natürlich hart. 

Außerdem droht uns bei einem zweiten Vorfall dieser Art eine 
Dauer-Indizierung. Dann wird, wenn überhaupt noch, das BLATT 
unterm Ladentisch gehandelt. 

Selbst wenn, wie beim 68. BLATT‘, die Beschlagnahme nach 
x Wochen aufgehoben und für rechtswidrig erklärt wird, so wird 
immer ein schaler Geschmack zurückbleiben. Gerade bei den Ver- 
triebsstellen. 


BLATT-Redaktion.” 


NACHTRAG ZUR AKTION GEGEN DAS „BLATT 


Von der Aktion der Polizei haben sich die Besitzer von elf Ver- 
triebsstellen einschüchtern lassen: sie verkaufen das „‚Blatt‘ nicht 
mehr. Viele andere sind verunsichert. So fragte einer in der Blattre- 
daktion nach, ob er das 80. Blatt (soeben rausgekommen) verkaufen 
könne. Aber es gab auch Vertreiber, die den Blattleuten sagten: „‚ist 
ja wie im 3. Reich’’ und „Nu soll’n se mal kommen”, 


Gewesen sind die Sittenhüter bei 40 Vertriebsstellen, bei 25 
haben sie insgesamt 350 Ausgaben vom Blatt 79 beschlagnahmt,ohne 
etwas schriftliches wie Verfügung oder dergleichen vorzulegen. Dafür 
haben sie den Kioskbesitzern mit Anzeigen gedroht. Einer wurde ge- 
nötigt: Er mußte unterschreiben, daß er das „Blatt‘” nicht mehr ver- 
kauft. 


Münchener Stadtzeitung »Blatt« 


BLATT-PROZESS-KARUSSEL DREHT SICH WEITER 


MÜNCHEN (ID) 


10 000 — so hoch ist derzeit die Auflage vom BLATT -— Stadtzeitung für München. 


9, Juni Und ungefähr genauso hoch ist, in DM ausgedrückt, der Stand der gegen das BLATT 
verhängten Strafbefehle. Der neuste Rundschlag der Justiz bezieht sich auf einen 
Comic im 57. Blatt. 
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Wegen dieser Bilder und Blasen wurden zwei BLATT-Leute ange- 
klagt, ein gemeinschaftlich begangenes Verbrechen der öffentli- 
chen Aufforderung zu Straftaten begangen zu haben (58 111). 


Daß dafür schon ein Comic ausreicht, ist etwas grundsätzlich 
Neues. Aus diesem Grund hat sich auch der Verteidiger, RA Montag, 
zu grundsätzlich neuen Strategien veranlaßt gesehen. Er weist der 
Staatsanwaltschaft zwingend logisch nach, ‚‚nicht alle zur Belastung 
des Angeschuldigten dienenden Umstände in der Anklagesthrift 
aufgeführt zu haben”, mit der Bitte um Würdigung führt er dem 
Amtsgericht vor, daß die kriminelle Bosheit der BLATT-Leute das 
vom Staatsanwalt vermutete Ausmaß bei weitern übersteigt! Es 
heißt dort: 


„‚ Bei der Frage, ob durch die Bildergeschichte zu strafbaren 
Handlungen aufgefordert wird, hat die Staatsanwaltschaft die bild- 
liche Darstellung der Täter außer acht gelasse. Offensichtlich han- 
delt es sich um Mitglieder einer der bekanntesten kriminellen Ver- 
einigung der Welt, der Panzerknackerbande (in der Bildergeschichte 
fälschlicherweise Automatenknacker). 
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Dies hätte den federführenden Herren der Staatsanwaltschaft 
aus ihrer eigenen Kinderzeit und der Lektüre der brüchtigten Do- 
nald Duck - Bildergeschichte des anderweitig posthum zu verfolgen- 
den DISNEY, Walt bekannt sein müssen. Die Panzerknackerbande 
hat sich bekanntlich zusammengetan, um den allseits beliebten 
und geachteten Unternehmer DUCK, Dagobert einer absolut staats- 
erhaltenden Figur, sein Eigentum zu stehlen. Eine Vereinigung aber, 
deren Ziele oder deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, Straftaten 
zu begehen, nennt das Strafgesetz ‚kriminelle Vereinigung’ 
(8 129 StGB). Schon aus der Abbildung von Mitgliedern der Panzer- 
knackerbande läßt sich somit schlagend nachweisen, daß zu einer 
strafbaren Handlung aufgefordert. worden ist.‘ 


Weiter hält RA Montag dem Staatsanwalt vor, daß ihm ‚‚der ver- 
brecherisch triebhafte Blick und die rechtsfeindlich blinkenden 
Zähne‘ der abgebildeten Straftäter nicht aufgefallen sind. 


„. Weiterhin ist zweifelsohne der strafbare Charakter der gezeich- 
neten Tat aus den Bildern 3 und 4 erkennbar, welche jedoch nicht 
isoliert, sondern nur im Zusammenhang mit dem Bild 5 gesehen 


ID 129 vom 12.6.76 


— 
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werden können. Bei Dunkelheit und Sichelmond schleichen sich 

die kriminell Vereinigten an den Ort des Vergehens, wobei sie 

„raun, tuschel, hihil”’ von sich geben.’Gerade die Worte „raun, tusche 
tuschel”’ deuten auf die Absicht der Panzerknacker hin, unerkannt 
bleiben zu wollen und etwas vor dem gestrengen Auge des Gesetzes 
zu verheimlichen, während sich in den Worten „hihi”' die Rechts- 
feindschaft der Delinquenten zeigt, die damit unseren Rechtsstaat 
verhöhnen wollen. Demgegenüber zeigt Bild 5 einen sich bei Tages- 
licht auf dem Bahnsteig befindenden, rechtschaffenden, billig 

und gerecht denkenden Durchschnittsdeutschen, dessen reines Gewis- 
sen durch die vor seiner Nase angebrachten 3 Musiknoten dokumen- 
tiert wird, wobei die aus der gesamten Figur sprechende unbeschwer- 
te Gesetzestreue, auf Rechtsfrieden bedachte Fröhlichkeit durch die 
aufwärts strebende Melodie der beiden Sechzehntelnoten noch un- 
terstrichen wird. In der Gegenüberstellung des Zitat „hihi’’ und der 
beiden Sechzehntelnoten, dem Unterschied zwischen Tag und Nacht, 
dem Sichelmond, den um die Ecke lugenden Gestalten, den Hand- 
schuhen der Panzerknacker auf Bild 4 und der Ganovensprache 
derselben „quatsch nicht” auf Bild 4 wird die Absicht des angeschul- 
digten Blatt-Redakteurs deutlich, tatsächlich eine Aufforderung zu 
einer strafbaren Handlung gezeichnet, bzw. diese Zeichnung veröf- 
fentlicht zu haben. 


Das Tatbestandsmerkmal der Aufforderung 


Auch bei der Prüfung des Tatbestandsmerkmales der Aufforderung 
ist der Staatsanwaltschaft das schlagenste Argument entgangen. Den 
Beweis, daß es den Angeschuldigten darauf ankam, Leser der Zeit- 
schrift BLATT Nr. 57 zu veranlassen, Automaten des Münchener 
Verkehrsverbundes auf die gleiche Art zu beschädigen, zeigt eindeu- 
tig eine vergleichende Betrachtung des braven, rechtstreuen, billig 
und gerecht denkenden Durchschnittsdeutschen Gustav auf den Bil- 
dern 5, 6 und 7. Während das Gesicht auf dem Bild 5 noch die satte 
Selbstzufriedenheit eines Menschen ausdrückt, der den um sich aus- 
gebreiteten Rechtsfrieden genießt, wird Gustav auf Bild 6 mit dem 
Vergehen konfrontiert, um dann auf Bild 7 die Reaktion zu zeigen, 
die die Angeschuldigten sich für ihre Adressaten wünschten: reine 
Freude. 


‚Unterstützung einer kriminellen Vereinigung 

&8 129 StGB stellt unter Strafe, für eine kriminelle Vereinigung 
zu werben oder sie zu unterstützen. Nachdem sich die Panzerknacker- 
bande, wie allgemein bekannt ist, allein zu dem Zwecke zusammenge- 
schlossen hat, Vergehen und Verbrechen gegen den achtbaren Bürger 
und Unternehmer Dagobert Duck zu begehen, sind sie zweifelsohne 
eine kriminelle Vereinigung i.S. des S 129 StGB. 


Hieran ändert nichts, daß, wie oben ausgeführt, Interpol und dem 
Bundeskriminalamt von der Existenz dieser kriminellen Vereinigung 
nocht nichts Zuverlässiges bekannt ist. 


Verunglimpfung des Staates nach $ 90a StGB 


Auf den Bildern 2, 8 und 9 ist ein Schwein abgebildet, wel- 
ches auf Bild 8 einen Sheriffstern trägt und auf Bild 2 von einer 
anderen Person als Polizeipräsident angesprochen wird. Im Zusam- 
menhang damit, daß die Bildergeschichte auf Vorgänge in München 
bezug nimmt, kann es sich bei dem abgebildeten Schwein nur um 
den Münchener Polizeipräsidenten Schreiber handeln. Die Figur 
auf Bild 2, identisch mit der Figur auf Bild 10, stellt einen Vertreter 
der Schicht der Unternehmer dar, wie aus der Tatsache auf Bild 10 
abzulesen ist, wo diejenige Figur in Geld schwimmt. Diese Figur 
äußert sich auf Bild 2 folgendermaßen: „Glaubst Du, ich habe Dich 
zum Polizeipräsidenten ernannt, damit Du den Dreistigkeiten der 
Automatenknackerbande tatenlos zusiehst? ”" Worauf Polizeiprä- 
sident Schreiber erwidert: „Schluck !” 


Die Angeschuldigten geben damit ihre Auffassung kund, daß der 
Polizeipräsident Schreiber von den Unternehmern eingesetzfsei, 
diese ihn jederzeit kündigen und entlassen können und daß der Mün- 
chener Polizeipräsident nicht nach Gesetz und Recht, sondern nach 
Anweisungen der Unternehmer handelt. Er wird als von den Uhnter- 
nehmern abhängig dargestellt, wie seine Bemerkungen „Schluck” 
„Seufz!”’ und „Schluchz!” zeigen. In der Person des Polizeiprä- 
sidenten wird gleichfalls die gesamte Polizei als ein Teil der verfas- 
sungsmäßigen Or dnung der Bundesrepublik Deutschland so 
dargestellt, als ob diese auf das Kommando der Unternehmer hören 


ID 174 vom 22.4.77 


würde. Dadurch wird die Bundesrepublik Deutschland selbst ver- 
ächtlich gemacht, denn sie wird al mit einem so nachteiligen Man- 
gel behaftet und auf dermaßen unsittlichen Grundsätzen aufgebaut 
hingestellt, daß sie, würde diese Unwahrheit zutreffen, der Achtung 
ihrer Bürger unwert erscheinen müßte (BGHSt 3,346). Die Ange- 
schuldigten haben diese Behauptung aufgestellt, obwohl sie aus 
ihrem Staatskundeunterricht wissen, daß diese Behauptungen nicht 
stimmen; sie haben böswillig behandelt.’ 


Gegen die Eröffnung der Hauptverhandlung auf Grund der vor- 
liegenden Anklageschrift erhabt RA Montag Einwendungen, „da 
sie von der Staatsanwaltschaft nicht ernst gemeint sein kann.’’ 


Hinsichtlich der anderen von der Verteidigung neu eingebrachten 
Straftatbestände wird dieselbe „Einwendungen erheben, sobald die 
Staatsanwaltschaft sie formell unter Anklage gestellt hat.’ 


DA BISTE BLATT: 
NEUES VON MÜNCHEN’ SSTADTZEITUNG 


MÜNCHEN 
18.April 


„Am 12.4., ein Dienstag — beste Kaffee- 
zeit, so um halb vier, erscheinen hier in 
der Blattredaktion 6 Herren samt einer 
Dame. Sie händigen uns einen Wisch aus, der uns beschul- 
digt, das Volk in der Adelgundenstraße (Sitz der Redaktion) 
zu verhetzen. Außerdem soll gleich im selben Aufwasch die 
Redaktion durchsucht werden. Grund: ein Plakat im Schau- 
fenster, das Bullen, die aber wahrhaft nicht so aussehen, bei 
der ‚Behandlung’ von Brokdorf-Heimkehrern zeigt, versehen 
mit dem Kommentar: ‚Deutsche Polizisten sind die Terro- 
risten — MEK: Wenn wir nicht töten, provozieren wir”. 


Dann gehts los: Das Plakat wird entfernt (Spuren- 
sicherung am Schaufenster, toll, toll!); unsere Personalien 
werden aufgenommen, auch die von Leuten, die zufällig 
hier sind. Dann kommt der Hammer: 6 Leute inclusive zu- 
fälliger werden mitgenommen zur erkennungsdienstlichen 
Behandlung. Ein Bulle verstellt die Tür und die Durchsu- 
chung beginnt, Papierkörbe werden durchgeschnüffelt, Ak- 
tenordner oberflächlich mit dem Finger angetippt, besonde- 
res Interesse wird Briefmarken und fabrikneuen K.ouverts 
gewidmet. Nach einer Stunde ist's vorbei, wir bekommen 
einen Bescheid über das beschlagnahmte Plakat. Man bittet 


um Verständnis und ab. 
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Nachdem alles gelaufen ist, finden wir noch eins von 
den volksverhetzerischen Plakaten an der Wand — wurde 
einfach übersehen; wir habens den Herren mit Begleitschrei- 
ben nachgeschickt. 

Wir sehen dies als eine reine Einschüchterung, das Pla- 
kat hing schon ziemliche lange im Schaufenster — auch diese 
Aktion muß man im Zusammenhang mit der von der Bundes- 
regierung angestrebten ‚Austrocknung des Symphatisanten- 
feldes’ sehen. Diese neue Wortschöpfung ist nichts anderes, 
als ein Legitimationsversuch für die abenteuerlichen Fahn- 
dungsmethoden seit Bubacks Tod.‘ Pi 
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WIEDER MAL: INFO-BUG BESCHLAGNAHMT 


WESTBERLIN 
17. März 


Beim Info BUG waren wieder jene Her- 
ren und haben übriggebliebene Exempla- 
re der Nummer 145 mitgenommen. "'Ro- 
sa Levine’’, die presserechtlich Verantwortliche, bekommt 
nun das 1001. Ermittlungsverfahren, diesmal wegen 8 353 
StGB. Es geht um die Veröffentlichung eines Beschlusses des 
Bundesgerichtshofs, wonach den Gefangenen des ‚,2. Juni” 
die bisher genehmigten gemeinsamen Veranstaltungen gestri- 
chen werden. Till Meyer, einer der 4, hat ebenfalls in der Sa- 
che ein Ermittlungsverfahren am Hals - aber keiner weiß, was 
an der Veröffentlichung dieses Beschlusses so sträflich sein 
soll. 


PRESSEERKLÄRUNG DES AGIT-DRUCK-KOL- 
BERLIN, 27. Oktober 
Wie in den Tageszeitungen berichtet, 


LEKTIVS 
wurden am Montag, den 17.10., in 


Berlin 38 sogenannte „Objekte”, das sind eine Druckerei, 
ein Vertrieb, Buchhandlungen und Wohnungen von Polizis- 
ten und Beamten des Staatsschutzes durchsucht. 11 Perso- 
nen wurden festgenommen und erkennungsdienstlich be- 
handelt. 10 wurden am selben Tag wieder freigelassen, gegen 
sie läuft ein Ermittlungsverfahren wegen „Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung”. Gegen einen wurde sofort Haft- 
befehl erlassen mit derselben Begründung. Ein zwölfter wurde 


nachts auf dem Rückweg aus Westdeutschland bei Dreilinden 


aus dem Auto heraus festgenommen; gegen ihn ist am Dienstag 
Haftbefehl erlassen worden; gegen einen dritten ebenfalls. 
Diese Aktion richtete sich gegen die „unbekannten Verfasser, 
Hersteller und Verbreiter der periodischen Zeitschrift ‚Info- 
BUG’ wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung 
u.a. Zwei der drei Verhafteten sind Mitglieder des AGIT- 
DRUCK-KOLLEKTIVS und in ihrer juristischen Funktion 
Gewerbeträger der Firma AGIT-DRUCK seit Juli 77. Der 
dritte war bis Ende Juni Mitglied des Kollektivs und Gewer- 
beträger. Ein weiteres ehemaliges Mitglied ist vom Haftbe- 
fehl bedroht. 

Das INFO-Berliner undogmatischer Gruppen wird, wie im 
Impressum zu lesen, bei AGIT gedruckt. Inzwischen müssen 
wir allerdings sagen: es wurde bei AGIT gedruckt, Denn in 
dem Beschluß des Kammergerichts in dem Ermittlungsver- 
fahren gegen die Gewerbeträger wird“die Beschlagnahme 
aller Produktionsmittel angedroht, sofern das INFO weiter- 
hin von AGIT gedruckt wird. Aber auch ohne das behält 
sich das Gericht vor, die Druckerei jederzeit zu schließen, 
da angenommen wird, daß die Maschinen „weiterhin der 
Begehung entsprechender rechtswidriger Taten insbeson- 
dere auch der Unterstützung terroristischer Vereinigungen 
dienen werden.” 

Welches sind denn nun die „terroristischen Vereinigungen”, 
denen das AGIT-DRUCK-KOLLEKTIV durch die Ausführung 
von Druckaufträgen dient? Auch Polizei und Staatsschutz 
wollen das wohl wissen, darum beschlagnahmten sie einen 
Ordner mit den laufenden Rechnungen. Die Leser werden 
sich wundern: 


Wir drucken für die GEW, die Postgewerkschaft, die Huma- 
nistische Union, für Mieterinitiativen, Stadtteilgruppen, Ju- 
gendfreizeitheime und -zentren, für die Rote Hilfe, verschie- 
dene Gemeinden der evangelischen Kirche, für Kneipen, 
Hochschulgruppen, den KB, das Komitee gegen Berufsver- 
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bote, Ausländergruppen, das Frauenzentrum, Initiativen 
gegen Atomenergie, die BI Westtangente und sehr viele 
andere mehr. 


Zeigt sich hier schon die ganze Absurdität der Konstruktion 
„Unterstützung terroristischer Vereinigung”, so wird es völlig 
aberwitzig, wenn man erfährt, was die Grundlage für die 
Haftbefehle darstellt:darin wird behauptet, daß die Mitglieder 
sich mit dem, was gedruckt wird, identifizieren. Dann wird 
davon ausgegangen, daß die Aufträge, die bei AGIT gedruckt 
werden, von den Mitgliedern gelesen und im Zweifelsfall 
zensiert werden müssen. Vielleicht sollten wir nochmal da- 
rauf hinweisen, daß die Firma AGIT-DRUCK eine DRUCKE- 
REI ist. D.h., wir beraten die Kunden, die zu uns kommen, 
bei der drucktechnischen Gestaltung ihrer Aufträge, wir ma- 
chen von den gelieferten Vorlagen die Repros, stellen die 
Druckplatten her und vervielfältigen das Flugblatt, die Zei- 
tung, das Buch etc. Weder sind wir die Verfasser der Druck- 
schriften, noch die Lektoren, die die Inhalte lesen und beur- 
teilen, noch juristische Sachverständige, die entscheiden, 
was legal oder illegal sein könnte. 


Hätte das AGIT-DRUCK-KOLLEKTIV sich zum Zensor der 
gelieferten Aufträge gemacht, der Betrieb hätte nicht ein 
halbes Jahr existieren können. Die Druckerei besteht aber 
seit mehr als sieben Jahren. 


Die Leute, die dort arbeiten, sind Drucker, gelernte oder an- 
gelernte. Sie arbeiten dort, weil sie gerne drucken, weil sie 
lernen wollen, kollektiv und selbstbestimmt zu arbeiten, 
weil sie es für sinnvoll und wichtig halten, durch niedrige 
Preise, kurzfristige Erledigung von Aufträgen, zeitweiligen 
Feierabend- oder Wochenendeinsatz auch Gruppen zu 
unterstützen, die sonst nur schwieriger oder unter größeren 
finanziellen Opfern ihre Sachen gedruckt bekommen. 

Alles das soll jetzt aber verhindert und unterdrückt werden. 
Linke und alternative Projekte und Strukturen sollen be- 
seitigt, ihre Vertreter und Träger kriminalisiert werden. Die 
Gelegenheit scheint günstig, da die Linke zersplittert und 
zerstritten von der Macht und Brutalität der Repression 
unvorbereitet getroffen, durch sinnlose Einzelaktionen ge- 
schwächt mit dem Rücken zur Wand steht und Schwierig- 
keiten hat, ihren eigenen Standort zu definieren und Gegen- 
strategien zu entwickeln. 

Genau das steht aber an. 


Am Donnerstag, den 27.10.77 ist der Haftprüfungstermin 
für Gerdi Foß. Anfang der kommenden Woche vorraussicht- 
lich der für Henning Weyer und Martin Beikirch. 

Bis dahin müssen wir versuchen, soviel Öffentlichkeit herzu- 
stellen, daß es nicht möglich ‚sein wird, die Vorwürfe auf- 
rechtzuerhalten, die tendenziell jede Druckerei und jedes 
Buchprojekt sowie die Leute, die darin arbeiten, in ihrer 
Existenz bedrohen, sofern sie sich nicht gleichschalten las- 
sen. D.h., wir müssen über das weitere Vorgehen diskutie- 
ren. Ziel muß es sein, die Illegalisierung unserer Arbeit zu 
verhindern, die Isolierung und Verhaftung von weiteren 
unmöglich zu machen und die Freilassung von Gerdi Foß 
Henning Weyer und Martin Beifirch zu erreichen. 
Kontaktadresse: agit druck kollektiv, Ahornstr. 26, 1 Berlin 
41 (Steglitz), Tel.: 030/791 8005 


2Inzwischen hat der Haftprüfungstermin stattgefunden. Die 
Hinterlegung einer Kaution von je 10 000 Mark für die Inhaf- 
tierten wurde vom Haftrichter abgelehnt. Es bestehe Flucht- 
gefahr, da ein Strafmaß zu erwarten sei, das der Kaution nicht 
angemessen sei. Nach vorsichtigen Schätzungen heißt das : 
Strafen von mindestens einem Jahr Gefängnis. 


ID 171v.2.4.77:1D 201 v.29.10.77 —— 


Die Zerschlagung hat Methode 


ERKLÄRUNG DER ANWÄLTE VON AGIT-DRUCK 


WESTBERLIN 
7. November 


Gemeinsame Presseerklärung der Anwälte 
Elisabeth Reese, Gerhard Widmar, Micha- 
el Ischerch und Lutz Seybold vom 4. 
November 1977: 


Im Zuge der Ermittlungen gegen das “Info Bug‘, einem wö- 


chentlich erscheinenden Informationsblatt der “Berliner Undog- 


matischen Gruppen‘‘, wurden am Montag, dem 17.10.77 in 
Westberlin die Firma AGIT—-DRUCK, in der das Info-BUG 
gedruckt wird, durchsucht, Druckmaschinen beschlagnahmt 
und nur auf jederzeit möglichen Widerruf wieder freigegeben 
(siehe ID 201, 202). 


Zwei Mitglieder der Druckerei wurden noch am selben Tage 
festgenommen. Ein seit Mitte dieses Jahres ausgeschiedenes 
Mitglied wurde am darauffolgenden Tage am Arbeitsplatz, ein 
viertes ehemaliges Mitglied am 26.20.1977 verhaftet. Gegen 
alle vier Beschuldigten erging Haftbefehl, sämtliche Wohnungen 
der Betroffenen wurden durchsucht. 


Bei allen vier Betroffenen besteht Haftbefehl fort, einem 
der Betroffenen wurde gegen Zahlung einer Kaution in Höhe 
von 10.000,— DM Haftverschonung gewährt. 


Den jetzigen bzw. ehemaligen Mitgliedern des AGIT-DRUCK- 


Kollektivs wird von der Staatsanwaltschaft vorgeworfen, in 
der Zeit von April bis Oktober 1977 terroristische Vereinigun- 
gen dadurch unterstützt zu haben, daß sie als jeweils verant- 
wortliche Gewerbeträger der Firma AGIT-DRUCK das Info- 
BUG hergestellt haben. So sei die erwähnte Zeitschrift laut 
Haftbefehl seit April 1977 zum "Sprachrohr der terroristischen 
Vereinigung der RAF (Rote Armee Fraktion), ‘'Bewegung 2. 
Juni” und der “Revolutionären Zellen’’ geworden. Dies u.a. 
dadurch, daß Hungerstreikerklärungen der "RAF’' sowie der 
"Bewegung 2. Juni‘ sowie Bekennerbriefe der °'Revolutionä- 
ren Zellen‘’ abgedruckt wurden. 


In der Zeitschrift Info-BUG sind in dem Zeitraum Februar 
bis Oktober ca. 400 Artikel erschienen. Davon enthalten ca. 
12 Artikel Erklärungen oder Stellungnahmen der oben genanr- 
ten Gruppen. Darüber hinaus dürfte allgemein bekannt sein, 
daß in der Zeitschrift Info-BUG Stellungnahmen abgedruckt 
sind, die prinzipiell Aktionen, wie die der ”RAF’’ und ähnli- 
cher Gruppen ablehnen. 


Das AGIT-DRUCK--Kollektiv hat seit seinem 6-jährigen 
Bestehen neben der Zeitschrift Info-BUG für die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft Berlin, Postgewerkschaft, Huma- 
nistische Union, Mieter-, Stadtteil-, Bürgerinitiativen, Rote 
Hilfe, Kneipen, Hochschul- und Frauengruppen, sowie auch 
verschiedene Gemeinden der evangelischen Kirche Druckerzeug- 
nisse aller Art hergestellt. 


Daß Gewerbeträger einer Druckerei wegen des Inhalts einer Pu- 
blikation nach 8 129a StGB haftbar gemacht werden, ist in 
der Geschichte der Bundesrepublik bisher ohne Beispiel. Die 
neuen Vorschriften der 88 88a und 130a StGB, deren uferlose 
Tatbestände die Meinungs-, Informations- und Kunstfreiheit 

in erheblichem Maße beeinträchtigen, reichen offenbar zur 
Kriminalisierung einer bestimmten Diskussion nicht mehr aus. 


Durch den Versuch, die Vorschrift des 8 129a StGB auf 
Drucker anzuwenden, wird nicht nur der Strafrahmen von 3 
auf 5 Jahre erweitert, sondern zugleich die technische Herstel- 
lung einer Zeitschrift, die Äußerungen beispielsweise der ’"RAF’ 
dokumentiert, zum bewußten Unterstützen dieser Gruppen ge- 
macht. 


Dabei soll es im Fall AGIT—DRUCK keine Rolle spielen, 
— ob unsere Mandanten überhaupt Einfluß auf denInhalt des 
Info-BUG nehmen konnten 
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— ob sie Kenntnis des Inhalts hatten 


— ob andere Anhaltspunkte für eine “Identifikation” mit dem 
Inhalt als die bloße Erwerbsträgereigenschaft bestehen. 


Aus der bloßen Nichtzensur einer Druckvolage wird von der 
Staatsanwaltschaft ohne weitere Anhaltspunkte nicht nur eine 
Identifikation gefolgert, sondern darüber hinaus ein Vorsatz 
der Beschuldigten, den Fortbestand terroristischer Vereinigun- 
gen zu unterstützen oder sogar laut Haftbefehl “für sie gewor- 
ben zu haben.’ 


Das hat zur praktischen Konsequenz, 

— dem Drucker wird eine Pflicht zur Zensur der Druckvorlage 
auferlegt, will er nicht Gefahr laufen strafrechtlich verfolgt 
zu werden. Dies steht im übrigen in bemerkennswerten Ge- 
gensatz dazu, daß gegen Drucker, die während des Drucker- 
streiks 1976 in Frankfurt das Erscheinen eines gegen den 
Streik gerichteten Artikels verhinderten, wegen Nötigung er- 
mittelt wurde: auf der einen Seite nun wohl Pflicht zur Zen- 
zur, auf der anderen Nötigungsvorwurf, 

— das Presserecht wird auf den Kopf gestellt, indem nicht nur 
der verantwortliche Redakteur einer Zeitschrift, sondern 
auch der Drucker haftet — das Presserecht, das eine Verant- 
wortlichkeit der Drucker für den Inhalt des Druckerzeugnisses 
nicht kennt, wird um eine strafrechtliche Verantwortung des 
Druckers nach 8 129a StGB erweitert, 

— jede Publikation wird unter mehrfachen Zensur- und Straf- 
vorbehalt gestellt; wen die Strafverfolgung trifft, steht zur po- 
litischen Disposition der Strafverfolgungsbehörden, 

— es wird zweierlei Presserecht geschaffen. Während Presseorga- 
ne wie FAZ, SPIEGEL oder DIE WELT Aufrufe der ’RAF’' 
und ihrer Kommandos nachdrucken, soll der Abdruck eben 
derselben Aufrufe in Zeitschriften einer bestimmten politi- 
schen Richtung für den Drucker mit bis zu 5 Jahren Freiheits- 
strafe geahndet werden. 


Angesichts einer derartigen strafrechtlichen Verantwortung 
für Drucker besteht in Zukunft die Gefahr, daß linksorientierte 
Publikationen nicht mehr gedruckt werden können, da keine 
Druckerei ohne entsprechende Prüfung des Inhalts sich einer 
strafrechtlichen Haftung aussetzen will, andererseits keine Druk- 
kerei die Möglichkeit hat, sämtliche Druckerzeugnisse vor dem 
Andruck zu lesen. 


Genau in diesem Punkt wird das Freiheitsrecht des Art. 5 GG 
in seinem Kern getroffen. Die Strafverfolgungsbehörden nehmen 
sich das Recht, zu entscheiden, wer in welcher Weise durch den 
Druck einer Zeitung Vorausetzungen für die politische Ausein- 
andersetzung schaffen darf. Werden Maßnahmen wie die gegen 
unsere Mandanten zur Regel, so behalten sich die Staatsschutz- 
organe die politische Entscheidung, wer in den Bereich straf- 
rechtlicher Maßnahmen gerät, vor. 


Gegenwärtig sind es die Drucker des AGIT—DRUCK--Kollek- 
tivs, Nach der Logik der Strafverfolgungsorgane kann aber jeder 
— und stehe er den Zielen jener Gruppen wie ”RAF’ noch so 
fern — betroffen werden. Der Prozeß der politischen Auseinan- 
dersetzung wird damit unter ein unwägbares Risiko gestellt. 

Ihre Verunsicherung führt letzlich zu ihrer Verhinderung. 


gez. Widmar, gez. Reese, gez. Seybold, gez. Tscherch 


Info-Bug, Agit-Druck, Fantasia-Druck 


ERKLÄRUNG ZUR VERSUCHTEN 
KRIMINALISIERUNG VON 

LINKEN DRUCKEREIBETRIEBEN UND 
BUCHLÄDEN 


BERLIN 
1. November 


„Am Montag, dem 17. Oktober 1977, wur- 
den gegen 10 Uhr zahlreiche Privatwohnun- 
gen, eine Druckerei, ein Vertrieb und drei 
Buchhandlungen von Polizisten und Beamten des Staatsschut- 
zes durchsucht. Elf Personen, darunter die Geschäftsführer der 
genannten Projekte, wurden festgenommen und erkennungs- 
dienstlich behandelt. Zehn sind am selben Tag wieder freigelas- 
sen worden. Gegen einen erging sofort Haftbefehl. Ein zwölfter 
ist in der darauffolgenden Nacht auf dem Rückweg von der 
Frankfurter Buchmesse am Kontrollpunkt Dreilinden festge- 
nommen worden. Gegen ihn erging am Dienstag Haftbefehl, 
ebenso gegen einen dritten. 


Gegen alle dreizehn Personen läuft ein Ermittlungsverfahren 
wegen „Unterstützung einer terroristischen Vereinigung”. Die 
Aktion richtete sich gegen ‚‚die unbekannten Verfasser, Her- 
steller und Verbreiter der periodischen Zeitschrift 'INFO- 
BUG’ ’. Die drei Verhafteten sind Mitglieder des Agit-Druck- 
kollektivs und in ihrer juristischen Funktion Gewerbeträger der 
Firma. Das INFO Berliner undogmatischer Gruppen wurde, wie 
im Impressum zu lesen, bisher bei Agit gedruckt. 


Der Haftbefehl könnte jederzeit gegen die Verbreiter, in die- 
sem Fall gegen die Geschäftsführer der Buchläden, erlassen wer- 
den. Aus offensichtlichen Opportunitätserwägungen hat die 
Staatsanwaltschaft bisher darauf verzichtet. Im wesentlichen 
wird der Haftbefehl damit begründet, daß sich die Drucker mit 
dem Inhalt dessen, was sie drucken, identifizieren. Allein das 
Spektrum derer, für die Agit druckt, widerlegt eine solche An- 
nahme, denn ihre Auftraggeber vertreten die unterschiedlich- 
sten politischen Positionen: GEW, Post-Gewerkschaft, Humani 
stische Union, Mieterinitiativen, Stadtteilgruppen, Jugendfrei- 
zeitheime, Rote Hilfe, verschiedene Gemeinden der Evangeli- 
schen Kirche, Kneipen, Hochschulgruppen, Frauenzentrum, 
Bürgerinitiative und vieles mehr. 


Uns ist bisher kein Fall bekannt geworden, in dem der Druk- 
ker einer Zeitung für den dort vertretenen Inhalt verantwort- 
lich gemacht worden ist. Als ein Beispiel für viele sei hier an 
die SPIEGEL-Affäre erinnert: der SPIEGEL hatte einen Arti- 
kel, der den Straftatbestand der Preisgabe von Staatsgeheimnis- 
sen erfüllte, veröffentlicht. Es wurde gegen die beiden verant- 
wortlichen Redakteure und den Herausgeber ermittelt, nicht 


aber gegen die Druckerei und den Vertrieb. Im jetzigen Fallhin- 


gegen wurde von einzelnen INFO-Artikeln behauptet, daß sie 
gegen den S 129a verstoßen, verhaftet wurden die Drucker. 
Diese Haftbefehle sind für jeden Drucker, Buchhändler und Ver- 
trieb existenzgefährdend, weil verlangt wird, daß jeder an Her- 
stellung und Verbreitung Beteiligter alles liest, Gesetze und de- 
ren Auslegung in Gerichtsurteilen übersieht. Es wird ihnen eine 
Verantwortung zugeschoben, die dann doch besser gleich von 
einer offiziellen Zensurinstanz wahrgenommen werden sollte. 


Wir fordern die sofortige Aufhebung der Haftbefehle, die Ein- 
stellung der Ermittlungsverfahren gegen Drucker und Vertrei- 
ber und außerdem die Freigabe der beschlagnahmten Druckma- 
schinen. Die beschriebene Rechtsunsicherheit bleibt weiterbe- 
stehen, solange nicht verbindlich geklärt ist, daß Drucker und 
Vertreiber nicht für den Inhalt dessen, was sie drucken und ver- 
treiben, verantwortlich gemacht werden können. 


In den Haftprüfungsterminen vom 27. und 28.10.77 hat der 
Ermittlungsrichter Haftfortdauer in einem Fall beschlossen und 
den anderen Haftprüfungstermin ausgesetzt. 

Er wird vermutlich in 14 Tagen wiederholt. Die Drucker blei- 
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ben weiterhin in U-Haft, da wegen der Höhe der zu erwarten- 
den Strafe Fluchtgefahr besteht, und weiterhin dringender Tat- 
verdacht unterstellt wird. Der „dringende Tatverdacht’’ stützt 
sich darauf, daß die Drucker zumindest durch gelegentliche 
Lektüre nach erfolgtem Druck angeblich wußten, däß im „Info- 
Bug” unter anderem auch Aufrufe und Erklärungen ‚„‚terroristi- 
scher Vereinigungen’ abgedruckt wurden und werden. Der 
Druck des INFO mit solchen Erklärungen - die dem Fortbe- 
stand der „terroristischen Vereinigungen” zu dienen geeignet 
seien - stelle daher eine mit zumindest bedingten Vorsatz voll- 
brachte ‚‚Unterstützung einer terroristischen Vereinigung” dar.” 


Rotbuch-Verlag, Verlag Klaus Wagenbach, Buchhandlung Comune, Buch- 
ladenkollektiv, Agit-Druck, Das politische Buch, Basis-Verlag, Verlag für 
das Studium der Arbeiterbewegung, Karin Kramer-Verlag, Maulwurf- 
Buchvertrieb, Kinderbuchladen Kreuzberg, Aktionskomitee gegen Be- 
rufsverbote, „‚Kirchkern’’-Buchversand, G. Schmidt, 1. Vorsitzender der 
GEW Berlin 


URTEILSBEGRÜNDUNG IM AGIT-PROZESS 


BERLIN 
15. Februar 79 


Zwei Drittel seiner Urteilsbegründung 
brauchte das Berliner Gericht, um seine 
Ansichten über Pressefreiheit und die sozial 
hygienische Funktion der Presse klarzumachen. Ein Drittel reich: 
te für die Drucker. Wesentlicher Punkt: Da die Drucker sich als 
Linke betrachteten, sei davon auszugehen, daß sie ihr Druckwerk 
Info-Bug auch gelesen hätten. 

Das Folgende ist ein Bericht von Prozeßbeobachtern: 


Gerhard Voß wurde zu 12 Monaten, Jutta Werth, Martin Bei- 
kirch und Henning Barckhausen zu je 9 Monaten ohne Bewäh- 
rung verurteilt. Die Grundlage dafür waren die Paragrafen 88a, 
(Aufruf zu Gewalttaten), 129a (Bildung einer terroristischen 
Vereinigung), 111 (Öffentliche Aufforderung zu Straftaten) und 
140 (Belohnung und Billigung von Straftaten). 


Gleich zu Beginn der Urteilsbegründung wurde betont, daß es 
sich nicht um einen politischen Prozeß handele. Die nachfolgen- 
de Begründung war dann allerdings durch und durch politisch. 
Richter Zelle ging noch einmal auf die von der Verteidigung zu 
Anfang des Prozesses gestellten Anträge ein. Die Verteidiger hat: 
ten gefordert, das Verfahren einzustellen, weil die Paragrafen 
88a, 130a (Anleitung zu Straftaten) und 129a verfassungswidrig 
seien. Damals verwies das Gericht auf die Urteilsbegründung. 
Jetzt wurde nur noch lapidar gesagt, daß die Paragrafen nicht 
verfassungswidrig seien, weil sie die Verfassung schützten. Der 
Paragraf 88a sei außerdem kein Maulkorbparagraf, darüber hinay 
verhindere ein Maulkorb nur das Beißen, nicht aber das Bellen. 


Danach nahm Richter Zelle zur Pressefreiheit und zum Artikel 
5 des Grundgesetzes (GG) Stellung. Natürlich schütze der Artike! 
5 GG die Freiheit der Presse, doch diese Freiheit habe auch ihre 
Schranken. Bei Presseorganen, die staatstragend sind, wird davor 
ausgegangen, daß unabhängige Journalisten sozusagen als Filter 
zwischen die Ereignisse des Zeitgeschehens und die Leser gesch3l 
tet seien. Beim Info hingegen, das nicht mit normalen Presseer- 
zeugnissen zu vergleichen ist, kommen die vom Zeitgeschehen 
Betroffenen direkt zu Wort, dürfen die Leser sich also selber ein: 
Meinung bilden. Deshalb kann das Info nicht für sich in Anspruc 
nehmen, Berichte vom Zeitgeschehen, Dokumentation oder Dis. 
kussion zur staatsbürgerlichen Meinungsbildung im Rahmen der 
FDGO zu erhalten. — Somit genieße das Info nicht den Schutz 
des Artikel5 GG. 


Um in der Öffentlichkeit noch einmal deutlich zu machen, daß 
das Info gefährlich und gewalttätig sei, verlas der Vorsitzende 
Richter zum -zigsten Male aus dem Zusammenhang gerissene 
Teile aus dem Info. Zum Schluß dieser Vorlesung: ‚Wer eine 
kriminelle Vereinigung ‘Bewegung’ nennt, argumentiert wie da- 
mals die NSDAP. Politische Gegner werden ihrer Menschlichkei 
entkleidet. Das ist derselbe Geist, der damals nach Auschwitz gi 
führt hat.’ 
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Desweiteren haben die Artikel nach Meinung des Gerichts auch 
keine sozialhygienische Funktion, sie seien soziales Gift. Solange 
es Sprache gibt, sei das Wort dazu da, Meinungen zu beeinflußen. 
Auch der Gutachter, Professor Jens, habe nicht eindeutig bewei- 
sen können, daß Rede und Gegenrede eine aufhebende Wirkung 
hätten. 

Fazit für das zweite Drittel der Urteilsbegründung war, daß das 
Info alle von der Staatsanwaltschaft behaupteten Strafvorwürfe 
erfülle. Das bedeutet, verfassungsfeindliche Befürwortung von 
Gewalt, Beihilfe zu Straftaten. Nur bei dem Vorwurf der Unter- 
stützung einer kriminellen Vereinigung wurde eine Einschrän- 
kung gemacht. Nur die RAF und die ‘Bewegung 2. Juni’ seien 
zu den terroristischen Vereinigungen zu zählen, bei den 'Revolu- 
tionären Zellen’ sei das noch nicht ganz erwiesen. 


Bei der ganzen Argumentation um die Strafbarkeit des Infos 
tauchte ein Widerspruch auf: einerseits wurde gesagt, die Vor- 
würfe beträfen nicht das Info insgesamt, sondern die einzelnen 
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Artikel, Passagen usw., die Straftatbestände erfüllen, müßten ver- 
folgt werden. Andererseits wird vom Gericht nicht ein einziges 
Mal auf einen Artikel eingegangen, und es wird auch nie nachge- 
wiesen, welche Straftatbestände er konkret erfüllen könnte. 

Hier wird nur pauschal behauptet und unterstellt. Und so tau- 
chen in der Zitatensammlung von Herrn Zelle auch wieder Arti- 
kel auf, denen in der Hauptverhandlung eindeutig eine Anti- 
Guerilla-Haltung nachgewiesen worden war. Bisher war es üblich, 
daß das Gericht etwas beweist und daßim Zweifel für den Ange- 
klagten entschieden wird. So aber nicht hier und bei diesen Rich 
tern. Die Beweisaufnahme und im Besonderen die Ausführungen 
der Gutachter Jens und Gottschalch hätten nicht bewiesen, daß 
die Artikel nicht gewaltfördernd seien. Es konnte keiner aus- 
schließen, daß diese Artikel den Gemeinschaftsfrieden stören 
oder Gewalt fördern könnten. 


Erst im letzten Drittel ging Richter Zelle auf die angeklagten 
Drucker ein. Er zitierte als erstes die Ziele beziehungsweise die 
Vorsätze des Agit-Druckkollektivs: 1.) Aufhebung der Entfrem- 
dung der Arbeit, es gibt keinen Unterschied zwischen Unterneh- 
mern und Arbeitern, alle Entscheidungen und Arbeiten werden 
gemeinschaftlich angegangen. 2.) Technische Hilfe für Gruppen, 
die zum Ziel haben, diese Gesellschaft zu bekämpfen beziehungs- 
weise zu verändern. 3.) Durch Bekämpfung der Zensur eine Ge- 
genöffentlichkeit zu ermöglichen. Es wurde immerhin zugestan- 
den, daß die Drucker sich in einem Verbotsirrtum befunden ha- 
ben, weil sie davon ausgingen, als Drucker nicht für die Inhalte 
ihrer Druckerzeugnisse verantwortlich zu sein. Und daß Presse- 
erzeugnisse den Schutz des Grundgesetzes genießen. 
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Doch das wurde sogleich wieder eingeschränkt. Erstens hätten 
die Drucker angesichts der Ermordung Bubacks, Pontos und der 
Entführung Schleyers sich bei einem gewissenhaften Rechtsan- 
walt Rat einholen können. Dieser hätte ihnen dann auch schon 
gesagt, daß sie sich strafbar machen würden. ‚Die Drucker haben 
dazu beigetragen, das Klima anzuheizen, bei dem der Terror ge- 
deihen kann.”' 


Die Richter haben keine Bewährung ausgesprochen, weil die An- 
geklagten uneinsichtig seien. Von den Einlassungen bis zu den 
Schlußworten hatten sie gesagt, daß sie weiter drucken würden, 
egal wie das Urteil ausfällt. Somit seien sie als Überzeugungstä- 
ter zu bezeichnen. Im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft war das 
Gericht der Meinung, daß die Drucker sich nicht mit den Inhal- 
ten identifiziert hätten. Auch die Kenntnisnahme vor und wäh- 
rend des Druckprozesses sei nicht nachzuweisen. Die Aussagen 
des Drucksachverständigen, die Aussagen der Angeklagten und 
die Ortsbesichtigung hätten gezeigt, daß unter großen Zeitdruck 
gearbeitet worden sei. Da sich die Drucker aber zur linken Szene 
rechnen würden, sei die Behauptung, die Angeklagten würden 
sich nicht für das Info interessieren, nicht mehr wahr. Sie hätten 
es nach Einschätzung des Gerichts zumindest hinterher gelesen. 
Auf jeden Fall sei erwiesen, daß sie den Charakter des Infos ge- 
kannt hätten. Deshalb hätten sie Straftaten gebilligt, da sie ge- 
druckt und ausgeliefert haben. 


Das erinnert an einen Drucker des ‘Simplizissimus’ aus Kaisers 
Zeiten. Er wurde verurteilt, weil er eine Ausgabe des Simpl ge- 
druckt hatte, obwohl die vorige Nummer bei ihm beschlagnahmt 
worden war. Das hieß, er hätte billigend in Kauf genommen, daß 
auch die nächste Nummer Straftatbestände erfüllen würde. 


Zusammenfassend: Die Urteilsbegründung gründet sich auf kei- 
nen einzigen positiven Beweis, sie ist fast ausschließlich auf Ver- 
mutungen aufgebaut. Sie unterscheidet sich von der Anklage nur 
insoweit, als sie einige Punkte aus der Beweisaufnahme akzeptier- 
te. Zum Beispiel die Kenntnisnahme des Inhalts während des 
Druckens. Deswegen konnten die Richter nur von bedingter Vor- 
sätzlichkeit sprechen. 

Die ganze Urteilsbegründung verstärkt den Eindruck, den man 
schon in der Hauptverhandlung gewinnen konnte: daß nämlich 
nicht die Staatsanwälte und das Gericht die Beweislast haben, 
den Angeklagten konkrete Straftaten nachzuweisen, sondern die 
Angeklagten sind gezwungen, ihre eigene Unschuld und die Un- 
schuld des Info nachzuweisen. Damit ist auch der letzte Anschein 
der Rechtsstaatlichkeit den Bach runter. 


Auch mit diesem Verfahren wurde erreicht, daß Zensur wieder 
eingeführt wurde. Natürlich nicht im herkömmlichen Sinne. 
Wenn dieses Urteil rechtskräftig wird, wird der Drucker zum 
Zensor. Da keiner genau weiß, wo die Strafbarkeit anfängt, wer- 
den Drucker aus Angst und Vorsicht diese Grenze eher niedriger 
ansetzen. Die Autoren und Verfasser politischer Schriften wer- 
den sich vorsichtshalber schon einmal selber zensieren, wenn sie 
ihre Sachen gedruckt haben wollen. Daß das nicht alles bloß Ver- 
mutungen sind, zeigt die Erfahrung des Projekts Tageszeitung. 
Die Tageszeitung sollte in einen Vertrag mit einer Druckerei 
einen Passus aufnehmen, der die Druckerei berechtigte, bei poli- 
tisch brisanten Artikeln zum Rotstift zu greifen. 


Die Drucker werden Revision einlegen. Solange der Bundesge- 
richtshof nicht darüber entschieden hat, ist das Urteil nicht 
rechtskräftig. 


Weitere Informationen: Agit-Druck, Ahornstr. 26, 1 Berlin 41, 
Tel.: 791 80 05 (030). 

Spenden für die Prozeßkosten auf Postscheckkonto Berlin-West, 
Sonderkonto Dorothea Krauss, 372387-105, Stichwort: Agit- 
Prozeßkosten. 

Konsequenz dieses Urteils: Gerdi muß vielleicht für drei Monate 
in den Knast, Martin achteinhalb Monate, frei wegen U-Haft 
wären Jutta und Henning. 
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DIE VERHAFTUNG DES GEFÄHRLICHEN 
GEDANKENS 


KARLSRUHE, 23. April 1980 
Schlußworte zum Agit-Prozeß (s. ID 330) 


Am 23. April 80 fand vor dem 3. Strafsenat des Bundesge- 
richtshofs die Revisionsverhandlung über das Urteil des Berliner 
Kammergerichts vom 12. Februar 79 gegen die Agit-Drucker 
statt: 


l. Zum Paragraphen Achtundachtzig A (Agit-Drucker Martin) 


Im deutschen Presserecht gibt es einen festen Rechtsbegriff: 
er heißt "die Verhaftung des gefährlichen Gedankens’’. (Löff- 
ler-Ricker, Handbuch des Presserechts, München 1978, S. 154 f.) 
Dem gegenüber steht der Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes, 
in dem es heißt, Pressefreiheit wird gewährleistet, und eine Zen- 
sur findet nicht statt. Trotzdem sind wir vom-Kammergericht 
wegen Nichtzensur verurteilt worden, und wir sind nicht die 
Ersten. Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland sind 
Menschen wegen Nichtzensur und Verbreitung von oppositio- 
nellen Gedanken verurteilt worden. Demnach steht der oben- 
"genannte Rechtsbegriff von der Verhaftung des gefährlichen Ge- 
dankens über dem Grundgesetz. 

Der Absatz 1 des Artikels 5 hat offenbar nur Vorzeigecharak- 
ter. Denn "’diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschrif- 
ten der allgemeinen Gesetze’’. Eines dieser allgemeinen Gesetze 
ist der S 88a. Der einzige Paragraph, bei dem das Kammerge- 
richt nicht auf die Hilfskonstruktion mit 8 27 zurückgreifen 
mußte. 

Ein Paragraph, der im Rahmen der sogenannten Äntiterrorge- 
setzgebung in die schon vorhandenen Staatsschutzparagraphen 
eingereiht wurde. Er geht wie viele andere Teile der Staatsschutz- 
gesetzgebung nicht gegen konkrete staatsgefährdende Taten vor, 
sondern mit ihm kann schon vor der Tat operiert werden. Ge- 
danken, Ideen, Utopien werden verhaftet. Konkreter die Leute, 
die sie öffentlich äußern. Und nicht nur die. Mit diesem Para- 
graphen wurden eine Unmenpge potentieller Täter geschaffen. 
Nämlich: Verleger, Autoren, Journalisten, Buchhändler, Plakat- 
kleber, Anzeigenannehmer, Diskussionsveranstalter und Teilneh- 
mer, Buchvertreiber, Zeitungsverkäufer, Spediteure,-Drucker 
usw. Der größte Teil dieser potentiellen Täter hat mit den In- 
halten an sich nichts zu tun. 


Kann man also verurteilt werden für etwas, das man nicht 
kennt, das man nur technisch herstellt, vertreibt oder ausfährt? 
NEIN. Laut Urteil des Kammergerichts gegen uns muß man zu- 
mindest Kenntnis nachweisen? Doch wie läßt sich ganz allge- 
mein Kenntnis von den Inhalten nachweisen? Nur über die 
Aussage des Betroffenen, sollte man jedenfalls meinen. In dem 
Verfahren gegen uns zeigte das Kammergericht wie es seiner 
Meinung nach auch geht. Zum einen wurde das Prinzip ""in dubio 
contra reo’’ angewandt, und da konkrete Kenntnis der einzelnen 
Artikel trotzdem nicht nachweisbar war, weil eben nicht vorhan- 
den, mußte die Kenntnis der Tendenz der Zeitschrift Info BUG 
herhalten. Da wir die Tendenz also kannten, meinte das Kam- 
mergericht, daß wir das Erscheinen strafbarer Artikel vorausse- 
hen mußten. (Urteil S. 43 f.) Demnach also hätten wir das Info 
vor dem Druck lesen und zweifelhafte Artikel oder Stellen zen- 
sieren müssen. Da das weder techniseh möglich ist (Zeitaufwand) 
noch wir die nötigen juristischen Fachkenntnisse hatten, hätten 
wir die Zeitschrift also garnicht drucken können. 

Und gerade der 8 88a hat ja nicht nur viele potentielle Täter 
geschaffen, sondern auch reichlich Unklarheiten. (...) 

Aus all diesen Gründen und um sich und anderen nicht den 
Mund verbieten zu lassen, haben von Anfang an viele Menschen 
und Gruppen, wie z.B. der Verband deutscher Schriftsteller und 
die Industriegewerkschaft Druck und Papier, gegen diesen und 
andere Maulkorbparagraphen protestiert und ihre Abschaffung 
gefordert. Ein erster Erfolg ist nun erreicht. Die Fraktionen 

der Regierungskoalition haben einen Gesetzesentwurf zur Ab- 
schaffung des 8 88 a eingebracht, der höchstwahrscheinlich noch 
in dieser Legislaturperiode verabschiedet wird. Es wäre also ein 
Unding, wenn wir in dieser Situation noch nach 8 88a verurteilt 
werden. Da ich der Meinung bin, daß wir auch in allen anderen 
Punkten zu Unrecht verurteilt worden sind, fordere ich das Ge- 
richt auf, das Urteil aufzuheben. 


2. Zum Paragraphen hundertneunundzwanzig (Agit-Drucker 
Henning) 


, Der 4. Strafsenat des Kammergerichts Berlin erklärte in der 
Urteilsbegründung unter anderem: ‘Der Strafrahmen des 

8 129a Absatz 1 des Strafgesetzbuches ist hier doppelt zu min- 
dern, weil die Angeklagten als Gehilfen mit vermeidbarem Ver- 
botsirrtum diesen Tatbestand verwirklicht haben. Diese doppel. 
te Milderung des Strafrahmens ist zulässig, denn ein Fall des 

8 50 StGB liegt hier nicht vor. Die auf der Beihilfe beruhende 
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Milderung ist obligatorisch. Wegen des Verbotsirrtums hat der 
Senat den Strafrahmen gemildert, weil er zu einer erheblichen 
Schuldminderung geführt hat’. (Das heißt, ohne die angewand- 
ten Schuldminderungsgründe eine extrem höhere Strafe.) Wei- 
ter führt der Senat an: "In dem so abgesteckten Rahmen der 
Schuld war allerdings auch zu berücksichtigen, daß die zu ver- 
hängende Strafe geeignet sein muß, andere gleichgesinnte Per- 
sonen von ähnlichen Taten abzuschrecken’'. 

In der Tat wurde der & 129 in der Praxis zur Abschreckung 
angewandt. Schon allein die Tatsache, daß durch diesen Para- 
graphen der Justiz, insbesondere der Staatsanwaltschaft, die 
Möglichkeit gegeben wurde, Verhaftungen und die Anwendung 
von Haftbedingungen nach eigenem Ermessen durchzuführen. 
In diesem Zusammenhang sprach im November 1977 Bundes- 
bildungsminister Rohde davon, daß sich in der Bundesrepub- 
lik ein Klima des Denunziantentums ausbreite, in dem der 


kritische Geist mit dem Stigma des Sympathisantentums ver- 
sehen werde. 


In der Gründungserklärung der Gustav-Heinemann-Initiative, 
die unter anderem vom SPD-Politiker Erhard Eppler und Bun- 
desverfassungsrichter Helmut Simon, Heinz Oskar Vetter, so- 
wie Walter Jens getragen wird, heißt es: “Heute ist unsere 
Freiheit durch Angst, Trägheit und Resignation bedroht. Ein- 
schüchterung, Abschreckung und Selbstzensur engen den 
Raum freier Diskussiön ein und drängen vor allem junge Men- 
schen an den Rand einer Gesellschaft. Lassen Sie uns allem 
widerstehen, was durch die Schaffung neuer Gesetze den 
Raum der Freiheit einengt, den Rechtsstaat aushöhlt und 


Menschen davor zurückschrecken läßt, von ihren Freiheitsrech- 
ten Gebrauch zu machen’. 


Was gerade die intellektuelle Öffentlichkeit als Gefahr sah, 
bei der 14. Strafgesetzbuchänderung verdeutlicht ein Urteil 
des 3. Strafsenats beim Bundesgerichtshof im Januar 1978. 
Durch den Senat wurde die Anwendung des 8 129 StGB den 
Gerichten leichter, jedoch für die Öffentlichkeit undurchschau- 
barer gemacht, indem es hieß, daß die Absicht, Straftaten zu 
begehen, nicht bis zur Vorbereitung konkretisiert werden müs- 
se. Das Bewußtsein, daß es zur Begehung von Straftaten nicht 
nur beiläufig kommen solle, erfülle bereits den Tatbestand des 
5 129. (Aktenzeichen: 3 StR 427/77) Mit diesem Urteil erlang- 
te der Paragraph eine völlig neue Bedeutung. Denn danach 
kann Gericht und Staatsanwaltschaft über das Bewußtsein, 
über die kritische Gesinnung eines Menschen sich den Weg 
zum 5 129 ebnen. Auf der Basis einer solchen Rechtssprechung 
wurde auch das Urteil gegen uns ausgesprochen. Ein Urteil, 
das unter Zuhilfenahme von, meiner Meinung nach, verfassungs- 
widrigen Paragraphen zustandekam. 
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Ein Staat, der Gesetze schafft, deren Funktion es ist den 
kritischen Geist der Menschen zu unterdrücken, um einen 
staatsstragenden Konformismus zu schaffen, ein solcher Staat 
hat das Recht verwirkt, sich demokratisch und freiheitlich zu 
nennen. 


Kontaktadresse: Jutta Werth, Kiautschoustr. 49, 1000 Berlin 65, 
Tel. 030/462-3694 


Zum Urteil des Bundesgerichtshofes gegen die 4 AGIT-Drucker 


Vorgeschichte: 

Wegen des Druckens der Zeitung Info-BUG, einem Diskus- 
sionsblatt Berliner parteiunabhängiger Gruppen und Einzelper- 
sonen waren am 12.2.79 Jutta, Martin und Henning zu je 
9 Monaten und Gerdi zu 12 Monaten Gefängnis ohne Bewäh- 
rung verurteilt worden. Da im Info verschiedlich Erklärungen 
der RAF, der Bewegung 2.Juni sowie der Revolutionären Zel- 
len abgedruckt worden waren, sowie Stellungnahmen von Le- 
sern zu Anschlägen dieser Gruppen, waren die vier Drucker für 
schuldig befunden worden, verfassungsfeindliche Straftaten 
befürwortet zu haben (S 88a), Beihilfe zur öffentlichen Auf- 
forderung von Straftaten (S 111), zur Billigung von Strafta- 
ten ( S 140) sowie zur Werbung für terroristische Vereinigun- 
gen (8 129 a) geleistet zu haben. 

Wie im ID Nr. 331 schon kurz gemeldet, wurde am 23.April 


im Urteilsspruch des 3.Strafsenats des Bundesgerichtshofes 
(BGH) das Urteil des Kammergerichts gegen die AGIT-— 
- Drucker in allen wesentlichen Punkten bestätigt und damit 
unwiderruflich festgeschrieben. Im juristischen Sinne rechts- 
kräftig wird es dann, wenn das Kammergericht in West-Berlin 
über die Frage der Aussetzung der Strafe zur Bewährung ver- 
handelt hat. Denn dies war der einzige Punkt, zu dem der 
BGH Revision zugelassen hatte. 

Wie wir schon in dem Bericht vor der Revisionsverhandlung 
(s. ID NR. 330) geschrieben hatten, sind wir der Auffassung, 
daß hier ein Urteil gefällt worden ist, das weitreichende Kon- 
sequenzen für den Prozeß der politischen Auseinandersetzung 
hat, und außerdem für die Existenz(un)möglichkeit von lin- 
ken Zeitungen, Druckereien, Buchläden und ähnlichem. 

Wir wollen deswegen an dieser Stelle noch einmal kurz 

auf die wichtigsten inhaltlichen Feststellungen des Urteils 
und die Interpretation der einschlägigen Paragraphen eingehen, 
um dann noch etwas zu den Auswirkungen zu sagen. 
— Nach bisher geltendem Presserecht war nur der verantwort- 
liche Redakteur für Inhalte einer Zeitung haftbar. Mit diesem 
Urteil können jetzt zusätzlich technische Hersteller strafrecht- 
lich verfolgt wreden. 
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— Die zunehmende Praxis, statt objektiv nachweisbarer Taten 
die politische Gesinnung zu verfolgen, hat in unserem Fall 
eine zusätzliche Ausweitung erfahren. Stand bei den Mesca- 
lero-Prozessen z.B. noch die Frage der Identifikation der je- 
weiligen Herausgeber mit dem Text im Vordergrund, ging es 
bei den AGIT-Druckern nur noch darum, nachzuweisen, daß 
sie den Inhalt des Info kannten. Und auch dieser Nachweis 
wurde nicht mehr konkret geführt, sondern konstruiert: 
Info-Macher wie -drucker sind der linken Bewegung zuzu- 
rechnen: also haben beide identische Interessen, deswegen 
lesen die Drucker auch die Zeitung, kennen darum den In- 
halt und befürworten also, leisten Beihilfe zur Billigung, zur 
Aufforderung, zur Werbung... etc. 

— Es gilt nicht mehr, daß Gericht und Staatsanwaltschaft 
nachweisen müssen, daß der Angeklagte im Sinne der An- 
klage schuldig ist und wenn das nicht gelingt, in dubio pro 
reo. Die vier mußten nachweisen, daß sie unschuldig sind. 
Wer aber kann aussschließen, daß die inkriminierten Artikel 
eventuell den ‚„Gemeinschaftsfrieden stören’ oder „verfas- 
sungsfeindliche Ziele” oder gar Gewalt fördern? Also gehen 
die Richter davon aus, daß sie es tun, natürlich auch ohne 
das beweisen zu können. Also im Zweifel gegen den Ange- 
klagten. 

— Zum ersten Mal wurde in einem presserechtlichen Ver- 
fahren der 5 129a angewandt, d.h. die Veröffentlichung und 
Diskussion von politischen Tagesereignissen als Unterstützung 
bzw. hier als Werbung für terroristische Vereinigungen darge- 
stellt. Das hat zur Folge, daß die mögliche Höchststrafe auf 
3 Jahre Gefängnis hinaufgesetzt wird, daß für die Verhängung 
von Untersuchungshaft keine besonderen Gründe mehr ange- 


geben werden müssen, daß im Fall der U-Haft die verschärf- 
ten Haftbedingungen wie bei den sogenannten Terroristen 
gelten, daß ein Prozeß vor der höchsten Instanz (d.h. Kammer- 
gericht in Berlin, ansonsten das Oberlandesgericht) stattfin- 
det, wonach nur noch Revision beim BGH möglich ist. 

Was die angewandten Paragraphen angeht, so hat der BGH 
ausdrücklich bestätigt, daß sie zurecht auch auf die Drucker 
angewendet worden seien. Auch die Konstruktion mit der 
Beihilfe (zur Werbung für terroristische Vereinigungen, zur 
Billigung von Straftaten etc.) ist rechtskonform. Wenn einer 
verfassungsfeindliche Inhalte auch nur abdruckt, so leistet 
er doch seinen Beitrag zur Verbreitung, also muß er auch 
mit strafrechtlicher Verfolgung rechnen. 

So einfach ist das alles. 


Nur: was hat das für Konsequenzen? 
Als wichtigstes heißt das, daß in Zukunft jedes Blatt, 
das die Diskussion über die Frage der politischen Gewalt 


31,5. 77 -wöchentlich 


führt, das also Erklärungen von Stadtguerillagruppen oder 
ihren Mitgliedern abdruckt, das Stellungnahmen dazu ver- 
öffentlicht, die sich nicht in dem von der Justiz definierten 
„Vverfassungskonformen’’ Rahmen bewegen, damit rechnen 
muß, kriminalisiert zu werden. Und natürlich nieht nur die, 
die die Zeitung machen, sondern auch die, die die Artikel 
fotographieren, montieren, drucken, die die Zeitung binden, 
sie vertreiben, verkaufen und selbstverständlich auch 

die, die sie lesen und womöglich noch zu Hause aufbewah- 
ren. (Lest in Ruhe mal die einschlägigen Paragraphen vom 
88a bis 140 durch. Ihr werdet euch wundern, wieviel krimi- 
nelle, ja verfassungsfeindliche Taten ihr tagtäglich in aller 
Bescheidenheit begeht). D.h. zwar sicher nicht, daß morgen 
bei allen linken Blättern die Polizei und Staatsanwaltschaft 
auf der Matte stehen wird; denn zur Zeit herrscht ja mal wie- 
der etwas Ruhe im Land. Es heißt aber, daß das entsprechen- 
de Instrumentarium geschaffen ‚worden ist, für den Fall, in 
dem es politisch opportun erscheint, zuzugreifen und unlieb- 
same Informations- und Berichterstattungsmöglichkeiten aus- 
zuschalten. 

Wir müssen uns also überlegen, was wir HEUTE für Maßnah- 
men treffen können, um nicht eines schönen morgens aufzu- 
wachen und feststellen zu müssen, daß wir keine Möglichkeiten‘ 
mehr haben, die Diskussionen zu führen, die wir führen wollen 
und führen müssen. Denn der Fall AGIT lehrt auch, daß wir, 
falls es erst mal zum Prozeß kommt, jedenfalls in den entschei- 
denden oberen Instanzen keine Chancen haben. Wir müssen 
also mal wieder drangehen und uns etwas: einfallen lassen, 
wie wir uns politisch zur Wehr setzen können. 

Wir werden uns zu diesem Thema auch zu Wort melden. 

Und nun zum Schluß, das schöne Thema Geld. Da das Ur- 
teil noch nicht rechtskräftig ist, liegt noch keine Rechnung der 
Justizkasse vor. In jedem Fall müssen wir aber den Prozeß be- 
zahlen, da es zu einer Verurteilung und nicht zu einem Frei- 
spruch gekommen ist. Wir rechnen mit Kosten in Höhe von 
ca. 54.000 DM für die drei Anwälte (der vierte wurde schon 
bezahlt), sowie Gerichtskosten in Höhe von ca. 30.000 DM, 
zusammen also an die 85.000 DM. Der Stand des Spenden- 
kontos betrug Mitte März 33.000 DM. Es fehlen also noch 
gute 50.000 DM. Wir möchten uns bei allen, die bisher Geld 
gespendet haben, dafür sehr herzlich bedanken und gleichzei- 
tig alle anderen, die sich auch von diesem Prozeß und diesem 
Urteil betroffen fühlen, dazu aufrufen, sich durch Beteiligung 
an den Prozeßkosten mit den verurteilten Druckern zu soli- 
darisieren. 

Spendenkonto: Helga Wullweber Berliner Bank, Kto.Nr. 
3 349 355 303, Kennwort: Agit-Drucker 

oder 
Postscheckkonto Nr. 145 90 - 108, Postscheckamt Berlin- 
West, Helga Wullweber, ‚„Sonderkonto Agit” 
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DIE SPONTIS 
IM LICHTE DER WISSENSCHAFT 


Im Berliner Prozeß gegen die AGIT-Druckerei wurden von der 
Verteidigung mehrere Gutachten vorgelegt. Eins davon stammt 
von Prof. Wilfried Gottschalch, Bremen, Politikwissenschaftler 
mit dem Schwerpunkt Sozialisationsforschung. Gegenstand des 
Gutachtens ist das Info-BUG (Info Berliner undogmatischer 
Gruppen), das neben vielen anderen Schriften in der AGIT- 
Druckerei gedruckt wurde und den angeklagten Drucker-inne-n 
als „Sprachrohr terroristischer Vereinigungen” zur Last gelegt 
wird. Aus diesem Gutachten zitieren wir einige Passagen, die 
sich mit Leben und Treiben der Spontis, aus wissenschaftlicher 
Sicht, beschäftigen: 


„Zutreffender als die Charakterisierung als „Mitteilungsblatt der 
undogmatischen Linken” scheint mir die Kennzeichnung des 
„INFO-BUG’” als Blatt der „Sponti-Szene” zu sein. Undogmati- 
‚sche Linke und Sponti sind ja nicht identisch. Nach dem Zufalls- 
prinzip wechseln Beiträge, aus denen ersichtlich wird, daß es den 
"Autoren vor allem Spaß machte sich mitzuteilen, mit solchen ab, 
die von missionarischem Ernst durchdrungen sind. Organisierte 
oder auch nur organisationsfähige Interessen kommen in der 
Zeitschrift kaum zum Ausdruck. Viele Beiträge zeugen von der 
psychischen Not jener Gruppen, die als Randgruppen bezeich- 
net werden, weil sie keine Sanktionsmacht haben, also keine 
Leistungen verweigern können, die für die Reproduktion der 
Gesellschaft unentbehrlich sind, also keine Möglichkeiten haben, 
ihre Interessen aus eigener Kraft durchzusetzen. Insofern die 
Zeitschrift Menschen, die den gesellschaftlichen und 
politischen Belastungen der Gegenwart psychisch nicht 
gewachsen sind, Gelegenheit gibt, ihre Nöte und Phan- 
tasien zu verbalisieren, ist das INFO-BUG meiner Auf- 
fassung nach sogar dazu geeignet, die Bereitschaft zu 
Gewalttätigkeit und Terror zu mindern. Ich folge hier 
der Theorie der Psychoanalyse, nach der unsere Kultur zu einem 
so hohen Maße von Triebverzicht zwingt, daß daraus nicht nur 
psychische Krankheiten, sondern kollektive Aggressivität und 


Destruktivität resultieren (vgl. hierzu: Sigmund Freud, Das Un- 
behagen in der Kultur, 1930)...” 


„Die undogmatischen Linken orientieren sich an radikaldemo- 
kratischen Positionen, an Rätekommunismus, am libertären 
Sozialismus, am pazifistischen Anarchismus; die Terroristen 
dagegen am Leninismus (Rote), am Militarismus (Armee) und, 


wenn auch aus E nttäuschung negativ, am Parlamentarismus 
(Fraktion). ...” Ä 


„Das gilt aber nicht nur für das Selbstverständnis dieser Richtun- 
gen, auch ihr Sozialcharakter ist durchaus unterschiedlich. Unter 
Sozialcharakter werden hier in Anlehnung an Erich Fromm (1970) 
jene Charakterzüge verstanden, die einer sozialen Gruppe ge- 
meinsam sind. Alle Beobachtungen deuten daraufhin, daß bei 

den Terroristen jene Charakterzüge prägend sind, die nach Theo- 
dor Reik den „sozialen Masochismus” kennzeichnen...” 


„Ganz anders die INFO-Macher. Ihre Orientierung an der Vor- 
stellung einer unzensierten Zeitschrift zwingt die Info-Macher 
dazu, Beiträge aufzunehmen, die offensichtlich ihren eigenen 
politischen Auffassungen widersprechen. Da sie nur ungern in 
die Rolle politischer Schulmeister schlüpfen, versuchen sie, jene 


Beiträge durch lustige Zeichnungen zu entschärfen und zu ver- 
ulken. 


Wie kränkend das für soziale Masochisten ist, müßten Juristen, 
unter denen ja der soziale Masochismus als Folge einer „defor- 


mation professionelle” weit verbreitet ist, leicht nachempfinden 
können. 


Gerade dieser Humor zieht aber die Spontis an, denen die Zeit- 
schrift einen spielerischen Umgang mit Gewaltphantasien ermög- 
licht, ohne daß daraus Gewalttätigkeit folgt. 


—— ID 264 v. 13.1.79/ID 318 v.25.1.80 


WER ÜBER TERRORISTEN 
SCHREIBT, IST SELBSER EINER !? 
oder 

WIE AUS DRUCKERN VERBRECHER 
GEMACHT WERDEN... 


Zum Fantasia-Prozeß und seinen ’Beson- 
derheiten’ 


STUTTGART Die Fantasiadrucker, denen 
18. 12. 79 Druck und Verbreitung von 

Texten aus dem 'terroristi- 
schen Umfeld’ zur Last gelegt werden, äußern 
sich in einem umfangreichen Bericht zu ih- 
rem Prozeß. Die Verteidigung ist für sie durch 
eine ganze Reihe zweifelhafter Eigenheiten 
der Prozeßführung sehr schwierig gewesen; 
deswegen sei ihre Stellungnahme vom Dezem- 
ber ungekürzt veröffentlicht. (Zwischenüber- 
schriften zum Teil vom ID.) 


DIE KURIER-KONSTRUKTION 

Das Ziel von Staatsschutzprozessen 
ist die Aburteilung von Widerstand/Opposk 
tion. In dem Prozeß gegen urs geht es um 
Plakate, Broschüren, Erklärungen der Ge- 
fangenen aus der Roten Armee-Fraktion, 
die über diesen Prozeß abgeurteilt und ihre 
Verbreitung illegalisiert werden soll. 

So wurden im Laufe des Verfahrens 
immer neue Schriften eingeführt — insbe- 
sondere alle die Erklärungen, die zu den 
Morden an den Stammheimer Gefange- 
nen am 18. Oktober 1977 und dem Mord 
an Ingrid Schubert am 12. November 1977 
Stellung nahmen, sie aus der damaligen 
politischen Situation und den Aktionen 
der RAF heraus entwickelten. Angeklagt 
sind hier unter anderem die Erklärung 
von Verena Becker, die von ihr in Stamm- 
heim abgegeben wurde, die Erklärung von 
Knut Folkerts, eire Broschüre zum Russell- 
Tribunal, Broschüren zu den Haftbedingun- 
gen usw. 

Dagegen ist die frühere Konstruktion, 
drei von uns (Doris, Dorit und Birgid) 
hätten Kuriertätigkeit gemacht für die II- 
legalen, in den Hintergrund: getreten. Eine 
Konstruktion, aufgehängt an einem angeb- 
lich bei der Hausdurchsuchung am 18. Mai 
1978 gefundenen Briefumschlag, den die 
Bundesanwaltschaft (BAW) als "’Contain- 
er'' bezeichnete, und der für die sechzehn 
Monate Knast, die Doris und Dorit saßen, 
herhalten mußte und für Birgid immer noch 
als Haftgrund benutzt wird. 

Oberstaatsanwalt Lampe, der die Ermitt- 
lungen im Prozeß gegen uns führte, sagt 
mittlerweile zu der Konstruktion, diese sei 
“nicht beweisrelevant’, g&be “ermittlungs- 
mäßig nicht viel her” und sei "als private 
Mitteilung” zu sehen. Lampe war als Zeu- 
ge gegen uns im Prozeß aufgetreten, als er 
sich in dieser Art zur Kurierkonstruktion 
äußerte. Von seiner Funktion her als An- 
kläger in vielen Prozessen gegen die Gefan- 
genen aus der Guerilla unterlaufen ihm 
solche Äußerungen nicht zufällig. Sie sind 
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Info-Bug, Agit-Druck, Fantasia-Druck 


sie sind vielmehr ein zeichen dafür, dass der staatsschutz die in dem prozess gegen siegfried Kaag und in dem gegen die ehe- 
zielsetzung des verfahrens auf die illegalisierung der schriften maligen rechtsanwälte des ivk’s arndt müller und armin newerla 
verlagert hatte sind mittlerweile neue normen gesetzt worden, wie in staats- 


schutzprozessen die kronzeugen verwendet werden. 
die persönliche anwesenheit des kronzeugen wird ersetzt durch 
ein beschriebenes blatt papier oder in gestalt von lampe, der 


auch wenn lampe damit die kurierkonstruktion weit in den 
hintergrund geschoben hat, ist es klar, dass sie deswegen nicht 


zurückgenommen wird. deshalb nicht, weil die bereits abge- bei der produktion der vernehmungsprotokolle massgeblich be- 
sessene haft irgendwie legitimiert werden muß und deshalb nn Keen nenabs nidhrnei, 4 teidi 

' _.ız er ) Iso nicht mehr von der verteidigung 
nicht, weil der staatsschutz sich sicher nicht die möglichkeit befragt werden, widersprüche tauchen erst gar nicht auf. der 
aus der hand nehmen lassen will, birgid weiterhin im knast zu 


staatsschutz hat sehr wohl erkannt, dass die schweigsamkeit 


behalten. 


DER BISHERIGE PROZESSVERLAUF 


die beweisaufnahme der staatsanwaltschaft wird am 28.12.79 


abgeschlossen. als zeugen waren von einer ausnahme abgesehen, 
nur bullen und gutachter vom Ika, bka und lampe selbst ge- 
laden. 
die aufgabe dieser zeugen ist es, das wortidentisch auszusagen, 
was in den ermittlungsakten steht; dass sie sich genau an das 
stockwerk und den gatz erinnern können, wo sie am 18.5.78 
plakate und schriften gefunden haben, die jetzt angeklagt sind. 
dazu kommt noch, dass die zeugenladungen vom gericht aus 
so beschränkt wurden, dass sie z.t. nur noch auf wenige, in- 
haltlich total eingegrenzte fragen auszusagen haben. bka/lka 
bullen werden in jedem politischen prozess vorher ovn einem 
sogenannten zeugenbetreuer instruiert, was sie zu sagen haben 
und wozu sie ihr maul halten sollen. 


es wäre reichlich langweilig, nochmal alles aufzuzählen, was 
an schweinereien und. manipulationen deutlich geworden ist. 
es genügt einige beispiele zu berichten, die ansatzweise vermit- 
teln, wie eine aburteilung gemacht wird. 
so zieht sich natürlich jeder der bisher aufgetreterien bullenzeu- 
gen auf seine aussagebeschränkung zurück, sobald 
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— er sich in widersprüche verwickelt 
— wenn er über den rahmen seiner auswendig gelernten pas- 
Sagen aus den ermittlungsakten befragt wird 


alle fragen, nach welchen kriterien plakate und schriften be- 

ee la wurden, werden abgeschmettert mit der begrün- 
ung: 

„‚es ginge hier nicht um den inhalt, sondern darum, ob wir das 

gedruckt haben oder nicht.” 

dass die bullen dazu nichts sagen, liegt auf der linie wie das ge- 

richt/staatsanwaltschaft den prozess führen müssen; 


DIE SCHRIFTEN ZWAR ANKLAGEN MIT DEM ERKLÄR-— 
TEN ZIEL, SIE ZU VERBIETEN, ABER ANDRERSEITS SIE 
INHALTLICH NICHT ZU VERHANDELN/THEMATISIEREN. 


ausser‘der aussagebeschränkung bedient sich das gericht noch 

anderer methoden, fragen von uns zu unterbinden wie: 

— mikrofone abzuschalten 

— fragen mit bereits fertigen gerichtsbeschlüssen als unzulässig 
zu erklären, oft bevor der antrag auf gerichtsbeschluss über- 
haupt gestellt war 

— ausschluß von uns angeklagten, ordnungsstrafen bis zu 
2000 dm oder ordnungshaft 

— schliesslich die latente drohung gegen unsere rechtsanwälte 
mit ehrengerichtsverfahren und entpflichtung. 


inhaltliche erklärungen zu einer schrift, über deren fundort 
sich der zeuge gerade vorher das maul fusselig geredet hat, wer- 
den in den meisten fällen mit diesen methoden brutal unter- 
bunden. damit ist das auf dem papier stehende erklärungsrecht 
nach jeder zeugenvernehmung pervertiert und faktisch nicht 
vorhanden. 

was die staatsschützer damit verhindern woller,ist, dass wir 
durch diese erklärungen den anwesenden prozessbesuchern ver- 
mitteln können, was und aus welchem grund diese veröffent- 
lichungen verboten werden sollen, und welches politische kal- vun 
kül dahinter steckt. 

von den 77 bullen, die als zeugen bei uns vorgesehen waren, hat 
der groesste teil seinen auftritt hinter sich. noch nicht erschie- 
nen sind die kronzeugen speitel/dellwo, die sich jedoch auf 
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eines blattes papier notwendig ist, nachdem sich die kronzeu- 
gen in natura zu sehr in widersprüche verheddert haben. Auch 


Frog 2 die möglichkeit, idi 

freiem fuss befinden und anscheinend für's gericht nicht erreich- ge he .... a en ee 
bar sind. die funktion der kronzeugen in unsrem prozess be- in beschl 

steht im grunde nur darin, der pfeiler zu sein, auf dem die ku- nic stick Ich uss ergangen, dass gefangene aus der raf 
. ' ' rundsätzlich nicht m n Ö 

lorkoneerabstiem Galant: g ehr als zeugen geladen werden können, 


da sie wegen organisationszugehörigkeit zu der raf und ihrer 
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| nun zum staat und zur justiz keine glaubwürdigkeit 
ätten. 
die neuen normen laufen darauf hinaus, dass in staatsschutz- 
prozessen nur noch über staatsschutzmaterial verhandelt wird. 
— über die nicht mehr verfügbaren kronzeugen in form von 
papier oder in gestalt ihrer vernehmungsbeamten 

— bullenzeugen und sachverständige des bka 
— keine zeugen der verteidigung 
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ANKLAGE VERSCHÄRFT ! 


nach 18 prozesstagen wurde dem verfahren eine neue wendung 
gegeben. in dem entsprechenden beschluss des gerichts heisst 
es: 

+...„.die verfolgung der angeklagten, soweit ihnen zur last liegt, 
druckerzeugnisse hergestellt, verbreitet und vorrätig gehalten 
zu haben, in rechtlicher hinsicht auf verletzung des 8 129a..... 
beschränkt. insoweit wird die verfolgung in tatsächlicher hin- 


ID 318 vom 25.1.80 
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sicht auf den vorwurf beschränkt, die angeklagten hätten druck- 
erzeugnisse hergestellt und verbreitet in Fa 

1) INWORT UND BILD ZUM AUSDRUCK GEBRACHT 
WIRD, iin deutschen vollzugsanstalten seien auf staatliche ver- 
anlassung gefangene umgebracht, hingerichtet und liquidiert, 
ermordet und ähnliches worden, bzw. dies sei auch für die zu- 
kunft beabsichtigt 

2) unmittelbar oder mittelbar zum bewaffneten kampf aufge- 
rufen oder dieser befürwortet wird.‘ 


SCHRIFTEN VON UND ZU GEFANGENEN NACH 129 A 
ZU VERFOLGEN IST NEU 

DER ZEITPUNKT IST NICHT ZUFÄLLIG GEWÄHLT 
diese wendung hat sich auch bei der zeugenvernehmung von 
lampe ansatzweise gezeigt. er hatte damals schon die prozess- 


erklärung von verena becker als eindeutige 129®schrift be- 
zeichnet. 

und rebmann forderte in derselben woche vor dem deutschen 
richtertag eine gesetzesänderung zur terrorismusabwehr, die 
das Öffentliche befürworten noch nicht begangener straftaten 
unter strafe stellt. 

zeitlich unmittelbar zusammenhängend wurde auch im prozess 
gegen die rechtsanwälte arndt müller und armin newerla das 

in ihrem prozess angeklagte buch „texte der raf”' als 129a-= 
schrift bezeichnet. 


WARUM DIE EINSCHRÄNKUNG DES VERFAHRENS AUF 
EIN REINES 129a VERFAHREN 


über die konsequenzen, die durch die zensur 88 88a und 90a 
drohen,ist in der linken ein bewusstsein vorhanden, hat sich 
ein widerstand dagegen entwickelt. dazu kommt noch, dass 
bestimmte parteien, die im zugzwang des wahlkampfs ein libe- 
rales image brauchen und über diese zensurS8 jetzt auch öffent- 
lich diskutieren und teilweise für seine abschaffung eintreten. 
sie versuchen damit, das allgemeine repressionsklima zu ent- 
schärfen und einem sich entwickelnden breiteren bewusstsein 
vorzubeugen - es”darf sich daran kein radikaler widerstand ent- 
wickeln. 

und wenn dieser prozess der selbstzensur alleine weitergeht, 
haben die 88 ihren zweck erfüllt. das bewusstsein ist in den 
köpfen drin, dass bei bestimmten diskussionen der staatsschutz 
auf den plan tritt. 

linke und ihre projekte wie buchläden, zeitungen, druckereien 
werden gezwungen, sich selbst zu zensieren. wer dies nicht 
macht, dessen illegalisierung treibt der staatsschutz konstant 
voran. dafür benutzen sie den S 129a. über dieses juristische 
instrument versuchen sie, die für sie nicht integrierbare aus- 
einandersetzung zu verbieten. unter diese auseinandersetzung 
fallen die inhalte von und zu gefangenen, bzw. über ihre politik, 
und alles, was sich militant gegen dien staat richtet, sein be- 
friedungsprogramm s*ört. dabei stützt sich der staatsschutz 

auf eine jahrelange hetze in den medien. mit der hetze ist ein 
klima geschaffen worden, so dass die meisten leute es jetzt 

als normal ansehen, dass sich widerstand und eine öffentliche 
diskussion nur innerhalb eines ganz begrenzten rahmens bewe- 
gen darf. 

die geschichte und funktion des 8 129a, die verhaftungen und 
die prozesse von rechtsanwälten und leuten aus knastgruppen 
zeigt auf, dass dieser 8 zur internierung innerstaatlicher oppo- 
situation eingesetzt wird. allgemein bekannt ist die internierungs 
praxis in irland, dort bezeichnet sie den ausnahmezustand, 

den kriegszustand - unverhüllt - . 

einen kriegszustand, in dem der staat jederzeit meistens ohne 
gerichtsverfahren leute beliebig in den knast stecken kann, die 
er zu ira-mitgliedern oder sympathisanten erklärt, bzw. die es 
sind. 

diese massenhaften internierungen hat der staat hier nicht nö- 
tig. internierung ist hier eine präsizionswaffe. denn sie haben 
ihre computer und ihren bespitzelungsapparat, um gezielt die 
leute aus der legalen linken in den knast zu stecken, durch 
deren politische arbeit sie sich bedroht sehen. der ausnahme- 
zustand wird hier nicht offen, sondern die rechtlosigkeit 

wird einfach verrechtlicht, das ist alte tradition in diesem land. 
es gibt wie in unserem fall zwar bei langer untersuchungshaft 
einen prozess, wobei aber auch viiele genossen nur mal für 

5 - 6 monate in die isolationslöcher der hochsicherheitstrakte 
gesteckt werden und danach die konstruktion gegen sie, wenn 
es dem staatsschutz opportun erscheint, wieder fallengelassen 
wurde. jedoch muss mal sich nur mal die praxis in unserem 
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Info-Bug, Agit-Druck, Fantasia-Druck 


und allen anderen politischen prozessen anschauen, und dass 
diese verfahren grundlegende verfahren zur politischen gleich- 
schaltung sind. die verbreitung von texten der gefangeneri 
nach 129a zu kriminalisieren heisst, dass mit dem ende des 
verfahrens andere bedingungen für den staatsschutz bestehen 
werden, die es ihm sehr viel leichter ermöglichen, leute in 
den knast zu stecken. bisher mussten sie noch für jeden, den 
sie in dem zusammenhang 129 a einlochten, eine eigene kri- 
minalistische konstruktion zusammenschustern, wie spreng- 
stoffanschläge etc. 

anklagen, die dann oft monate später einfach wieder fallenge- 
lassen wurden. die neuen prozesse kennzeichnen sich die ab- 
urteilung von schriften von und zu gefangenen aus. 


PROZESSERKLÄRUNGEN: HÖREN ERLAUBT, LESEN 
VERBOTEN 

prozesse wegen flugblattverteilens, parolen sprühen, wie jetzt 
in hamburg und düsseldorf. die kriminalisierung der schriften 
nach 129 a bedeutet, dass damit der legale status, den gefange- 
ne haben, aberkannt ist. 

die gefangenen sind selbst illegalisiert. 


prozesserklärungen sind zum anhören noch erlaubt, zum lesen 
aber schon verboten. 


eine verurteilung von uns über die schriften reicht den staats- 
schützern aber nicht aus. jetzt wurden unsere eigenen prozess- 
erklärungen zum ‚„‚beweis‘’ unserer unermüdlichen tätigkeit 
in „agitatorischen sinne” in die akten eingeführt und vorgele- 
sen. sämtliche prozess-infos und die broschüre ‚„‚solidarität 
kann zur waffe werden....‘’ wurden als „‚beweiserheblich‘’ von 
den staatsanwälten in die gerichtsakten geheftet. in der bro- 
schüre sind: 
— anträue der verteidiger/berichte zu den 1. prozesstagen/er- 
klärungen von uns 
es ist jetzt ganz einfach so, dass bei uns und in zukünftigen pro- 
zessen die erklärungen der angeklagten zur legitimation des 
urteils herangezogen werden, wenn die „‚beweise‘ des gerichts 
nicht ausreichen. 


DIE TAT AN SICH RÜCKT IMMER MEHR IN DEN HINTER 
GRUND, DIE POLITISCHE GESINNUNG UND IHRE UM— 


SETZUNG IN DIE PRAXIS WIRD VERFOLGT UND BE-— 
STRAFT. 


d.h. wenn wir uns politisch verteidigen, kriminalisieren wir 

uns selbst. im prozess.gegen 3 sogenannte parolensprüher in 
düsseldorf stand in der urteilsbegründung u.a. „ausserdem hät- 
te der angeklagte sein schlusswort an die zuschauer im saal ge- 
richtet, was beweise, dass er weiterhin politisch auf andere 
einwirken will.’ und „zur einwirkung auf den angeklagten, 
und zur verteidigung der rechtsordnung sei eine haftstrafe not- 
wendig’, und weiter im terrorurteil, eine beleidigung des rich- 
ters wird so ausgelegt: 


„es sei ein neuer beweis dafür, dass der angeklagte noch immer 
zu dem stehe, was er schon 1 1/2 jahre vorher gemacht hätte.’’ 
an beweisen für die tat gab es nichts, zeugen, die für die 3 ein 
alibi bringen konnten, wurden als unglaubwürdig abgewiesen. 
dem staatsschutz geht’s also um mehr als um NACH- drucken, 
- verbreiten - veröffentlichen, ihm geht's darum, dass wir unse- 
re eigene betroffenheit nur noch hinter vorgehaltener hand 
mauscheln, unseren kampf als nicht vorhanden behandeln, un- 
sere Identität aufgeben. 


76 sagte ulrike meinhof noch, warum sie im prozess was sagen: 


„es ist vielmehr ein praktischer versuch, die zensur und 
die illegalisierung unserer texte zu durchbrechen, was hier ge- 
redet wird, kann wie es bis jetzt ist, jedenfalls veröffentlicht 
werden, obwohl buback auch da sicher ein brachialer schlich 
einfällt, versuchen wir es.” 


Informationen, Diskussionen usw. mit draußen abzuschotten. 
Konkret heißt das: 

- Sämtliche linken Zeitungen, Broschüren, teilweise auch Post und 
Bücher, werden beschlagnahmt! 

- Sämtliche Leute, die Birgid kennen, werden als Besucher abge- 
lehnt; wenn überhaupt welche reinkommen —was in den letzten 
neun Monaten ganze zwei Leute waren (!)— sind das zumeist 
fremde Leute...; oder die Bullen versuchen, Birgid von den Be- 
suchen abzuhalten, indem —wie beim letzten Besuch— versucht 
wird, trotz Trennscheibe auch noch das körperliche Abgrabschen 
und Absonden einzuführen. Birgid lehnt alle Besuche u nter die- 
sen erniedrigenden und terrorisierenden-Bedingungen in Zukunft 
ab. 

- Dazu kommt noch, daß Birgid seit zwei Monaten kein Radio 
mehr in der Zelle hat. Die Bullen haben es ihr geklaut, da Birgid 
es sich nicht gefallen ließ, daß der Batterieteil verplombt wurde. 
Das hat zum Zweck, die Batterien nur durch Knastbullen aus- 
tauschen lassen zu können, die immer nur leergelaufene “neue” 
einsetzen; also 'ne andere Art, Radiohören unmöglich zu machen. 
Dadurch, daß das Radio raus ist, verschärft sich automatisch die 
Isolation — Information und Entspannung durch Musik sind da- 
mit ausgeschlossen. Die Auswirkungen sind verstärkte Geräusch- 
empfindlichkeit. 

Bisher hatte Birgid das “Normalvollzugsangebot”, jeden zweiten 
Tag am Hofgang mit anderen Gefangenen teilzunehmen. Das 
Projekt ""Normalvollzug’ ist in Stammheim von vorneherein so 
aufgebaut, daß 'ne strikte Trennung zwischen allen politischen Ge: 
Gefangenen dort untereinander gemacht wird. Und dieser gemein: 
same Hofgang” ist nur mit ausgesuchten Gefangenen möglich. 
Das sind staatsloyale Gefangene, die sich dazu hergeben, Infor- 
mationen und Gespräche den Knastbullenpsychologen weiterzu- 
geben. Solche, die sich also aktiv am Vernichtungsprogramm ge- 
gen die politische Identität beteiligen. (...) 

Birgid hat am 11. Januar den sogenannten Normallvollzug abge- 
lehnt und ist seitdem wieder totalisoliert. Am 15. Januar hat sie 
einen Hungerstreik angefangen, um Umschluß und Hofgang mit 
Irmgard Möller, die ebenfalls im 7. Stock in Stammheim totaliso- 


liert ist, und um die Aufhebung der Schikanen (Besuche, Radio) 
zu erreichen. 


Wir fänden’s wichtig, daß Leute zum Prozeß kommen, und daß 
ihr euch was überlegt zum Hungerstreik von Birgid. Prozeßtermi- 
mine sind iinmer Montag/Donnerstag und Freitag um 8.15 Uhr. 


Zur Zeit fallen aber auch manchmal Prozeßtage aus, ruft also 
besser vorher an. 


Kontaktadresse: Fantasia-Druck, Schlosserstr. 28 a, 7000 Stutt- 
gart T, Tel. 0711/606126. 
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BIRGID RAUTH: HUNGERSTREIK GEGEN SCHIKANEN 
16.1.80 Seitdem Birgid Rauth die einzige der Angeklagten ist, 
die noch im Knast sitzt,lassen die Bullen und das 
Staatsschutzgericht sie ihre Verfügungsgewalt immer stärker spü- 
ren, weil sie gegen die Gefangenen mehr Druckmittel in der Hand 
haben als gegen die, die draußen sind... RR 
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Birgid ist seit einem Jahr unter wechselnden Isolationsbedingun- 
gen im Knast und seit Prozeßanfang den Bedingungen im 7. Stock 
in Stammheim ausgesetzt. | 

Birgids Haftbedingungen entsprechen einer eingeschränkten Kon- 
taktsperre, die darauf abzielt, sie möglichst von allen Kontakten, 
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DIE VORGÄNGE IM OLDENBURG-KOLLEG 
NACH DEM AUFFINDEN DES 
„SCHLEYER-FLUGBLATTS” 


OLDENBURG 
2. Oktober 


Der politische Arbeitskreis am 
Oldenburg-Kolleg hat eine Dokumen- 
tation veröffentlicht, in der eine 
Vorgehensweise der. Polizei festgehalten wird, so wie sie zur 
Zeit sicher an vielen Orten der Bundesrepublik praktiziert 
wird (bis auf zwei Presseartikel ist der chronologische Ablauf 
vollständig): 


„Der zeitliche Ablauf der Vorgänge am Oldenburg-Kolleg: 


6. 9. 1977 In verschiedenen Klassenräumen des Oldenburg- 
vormittags Kollegs und auf den Toiletten liegen Flugblätter 
mit nachfolgendem Text aus: 


WANTED 


Gesucht wird seit dem gestrigen Abend unser Freund 
Hanns-Martin Schleyer. Biographie des Gesuchten: 


— Im Alter von 16 Jahren der faschistischen Bewegung 
beigetreten. 


— Nach dem Abitur Leiter des NS-Studentenwerkes 
an der Universität Heidelberg. 


— Nach dem Anschluß Österreichs SS-Untersturmführer 
(SS-Mitgliedsnummer 227014) Leiter des NS- 
Reichsstudentenwerkes in Innsbruck. Dasselbe später 
in Prag. 

— 1941 Leiter des Präsidialbüros im Zentralverband 
der Industrie für Böhmen und Mähren. 


— Nach dem Krieg Leiter des Außenhandelsbüros der 
Badischen Industrie- und Handelskammer. 


— Kriegsverbrecher F. Flick holt ihn in die Daimler- 
Benz-AG. 


— Seit 1963 im Vorstand der Daimler-Benz-AG und 
Vorsitzender von Gesamtmetall in Baden-Württem- 
berg. 

— Nachdem er schon seit Jahren Präsident des BDA 
(Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände) war, wurde er Anfang des Jahres jetzt 
außerdem Präsident des BDI (Bundesverband der 
Deutschen Industrie). 


Der Gesuchte sitzt (saß) in 17 Aufsichtsräten, davon 
viermal als Vorsitzender und einmal als Stellvertreter. 
Er vertritt( ... ) damit unter anderem Rhenua AG 
(Stinnes), Südwestbank AG, Hanomag Henschel, 
Pegulanwerke AG ... 


Der Gesuchte zählt immer noch zu den großen hemds- 
ärmeligen Kämpfernaturen des BDA und BDI. 


Alle Informationen über den Verbleib unseres wert- 
vollen langjährigen Mitstreiters sollten (bei Gelegen- 
heit) dem nächsten Polizeirevier gemeldet werden. 


Nach Kenntnisnahme des Flugblattes durch die 
Schulleitung wird von dem Schulleiter die Schul- 
behörde über den Inhalt des Flugblattes infor- 
miert. Daraufhin schaltet die Schulbehörde die 
Kriminalpolizei ein. 


6.9. 1977 Die Kripo kommt ins Kolleg und erhält von der 

nachmittags Schulleitung die aufgefundenen Exemplare des 
Flugblattes ausgehändigt. Die Kripo will darauf- 
hin das Zimmer der Kollegiatenvertretung durch- 
suchen. Der Schulleiter lehnt dieses Ersuchen der 
Kripo ab und verweist darauf, daß eine Durch- 
suchung des Raumes der Kollegiatenvertretung 
ohne richterlichen Durchsuchungsbefehl nicht 
möglich sei. Die Kripo verläßt daraufhin das Kolleg 
Die gewählten Vertreter der Kollegiaten werden 
an diesem Tage über den Vorgang nicht mehr in- 
formiert. 


7.9. 1977 
9.30 Uhr 


Die Kripo erscheint mit vier Beamten im Olden- 
burg-Kolleg. Gegen 10.00 Uhr wird ein Mitglied 


ID 198 vom 8.10.77 


nn 


7.9. 1977 
11.30 Uhr 


des Kollegrates (Studierendenvertretung) durch 
Schulleiter und Kripo über die bisherigen Vor- 
gänge informiert. Auf Verlangen des Kollegrat- 
mitgliedes wird ein weiterer Vertreter des Kolleg- 
rats hinzugezogen. Die Kripo legt einen richter- 
lichen Hausdurchsuchungsbefehl für das Zimmer 
der Kollegiatenvertretung vor. Bei der nachfolgen- 
den Durchsuchung des Kollegratzimmers wird 
nichts gefunden, was im Zusammenhang mit dem 
Flugblatt stehen könnte. Eine Beschlagnahme von 
Gegenständen findet nicht statt. Zur gleichen Zeit 
wird ein Kollegiat aus dem Unterricht geholt und 
durch Kripobeamte verhört, seine Büchertasche 
wird durch die Kripo ohne Durchsuchungsbefehl 
durchsucht. Verhör und Durchsuchung der Bücher- 
tasche-bringen keine Ergebnisse. Daraufhin wird 
die Wohnung des Kollegiaten sofort unter Anwe- 
senheit des Staatsanwaltes Dahms von der Kripo 
durchsucht. Die Durchsuchung wird ohne Ergeb- 
nisse beendet, Gegenstände werden nicht beschlag- 
nahmt. 


Kollegrat und Schulleiter informieren auf einer 
Vollversammlung die Kollegiaten über die bisheri- 
gen Vorgänge. Die Vollversammlung beschließt, 
eine Presseerklärung mit folgendem Wortlaut zu 
veröffentlichen: 


ALSO, MIR IST 
SCHLEIERHAFT.. 


Pe 
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PRESSEMITTEILUNG 


Am 7. 9. 1977 gegen 10.00 Uhr wurde im Raum der 
Kollegiatenvertretung des Oldenburg-Kollegs eine 
polizeiliche Durchsuchung durchgeführt. Diese fand 
aufgrund eines richterlichen Beschlusses statt. Der 
Grund für diese Aktion war ein am 6. 9. 1977 am 
Kolleg verbreitetes Flugblatt. Dieses Flugblatt ent- 
hielt im wesentlichen Daten zur Biographie des am 
5. 9. 1977 entführten BDI-Präsidenten Hanns-Martin 
Schleyer. Das anonyme Flugblatt erschien ohne 
Wissen der Kollegiatenvertretung. 


Im Verlauf der Polizeiaktion wurde ein Kollegiat 
aufgefordert, seine Büchertasche zur Durchsuchung 
freizugeben. Die Büchertasche wurde gegen den 
Willen des Betreffenden sowie ohne richterliche 
Genehmigung durchsucht. Die Durchsuchung der 


Nachrufe auf Buback und Schleyer 


8. 9. 1977 


9. 9. 1977 
9.30 Uhr 


9. 9. 1977 
10.20 Uhr 


9. 9. 1977 
11.40 Uhr 


9. 9. 1977 


—— 02 


Büchertasche, des Kollegratzimmers und der Wohnung 
des Kollegiaten verlief ergebnislos. 


Die Kollegiaten des Oldenburg-Kollegs sind über die 
Vorgehensweise der Polizei tief betroffen. 


Diese Pressemitteilung wird gegen 13.30 Uhr an 
die NWZ, den NDR und die dpa weitergeleitet. 


Folgender Artikel erscheint auf der ersten Seite 
der NWZ: 


Durchsuchung: 
„Schleyer- 


Flugblatt“ ” 


PS Oldenburg. Bei einer 
Durchsuchung in Räumen des 
Oldenburg-Kollegs in Olden- 
burg sowie in einer Wohnung 
eines Kollegiaten wurde ge- 
stern ein Flugblatt beschlag- 
nahmt. Das teilte die Staatsan- 
waltschaft beim Landgericht 


Oldenburg auf‘ eg 
Nach Angaben der Steatsa: 
waltschaft enthielt das Flug. 
blatt - es wurde in mehreren 
Exemplaren im Kolleg verteilt - 
eine in Ste kbriefform verfaßte 
„Biographie“ des entführten 
Präsidenten der Bundesvereini- 
gung der Arbeitgeberverbände, 
Hanns Martin Schleyer. Die 
Schlußformel des „Steckbrie- 
fes“ habe sinngemäß dazu auf- 
gefordert, den etwaigen Ver- 
bleib Schleyers „bei Gelegen- 
heit“ der Polizei zu melden. 
Diese Floskel rechtfertigt nach 
Auffassung der Staatsanwalt- 
schaft den Verdacht einer öf- 
fentlichen Billi der 
Schleyer-Entführung. Solche 
Billigung sei eine Straftat nach 
dem Strafgesetzbuch. Der Ur- 
heber des Flugblattes stehe 
noch nicht fest. 


Vier Kripobeamte treffen im Kolleg ein. Gegen 


10.00 Uhr werden vier Kollegiaten von der Schul- 


leitung aus dem Unterricht geholt. Die Kripo in- 
formiert die Kollegiaten darüber, daß sie im Ver- 
dacht stehen würden, gegen den 8 140 StGB 
(Belohnung und Billigung von Straftaten) ver- 


stoßen zu haben und daß bei ihnen deshalb Haus- 


suchungen stattfinden würden. 


Bei den vier Kollegiaten werden Haussuchungen 
vorgenommen. An dieser Aktion der Polizei be- 
teiligen sich circa 30 Beamte der Kripo, unter 


ihnen vier Beamte des Ordnungsamtes als Zeugen. 


Bei einem von der Durchsuchung betroffenen 
Kollegiaten wird bereits zum zweiten Male in 
dieser Angelegenheit durchsucht. Bei den Durch- 
suchungen werden folgende Gegenstände sicher- 
gestellt bzw. beschlagnahmt: drei Schreibmaschi- 
nen, eine Fotokopie des Schleyer-Flugblattes, 
ein Stadtplan von Düsseldorf, Notizen über ein 
für das Fach Sozialkunde erstelltes Referat über 
den BDI (Zeitpunkt der Erstellung: Juni/Juli 77) 
sowie diverse Blätter Schmierpapier und einige 
unbeschriebene Matritzen. 


Der Kollegrat informiert die Vollversammlung 
der Kollegiaten über die neuerliche Polizeiaktion. 
Die VV beschließt, sich auf Montag, 8.30 Uhr, 
zu vertagen. 


Inder FAZ erscheint folgender Artikel zu den 
Vorgängen in Oldenburg: 


Ermittlung in Hannover 


Ten. HANNOVER. 8. September. 
Flugblätter in Steckbriefform über den 
von Terroristen entführten Präsidenten 
der Bundesvereinigung der Arbeitge- 
»erverbände, Schleyer, haben im 'nle- 
dersächsischen Olcenburg zu einer 
Durchsuchungs- und Beschlaguahme- 
aktion sowie zu stautsanwaitlichen Er- 
mittlungen wegen de Virdachte der 
Straftsten-Billigung geführt. Auf 
Grund von Hinweisen war der Pallzei 
bekannt geworden, daß unter den 1?0 
Schülern des Oldenburg-Kollegs, einer 
zum Abitur führenden Einrichtung des 
zweiten. Bildungswegs, schon am Tag 
nach der Entführung Schleyers und der 
Ermordung seıner Begleiter derartizv 
Flugblätter kursierten. Die offenbar ei- 
lig hektografierten „Steckbriefe* ent- 
hielten unter der Überschrift „Wanted“ 
eine auf sorgfältige textliche Vorberei- 
tung hindeutende detaillierte Blogra- 
phie Schleyers und gipfelten in deı 
Aufforderung: „Alle Informationen 
über den Verbleib unseres wertvollen 
lengjährigen Mitstreiters sollten (bei 
Gelegerheit) dem nächsten Polizeire- 
vier gemeldet werden.“ In den Koller- 
Räumen und in der Wohnung eines 
Kollegieten wurden etws ein Du‘zend 
der anonymen Flugblätter sıicherg®- 
stellt, ohne daß es bisher gelang, den 
.- die Hersteller ausfindig zu mü- 
chen. 


10. 9. 1977 Auf der Titelseite der NWZ erscheint folgender 


12. 9. 1977 


Artikel: 


Wohnungen 


durchsucht 


PS Oldenburg. Bei weiteren 
Durchsuchungen im Zuge der 
Ermittlungen wegen des soge- 
nannten „Schleyer-Flugblatts“ 
- wir berichteten darüber - sind 
gestern beweiserhebliche Ge- 
genstände beschlagnahmt wor- 
den. Das teilte die Kriminalpoli- 
zei in Oldenburg auf Anfrage 
mit. Insgesamt seien auf rich- 
terliche Anordnung hin drei 
Wohnungen in Oldenburg und 
eine im Gebiet der Gemeinde 
Rastede durchsucht. worden. 
Der Urheber des Flugblattes 
stehe noch nicht fest. 


Die Vollversammlung der Kollegiaten des 
Oldenburg-Kollegs beschließt, bei der NWZ eine 
Gegendarstellung zu dem am 8. 9. 1977 erschie- 
nenen Artikel zu erwirken. Die Gegendarstellung 
soll nachfolgenden Inhalt haben: 


Bezugnehmend auf den Artikel der NWZ vom 
8. 9. 1977 „Durchsuchung: 'Schleyer-Flugblatt’ “ 


geben die Kollegiaten des Oldenburg-Kollegs 
folgende Rich tigstellung: 


Am 6. 9. 1977 tauchte am Oldenburg-Kolleg ein 
anonymes Flugblatt auf. Es wurde nicht verteilt, 

wie in der NWZ fälschlicherweise berichtet. Ebenso- 
wenig trifft es zu, daß das Flugblatt in den Räumen 
des Oldenburg-Kollegs sowie in der Wohnung eines 
Kollegiaten beschlagnahmt worden ist. Richtig ist, 
daß die aufgefundenen Exemplare der Kripo von der 
Schuleitung übergeben wurden. Nicht richtig ist, 
daß die Durchsuchung in den Räumen des Kollegs 
stattfand. Richtig ist, daß der Raum der Kollegiaten- 
vertretung durchsucht wurde, Die Durchsuchung des 
Raumes der Kollegiatenvertretung sowie der Wohnung 
des Kollegiaten verliefen ergebnislos. 


Diese Gegendarstellung wird von der NWZ abge- 
lehnt. Die NWZ weist darauf hin, daß sie ihre 
Informationen durch die Staatsanwaltschaft er- 
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halten habe, erklärt sich aber bereit, am nächsten 
Tag einen richtigstellenden (!) Artikel auf der 
Titelseite zu veröffentlichen. 


13. 9. 1977 Auf der ersten Seite der NWZ erscheint folgender 


14. 9. 1977 


15. 9. 1977 


16. 9. 1977 


Montag, 
19. 9. 1977 


Artikel: 


Schulleitung 
übergab Flugblatt 


Ir Oldenburg. Nach wie vor 
unbekannt sind nach Angaben 
der Kriminalpolizei die Urheber 
eines sogenannten „Schleyer- 
Flugblattes“, das - wie berichtet 
- in der vergangenen Woche im 
Oldenburg-Kolleg aufgetaucht 
war. Wie die Kollegiaten und 
die Schulleitung erst jetzt er- 
gänzend mitteilen, sei das Flug- 
blatt nicht — wie ursprünglich 
von der Staatsanwaltschaft an- 
gegeben - in den Räumen des 
Kollegs sowie in der Wohnung 
eines Kollegiaten beschlag- 
nahmt worden, sondern die vor- 
handenen Exemplare seien viel- 
mehr von der Schulleitung der 
Polizei übergeben worden. 
Durchsucht worden seien fer- 
ner nicht Räume des Kollegs, 
sondern lediglich der Raum der 


Kollegiatenvertretung. 


Ein Kollegiat erhält eine Vorladung der Kripo 
zur Vernehmung um 14.00 Uhr des gleichen Tages 
Die Vernehmung ergibt keine Erkenntnisse. 


Ein von der Haussuchung betroffener Kollegiat 
wird von der Kripo vernommen. Die Vernehmung 
hat keine Ergebnisse. Am gleichen Tage werden 
die Eltern dieses Kollegiaten darüber in Kenntnis 
gesetzt, daß sie am nächsten Tage vernommen 
werden. 


Die Vernehmung der Eltern des Kollegiaten hat 
keine Ergebnisse. 


Ein weiterer Kollegiat wird zur Vernehmung zur 
Sache von der Kripo vorgeladen. Der Kollegiat 
lehnt diese Vernehmung unter dem Hinweis, daß 
er bereit ist, vor dem Staatsanwalt auszusagen, ab. 


Das ist bis zum Zeitpunkt der Herausgabe dieser Dokumenta- 
tion der aktuelle Stand der Dinge (25. 9. 1977). 


Die vollständige Dokumentation kann gegen -,50 DM in 
Briefmarken bestellt werden bei: 


Politischer Arbeitskreis am Oldenburg-Kolleg, 
Theodor-Heuss-Straße 75, 2900 Oldenburg 


——  1ID198vom 8.10.77 


VERNICHTUNG VON 
SCHLEYER-BIOGRAFISCHEM 


LÜBECK „Liebe Genossen, Orwell hat recht. 1984 ist 
27.September nicht mehr weit. Hier ein Beispiel dafür, daß 
jetzt bereits auch schon die Geschichte zen- 
siert wird. Am 24.9. klebte auf dem Pflaster der Lübecker Fuß- 
gängerzone eine Wandzeitung mit folgendem Inhalt: 


‚Wer ist Hans Martin Schleyer? 
1931:Als Schüler Mitglied der Hitlerjugend 


1934:Als 19jähriger Student Mitglied der SS (SS-Mitglieds- 
nummer 227014). Trägt das goldene Ehrenabzeichen. 
Außerdem Mitglied einer schlagenden Verbindung.Wurde 
Leiter des Reichsstudentenwerks in Heidelberg (Tarn- 
organisation des Sicherheitsdienstes /SD). Später gleiche 
Funktion in Innsbruck und Prag. 


1937: Der Jurastudent, Reichsstudentenwerks-Amtswalter und 
SS-Scharführer Hans Martin Schleyer wird Schulungs- 
leiter der 13. SS-Reiterstandarte. 


1933: Sonderurlaub für ‚Auslandseinsatz’ in Österreich. 
Aufbau einer Reichsstudentenwerksfiliale an der Uni- 
versität Innsbruck. Sonderauftrag: Errichtung und Lei- 
tung des Reichsstudentenwerks an der Universität Prag. 
Schleyer: „Ich bin alter Nationalsozialist und SS-Führer.” 
Später wurde er Chef des Präsidialbüros im ‚Zentralver- 
band der Industrie für Böhmen und Mähren’. Zuständig 
für die Mobilisierung des gesamten tschechoslowakischen 
Industriepotentials im Interesse der deutschen Rüstung. 
In Prag bleibt Schleyer bis wenige Tage vor Eroberung 
der Stadt durch die Rote Armee, dann fährt er ‚heim 
ins Reich’. 

1951: Ab diesem Jahr Aufstieg bei der Daimler-Benz AG bis 
zum Vorstandsmitglied. 


1973:Präsident der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände (BDA). 


1976: Vorsitzender im Präsidium des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI). 


ab 5.9.1977: Gefangener der Roten Armee Fraktion (RAF). 


Angaben aus dem Buch: Bernt Engelmann Schwarzbuch: 
Strauß,Kohl & Co.; Kiepenheuer & Witsch-Verlag.' 


Es entwickelten sich lebhafte Diskussionen mit den Pas- 
santen. Waren die einen endlich froh, daß die Sympathisanten 
sich „endlich zu erkennen geben’ oder hielten sie uns doch 
gleich für „waschechte Terroristen’, so konnten andere wiede- 
rum nicht ihre klammheimliche Freude über diese Art von Ge- 
genöffentlichkeit zur Staatsschutzpresse zurückhalten. Und 
dann geschah’s. Zackigen Schrittes eilen etwa 12 pigs in volleı 
Montur und in Aufstellung auf den Diskussionspulk zu, be- 
grüssen kurz ihre Kollegen in zivil und kämpfen sich dann mit 
vereinten Kräften zur Wandzeitung durch. Diese wird dann 
kommentarlos vom Boden gerissen und vernichtet. 

Da wurde es einigen Leuten klar, wie’s um Artikel 5 
(Meinungsfreiheit) und den sogenannten Rechtsstaat steht. 
Durch laute Buh-Rufe und Drängeleien wurde der Protest 

zur Bullenaktion kundgetan. Doch die pigs beeilten sich, um 
rechtzeitig der Bambule zu entgehen. Kein Kommentar. 


Einige Sumpfblüten aus den Lübecker Sümpfen, die 
immer feuchter werden.” 
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Nachrufe auf Buback und Schleyer 
KÖLNER STADTREVUE 


GEGEN BILD 
KÖLN Mitteilung der Stadt-Revue Verlags- 
11. November Gmbh, Chlodwigplatz I, 5 Köln I 


Gegen die BILD-Zeitung wurde von den Herausgebern der 
Kölner Stadtzeitung STADT-REVUE und von Unterzeichnern 
eines Leserbriefes STrafanzeige wegen Beleidigung und übler 
Nachrede erstattet. In der Ausgabe vom 9.11.77 berichtete 
BILD, die Staatsanwaltschft Köln habe gegen STADT-REVUE 
ein Verfahren wegen Verunglimpfung Verstorbener eingeleitet. 
In der Novemberausgabe der Zeitschrift sei ein’’Schleyernach- 
ruf” erschienen, der die Ermordung des Arbeitgeberpräsiden- 
ten “in widerlicher Weise’”’ kommentiert habe. Diese Meldung 
ist falsch. Wie der Pressesprecher der Staatsanwaltschaft, Ober- 
staatsanwalt Dr. Gerling, den Herausgebern mitteilte, ist in 
dieser Sache kein Ermittlungsverfahren anhängig. Im übrigen 
gibt es in der STADT-REVUE keinen “Schleyernachruf”’, son- 
dern einen Leserbrief unter der Überschrift ""Gegendarstel- . 
lung’, der die nationalsozialistische Karriere des Arbeitgeber- 
präsidenten ins Gedächtnis ruft. Dieser Brief ist von mehreren 
Kölner Literaten, Journalisten und Filmern unterschrieben. 


GEGENDARSTELLUNG 


„Wir neigen uns vor dem Toten. Wir alle wissen uns in seiner 
Schuld. Im Namen aller deutschen Bürger bitte ich Sie, die An- 
gehörigen von Hanns-Martin Schleyer , um Vergebung.‘ (Bun- 
despräsident Walter Scheel beim Staatsakt für H.M. Schleyer) 
Wir neigen uns nicht vor dem Toten. Wir wissen uns nicht in 
seiner Schuld. Wir, deutsche Bürger, bitten die Angehörigen 
von Han s-Martin Schleyer nicht um Vergebung. 

Warum? 

Weil wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer, geb. am 1. Mai 
1915 in Offenburg/Baden, 1931 mit 16 Jahren der Hitlerjugend 
beitrat, 

Weil wir wissen, daß der 19-jährige Hanns-Martin Schleyer sich 
1934 als „Alter Kämper“ bezeichnen durfte und als SS-Ober- 
scharführer (Mitgliedsnummer 22 7014), das „Goldene Ehren- 
zeichen” trug. 

Weil wir wissen, daß er die deutschen Universitäten in „‚For- 
schungs- und Erzeihungsanstalten nationasozialistischer Prä- 
gung‘ verwandeln wollte, daß er Leiter des ‚‚Reichsstudenten- 
werks“ in Heidelberg, Innsbruck und Prag war. 

Weil wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer 1937 vom „SS- 
Rasse- und Siedlungshauptamt” als „‚Schulungsleiter‘’ an die 
13. SS-Reiterstandarte überwiesen wurde, und daß er zur glei- 
chen Zeit den Rektor der Universität Freiburg, Prof. Dr. Metz, 
wegen angeblich ‚‚nazifeindlichem Verhalten‘ denunzierte. 
Weil wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer nach der Annektion 
der Sudetengebiete und der Rest-Tschechoslowakei folgenden 
Brief an den ‚‚Reichs- und preußischen Innenminister” schrieb: 
„Ich bin alter Nationalsozialist und SS-Führer und darf für mich 
in Anspruch nehmen, daß mich keine äußerlichen Beweggrün- 
de hier (in Prag) festhalten... Die uns in jungen Jahren in der 
Kampfzeit anerzogene Bereitshcaft, Aufgaben zu suchen und 
nicht auf sie zu warten, haben uns früher als sonst üblich in 
Verantwortung gestellt. Diese Aufgabe glaube ich hier im Pro- 
tektorat gefunden zu haben. ...Heil Hitler! gez. Dr. Hanns-Mar- 
tin Schleyer.’’ 

Wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer bis kur z vor der Kapi- 
tulation Chef des Präsidialbüros im „‚Zentralverband der Indu- 
strie für Böhmen und Mähren” war, und nunmehr eine „kriegs- 
wichtige” Aufgabe im Interesse der deutschen Rüstung gefun- 
den hatte. 

Wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer als SS-Führer mit lang- 
jähirgen besonderen Aufgaben im Hochschulbereich und- in der 
Kriegswirtschaft nach rund dreijähriger alliierter Gefangen- 
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schaft seine Karriere in der bundesrepublikanischen Wirtschaft 
fortsetzte. 

Wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer u.a. bundesrepublika- 
nischen Unternehmen vorstand, deren Vermögen von todge- 


 weihten KZ-Insassen erschuftet wurde. 


Wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyer Präsident der ‚„Bundes- 
vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände” und des „‚Bun- 
desverbands der deutschen Industrie’’ war. Einer Industrie, in 
deren Führungsetagen der Mord an Salvador Allende mit Sekt 
gefeiert wurde, engste Beziehungen zum rassistischen Südafri- 
ka unterhalten werden, Massenarbeitslosigkeit und Aussperrung 
als Voraussetzung einer „,... freien Wirtschaftsordnung, deren 
Früchte allen zugute kommen sollen’, verstanden werden. 

Wir wissen, daß Hanns-Martin Schleyers „Soziales Modell’ 
(Titel seines 1973 erschienenen Buches) auf 13.000 Selbstmor- 
den im Jahr, Alkoholismus und Drogensucht, Jugendarbeits- 
losigkeit, Numerus clausus, Berufsverboten, Verweigerung der 
Mitbestimmung, 8 88a, Neutronenbome, Atomkraftwerken, 
Umweltverseuchung, Arbeitsinvaliden, Isolationshaft, auf Kir- 
che, Kaserne, Gefängnis und Irrenhaus und der Unterdrückung 
der freien Meinung basiert. 

„Tatsache ist, daß man uns in so und so vielen Fällen das Leben 
nimmt, ohne auch nur einen Schuß abzufeuern.” (Charles Bu- 
kowski) x 


BUBACK-URTEIL: SECHS MONATE FÜR "VOLKS- 
VERHETZUNG” 


GÖTTINGEN 
8.Dezember 


Verlauf und Ergebnis des ersten “Buback- 
Nachruf”'-Prozesses in Göttingen lassen 
Böses für die noch bevorstehenden erwar- 
ten: 


Verhandelt wurde am 6.12. nicht der wohlbek annte Mescalero- 
Artikel. Mit der üblichen Spaltungstaktik wurde ein drei Wo- 
chen später erschienenes KBW-Flugblatt vorgezogen, in dem es 
unter der Überschrift ‘Buback erschossen - Gründe gibts genug, 
aber was nützt das schon? ’ - unter anderem heißt: 


“ Gründe, einen Staatsanwalt, einen Richter, einen Regierungs- 
präsidenten oder Polizeipräsidenten zu erschießen. ach herrieh. 
Gründe gäb’s genug und auch gute .... Buback ist jetzt erschos- 


‚sen. Aber die Brüder wachsen nach. Das weiß jeder. Diejenigen, 


die sich die Mühe gemacht haben, den Buback zu erschießen, 
die hätten geradesogut auf eine Pappscheibe schießen können. 
Die wird auch immer neu wieder aufgezogen. Der Mist, auf dem 
diese Volksunterdrücker nachwachsen, ist der Mehrwert, den die 
die Kapitalisten aus den Arbeitern herauspressen. Von diesem 
Mehrwert kann die Kapitalistenklasse immer Existenzen ein- 
kaufen, die den staatlichen Unterdrückungsapparat bilden.” 


Belangt wurde der für das Flugblatt presserechtlich Verantwort- 
liche. Es handelte sich um einen Nachdruck (!) aus der (dafür 
nicht belangten) KVZ. Anklage wurde erhoben nach $ 130 
(Voksverhetzung, früher Anreizung zum Klassenk ampf): Die 
mit der Aufklärung und Ahndung von Rechtsbrüchen befaß- 


ten “Funk tionsträger” würden in einer den öffentlichen Frie- 
den störenden Weise verächtlich gemacht. Alle Anträge der Ver- 
teidigung wurden abgelehnt: Trotz öffentlicher Vorverurtei- 
lung durch Landesregierung und Presse (BILD: “Aufruf zum 
Mord”) wurde der Prozeß nicht eingestellt, und der Richter 
erklärte sich für nicht befangen, obwohl er selbst es war, der 
die Beschlagnahme des Flugblatts mit der Begründung, es er- 
fülle den Tatbestand des $ 130, angeordnet hatte; von ““Un- 
schuldsvermutung” also nicht die Spur. Und als die Verteidi- 
gung den Antrag stellte, ein sprachwissenschaftliches Gutach- 
ten einzuholen, um zu beweisen, daß der Artikel nicht zum In- 
dividualterror aufrufe, diesen vielmehr kritisiere und den be- 
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Die Fahndung läuft 


waffneten Volkxkampf propagiere, fand das Gericht auch eine 
Erklärung zur Ablehnung: Es gehe nicht darum, was ein Wis- 
senschaftler dazu meine, es gehe ausschließlich darum, wie ein 
“unbefangener Leser” den Artikel auffasse. Und als solche be- 
trachteten sich anscheinend Richter und Staatsanwalt. 


Nachdem sie dem Angeklagten freundlicherweise die Möglich- 
keit gegeben hatten, eine Eık lärung abzugeben, schritten sie 
ohne jegliche Befragung zu Plädoyer und Urteilsverkündigung, 
mit nahezu identischer Begründung und Strafzumessung: 6 Mo- 
nate Gefängnis. Natürlich ohne Bewährung, denn: “Der Ange- 
klagte denkt gar nicht daran, das Strafbare seines Handelns 
einzusehen”. Er hatte in seinem Schlußwort den Artikel offen- 
siv verteidigt und sich für Meinungs- und Pressefreiheit einge- 
setzt. 


Genauso beschämend wie dieses Urteil die Reaktion der Göt- 
tinger Linken: Obwohl Asta, verschiedene Fachschaftsräte und 
politische Gruppen zu diesem Prozeß mit Präzedenzcharak ter 
aufgerufen hatten, kamen nur ca. 200 Leute, um die Einstel- 
lung dieses Prozesses zu fordern. Sollte die schlimme Saat der 
Spaltung schon so gut aufgegangen sein? 


Kontaktadresse: ASTA Uni Göttingen z.zt. Fachschaftsrat 
Medizin, Kreuzbergring 22, 34 Göttingen 


PRESSEERKLÄRUNG ZUM 
BUBACK-NACHRUF-HERAUSGABE-PROZESS 


Vom 31.10. an stehen. in Moabit die ersten 
14 der 47 Herausgeber des Buback-Nachru- 
fes vor Gericht. Wir 47 haben uns Ende 
Juni 77 zu einer öffentlichen Dokumentation dieses umstrit- 
tenen Nachrufs und des Streits darüber entschlossen, weil der 
Text mit seiner Hauptaussage in der Öffentlichkeit überhaupt 
nicht zu Kenntnis genommen wurde. Stattdessen wurde durch 
Kolportierung von herausgerissenen, ständig wiederholten 
Reizwörtern eine Hetzkampagne gegen die Universitäten ins- 
gesamt als “Brutstätten des Terrors’’ geführt. Unsere Doku- 
mentation hat zusammen mit weiteren schließlich bewirkt, 
daß der gesamte Text erstmalig einer breiteren Öffentlichkeit 
bekannt wurde und daß wenigstens ein Teil der Presse den 
Nachruf nicht mehr als faschistisches Machwerk, als Auffor- 
derung zum Mord beschimpfte, sondern seine klare Absage 
an jeden Terror wiederzugeben begann. 


BERLIN 
25. Oktober 


Die äußerst kontroverse Öffentliche Diskussion über den 
Text und die fortgeführte Hetze bis zu Ausbürgerungs- und 
Vernichtungsforderungen für seinen Verfasser erhielt durch die 
Ermordung Pontos und Schleyers noch lange, bis Ende 77, 
neue Nahrung. Die politische und juristische Verfolgung der 
Nachdrucke hielt und hält noch länger an. Studentenvertre- 
tungen wurden abgesetzt und wie Kriminelle behandelt, Re- 
daktionsräume besetzt und durchsucht, Hundertschaften der 
Polizei wurden vor Gerichten (z.B. in Göttingen) aufgefahren. 
Unser Kollege Peter Brückner wurde wegen seiner öffentlichen 
Stellungnahmen dazu, in denen er sich gegen das Klima der 
Verhetzung und Gegenaufklärung wehrte, vom Dienst suspen- 
diert, erhielt Hausverbot und darf bis heute noch nicht wieder 
lehren. Die Oldenburger Kollegen wurden gezwungen zu un- 
terschreiben, daß sie eine besondere Treuepflicht “gegenüber 
dem Staat’’ hätten, und: „Diese hat sich insbesondere in Krisen- 
zeiten und in ernsthaften Konflikten zu bewähren, in denen 
der Staat darauf angewiesen ist, daß der Beamte Partei für 
ihn ergreift”’. Uns forderte Senator Glotz auf, freiwillig aus 
dem Staatsdienst auszuscheiden. Daß er (noch) keine Diszi- 
plinarverfahren gegen uns einleitete, sondern (vorerst) nur” 
eine gerichtliche Untersuchung forderte, sucht er als liberale 
Politik hinzustellen. Er stellt eine Verbindung zwischen dieser 
Nachsicht und seiner Geduld gegenüber “'Formulierungs’’-sünden 
des konservativen Dozenten Oberreuter aus München her, den 
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er trotz seiner Forderung, für oppositionelle Bundestagsabge- 
ordnete wie die 4 sozialdemokratischen Gegner des Kontakt- 
sperrengesetzes ""Konzentrationslager einzurichten”, an die 
FU holen will. Wir sehen in dieser Gleichstellung eine ebenso 
scharfe Beleidigung wie in den bösartigen Beschimpfungen 
durch einen wenig aufgeklärten Teil der Bevölkerung. 


Die meisten Nachdrucke wurden vor Gericht mit den ver- 
schiedensten Begründungen angeklagt: von der Beleidigung 
eines Verstorbenen bis zur Verunglimpfung des Staates und 
“Volksverhetzung’; insgesamt wurden 8 infragekommende 
Paragraphen ausfindig gemacht. Eine Mehrzahl der bisher be- 
faßten Richter hat sich willig der emotionalisierten Kampagne 
angeschlossen und durch eine Reihe von Geld- und Gefängnis- 
strafen ihre Gerichte zu Organen des zusätzlichen Staatsschutzes 
ausgebaut. Einige andere Richter, die insoweit wirklich als 
unabhängig zu bezeichnen sind, haben diese Zumutung zu- 
rückgewiesen und sowohl die Nachdrucke wie den ursprüng- 
lichen Text als straffreie Meinungsäußerung gewertet. Die 
Verunsicherung der Gerichte und die Reaktion auf ihre bis- 
herige Selbstdiskreditierung zeigt sich auch in der Vorberei- 
tung des anstehenden Prozesses gegen uns, 


Das Landgericht Berlin lehnte die Eröffnung des Verfah- 
rens zunächst ab. Es sah im Nachruf selbst eine Reihe von 
strafbaren Tatbeständen, in unserer Dokumentation aber nicht. 
Das Kammergericht beschloß, das Landgericht müsse das 
Verfahren doch eröffnen. Es billigte uns zwar die Dokumen- 
tationsfreiheit zu, sah aber in den Feststellungen, die wir im 
Vorwort über die Verfolgung und Kriminalisierung in diesem 
Land getroffen haben den berüchtigten S 90 a (Verunglimp- 
fung des Staates) verletzt. Das Kammergericht kann nicht be- 
streiten, daß hierzulande, bei der Buback-Nachruf-Fahndung 
und davor und danach, Bürger im studentischen Alter und 
darüber auf vielfältige Weise verfolgt wurden und werden. Es 
räumt selbst “Übergriffe” auf die Studentenvertretungen ein. 
Aber solche Übergriffe und alle tatsächlichen Vorkommnisse 
der Kriminalisierung interessieren das Kammergericht nicht. 
Es will deshalb verurteilt sehen, weil wir sie öffentlich be- 
nannt haben, weil wir dabei von “Kriminalisierung, I llegali- 
sierung und politischem Äußerungsverbot”’ gesprochen haben. 
Es stellt unsere Feststellung als strafbar hin: “während jeder 
Ansatz sozialistischer Kritik und Praxis erstickt werden soll, 
können sich faschistoide Tendenzen ungehindert .breitmachen”. 
Das Kammergericht tendiert von Anfang an zur ’Formalbe- 
leidigung’, bei der die tatsächlichen Gründe für solche Äußerun- 
gen gar nicht geprüft werden müssen. Es läßt nur seine schöne 
Sicht des Staates und seiner Ordnung gelten und hält jede ab- 
weichende kritischere Sicht für beleidigend. Sehr verschärft 
wird diese Tendenz durch die Begründung des Bremer Land- 
gerichts, das gegen unsere dortigen 16 Kollegen deshalb nicht 
eröffnen wollte, weil sie mit ihrer Kritik an den Verfolgungs- 
behörden realitätsfremd, ja realitätssüchtig, nahezu unzurech- 
nungsfähig seien. Es wird im Prozeß entscheidend darauf an- 
kommen, vom Streit um Worte und Werturteile, über die die 
Gerichte mit ihrer Definitionsmacht frei zu verfügen suchen, 
auf die Untersuchung der gegenwärtigen Realität der Bundes- 
republik und ihrer Meinungsfreiheit zurückzulenken, die der 
wirkliche Gegenstand der Auseinandersetzung und Grund un- 
serer Publikation ist. 


Prozeßtermine: 31.10.,3.11.; 7.11.; 14. und 17.11. bei Be- 


darf Verlängerung bis 1.12., jeweils 9 Uhr 
im Saal 500, Turmstraße 91 


Für weitere Informationen: Redaktion Ästhetik & Kommuni- 
kation, Fuggerstr. 18, 1000 Berlin 30, Tel. 24 10 84 
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Nachrufe auf Buback und Schleyer 


MESCALERO IN OLDENBURGER SCHNEEWEHEN 


Ein subjektiver Bericht über einen Prozeß 


OLDENBURG Da ruft mich der Bil vom ID an: in Olden- 
14. Februar burg sei doch einer der vielen „Buback-Pro- 

zesse‘ (der mit massiven Staatsverfolgun- 
gen bedachte Diskussionsbeitrag eines Göttinger Mescalero war 
ja von etlichen Blättern der Alternativpresse und anderen Initia- 
tiven nachgedruckt und herausgegeben worden, was fast genau- 
soviele Strafverfahren nach sich zog). Im ID stehe nichts über 
den Oldenburger Prozeß. In Oldenburg gäb’s doch die phantas- 
tische Alternativzeitung Nordwind, die würden doch wahrschein- 
lich was darüber schreiben. Nun, ich tus. 


Ich sitze an jedem Prozeßtag selbst im Gerichtssaal, auf der 
Anklagebank. Gut, werden viele johlen, ein prima „Betroffenen- 
bericht‘. Allein, so betroffen fühle ich mich gar nicht, denn, was 
den Prozeß interessant für die bürgerliche Öffentlichkeit macht, 
ist die Profession der anderen Angeklagten — sie sind beamtete 
Hochschullehrer. Noch interessanter für sie ist die Teilnahme von 
Peter Brückner. Nun, ich bin kein beamteter Hochschullehrer, 
sondern ein arbeitsloses Nichts, dem sogar noch für die Dauer 
des Prozesses die Arbeitslosenhilfe gestrichen wurde, weil es ja 
dem freien Arbeitsmarkt für die Dauer des Prozesses nicht zur 
Verfügung stehe. Das erklärt einen Teil meiner Nichtbetroffen- 


heit, nichtsdestoweniger bin ich den gleichen Machtprozeduren 
unterworfen. 


In Oldenburg läuft der meines Wissens ausführlichste Prozeß 
in Sachen „Buback-Nachruf“, Bereits sechs Tage wurde verhan- 
delt, am ersten Tag gab es einige Rangeleien, da die Zuhörer- 
schaft aus Platzmangel auf 50 beschränkt werden sollte, ca. 200 
waren aber gekommen. Der Flur sollte auf Anordnung des Chef- 
richters geräumt werden, was die Zuhörer befolgten, indem sich 


alle in den Saal quetschten. Rechtsanwalt Heinrich Hannover über- 
nahm den Gerichtsvorsitz, verhandelte mit den Zuhörern und ließ 


abstimmen, vereinbarte ein Rotationsprinzip, was zur Folge hat- 
te, daß die Zuschauer jede Stunde ausgewechselt wurden. 


Am ersten Tag gabs auch Musik, später leider nicht mehr. Hein- 


rich Hannover gab den Gerichtsvorsitz nach meiner Einschätzung 
erst nach drei Tagen wieder ab. Für Prozeß-Profis eine völlig un- 
gewohnte Situation — der Chefrichter ließ alles zu, was sonst als 
Provokation mit Ordnungsstrafen geahndet wird. Zum Beispiel 
stand beim Erscheinen des Hohen Gerichts kaum jemand auf, 
eigenmächtiges Entfernen aus dem Saal („Herr Doktor Brückner 
ist eben gerade mal rausgegangen, die Verhandlung wird kurz 
unterbrochen‘). Beifallskundgebungen der Zuschauer sollten 
zuerst mit Rauswurf geahndet werden, doch Rechtsanwalt Chris- 
toph Krämer stoppte „4, 5 Sekunden Beifall’, das dürfe doch 
kein Grund sein, das Prozeßklima zu vergiften. 


Ich pflege immer eine Mütze zu tragen, damit mein kahler 
Kopf nicht verkühlt, und von dieser Schutzmaßnahme mochte 
ich auch im Gericht nicht lassen, was lediglich beim Verteidiger 
und JUSO-Chef Schröder Ärger hervorrief — das Gericht küm- 
merte sich nicht darum. Ein Angeklagter brachte sein Lieblings- 
plüschtier mit, um im Gerichtssaal kosen zu können — keine Re- 
aktion. Ein andermal brachten Zuschauer große Blumensträuße 
für Angeklagte, Verteidiger und Richter, ein Kaktus wurde vor 
dem Staatsanwalt aufgebaut — freundliche Reaktion bei Gericht 
und Staatsanwaltschaft. wieder nur Ärger bei Juso-Chef Schrö- 
der: „Das ist nicht mein Stil.” Sogar der Bitte der angeklagten 
Professoren, das Gericht möge sich vorstellen, wurde entspro- 
chen — man stelle sich das alles in einem 2.Juni-Prozeß oder ei- 
nem Grohnde-Prozeß vor. Alles in allem: ein hübsches, freund- 
liches, mir manchmal unheimliches „Prozeßklima”. Die Vermu- 
tung, die Szenerie entspräche doch einem Seminar an der Hoch- 
schule, in dem Argumente ausgetauscht werden, drängt sich im- 
mer mehr auf. Die Tatsache aber, daß es sich um eine einseitige 


Kommunikation, um eine Machtgeschichte (Urteil) handelt, ge- 
rät in den Hintergrund. 


Die Anklageschrift wurde sorglich von der Berliner Staatsan- 
waltschaft übernommen, inclusive der Westberliner Spezialitäten. 
Der hiesige Staatsanwalt bedauerte auch, daß die Berliner nicht 
das ganze Verfahren gemacht haben. Waren in der Anklageschrift 
noch alle möglichen Verbrechen wie Staatsverunglimpfung, bös- 
willige Verächtlichmachung, Beschmutzung Toter, Aufruf zu 


— 


Ordnungsliebe und Höflichkeit kennzeichnen das Vorgehen des 
vorbildlichen Sicherheitsbeamten. Nach gewissenhafter Über- 
prüfung eines Konzertflügels, auf dem Stücke des seinerzeit mit 
dem Osten sympathisierenden Komponisten Tschaikowski 
gespielt worden sein sollen, wurde das wertvolle Instrument (A) 
in sorgfältig geordnetem Zustand verlassen. ı: weiße Tasten, 
2: schwarze Tasten, 3: Saiten, 4: Gehäuse, 5: Füße. Der Ab- 
schied von der Pianistin gestaltete sich nach den Umgangsfor- 
men alter Schule (B). 


Gewalt unsoweiter wasweißich enthalten, so beschränkte sich 
die Staatsanwaltschaft im Plädoyer auf S 90a Staatsverunglim- 
pfung. Sie hat nach eigenem Bekunden ‚Lernprozesse‘ durchge- 
macht, die sich darin kundtaten, daß sie wieder wörtlich die Be- 
schlüsse des Kammergerichts Berlin und das BGH-Urteil betreffs 
der Göttinger Erstveröffentlichung vortrug. Verteidiger Thomas 
Blanke wies in seinem Plädoyer nach, daß gerade solche unre- 
flektierte Autoritätshörigkeit den Fascnismus überhaupt erst er- 
möglicht und zeigte damit an einem aktuellen Beispiel die Rich- 
tigkeit und Wichtigkeit, warum im Vorwort der Dokumentation 
von faschistoiden Tendenzen gesprochen wird. 


Die Angeklaten trugen jede/r eine Erklärung vor, in der jede/r 
auf seine Weise den Prozeß als solchen ablehnt und als ungeeig- 
netes Mittel der Diskussion betrachtet. Das. Gegenmittel der Kri- 
tik sei erneute Kritik und nicht der Staatsknüppel. Einmütig war 
die Bereitschaft zur Verteidigung der Meinungsfreiheit als Mög- 
lichkeit zur Meinungsbildung. Sämtliche Beweisanträge wurden 
abgelehnt, das Gericht war selbst sachverständig genug. Hier wur- 
de der wahre Charakter einer Gerichtsverhandlung wieder deut- 
licher, doch gleich darauf wieder verdeckt, als die Verteidiger — 
natürlich nicht irgendwelche Verteidiger, sondern der „Bedeutung 
des Verfahrens wegen: der Persönlichkeit der Angeklagten‘ (O-Ton 
Anklageschrift) entsprechend „@Zedeutende‘ — mit ihren Plädo- 
yers begannen. Es wurde über die Entstehung des Faschismus 
doziert, über die Auswirkungen des Radikalenerlasses, feine Nach- 
hilfestunde in Staatsbürgerkunde für die Richter und Staatsanwalt- 
schaft. Aufmerksam wurden diese aber erst, als sich über Ver- 
fassungswidrigkeit des 90a, über Bundesverfassungsgerichtsent- 


ID269 vom 17.2.79 —— 


Die Fahndung läuft 


scheidungen und über andere juristische Klüngeleien weit ausge- 
lassen wurde: das ist ihr Geschäft, davon verstehen sie was. 


Der Staatsanwalt, der sich in seinem Plädoyer gewunden hat 
wie ein Aal, fand es selbst kurios, wenn das Gericht verurteilen 
würde, da es dann in der Tat vom Wohnort abhängen würde, ob 
jemand verurteilt wird (in Berlin, Bremen, Hamburg, Bielefeld 
waren die anderen Herausgeber der Dokumentation der 47 Pro- 
fessoren entweder freigesprochen worden oder es gab gar kein 
Verfahren, bis auf eines alle rechtskräftig). Der Bürger könne 
aber gerade daran die Unabhängigkeit der Gerichte ermessen. 
Wieweit die Anordnungen von oben (hier: Albrecht, CDU) ge- 
hen, mochte er nicht sagen, er will Bestrafung und forderte, oh- 
ne alle Schärfe (seine Lieblingsvokabel) 60 Tagessätze zwischen 
hundert und zwanzig Mark, je nach Einkommen, für Peter Brück- 
ner als Wiederholungstäter neunzig Tagessätze. 


Mindestens Peter Brückner soll bekanntlich ‚‚von der Hoch- 
schule gescheucht werden’ — für die endgültige Entfernung aus 
dem Hochschulamt ist seine Verurteilung sehr nützlich. Wie sag- 
te Ministerpräsident Albrecht: ‚Hoffentlich reichen unsere Ge- 
setze aus, diese Verbrecher zu bestrafen.’’ Das war zwar auf 
Grohnde-Demonstranten gemünzt, es darf aber wohl angenom- 
men werden, daß er diese Sorte Angeklagter auch meint. 


An einem der ersten Prozeßtage ließ die Pressestelle des Land- 
gerichts an die Presse Infos verteilen, in denen wörtlich aus der 
Anklageschrift zitiert wurde. Erstens ist das ein „Verstoß gegen 
geltende Gesetze”, die Verteidigung stellte im Gerichtssaal Straf- 
antrag,-die Staatsanwaltschaft nahm sie auf und versprach zu 
ermitteln — und zweitens komme das einer Vorverurteilung 
gleich, da wieder nur die bekannten Stellen wiedergegeben wur- 
den (,‚klammheimlich’’ usw.). Auf Antrag ver Verteidigung ließ 
das Gericht die gesamte Nachruf-Dokumentation photokopie- 
ren und an Presseleute verteilen. Damit tat sie genau das, was 
den Angeklagten vorgeworfen wird — sogar die Staatsanwalt- 
schaft hatte auf Befragen nichts dagegen, daß ein Text, der ih- 
rer Meinung nach schwere Straftatbestände verwirklicht, ver- 
breitet wird. In einem Plädoyer fragte ein Verteidiger, ob die 
Staatsanwaltschaft nicht ein Ermittlungsverfahren gegen die 
Richter wegen dieses Abdruckes betreibe. 


Die Angeklagten bestehen auf Freispruch aus objektiven 
Gründen, das heißt auf einem Freispruch, der sagt, die Doku- 
mentation ist strafbar, aber die Herausgeber haben das nicht ge- 
wußt, sind deshalb aus subjektiven Gründen freizusprechen. Das 
wird abgelehnt. 


Ich danke schon jetzt der Staatsanwaltschaft und dem Gericht 
dafür, daß dieses Verfahren stattfindet, denn eine solch inten- 
sive politische Diskussion ist in Oldenburg meines Wissens an- 
sonsten kaum gegeben: Jeden Prozeßabend gibt's im selbstver- 
walteten unabhängigen Aktionszentrum ‚„Alhambra’ Veranstal- 
tungen zum Prozeß mit überraschend großer und reger Beteili- 
gung (selbst der Journalist von Springers ‚Welt‘ war „zufällig‘' 
da). Täglich erscheint ein bis zu 12seitiges Info zum Prozeß, Pro- 
zeßfeten werden organisiert, andere Veranstaltungen, z.B. eine 
Lesung mit Erich Fried, werden mit der Diskussionsveranstaltung 
zusammengelegt. Die Entfernung zwischen linken Professoren 
und normalen Sterblichen, die von den bürgerlichen Zeitungen 
in Oldenburg ohnehin als zu klein empfunden wird (,,...unter- 
scheidet sich in nichts von seinen Studenten ... duzt sich...’ — 
die Welt) ist weiter geschrumpft. 


Der Bericht Rainers vom „NORDWIND” — Zeitung für Ol- 
denburg und Umgebung —, c/o Alhambra, Hermannstr. 83 um- 
faßt den Justizdeal bis zum 13.2., der Prozeß läuft am 20.2. 
weiter und das Urteil folgt wohl noch später (der 15.2. wurde 
als Verhandlungstag wegen der nördlichen Schneeverwehungen 
verlegt). 


ID271 vom 3.3.79 


"FREISPRUCH 1. KLASSE” 
im Oldenburger Buback-Prozess 


Oldenburg 
26. Februar 


Nach dem großen Schnee wurde der 
Oldenburger Buback-Prozeß innerhalb 
von 2 Verhandlungstagen beendet (s. 
ID 269). Den vorletzten Tag läutete der Chefrichter mit dem 
schönen Versprecher ein: "Die Sitzung der letzten (statt sech- 
sten) großen Strafkammer wird fortgesetzt’. (Es war der letzte 
Prozeß vor seiner Pensionierung). Einige Verteidigerplädoyers 
und Schlußworte der Angeklagten ergänzten und rundeten die- 
sen Verhandlungstag dann ab. 

Zusätzlich meinte die Staatsanwaltschaft sich noch einmal 
äußern zu müssen, indem sie weiterhin auf Bestrafung wegen 
Staatsverunglimpfung bestand: ”’schließlich sei das ja kein Ver- 
brechen, der Gesetzgeber sehe auch nur höchstens drei Jahre 
Freiheitsstrafe vor’’. Das veranlaßte einen Angeklagten in den 
erleichterten Ruf auszubrechen, „Na, dann'isses ja gar nicht so 
schlimm!” Interessant war, daß sich der Staatsanwalt auf eine 
Diskussion mit den Zuschauern einließ, in der er dann aller- 
dings Argumente von dem Kaliber „Dazu sind Sie noch zu 
jung’’ verwendete. 

Das Urteil ein paar Tage später: Freispruch für alle. In der 
Begründung der für mich interessanteste Satz des Richters: ‚Er 
wundere sich, warum sich die Angeklagten immer gegen den 
Vorwurf der Terrorismusbegünstigung verteidigten — schließ- 
lich beinhalte doch der ganze Mescalero-Artikel eine Ableh- 
nung des Terrorismus.’’ — Wieder einmal wird klar, wie wenig 
bewußt die ganze Intellektuellenhatz und Sympathisantenver- 
folgung den Leuten ist. Und wie weit weg der Deutsche Herbst 
schon ist — Ende 77 wäre ein solcher Satz aus einem Richter- 
mund undenkbar gewesen. | 

Weiter: „Der Nachruf verunglimpfe wohl den Staat und das 
Andenken Toter, aber eine Identifizierung durch die Angeklag- 
ten sei nicht nachgewiesen worden, obwohl auch dafür einiges 
gesprochen habe. Das Vorwort habe eine ausreichende Distan- 
zierung vermissen lassen.’’ Es ging dann nur noch um das Vor- 
wort, worin zwar offensichtlich ”"falsche’’ Anschuldigungen ge- 
gen die BRD wie "faschistoide Tendenzen”, "verordnete Trau- 
er, "ersticken von Ansätzen sozialistischer Kritik’ erhoben 
würden; dies müsse aber hingenommen werden im Rahmen der 
politischen Auseinandersetzung. Außerdem habe es an der Bös- 
willigkeit gefehlt, die eine niederträchtige, feindselige Gesin- 
nung voraussetze. 

"Falsch’’ seien die Behauptungen aus offensichtlichen Grün- 
den. Jeder könne z.B. in den "roten Buchläden” jede erdenk- 
bare sozialistische Literatur erstehen. Wenn er (der Richter) 
durch die Innenstadt gehe, werde er von extremistischem Ge- 
dankengut an den kommunistischen Informationsständen über- 
flutet. Auch an den Universitäten sei die Kritik fast ausschließ- 
lich eine sozialistische, die anderen würden kaum was sagen. 
Daß eine Kriminalisierung von Studentenvertretern erfolge, sei 
angesichts der Tatsache, "was alles aus der Universität heraus 
anläßlich dieses Prozesses veranstaltet worden sei, eine sehr 
tendenziöse Behauptung.”’ Im Gegensatz zu anderen Verfahren 
wurden die Herausgeber nicht wegen "Trotteligkeit’ (wie z.B. 
in Bremen — es sei zwar alles strafbar, aber die Profs haben das 
nicht gewußt, ihnen fehle eine realistische Einschätzung der 
Zustände in der BRD - freigesprochen, sondern wegen der 
Nichtstrafbarkeit der Herausgabe - die Verteidiger sprechen 
von einem "Freispruch 1. Klasse”, 

Ich kann das nicht beurteilen, bin kein Jurist. Ich habe nur 
gemerkt, daß die Profs freigesprochen wurden — und manch 
Student und Stadtzeitungsmensch in anderen Buback-Verfah- 
ren nicht. 

Anzumerken ist noch, daß die den Profs von außen (Ge- 
richt) aufgezwungene Solidarisierung schnell von der Wirklich- 
keit eingeholt wurde. Kaum freigesprochen, setzte der Dissoli- 
darisierungsprozeß schon ein. Auf einer angesetzten Pressekon- 


A 


Nachrufe auf Buback und Schleyer 


ferenz gabs keine Press, dafür stritten sich einige der Herren 
über den Verlag, bei dem nun eine Veröffentlichung über ihre 
mannigfaltigen- Erfahrungen mit der deutschen Justiz und ih- 
ren eigenen bzw. Kampf um die Meinungsfreiheit erfolgen müs- 
se. Auf einer Prozeßabschlußfeier waren dann auch schon 
nicht mehr alle Angeklagten bzw. Freigesprochenen — Sekt 
gabs auch keinen, wie von einigen treuen studentischen Pro- 
zeßbesucher kritisch angemerkt wurde. Dann sollte noch 
eine Ersatzfeier am darauffolgenden Montag im Aktionszen- 
trum ALHAMBRA steigen, was wegen Meinungsverschieden- 
heiten und -unterschieden der Profs nicht zustande kam. Er- 
satzweise wurde eine private Feier irn kleinen Rahmen, im 
großen Professorenhaus, veranstaltet, wohin sich - logo - nur 
wenige Prozeßbesucher hintrauten, so sie es überhaupt wußten. 

Fazit: ein schöner Prozeß, Boulevard-Theater in der Provinz 
— wie bei jedem Boulevard-Stück mit Happy End. Obs genauso 
folgenlos bleibt wie bei.den üblichen Stücken muß abgewartet 
werden. Auf jeden Fall gabs eine gewisse Politisierung, was zu- 
mindest den Besuch der nächsten Veranstaltung, eines Prozes- 
ses wegen "’Schmierereien dreier AKW-Gegner” ("Freiheit für 
alle AKW-Gegner”’) erleichtern dürfte. (9.3., 8.30 Amtsgericht, 
Elisabethstr. 9) in Oldenburg. 

Vielleicht noch das: ich selbst, mehr durch Zufall dabei — 
ich hatte weiland irrigerweise an eine Bommi Bauman-ähnliche 
Herausgabe der Buback-Dokumentation gedacht und nicht an 
eine professorale, war deshalb als Arbeitsloser auf die Unter- 
schriftenliste und die Anklagebank geraten — habe eine inter- 
essante Variante deutscher Behördenlogik erfahren. Meine 
Chefs im Arbeitsamt folgten dem Inhalt meiner Erklärung vor 
Gericht, in der ich die Sinnlosigkeit dieser Veranstaltung an- 
prangerte und besanders die von jedweder sinnvollen Tätig- 
keit abhaltende Herumsitzerei im Gerichtssaal beklagte. Sie 
schlossen sich dem durch die aparte Variante des Arbeitslo- 
senhilfeentzugs an: da ich im Gericht herumsäße, stünde ich 
dem freien Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung. Das sei aber eins 
der zu erfüllenden Kriterien. Ich stellte dem Gericht anheim, 
mich und meinen Sohn zu nähren, kleiden. . . Bis jetzt haben 


die Hohen Richter und Staatsanwälte noch nichts rübergelangt. 


Kontakt: Rainer vom NORDWIND - Zeitung für Oldenburg 
und Umgebung — c/o Alhambra, Hermannstr. 83, Oldenburg 


PFLASTERSTRAND BESCHLAGNAHMT 


copyrighi Max Watts 


Heute beschlagnahmte die Kriminalpolizei bundesweit die Rest- 
exemplare des seit zwei Wochen im Handel erhältlichen ‚‚Pflaster- 
strand” (Frankfurter Stadtzeitung) Nr. 45, wegen einem Artikel 
„Hunde wollt ihr ewig bellen‘’ der sogenannten Revolutionären 
Zellen. Dieser Artikel wurde uns anonym zugesandt. Das Redak- 
tionskollektiv des „‚Pflasterstrand”’ hat sich nie als Sprachrohr 
oder als Werbeagentur irgendeiner politischen Organisation, ob 
„legale’’ oder „‚illegale’’, „‚pazifistische’’ oder „terroristische” 
verstanden. Der „Pflasterstrand’’ entstand als Diskussionsorgan 
innerhalb der undogmatischen Linken. 

Zur Diskussion steht auch die politische Praxis der verschiedenen 
sogenannten Guerillagruppen. Wir sind der Meinung, daß nur eine 
offen und öffentlich geführte Debatte über diese Politik ein Nach- 
denken einleiten könnte. Wir führen diese Debatte über und, 
dank der Bundespost, mit der Guerilla seit nun 46 Nummern. 
Bundesrichter und Anwälte können in mehreren Artikeln und 
Stellungnahmen unsere kritische und ablehnende Position zu 
dieser Politik nachlesen. Wir werden es auch in Zukunft keinen 
anderen Institutionen überlassen, zu bestimmen, was wir unter 
unserer journalistischen Sorgfaltspflicht zu verstehen haben. 
Wir haben eine längere Diskussion eingeleitet, über die Möglich- 
keit einer Amnestie unter den Bedingungen des politischen Kli- 
mas in der BRD. Nur eine so weitergeführte Auseinandersetzung 
wird fähig sein, den Teufelskreis von Gewalteskalation, unter 
dem wir alle leiden, zu durchbrechen. Von den Sympathisanten 
der Guerilla werden wir als „Staatsschutzjournaille”’ beschimpft. 
Sie beschlagnahmten eine Broschüre, die sich kritisch mit der 
Guerillapolitik auseinandersetzte. Heute wurden wir von eben 
diesem Staatsschutz als Unterstützer einer terroristischen Ver- 
einigung verdächtigt. Die durchgeführte Beschlagnahme macht 
uns eher zynisch als ängstlich. Unter Werbegesichtspunkten wird 
es unsere Auflage erhöhen. Wir werden in Zukunft es weiterhin 
ablehnen, uns zensieren zu lassen.- Von wem auch immer. 


241.79 PFLASTERSTRAND-Redaktionskollektiv 


Kontakt: PFLASTERSTRAND Stadtzeitung für Frankfurt 
GmbH i.Gr., Hamburger Allee 45, 6000 Frankfurt 90, Tel.: 
0611 /70 30 87 
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Das Nähere bestimmt die Polizei 


Bei der Berichterstattung in der FR vom 14.9. schreibt dazu der 


POLIZEI BESCHLAGNAHMT FAHNDUNGSPLA KAT flotte Reporter: ‚Unterschwarzer Schrift auf rotumrandetem Plakat 
.erscheinen die Köpfe von 12 Personen, die mit Ausnahme des vene_ 
Frankfurt (ID) Verwirrende polizeiliche Aktionen haben Frank- zoelischen Terroristen „‚Carlos’’ allesamt bereits tot sind,’'was nicht 
16. September furter Bürger erschreckt! Rückten sie doch aus, unbedingt völlig falsch ist, da Gehlen ja auch nicht tot ist. Das an- 
um im Buchladen 2000 zwei Plakate zu beschlag- dere Plakat, der „Kaputzenmann”, wird fälschlicherweise überschrie- 
nahmen. Die Plakate sind entstanden in einer Situation, in de die Hetze ben mit „Gewalt hat einen Namen”. 


gegen die Linke un deren Kriminalisierung zunimmt, in der Hausdurch- 
suchungen an der Tagesordnung sind und auf ‚‚anarchistische Gewalt- 
täter”’ Kopfgelder ausgesetzt werden. 


Das „Fahndungsplakat’’ wurde herausgegeben von den „Bockenhei- 
mer Realsurrealisten’’. Der verdutzte Richter eröffnete daraufhin 
erst einmal ein Ermittlungsverfahren „, gegen die angebliche Vereini- 


Das eine Plakat (siehe Foto) bezieht sich auf die Frankfurter Situation; gung 'Realsurrealistisches Bockenheim’, weil der dringende Verdacht 
Polizeipräsident Müller (der „Müller-Gangster’’ vom Pfingstkongress — besteht, „daß sich Hersteller und Verteiler einer Amtsanmaßung 
ID 129) ist unter eine Kaputze gesteckt und mahnt: ‚, Wer sich ruhig schuldig gemacht haben’’. 


verhält, verhält sich angenessen‘’. Als „‚für den Druck verantwortlich 
zeichnet Knut Müller mit Adresse’’. Und gerade er nun fühlt sich be- 
leidigt. 


In Frankfurt läuft der Verkauf des Plakats über die linken Buchläden, 
die sich solidarisch erklärt haben, schwunghaft und ungehindert wei- 
ter. Dadurch, daß die Plakate kurz vor der Frankfurter Buchmesse be- 
schlagnahmt worden sind, finden sie über den Raum Frankfurt hinaus 
auf der Buchmesse weitere Verbreitung und eine weit größere Öffent- 
lichkeit. 


® .o 
Die Unterdruekun Alle Plakatemacher und sonstige Interessierte können sich gegen die 
’ Beschlagnahmung der zwei Plakate und damit weiterer Einengung 
h t N von Meinunsgfreiheit wenden und hinter die Veröffentlichung stellen. 
% ® 
Anschrift ug Gesicht 
” 
- Y 


Kontakt: Kulturzentrum e.V., 6 Frankfurt, Kurfürstenstr. 16 


KASSELER STADTZEITUNG VERUNGLIMPFT 
STAATSWAPPEN 


KASSEL (ID) 
16. November 


Krankfun 9% Hauwdurchuuhungen. Waizemubergriffe, \erhattungen 
Roızeipraudent Knut Wulkr Wer ch ruhig verhak, 
werhahk sah ungemenen«- 


Zungenkuß 


Bas andere Digkar entzieht ih Fahndungsplakaten, in dem Auf die Veröffentlichung dieser Grafik von Thomias Urban 


700 000 DM Belohnung für die Ergreifung „anarchistischer Gewalt- De ni y September-Nummer 4,5.6 der STADTZEITUNG 
täter” versprochen werden. Der richterliche Beschluß bestätigt dies, ın und um Kassel erfolgte Anzeige und Vorladung bei der politi- 
j Das Plakat erweckt nach Größe und Auf- schen Polizei „wegen Verungliprpfung des Staatswappens der 


indem er bescheinigt: „, Bundesrepublik Deutschland” (90a StGB). 


machung den Anschein eines amtlichen Fahndungsplakates.’’ Voll- 


kommen unamtlichen Eindruck erwecken allerdings die auf diesem Bei der Arueit handelt es sich um eine Examensarbeit die im 
Plakat @suchten: z.B. Rosa Luxemburg wegen Verherrlichung von Kunsthochschulbereich der Gesammthochschule Kassel absolviert 
Gewalt und Wehrkraftzersetzung, Thomas Münzer wegen Volksver- und mit „sehr gut” beurteilt wurde. 


hetzung, Nötigung einer Landesregierung, Georg Büchner wegen 
Billigung von Gewalt, öffentliche Aufforderungen von Straftaten, 


A Hofer weaen Waffenschmuggel, Sprengstoffvergehen und an- N | | 
en Mit dem amtlichen Plakat gemein hat das un- rechtlich Verantwortlichen der Stadtzeitung,Horst Wackerbarth. 


amtliche die Suche nach „Carlos“, dessen Bild in diesem Fall aller- Mit einer Anklage und einem Verfahren diesbezüglich ist in aller- 
dings durch ein Foto des ehemaligen BND-Chefs Reinhard Gehlen nächster Zeit zu rechnen. 


ersetzt wurde. 


Die Maßnahme betrifft Thomas Urban Müller und den presse- 


% 


——ID 143 v. 18.9.76/ID 152 v. 20.11.76 EEE LEASTERERGAMLBEAINE IE SE ei A 


Die Kunst ist frei 


TERROR-ÖLBILD VERHAFTET 
VERANTWORTLICHER RECHTSANWALT 
TEMMING MUSSTE FREIGELASSEN WERDEN 


Oberstaatsanwalt Dr. Moirree : "SELBSTVERSTÄNDLICH zu BEWEISZWECKEN. NATÜRLICH DARÜBER 
HINAUS‘ WEIL ES ALS TATWERKZEUG IN FORM DER WERBUNG FÜR EINE TERRORISTISCHE VER- 
EINIGUNG IN BETRACHT KOMMT.“ 


—— 100 1 1D306 v0m2.11.79 —— 


Das Nähere bestimmt die Polizei 


Seit Dienstag, 10. Oktober 1979, ist Generalbundesanwalt Rebmann stolzer Verwalter eines monumentalen Ölschinkens. Wie Rebmann 
in den Besitz des Kunstwerkes kam? Ganz einfach. Er hat es beschlagnahmen lassen. Sein angestammtes Plätzchen hatte das Bild, das 
vormals die Saufauskneipe „Schrottkopp“ in Frankfurt verunstaltete, in der Anwaltskanzlei Temming/Barabas/Oberwinder. Wie es dort 
hingekommen ist — ob als edle Stiftung eines momentan nicht flüssigen Mandanten, ob als Leihgabe des hessischen Landesmuseums oder 
als Fundsache — war bei Redaktionsschluß noch unbekannt. Auch über die Identität des Künstlers gibt es strittige Ansichten. Kunsthis- 
toriker vermuten den Maler im Frankfurter Polizeipräsidium. Müller soll er heißen. Andere wiederum behaupten, er sei eine sie und tar 
ne sich mit dem Pseudonym Ivel Knivel. | 


Kommen wir zur Kunstkritik. Nachdem linke Gazetten voll davon sind, versucht sich auch das Bundeskriminalamt in diesem Geschäft 
ze Bild könne durchaus „eine Tatwaffe zur Werbung für eine terroristische Vereinigung“ sein, schlossen die sachverständigen Beamten 
ie das Dings spornstreichs auf einen Lastwagen verluden, um es in Sicherheit zu bringen. Wer, wie, was? Wer ist die terroristische Ver- 
einigung? Die Abgebildeten? Aber, aber! Das sind doch nur Schleyer, unser geschätzter Kanzler Schmidt, Justizia, GSG-9-Wegener 
Carter, die Erdnuß, Kanzlerkandidat Strauß und Generalbundesanwalt Rebmann. Da liegt der Kritiker aber kräftig daneben. Und vom 


Se Bildes her? „Deutscher Herbst‘ heißt das Gemälde. Wie? Weder der Herbst noch sonst eine Jahreszeit war je eine Vereinigung 
e | 


= gut, mir reichts. Ich bin das blöde Thema leid und zitiere nur noch den O-Ton eines geplagten Menschen aus dem Anwaltsbüro Zeis- 
eistraße, der es längst zuwider war, sein Dasein im Angesicht dieser Scheußlichkeit zu fristen: „Gott sei Dank, endlich isses weg!“ 
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Die Kunst ist frei 


BRECHT ALS ‚STAATSVERUNGLIMPFER’ 


WESTBERLIN In Berlin fanden jetzt die ersten Pro- Denn auf dem Plakat war nichts weiter zu sehen, als ein 
25.März zesse im Zusammenhang mit den Ak- Portrait Ulrike Meinhofs mit der Unterschrift ‘“Ermordet 

tionen zur Ermordung von Ulrike Mein- durch vier Jahre Isolationshaft’’. Stein des Anstoßes war 
hof statt. Letzte Woche standen drei Genossen vor Gericht, jedoch der Text daneben: 


denen die Staatsanwaltschaft ‚Sachbeschädigung’ und ‚Staats- 
verunglimpfung’ durch Plakatekleben vorwarf. Die Sache mit 
der Sachbeschädigung ist nicht neu. Eine neue Variante ist 
jedoch die Staatsverunglimpfung (3 90a Strafgesetzbuch). 
Durch das Plakat, speziell durch einen Spruch darauf, hätten 
die Angeklagten die Bundesrepublik „beschimpft und bös- 
willig verächtlich’’ gemacht. Zunächst hatte die Staatsanwalt- 
schaft auf Beleidigung klagen wollen, doch der zuständige 


„Es gibt viele Arten einen Menschen zu töten, 

Man Rann einem ein Messer in den Bauch stechen, 
einem das Brot entziehen, 

einen von einer Krankheit nicht heilen, 

einen zum Selbstmord treiben, 

einen in den Krieg führen, usw. 

Nur weniges davon ist in unserem Staate verboten.” 


Justizminister von Baden-Württemberg, Bender, in dessen Erst im Laufe des Prozesses erfuhr der Staatsanwalt, 
Machtbereich ja die Ermordung Ulrikes in Stammheim vor- wen er eigentlich hier der „Staatsverunglimpfung angeklagt 
genommen wurde, fühlte sich anscheinend gar nicht beleidigt hatte: Bertolt Brecht persönlich. Die Frage, ob es nun heute 
und erstattete keine Anzeige. Daraufhin kam dann dem schon gefährlich und verboten ist, Brecht zu zitieren, wurde 
Staatsanwalt die Geschichte mit der Staatsverunglimpfung im Prozeß allerdings nicht mehr geklärt. Das Gericht hielt es 
in den Sinn. Wodurch nun fühlte sich der ‚Staat’ beleidigt nicht für nötig, hierzu Stellung zu nehmen. Es sprach die 
und „böswillig verächtlich”’ gemacht? drei Genossen frei, weil ihnen nicht nachgewiesen werden 
Durch die Realität! konnte, daß sie überhaupt die Plakate geklebt hatten. 


“WENN ZWEI MÄNNER SICH KÜSSEN ...” 


Schwules Plakat mit zwei sich küssenden Männern “erregt” 
öffentliches Ärgernis. 


Am 26.7.79 um 21 h wurde das neuentstandene Kommunika- 
tionszentrum “Kukuk’”’ in Hildesheim von mehreren Kriminal- 
beamten (Sitten- und Drogenpolizei u.a.) aufgesucht. 

An diesem Abend hätte sich normalerweise unsere Schwulen- 
gruppe dort getroffen. (Machen aber gerade Sommerpause). 
Anlaß dieses unerwünschten Besuches war das hier abgebildete 
Plakat, welches in der Nachbarschaft "öffentliches Ärgernis’’ 
erregt hat. Das Plakat wurde dann auch mit der Begründung, 
es fordere Jugendliche auf zu strafbaren Handlungen, beschlag- 
nahmt. Weiterhin wurde Anzeige erstattet gegen den Kukuk 
(Verein für Kunst und Kommunikation e.V.) und den Willi 
aus der Schwulengruppe, der seine Kontaktadresse unter das 
Plakat gesetzt hatte. 

Laut Ordnungswidrigkeitsgesetz (Owig) 8 118, war das Aus- 
hängen dieses Plakates eine grob ungehörige Handlung, die 
geeignet ist, die Allgemeinheit zu belästigen oder zu gefährden 
und die öffentliche Ordnung zu beeinträchtigen. 

Auf Kinoplakaten, in Zeitschriften, Werbung, Sexshops etc. 
wird täglich eine Hetero-Sexualität dargeboten, die brutal ist, 
die Frau nur noch als Sexualobjekt für den Mann darstellt, die 
nichts mehr mit Zärtlichkeit zu tun hat. Ja, das ist legitim, 
weils “normal”’ ist. 

Aber wehe, wenn zwei Männer sich öffentlich küssen, zärtlich 
zueinander sind, dann gefährden sie damit angeblich Jugendli- 
che in ihrer “normalen” Entwicklung. Hier wird doch lediglich 
ein Grund vorgeschoben, abgesehen von der Tatsache, das da- 
mit Jugendlichen jegliches Entscheidungsvermögen abgespro- 
chen wird. Der wahre Grund ist doch der, daß sich die ‘'Norma- 
len” (Un-Schwulen) in ihrem Normenverständnis angegriffen 
fühlen, ja ich gehe sogar soweit zu behaupten, daß hier oft 

mit so viel Abwehr und Angst reagiert wird, daß eigene 
schwule Gefühle aktualisiert werden, die aber aus Angs nicht 


zugegeben werden und daraus dann ein so massives Abwehr- 
verhalten resultiert. 


Schwule lassen wir uns nicht länger unsere Sexualität rauben, 
machen wir unser Schwulsein auch auf den Straßen öffent- 
lich! ! 

Pervers ist, daß Millionen sich begeistert vor der Mattscheibe 
einfinden, wenn zwei Männer sich blutig schlagen, aber jeder 
peinlich berührt und böse ist, wenn zwei Männer zärtlich 
zueinander sind. 
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Die Kunst und Wissenschaft sind frei 


GEFÄHRLICHES LESEN — ZENSURMASSNAH- 
MEN IN DER AMERIKA-GEDENKBIBLIOTHEK 


BERLIN 
23. Juni 


Die Amerika-Gedenkbibliothek (AGB) ist 


eine der größten Handbibliotheken Europas. 
Auch bibliotheksungewohnte Besucher ha- 


ben einen ziemlich leichten Zugang, da sie ‚ihr‘ Buch an Hand 
der ausgestellten Exemplare aussuchen können. Das soll jetzt 
anders werden. 

So sollen bestimmte Bücher nicht mehr in die dem Leser 
frei zugänglichen Regale gestellt, sondern sofort ‚‚magaziniert‘ 
werden. Laut einer neuen internen Dienstanweisung dient das 
dem Schutze derjenigen „‚mündigen” Leser, „die nicht alle Vor- 
aussetzungen für eine Art von Literatur haben, die man nicht 
uneingeschränkt jederman vorsetzen kann’. Diese Bücher kön- 
nen zwar weiterhin angefordert werden, aber (It. Dienstanwei- 
sung): „Was die Leser nicht unmittelbar vor Augen haben, sehen 
sie nicht und fordern sie auch nicht über Katalog an.‘’ 


Die zu ‚„‚magazinierenden Pol-Titel’’ zerfallen laut Dienstan- 
weisung in drei Kategorien: 
1. Bücher mit „‚nationalsozialistischem, sozialistischem oder 
kommunistischem Gedänkengut, deren Wirkung problematisch 
erscheint.‘’ 
2. Bücher aus ‚„Ostverlagen mit aggressiver kommunistischer 
Tendenz’’ und „polemisierendem, unsachlichem Vokabular‘'. 
Information des Leiters der AGB (Berliner Tagesspiegel, 15.6.): 
„Auch diese werden ausgeliehen, jedoch nur’über dem zustän- 
digen Bibliothekar, den die Kennzeichnung daran erinnert, daß 
er insbesondere jugendliche Entleiher ... auf die Existenz ande- 
rere Literatur zu dem betreffenden Thema freundlich hinwei- 
sen soll.’’ 


3. Sondermagazin (,, ... und nur mit Unterschrift und bei beson- 


derem wissenschaftlichen Interesse zu verleihen‘): ‚‚verbote- 
ne Westliteratur”‘, “kommunistische Propagandaschriften‘’, 
„nationalsozialistische Schriften“, (als Beispiel: einige Schrif- 
ten von Wagenbach — für linke Literatur). Bei der Beschaffung 
wird ohnehin eine Vorauswahl getroffen: ‚... reines Tendenz- 
schrifttum (schaffen wir ohnehin) gar nicht (an).‘ Der neue 
Schutz des mündigen Lesers geht also über diese Literatur hin- 


aus. 
Zur Zensur kommt die Möglichkeit der Gesinnungsschnüffe- 

lei: Die Sondersignierung radikal-politischer Literatur erleich- 
tert es, bestimmte politische Werke äuf ihre Leser hin auszuwer- 
ten. Der Se nator für Inneres hält einen solchen Verdacht für 

überraschend” und „bestürzend’‘, weil er zeige, ‚„‚welche ab- 
surden Vorstellungen über die Tätigkeit des Verfassungschutzes 
heute in Teilen der Öffentlichkeit bestehen müssen ...‘' 


„RAF-TEXTE” AUS UNIBIBLIOTHEK 
BESCHLAGNAHMT! 


BREMEN Aus dem BREMER INFO Nr. 34: 

3.Februar ‚„‚Nicht genug damit, daß bereits vor Weihnach- 
ten von einem Büchertisch in der Universität 2 Exemplare 
des Buches „‚RAF-Texte‘' beschlagnahmt wurden, nun sollen die 
Bücher aus dem Bestand der Universitätsbibliothek entfernt 
werden. 

Vorausgegangen war dem folgendes: 

Gegen Ende Januar -vermutlich 23. -24.1.79- wurde ein Ex- 
emplar der „RAF-Texte‘ von einem Studenten aus der 

UB entliehen. Dieser Student -wie sich jetzt herausstellte ein 
Mitglied der ‚Jungen Union‘, meinte nun seiner staatsbürger- 
lichen Pflicht genüge tun zu müssen und übergab dieses Ex- 
emplar dem 13.Kommisariat (politisches) der Bremer Kripo. 


—— ID 184 v.2.7.74/\D 270v.24.2.79 


Diese teilte sogleich -am 30.1.79- der Bibliotheksleitung mit, 
daß die RAF-Texte laut Beschluß des BGH vom 1.2.78 der 
Beschlagnahme unterlägen. Da sich noch ein 2.Exemplar in der 
UB befindet, versuch ten die Beamten des 13. Kommisariats 
auch dieses zu beschlagnahmen. Auf fernmündliche Anfrage 
des Uni-Kanzlers Maas wurde der o.a. Beschluß des BGH 

als Begründung angegeben. Dieser verlangte -um die Rechtslage 
eingehend prüfen zu können- eine schriftliche Begründung der 
Polizei. 

In diesem Schreiben nun -Uni-Kanzler Maas bestätigte, ein 
solches Schreiben erhalten zu haben, wurde unter anderem aus- 
geführt, daß Bücher, die auf dem Index stehen, — hier die RAF- 
Texte — nur mit Genehmigung der Bundesanwaltschaft gekauft 
werden dürfen. Im Klartext: Bücher, die Bibliotheken aus 
wissenschaftlichen oder sonstigen Gründen beschaffen wollen, 
müssen zunächst von der Bundesanwaltschaft auf ihre Staats- 
verträglichkeit überprüft werden. 


EIN EINMALIGER VORGANG IN DER GESCHICHTE DER 
BRDI!!! 


Auf erste Anfragen bestätigte Uni-Kanzler Maas diese Vorgänge. 
Er räumte weiterhin ein, daß er das zweite Exemplar dieses 
Buches erst nach eingehender Prüfung der Rechtslage an die 
Polizei weiterge ben werde. Andererseits werde er aber das 
Buch aus dem Bestand der Unibibliothek nehmen, bis zum 
Abschluß dieser Prüfungen. 

Der Bibliotheksleiter Wenske äußerte erhebliche Zweifel 

an der Rechtmäßigkeit dieser Beschlagnahme. Die Biblio- 

thek „verbreite‘’ dieses Buch nicht im Sinne des Gesetzes. 

Die Anschaffung diene ausschließlich dem Zwecke von 
Wissenschaft und Forschung. Er habe nunmehr das zweite 
Exemplar dieses Buches an sich genommen um zunächst 
einmal den Inhalt desselben zur Kenntnis zu nehmen. Er werde 
auch weiterhin die Herausgabe verweigern. Er wies darauf hin, 
daß die Anschaffung derartiger Texte in bundesdeutschen 
Bibliotheken üblich sei —in Niedersachsen sogar ausdrücklich. 
erwunscht: zum Zwecke der Weiterentwicklung von Forschung 
und Lehre. Das bezieht sich natürlich nicht speziell auf diesen 
oder andere verbotene Texte. 

Zunächst will die Bibliothek jetzt den ‚„‚Entleiher”’ des Buches 


ermitteln um dann von ihm die Rückgabe zu verlangen. Das dürfte 
ihm schwerfallen. 


Diese Ungeheuerlichkeit wird meines Erachtens erst so richtig 
im Zusammenhang mit dem Schreiben der Bundesanwalt- 
schaft deutlich. Wenn diese Praxis durchgreift ist es vorbei 
mit der „Freiheit” von Forschung und Lehre. Worüber 
geforscht wird bestimmt in Zukunft die BWA. Dies macht 


ein weiteres Mal deutlich, wie weit die Einflüsse der Strafver- 
folgungsbehörden reichen. " 


Zum Inhalt der,RAF-Texte‘: Eine Sammlung von Briefen, 
Stellungnahmen, Prozeßerklärungen und Interviews der Ge- 
fangenen aus der RAF. 


Erschienen im Bo Cavefors Bokförlag, Lund, Schweden. 
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Die Anfänge der TAZ 


AUFRUF ZUR GRÜNDUNG EINER 
ÜBERREGIONALEN TAGESZEITUNG 


BERLIN Auf dem letzten Alternativpressetreffen 
16. Nov. in Berlin wurde über die Notwendigkeit 

eines überregionalen aktuellen Mediums 
diskutiert (siehe ID 199). Dazu sollten sich Diskussionskreise 


bilden, die alle inhaltlichen Beiträge und Informationen an eine 


Kontaktadresse senden (siehe unten). Dort sollte das Material 


zusammengestellt werden, um für Mitte Dezember ein Wochen» 


endsem.iiar vorzubereiten, an dem alle Interessierten teilneh- 
men sollten. Wir veröffentlichen hier ein Papier des Berliner 
Diskussionskreises. 


Schuld war nur der Bossanova 


Gründet die extreme Linke eine überregionale Tageszeitung? 
fragt die FAZ in einer Notiz vom 25.10.77. 


Richtig ist daran eigentlich nur, daß es viele Kritiker der deut- 


schen Presse gibt und einige überlegen,welche Konsequenzen 
daraus zu ziehen sind. 


" Herr Keuner begegnet dem Herrn Wirr, dem Kämpfer gegen die Zei- 
tungen. 


Ich bin ein großer Gegner der Zeitungen); sagte der Herr Wirr, ’ich will 
keine Zeitungen!’ 

Herr Keuner sagte: ’Ich bin ein größerer Gegner der Zeitungen: ich 
will andere Zeitungen!’ '' (Brecht) 


Wir diskutieren in Berlin seit einem Jahr über eine überregio- 
nale Tageszeitung. Ausgangspunkt für unsere Überlegungen ist 
die Tatsache, daß in der BRD kritische, faktenreiche, informa- 
tive, verständliche Zeitungspresse nicht mehr existiert, daß 
sich vielmehr in den letzten Jahren eine Meinungspresse ausge- 
breitet hat, die wohl einmalig in Westeuropa ist. Sie betreibt 


eine Entmündigung derer, deren Interessen in den Parlamenten 


und Parteien nicht realisiert werden. Massenmedien, die 


politisch links von der Regierungskoalition stehen, gibt es nicht 


mehr. 


Regierungssprecher Bölling hat kürzlich ausgeplaudert, wie in 
persönlichen Gesprächen mit Redakteuren und Verlegern die 
freiwillige Gleichschaltung der früher noch kritischen Medien 
und Presse erreicht wird, soweit auch solche Zeitungen nicht 


ohnehin nur das bringen, was der sozial-liberalen Koalition 
nicht schadet. 


Wir wollen eine Zeitung, die sich aus einer Kritik an deutscher 


Meinungspresse an Minderheiten wendet. Sie unterstützt diese 
außerparlamentarischen Gruppen, in ihren Versuchen, sich zu 
artikulieren und ihre Interessen durchzusetzen, sie wendet 


sich an die vielen Linken — nicht eine bestimmte linke Scene — 


die Frauen, die Bürgerinitiativen, Mietergruppen, Randgrup- 
pen, Ausländer, Kinder u.v.m. 


Also ein Informationsmittel, das möglichst täglich umfassend, 
unzensiert informiert aus dem politisch-wirtschaftlichen, kul- 
turellen Leben, über soziale Bewegungen, Aktionen und Ver- 

anstaltungen im In- und Ausland. 
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Eine Zeitung, die Zusammenhänge deutlich macht, die in der 
Meinungspresse auseinandergerissen sind in Wirtschaft, Politik 
und Kultur. Eine Zeitung, deren Aktualität aber nicht nur von 


. Bonn, sondern vor allem von den vielfältigen Interessen und 


Problemen der Minderheiten’ bestimmt ist. Wir wollen eine 
Zeitung machen, die auch Handlungsalternativen aufzeigt, sich 
im Alltag und Beruf durchzusetzen gegen die politische und 
soziale Entmündigung. 

Eine Zeitung, die Hoffnung macht!!! 


Die existierenden linken Blätter erfüllen diesen Anspruch nicht. 
Die Zeitungen der Parteigruppen informieren einseitig bis 
manchmal falsch. Das Interesse am Aufbau und der Stärkung 
der jeweiligen Organisation steht immer über der sachlichen Be- 
richterstattung. Eine Diskussion findet nicht statt. 


Die überregionalen Zeitschriften sind nicht aktuell. Sie sehen 
ihre Aufgabe auch gar nicht darin, umfassend zu informieren 
und können auch keine Tageszeitung ersetzen. Viele sind theo- 
retisch und begreifen sich und ihre Aufgabe auch eher so, Ana- 
Ilysen, Einschätzungen und Beiträge zur theoretischen Dis- 
kussion zu veröffentlichen. 


Die Regional- und Alternativzeitungen haben nur einen örtlich 
und auf Arbeitsbereiche beschränkten Wirkungsbereich. Ihre 
Aktualität ist eine besondere, nämlich meist lokale. 


Die linken Gruppen, Bürgerinitiativen und Alternativzeitungen 
sollten einen wichtigen Beitrag am Zustandekommen einer sol- 
chen Zeitung leisten und ein alternatives Informationssystem 
zu den Nachrichtenagenturen entwickeln helfen. 


Die Informationsbeschaffung aus dem Ausland scheint kaum 
ein Problem zu sein, da die linken Zeitungen dort ein aktives 
Interesse am Zustandekommen eines solchen Projektes haben. 


Wir meinen, ein solches Projekt ist realisierbar. Das Bedürfnis, 
sich für ein solches Projekt zu engagieren, ist in zahlreicheen 
Diskussionen deutlich geworden. 


Die Zeitung kann nur von einer selbständigen Redaktion pro- 
fessionell gemacht werden. Juristischer Träger könnte ein 


Zweckverband (Stiftung) sein, der die politische Ausrichtung 
kontrolliert. 


Ein Redaktionsstatut muß mit der aus den Diskussionen der 


nächsten Zeit hervorgehenden Redaktion und dem Träger er- 
arbeitet werden. 


Die Finanzierung ist möglich, sowohl durch Unterstützung und 
Kampagnen in der BRD als auch aus dem Ausland. 


Die Zeitung wird zunächst wöchentlich erscheinen und über 
den kommerziellen Zeitungsvertrieb an die Kioske gelangen. 


Gleichzeitig ist es wichtig, schon im voraus viele Abonnenten 
zu gewinnen. 


Wir fordern alle, die an einer solchen Zeitung verbindlich mit- 
arbeiten wollen, auf, eine Konzeption und konkrete Schritte 


an einem Wochenende im Dezember zu diskutieren und zu be- 
schließen. 


Danach sollte eine Informationskampagne mit Veranstaltungen 


darüber weiter diskutieren und das Projekt mithelfen zu reali- 
sieren. 


Kontaktanschrift: 


Büro RA Ströbele, 1 Berlin 15, Meierottostr. 1, 
Tel.: 8838423 wochentags von 11 - 14 Uhr. 


ID205 vom 26.11.77 —— 


Obskures Objekt unserer Begierde? 
EINE LINKE UNDOGMATISCHE TAGESZEITUNG 
MUSS HER ! 


FRANKFURT, 
11. Januar '78 


Auch wenn der deutsche Herbst 77 uns nicht 
mehr auf den Nägeln brennt — Nachrichten- 
sperre und die freiwillige Gleichschaltung 

sämtlicher Medien im Namen von Recht und Ordnung haben 

wir nicht vergessen. Spätestens nach den Erfahrungen jener 

Wochen ist für uns , die undogmatische Linke, eine eigene 

nationale Tageszeitung notwendig geworden. 


Zwar ist die offene Hetze gegen alle abweichenden Ideen und 
Gedanken — ob in Worten, Bildern oder Texten — mit dem 
Etikett ‘"Sympathisanten - Sumpf’ abgeblasen.Aber die 
tägliche Konfrontation mit den privaten und staatlichen 
Medien dieser Republik wird dadurch nicht erträglicher. 


Zehn Jahre ist es her, daß mit der Anti-Springer-Kampagne die 
Medienstrukturen der BRD exepmarisch angegriffen wurden. 
Eine Tageszeitung der undogmatischen Bewegungl(en), jetzt, 
ist ein Mittel, diesen Angriff wieder aufzunehmen; sie ist ein 
Instrument, unsere Ideen, Fantasien und unsere Lebensweise 
auszudrücken, offensiv gegen das "Modell Deutschland’ aufzu- 
treten. 


Pläne für das Projekt gibt es längst, massenhafte Bedürfnisse 
ebenso. In Berlin diskutiert eine Gruppe seit zwei Jahren, 

in Frankfurt und in anderen Städten der BRD seit dem Herbst 
1977. Diese lokalen Initiativen haben sich bislang dreimal 
getroffen, um das Projekt anzukurbeln und konkret vorzube- 
reiten. 

Wir gehen dabei zum Einen aus-von den praktischen Erfahrungen, 
wie sie seit fast 5 Jahren mit dem ID als Baustein für eine 
Gegenöffentlichkeit gemacht werden; ebenso von der Praxis der 


Alternativpresse, in der sich unmittelbar Betroffene aus Betrieben, 


Hochschulen, Gefängnissen, Schulen etc. ihre eigenen Medien 
als Organisations- und Kommunikationsmittel geschaffen haben. 
Die Alternativpresse erreicht heute mit ihren rund 60 lokalen 
Blättern bereits eine Gesamtauflage von 120.000. 


Ein anderer Bestandteil des Konzepts ist die Kritik an der ehe- 
mals liberalen, heute staatstragenden Presse: diese Kritik soll 

in die journalistische Arbeit und Berichterstattung der Tages- 
zeitung umgesetzt werden. | 

Aus diesen beiden Ansätzen soll die Tageszeitung entstehen: 

mit mehreren Redaktionen in verschiedenen Regionen (Städten) 
und einem Netz von Korrespondenten(gruppen). 

Bei den bisherigen Diskussionen sind wir auf einen ganzen Berg 
von Schwierigkeiten gestoßen. Aber die sind lösbar. Das zeigen 
nicht zuletzt die linken Tageszeitungen in Italien und Frank- 


reich (lotta continua und Lib£ration); wobei wir weder übersehen, 


daß die Bedingungen in diesen Ländern durchaus unterschied- 
lich sind, noch wollen wir die dortigen Modelle einfach über- 
nehmen. Wir können jedoch von deren Erfahrungen lernen: 
beide Zeitungen haben uns ihre Unterstützung zugesagt. 

Eine erste öffentliche Diskussion über Sinn oder Unsinn, 
Möglichkeit oder Unmöglichkeit, wünschenswerte Inhalten und 


Gestaltung einer Tageszeitung soll auf dem Berliner 'Tu-was’ (!) 


-Treffen stattfinden. Im März wird dann eine Broschüre veröffent- 


licht werden, in der das Projekt konkreter vorgestellt und 
insbesondere die einzelnen Schritte angegeben werden, die zum 
Erscheinen einer linken, undogmatischen Tageszeitung führen. 
Einen passenden Namen suchen wir noch. 

Es ist klar, daß das Projekt eine ganze Menge Geld, tausend 
Ideen und Mitarbeit von vielen Leuten braucht. | 


Kontaktadresse: (vorläufig): ID, Postfach 900343, 
6000 Frankfurt/Main 90, Tel.: 0611 - 702096 


—— ID214v.28.1.78/ID 223 v. 1.4.78 


ZENSUR — UND DAS PROJEKT TAGESZEITUNG 


Das Projekt Tageszeitung basiert unmittelbar auf dem Erfah- 
rungszusammenhang, den wir in unterschiedlichster Weise mit 
der staatlichen und nichtstaatlichen Zensur, mit dem bürgerli- 
chen Medienapparat, mit dem herrschenden Journalismus, der 
Nachrichtensperre und der staatlich gesteuerten Sympathisan- 
tenhetze gemacht haben. Politische Arbeit ist darauf angewie- 
sen, eigenständige Medien aufzubauen, will sie sich nicht dem 
uns vorgegebenen Medienmonopol ausliefern. 


Diese Erfahrung, gesammelt in unterschiedlichen Praxisberei- 
chen wie Häuserkampf, Stadtteilarbeit, aber auch im Lager des 
professionellen Journalismus, kulminierte im Sommer 1973 in 
der Idee, sich ein eigenes Medium zu schaffen. Der „‚Frankfur- 
ter Informationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nach- 
richten”, ursprünglich gedacht als Baustein einer sozialistischen 
Nachrichtenagentur mit dem Anspruch, die Betroffenen zu Wort 
kommen zu lassen, entstand. 


Eines der zahlreichen Beine, auf denen das Projekt Tageszeitung 
steht. 


Hatte noch im Frühjahr 1977 das ID-Kollektiv auf einem Wo- 
chenendseminar die Gründung einer linken Tageszeitung abge- 
lehnt mit der Begründung, der dezentralen Bewegung in Deut- 
schland (Beispiel: Ökologie- und Anti-AKW-Bewegung) sei eine 
zentralistische Zeitung wie die Liberation in Paris eher aufge- 
setzt, so beseitigte der „‚deutsche Herbst’’ 1977 alle Bedenken. 


Was große und kleine Krisenstäbe im Herbst 77 als Medienlage 

praktizierten, hat eine veränderte Situation produziert. Selbst 
in Bonn akkreditierte Journalisten beklagen sich inzwischen 
über die seit Mogadischu erkennbare Medienpolitik des Bundes- 
presseamtes, Nachrichten noch spärlicher und kontrollierter 


anzupreisen. Dem setzt das Projekt Tageszeitung sein Selbst- 
verständnis gegenüber: 


"Ereignisse werden in den Massenmedien nach oftmals banalen 
Mechanismen zu Meldungen verarbeitet: je nach politischer In- 
teressenlage, der jeweiligen gesellschaftlichen Orientierung, kom- 
merziellen Gesichtspunkten, redak tioneller Routine, usw. Mit 
dem dies verschleiernden Nimbus von "Sorgfaltspflicht” und 
“Objektivität” ist zumeist nicht viel mehr gemeint als das kri- 
tiklose Übernehmen vorgefertigter dpa-Nachrich ten, deren Ob- 
jektivität eine zumindest zweifelhafte ist. Die „ objektive Nach-: 
richt” als solche gibt es ohnehin nicht, da in jede Berichterstat- 


tung immer auch das subjektive Interesse des Berichtenden mit 
eingeht. 


Der Fetisch Objektivität muß meist gerade dann herhalten, 
wenn politisch unangenehme Ansichten und In formationen tot- 
geschlagen werden sollen. Wir verstehen journalistische Sorg- 
faltspflicht in der Weise, daß alle — auch subjektiv verfälschte — 
Nachrichten und sogar bewußt in die Welt gesetzte Gerüchte 
einen Wahrheitsgehalt mit sich tragen; der aber nur dann zur 
Geltung kommen kann, wenn dem Leser die genaue Quelle und 
die Ecke, aus der die Nachricht komm t, nicht vorenthalten 


wird, damit er nicht zwischen den Zeilen lesen muß, um sich 
seinen Reim zu machen. 


Nachdem die meisten westdeutschen Zeitungen selbst vor einem 
kritisch-liberalen Journalismus immer mehr zurückschrecken, 
sehen wir journalistische Recherchen, Infragestellung offiziel- 
ler Wahrheiten als eine wichtige Aufgabe an. Wir werden allen 
kritischen Journalisten die Möglichkeit geben, das in ihren Re- 
daktionen Zensierte (auch anonym) zu veröffentlichen. 


Eine der Aufgaben der Zeitung sehen wir darin, Kontroversen 
und Debatten nicht nur zu führen, sondern auch selbst einzu- 
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leiten. Be $ tellungnahmen, harte Kritik, sowie aufdek- 
kende Recherchen (Enthüllungsjournalismus) werden Brisanz 
und Lebendigkeit der Tageszeitung ausmachen. 


Mit der Tageszeitung wollen wir aus der Ecke der Alternativ- 
und Scenepresse heraustreten und offensiv Kritische Auffassun- 
gen und Informationen in eine breite öffentliche Diskussion 
bringen. Die Zeitung soll ein Teil der öffentlichen Meinung in 
der Bundesrepublik und Westberlin werden. In der DDR werden 
wir sie auch vertreiben. 


Kennzeichnend für die Neue Linke ist auch das Bemühen, mit 
neuen Lebenszusammenhängen Erfahrungen zu sammeln. Po- 
litik macht in unserem Verständnis nicht halt vor dem Alltag, 
vor den Beziehungen, die wir untereinander herstellen, vor un- 
seren Verhaltensweisen, Ängsten und Wünschen. Das Spek trum 
der üblichen Zeitungen verschieben heißt auch, die alltägliche 
Realität von diesem Standpunkt und Interesse her zu betrach- 
ten. 


Die Zeitung wird eine Collage werden. Sie stellt täglich verschie- 
dene Aspekte nebeneinander. Sie will nicht nur mit Worten, son- 
dern auch mit Bildern, mit Comics und ‚Karikaturen, mit der 
Gestaltung sich ausdrücken. Wir wollen eine Zeitung, die Spaß 
macht beim Lesen. Experimentieren bedeutet auch, Erfahrun- 
gen zu machen, sich Fehler zu Jeisten: eine neue Art von Tages- 
zeitung fertigzustellen wird erst in einem allmählichen Prozeß 
gelingen.” — 


Über den Stand der Diskussion, wie sie im Projekt Tageszeitung 
seit einem halben Jahr geführt wird, gibt ein PROSPEKT Aus- 
kunft. Zu kaufen in allen linken Buchläden und bei sämtlichen 
Veranstaltungen des Russell-Tribunals. 
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DIE ALTERNATIVPRESSE UND 
“DIE TAGESZEITUNG” 


BRAUNSCHWEIG 


Der Artikel über das A Iternativpresse- 
24. Oktober 


treffen ist für die Braunschweiger Stadt- 


zeitung geschrieben worden — wir ha- 
ben, dafür sei Dank, eine K opie bekommen: 


Auf der Tagesordnung des letzten nationalen Alternativpresse- 
treffens, das vom 13. bis 15. Oktober in Braunschweig statt- 
fand, erschien als erster und wichtiger Punkt: Die Tageszeitung. 
Der Begriff ist nicht mehr allgemein, er braucht auch nicht mehr 
mehr mit Beiworten wie "die linke ...” oder "die andere ...” 
veranschaulicht werden, er ist zum Eigennamen (Abkürzung: 
taz) und Inbegriff geworden. Was sonst noch unter diesem Titel 
mitgedacht werden muß: “Die Neue” stand in diesem Kreis 
nicht mehr zur Diskussion. Die taz ist aus der Alternativpresse- 
bewegung her ausgewachsen, will sich von ihr und ihrem Ur- 
Sprungskreisen basisdemokratisch kontrollieren lassen und ist 


auf ihre nachrichtliche und Propagandistische Mitarbeit ange- 
wiesen. 


Dennoch kam das Projekt auch für viele alternative Zeitungs- 
macher überraschend. Ein wirksamer Einfluß nehmender Aus- 
tausch der Meinungen und Stellungnahmen hat nur in begrenz- 
tem Kreise stattgefunden. Dort aber wurde geplant und voran- 
getrieben, so daß das Projekt inzwischen eine Eigendynamik ge- 
wonnen hat, die Tatsachen schafft. Zu diesem vorwärtsrollen- 
den Etwas mußten die Alternativzeitungen ihr Verhältnis be- 
stimmen. So konnten die Fragen nicht mehr lauten: 

Wollen wir sie? 

Ist der Zeitpunkt richtig? 

Sollte es nicht lieber eine Wochenzeitung sein? 
Sondern hießen vielmehr: 

Istesein Konkurrenzverhältnis? 

Nur weil Schreiber abwandern? 

Oder auch inhaltlich: Nimmt die taz uns die spektakulärsten 

Nachrichten vorweg? 

Werden über die undo 

kreise anvisiert? 

Sollten dann die volksbl 

der taz aufgehen? 

Wie? 

Ist es möglich, eine regionale Beilage einzulegen? 

Kann die Bundesausgabe wechselnde regionale Seiten haben? 

Können regionale Ausgaben gedruckt werden? 
In der Diskussion, die sic 
festbiß, spiegelte sich ga 
das ungeklärte Verhältn 
den Machern in den Me 
de zugegeben, daß es ij 
Alternativzeitung schw 


gmaätische Linke hinausgehende Leser- 


attähnlichen Alternativzeitu ngen in 


h immer wieder an der gleichen Stelle 
nz deutlich das Hauptproblem: es ist 

is der Interessenten in der Provinz zu 
tropolen Berlin und Frankfurt. Da wur- 
r den selbstbestimmten Mitarbeiter einer 
er sei, in die Rolle des schreibenden Le- 
sers zu wechseln. Da wurde immer wieder gefragt: Welchen Weg 
nimmt mein Artikel? Wer bestimmt, was reinkommt? Wie 
kann ich Einfluß nehmen? Das Gefühl der Ohnmacht, das sich 
in der immerwiederkehrenden Frage nach Berücksichtigung der 
Regionen ausdrückte, ist sicher nicht unbegründet. Die bisher er- 
schreckend nichtssagende Berichterstattung über das Projekt in 
den Alternativzeitungen beweist die Gründe solcher Ohnmachts- 
gefühle: die “Gegenöffentlichkeit”' wurde nicht einmal infor- 
miert. Pressemitteilungen an Stern und Spiegel wurden für wich- 
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tiger gehalten als die Information der eigenen Basis. Wenn aber 
nicht einmal der aktuelle Stand der Entwicklung durchsickert, 
kann man dann noch an demokratische Kontrolle glauben? 


Das Problem wird nicht darin bestehen, die Nachrichten aus den 
den Regionen ins Blatt hineinzu’’heben‘’. Eine qualitativ neue 
Gewichtung der Meldungen aus einzelnen Betrieben, von der 
Vorgehensweise lokaler Institutionen, von den Bewegungen vor 
Ort ist das entscheidende Charakteristikum einer “anderen” 
Tageszeitung. Wenn die Herstellung einer ‘Bremer Seite’’ auch 
teuer wird, so werden doch viele regionale Nachrichten den 
“Innenteil’”’ zusammensetzen. Hier ist auch die Möglichkeit der 
Unterstützung zu suchen: Die Alternativzeitungen, taz-Initiati- 
ven und interessierten Einzelnen können 
— durchgeben, was ihnen aktuell zu Ohren kommt 
— auf einen Anruf hin losgehen und dpa-Material aus der loka- 
len Sicht der Betroffenen überprüfen 
— ihnen bekannte Betroffene zum Schreiben animieren. 


Das Problem liegt vielmehr darin, eine dezentrale Mitbestim- 
mung bei redaktionellen Entscheidungen zu ermöglichen. Wie 
kann die Infrastruktur aussehen, wenn es aus finanziellen Grün- 
den Provinzredaktionen nicht geben wird, die Redakteure nicht 
zwischen ihnen und der Zentrale rotieren können? Was kann 
eine Konferenzschaltung der lokalen Korrespondenten leisten? 
Und wie legitimieren die sich überhaupt? Beiall diesen Über- 
legungen wird deutlich: die Zentrale hat schon jetzt die Über- 
macht, sie wird sie aufgrund ihrer Aufgabe und des Informa- 
tionsvorsprunges immer haben. Es ist also von entscheidender 
Wichtigkeit mitzubestimmen, wer in die Zentrale gelangt. Das 


wird auch an der rechtlichen Konstruktion ersichtlich, die mit der 


Gründung eines Vereins am 10.10.78 konkrete Gestalt angenom- 
men hat. In den Verein, der keinen Außenvorstand hat, entsen- 
det jede örtliche Initiative 2 Mitglieder. Wieviel Stimmanteile 
die Frankfurter Zentrale erhalten soll, ist noch nicht ausdisku- 
tiert. Die ursprünglich vorgeschlagenen 80 % sind auf 51 % he- 
rabgesetzt worden, 40 % ist jedoch auch noch im Gespräch. 
Weiterhin wird die Gründung einer GmbH betrieben. Es konn- 
ten 25 Kommanditisten gefunden werden, die mit ihren Einla- 
gen in die GmbH das nötige Startkapital zusammentragen. Da- 
mit nicht Finanzkraft Gelegenheit zur Einflußnahme bedeu- 

tet, müssen die Gesellschafter “'rechtlos’’ gehalten werden. Ein 
Verein kann unproblematisch Mitglieder aufnehmen und aus- 
schließen, daher wird die GmbH als Mitglied in den Verein einge- 
bracht. Für den Verein als Treugeber halten 2 Treuhänder (Schi- 
Iy und ein weiterer Anwalt) die gesellschaftlichen Anteile. Die 
Treuhänder werden per Vertrag an die Weisungen des Vereins 
gebunden. 


Der entscheidende Punkt ist in dieser Konstruktion die Beset- 
zung der Zentralredaktion. Über die Frage der Wahl oder Er- 
nennung der Redakteure, über den Modus der Abwählbarkeit 
fallen Mitte November die Würfel. So sind alle Interessenten auf- 
gerufen: Schreibt nach Frankfurt, laßt Euch informieren, wie 
der Entscheidungsprozeß laufen soll und bestimmt mit. 


Hier die Adresse: 
Tageszeitungsinitiative c/o Hannes Winter, 
Hamburger Allee 45, 6 Frankfurt/M. 90 
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KLEINE ANTWORT DER TAZ 


FRANKFURT 


auf den Artikel der Braunschweiger 
24. Oktober 


Stadtzeitung zum Alternativpressetref- 
fen über das Verhältnis Alternativpres- 
se und Tageszeitung: 


Zuerst einigeeBerichtigungen: Von einer Verteilung der Stimm- 
anteile nach Prozenten ist uns nichts bekannt — das steht uns 
noch bevor. 25 Kommanditisten gibt es auch noch nicht, dazu 
muß erst die GmbH, die wirtschaftlich notwendig für die taz 
ist, gegründet werden. Zwei Vereine — je einen in Berlin und 
Frankfurt — gibt es schon seit dem Frühsommer. Daß der Infor- 
mationsfluß zwischen taz und Alternativpresse schlecht gelau- 
fen ist, stimmt leider. Wir haben zwar auf dem Alternativpres- 
setreffen Ende Mai in München versucht, Informationen zu ge- 
ben, aber eine Kontinuität haben wir von uns aus nicht zustan- 
de gebracht. Die Fragen, die ihr bezüglich der dezentralen Or- 
ganisation stellt, sind auch unsere Fragen; wir sind uns bewußt, 
daß der Konflikt zwischen Hauptredaktion und Initiativen ein 
dauernder sein wird: es gibt keine definitve Lösung. Daraus er- 
gibt sich das Problem für uns, die taz trotz dieses Dauerkon- 
flikts zu realisieren. 


Tageszeitungsinitiative in Frankfurt. 


Übrigens: die zweite Nullnummer der Tageszeitumg , die 
während der Frankfurter Buchmesse hergestellt wurde, ist 
nicht, wie die erste Nullnummer an die Abonnenten des ID 
verschickt worden. Sie ist im linken Buchhandel erhältlich 
oder bei: 

Tageszeitungsinitiative, c/o Johannes Winter, Hamburger Allee 
45, 6000 Frankfurt 90. Preis: 1,-- DM in Briefmarken. 


GANZ GROSS DAS 
„KLEIN-WERDEN’ SCHAFFEN 


BREMEN, im Oktober 1978 
Ein Leserbrief an den PFLASTERSTRAND (Stadtzeitung für 
Frankfurt): 


„Liebe Leute. 


Noch ein weiterer Versuch, deı: abgefahrenen Zug der Tages- 
zeitung zu stoppen. Ein altes Eskimo-Sprichwort lautet: 


Wenn du mit dem Hundeschlitten unterwegs bist, achte 
genau auf die Strecke hinter dir, damit du auch wieder 
zurückfindest. 


In dem Pflasterstrand Nr. 39 schrieb ein Genosse aus der Redak- 
tion der neuen Tageszeitung über die Schwierigkeiten beim Her- 
stellen der Nullnummer. Nun, er ließ ein wenig auch durchblik- 
ken, welche Probleme auf die Tageszeitungs-Mannschaft zukom- 
men, wenn sie erst täglich eine Zeitung herausbringen wollen 
(müssen). Ich möchte dem noch einige Sachen hinzufügen. Es 
wird dann nämlich unumgänglich sein, feste Ressorts, feste Ver- 
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antwortlichkeiten, feste Strukturen zu finden. Die Zeitung, sie 
muß jeden Tag erscheinen. Es ist dann kein Projekt einer 
(welcher auch immer) bestimmten Anzahl von Leuten mehr, 
sondern diese Leute hängeiı an einem Projekt dran. Dieses Ding 
hat sich verselbständigt (jetzt schon). Und natürlich müssen 
dann auch immer wieder Leute über Sachen schreiben, von de- 
nen sie keine Ahnung haben, die sie notdürftig recherchieren 
müssen (wie der journalistische Fachausdruck für das Herstel- 
len von Artikeln heißt, die nur eins zeigen, daß der Verfasser 
keine Ahnung von dem hatte, worüber er schrieb), und das nur, 
um immer wieder die Seiten einer Zeitung zu füllen, die nur 
deswegen gelesen wird, weil ihre bloße Existenz den Leuten 
bereits Respekt einflößt. Eine Tageszeitung ist ein durch und 
durch bürgerliches Ding, und auch, daß sie in ihren Nachrich- 
ten, Themen etc. antibürgerliche Propaganda betreibt, kann 
über diesen traurigen Sachverhalt nicht hinwegtäuschen. 


Früher — vor zehn Jahren — gab es die Flugblätter und als wei- 
tere Möglichkeit der schnellen Informationsverbreitung das 
Schneeballsystem mit dem Telefon. Diese beiden Möglichkeiten 
waren eng auf Aktionen abgestimmt. Daneben gab es noch die 
diversen Raubdrucker für „relevante Texte” und die Alternativ- 
Zeitungen, die bestimmte wichtige Probleme der Linken disku- 
tierten (z.B. ‚„Gewaltfrage”, „„Leninismus” etc.). Jetzt, wo es 
so gut wie keine Aktionen mehr gibt (außer den völlig lächer- 
lich gewordenen friedlichen Demonstrationen etc.), jetzt kommt 
eine linke Tageszeitung. Nicht „ausgerechnet jetzt”, sondern 
‚jetzt gerade”. Sie wird der Genossin, die mit ihrem Freund 
oder Ehemann beim Frühstück sitzt, frei Haus geliefert, zur er- 
baulichen Lektüre, zum Ärgern, oder jedenfalls als geistige Sti- 
muli. Sie erscheint täglich. Hergestellt wird das Ding also nicht 
dann, weın eine Anzahl wichtiger Texte oder Informationen 
vorliegen oder eine Idee für eine Aktion ouer die Notwendig- 
keit für eine Aktion vorliegt, sondern es wird täglich hergestellt. 
Was sagte Artaud doch zu den Surrealisten — „diesen Scheiß- 
papierrevolutionären”: „notwendig ist eine Art Regression in 
der Zeit, hin zu einer neuen Art von ‘organischer Zeit’.” Naja, 
geschenkt. 


Erinnern wir uns lieber noch einmal an den Mai 68: auf der 
Straße Barrikaden bauen,in einem Vorlesungssaal schlafen (Sor- 
bonne), in einer Loge essen (Od&on), in einem Direktionsbüro 
kochen, eine Bibliothek zum Kindergarten machen und eine 
Montagehalle zum Spielzimmer ummodeln. All diese Akte kün- 
digten etwas an: „indem sie den strengen (reglementierten) Ge- 
brauch der Orte außer Kraft setzen, beleuchten sie die Grenzen 
des Rechts und weisen auf das Verschwinden einer (bestimm- 
ten) Lebensweise” (P. Vitilio). 

Weshalb sich daran erinnern? Weil jetzt all diese für den mensch 
lichen Gebrauch eroberten Räume langsam aber sicher wieder 
verlassen werden und man wieder in den vorgeschriebenen Or- 
ten sich einrichtet. Die Tageszeitung ist solch ein vorgeschriebe- 
ner Ort. Warum nicht einfach mal die Setzer beispielsweise der 
Frankfurter Rundschau mit vorgehaltener Pistole zwingen, ir- 
gendeinen blödsinnigen Text statt des vorgeschriebenen Schwach 
sinns zu setzen oder eine „unterbliebene Nachricht” in die Ma- 
schine zu hauen? Das wär doch mal eine Tageszeitung, über die 
sich die Leute wirklich freuen würden. Eine Überraschung. 
Aber natürlich: mein Vorschlag ist einfach lächerlich. Eben. 
Eben. Und außerdem ist Blödsinn und Schwachsinn nicht das- 
selbe. 

Aber nehmen wir eine x-beliebige Zeitschrift — Konkursbuch, 
oder noch besser: Autonomie. Einige der Leute, die sie machen, 
hatten mal eine Anzahl Texte rumliegen, die sie für veröffent- 
lichenswert gehalten haben, und so gründeten sie eine Zeit- 
schrift und veröffentlichten ihre Artikel da drinne. ZEIT- 
SCHRIFT. Und nun muß das Ding regelmäßig rauskom- 
men, wenn man sich mal etwas verspätet, fragen gleich die Abo- 
nenten an und die Buchläden und die Interessierten, und man 
bekommt ein schlechtes Gewissen und die haben ja auch eigent- 
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lich recht und Verpflichtung undsoweiter. Und dann suchen die 
Leute nach Artikeln, hauen Leute an, welche zu schreiben, sau- 
gen sich selber irgendetwas aus den Fingern, lesen englische, 
französische Artikel, die könnte man ja vielleicht übersetzen.... 
Und so verselbständigt sich dann das Ganze und nach einiger 
Zeit wird der Rahmen „‚Zeitschrift” einfach immer wieder ge- 
füllt mit einigen Artikeln. Eine andere Möglichkeit: die Zeit- 
schrift „‚Courage” (beispielsweise), sie arbeitet in einer anderen 
journalistischen Manier. Zwei Beispiele dafür: ein Artikel, d.h. 
ein Interview mit einer Frau,die lange Zeit im Knast war und 
danach in einigen linken Wohngemeinschaften gewohnt hat, mit 
den Genossen dort ist sie nicht klargekommen. Das Interview 
dreht sich um ihre miesen Erfahrungen mit den Genossen in 
den Wohngemeinschaften. So wie es gemacht wurde, wird es ab- 
gedruckt. Tenor: Wie beschissen sind doch diese männlichen 
Genossen in den linken Wohngemeinschaften, und ganz beson- 
ders: wie beschissen verhalten sie sich gegenüber Frauen, die 
lange Zeit im Knast gewesen sind. — Mag ja alles stimmen. Aber 
was die Knastfrau so locker ausplauderte, davon stimmt kein 
Wort. Und die Courage-Redakteurinnen haben keine Lust und 
keine Zeit gehabt, das nachzuprüfen. Das Ganze ist von vorne 
bis hinten erstunken und erlogen. 

Ein anderes Beispiel: ich kaufe mir die Courage über „Frauen- 
wohngemeinschaften”. Vorne drauf ein Photo von einer Grup- 
pe lachender Frauen am Küchentisch sitzend. Die eine Frau ken- 
ne ich, es ist Frauke aus Berlin. Am selben Tag noch fahre ich 
zu einer Landkommune. Und dort treffe ich die Frauke. Ich 
sage: kuck mal, grad habe ich die Courage mir gekauft mit dei- 
nem Photo vorne drauf. Sie winkt ab: „Erinner mich bloß nicht 
daran, an diesen Scheiß. An dem Tag als die Courage-Frauen das 
Photo gemacht haben, waren wir gerade dabei, alle auseinander- 
zuziehen, und dann war da noch eine andere Gruppe von Film- 
frauen da und die können überhaupt nicht mit den Courage- 
Frauen und deswegen mußten wir die beiden Gruppen in ver- 
schiedenen Räumen abfertigen. Es war ein einziger Horror.” 
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Der Artikel über „Frauenwohngemeinschaften” lief ungefähr 
so: Wie toll ist es in Frauenwohngemeinschaften und wie beschis 
sen haben es die Frauen, wenn sie in Wohngemeinschaften mit 
Männern zusammenwohnen. Auch das will ich nicht bestreiten 
oder relativieren. Es geht um die Courage, um ihren journalisti- 
schen Stil. Und der ist platonisch. Männlicher geht es überhaupt 
nicht. Es kommt auf die Idee drauf an, auf die Propagierung der 
von Frauen geschaffenen Initiativen. Und wie widersprüchlich 
und schwierig diese Erfahrungen (diese Wirklichkeiten) auch 
immer sein mögen, das ist nicht so wichtig, im Gegenteil, sie ver- 
wässern nur die Idee, die möglichst rein gehalten werden muß. 
In dieser Hinsicht unterscheidet sich die Courage in nichts vom 
Stern beispielsweise. Und das was Kuby über den Stern gesagt 
hat, könnte ebenso gut auch von einer Courage-Redakteurin ge- 
sagt worden sein: „Ich schreibe für eine Zeitung, die für Anal- 
phabeten gemacht wird”. 


Aber nun die Tageszeitungs-Macher, sie wollen alles anders ma- 
chen — keine endlose Wiederholung irgendwelcher Ideen (mit 
Fakten-Untermalung), keine Suche nach Autoren-Ergüssen, die 
lokale Borniertheit überwinden, ein Super-ID eben (und dabei 
ist der ID schon überflüssig genug: ich kenne zig Leute, die den 
ID abonniert haben, aber keiner von ihnen — wirklich keiner 
von ihnen — liest das Ding auch. Ich auch nicht. Höchstens daß 
wir ab und zu nach flüchtiger Durchsicht des Inhaltsverzeich- 
nisses mal diese oder jene „Nachricht“ lesen, die uns irgendwie 
(sei es aus lokalen oder thematischen Gründen) interessiert. 
Und diese „Nachricht”” können wir immer — wirklich immer — 
dann auch — und ausführlicher — in einer anderen Zeitschrift 
oder Zeitung wenig später lesen.). Es geht also um die schnelle 
Verbreitung von Nachrichten, Informationen und Problemen 
über ihre lokale und soziale Eingebundenheit hinaus. Und da 
sind wir wieder bei der „sozialen Bewegung” als ein kyberneti- 
sches Problem. Das hat mit der Revolte nichts mehr zu tun. In 
dem Moment wo Lotta Continua sich auf das Tageszeitungs- 
Ding stürzte, war es mit ihrem Engagement in der Bewegung 
auch vorbei, die Zeitung war die Ablösung. Und die Liberation 
war in ihrem Wesen von Anfang an ein bildungsbürgerliches Pro- 
:ekt, wie überhaupt die meisten Projekte nach 69 in Paris nie die 
soziale Stellung der Einzelnen in ihr Arbeiten thematisiert ha- 
ben und ihre Veränderung in Angriff genommen haben (das Ex- 
periment existiert für die Pariser Linke nicht, deswegen auch 
diese schwärmerische Rezeption der Projekte der US-Linken 
von Foucault, Deleuze, Guattari, Baudrillard, Lyotard etc., wo- 
bei ihnen völlig das Verständnis und die Fähigkeit abgeht, sich 
selber in ein ähnliches Projekt einzuklinken, mitzuarbeiten, mit- 
zuleben, dort. Deswegen auch solche Seltsamkeiten: Deleuze 
und Guattari propagieren das „Klein-Werden-Schaffen” und 
publizieren derlei wirklich schönen Spruch mit den dazugehöri-. 
gen wirklich schönen Theoretisierungen in den größten 
Verlagen und schaffen damit um sich herum ein soziales 
Feld bevölkert mit schöngeistigen Schleimern, Arschkriechern 
und neuen Autoren — letzteres das Superlativ von den vorange- 
gangenen Charakterisierungen). 


Nun gut, ich will mich nicht mehr weiter ereifern. Und viel- 
leicht ist bis hierhin auch schon klargeworden, warum ich mei- 
ne, daß die Tageszeitung bestenfalls eine „kritische Öffentlich- 
keit’’ herstellen kann, und das ist eigentlich Aufgabe der libera- 
len Zeitungen, das kann eigentlich nur Aufgabe der liberalen 
Zeitungen sein. Mehr kann eine Tageszeitung überhaupt nicht 
machen. Was für eine Energieverschwendung, wenn die Linke 
sich für diese Aufgabe begeistert. Es sei denn, daß diese Linke 
sich neuerdings auch wieder für die soziale Stellung, die mit die- 
ser Aufgabe verknüpft ist, und die sicher einige Annehm- 
lichkeiten beinhaltet, zu interessieren beginnt, in ihr Blickfeld 
zu rücken beginnt. That he who is not busy being born [ is busy 
dying. (Bob Dylan) Ha.Ha., Ortsgruppe Bremen der Necrophiliacs 


Liberation Front (NLF) 
Kontakt: Ha.Ha,, c/o Impuls-Verlag, 2800 Bremen 1, Auf den Häfen 105 
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ZWEI NEUE TAGESZEITUNGEN 
AUS BERLIN ? 


FRANKFURT 


Eine Entscheidung ist gefallen. 
14. Dezember 


Über den Ort und den Start der 
TAGESZEITUNG haben am Wochen- 
ende des 9./10. Dezember in Frankfurt 66 Mitglieder von taz- 
Initiativen abgestimmt. Unter der selbstgesetzten Bedingung 
einer Zweidrittelmehrheit wurde folgendes Abstimmungsergeb- 
nis registriert: 43 Stimmen für Berlin als Hauptredaktion, 30 
Stimmen für Frankfurt. Mit anderen Worten: Zustände wie bei 
einem Juso-Parteitag. 

Die TAGESZEITUNG wird demnach am 1. April (kein Witz!) 
in Berlin herauskommen. 


Die Mehrheit am Wochenende ging davon aus, daß, wenn die 
taz nicht am 1. April 79 erscheint, sie nie erscheint. Unter 

diesem Druck hatten Manager und Finanzexperten das Sagen. 
Ihre Argumente: in Berlin kostet die taz im Monat 30tausend 


.Mark weniger (fünf Prozent der monatlichen K osten); denn in 


Berlin gibt der Senat Investitionshilfen für jedes neue Unter- 
nehmen, und in Berlin können Kapitaleinlagen für die taz- 
GmbH wesentlich günstiger abgeschrieben werden als in der 
Bundesrepublik. 

Einige Einwände gegen die E ntscheidung für Berlin: Der Redak- 
tionsschluß wird in Berlin Rnapp zwei Stunden früher sein als 
im Bundesgebiet. Die taz wird also zwei Stunden weniger aktu- 
ell sein. Die geografische Entfernung Berlins und seine Isolation 
erschweren leichte und Ständige Kontakte zur Hauptredaktion. 
Es gibt Befürchtungen, daß die Berliner Linke, die sich in ein- 
zelne Bereiche abgeschottet hat und kaum aufeinandereingeht 
und gemeinsam diskutiert, sich einer taz-Hauptredaktion gegen: 
über nur passiv, allenfalls als Konsument verhält. 


Die inhaltliche Diskussion, die an diesem Wochenende gerade 
nur zwei Stunden gedauert hat, wollen wir mit den folgenden 
Beiträgen beginnen. 

Der erste kritisiert das Zustandekommen der Entscheidung für 
Berlin und geht auf die unausgesprochenen politischen Diffe- 
renzen zwischen den Initiativen ein. Der zweite konfrontiert 
die dritte Null-Nummer mit den Ansprüchen, wie sie seit dem 
PROSPEKT TAGESZEITUNG von den taz-Initiativen entwik- 
Relt wurden. 

Wenn’s der Wahrheitsfindung dient: Heraus zum 2. April — 
Mir ist kein anderes Datum recht! Daß die Würfel gefallen sind 
— davon ist dramatisch die Rede seit dem letzten Wochenende. 
Es ist gesagt worden, daß die Entscheidung, Berlin als Zentral- 
redaktion zu wählen, in Panikstimmung gefaßt worden sei. Das 
mag sein. Sicher ist, daß in Frankfurt Panikstimmung ausgebro- 
chen ist, nachdem die Entscheidung für Berlin gefallen 
ist. Es gab Betroffene. 


Was mich in den letzten Wochen geärgert hat, war die Ignoranz 
gegenüber der Panikstimmung einiger (auch) Frankfurter, die 
gesehen haben, daß äußerste Anstrengungen unternommen wer- 
den müssen, um Bedingungen für einen Start der Zeitung zu 
schaffen. 


Li nn 


Die Anfänge der TAZ 


Daß die fix- und fertigen Pläne schon vorher in der Schublade 
gelegen haben, die die Standortfrage entschieden haben, stimmt 
nicht. Richtig ist, daß schon seit Wochen bekannt war, daß an 
dem Wochenende des 9. und 10. Dezember eine Entscheidung 


gefällt werden m u ß - soll die Zeitung am 2. April erscheinen. 


Ich bin wütend, wenn die Betroffenheit über das Versäumte 
sich umkehrt in einfache Freund-/Feind-Bilder. In Mißtrauen/ 
Schuldfrage: Du gehörst nicht zu „unserer” Gruppe, wenn du 
gegen „uns’ stimmst! 


Ich habe den Vorwurf gehört, daß an diesem Wochenende 
kaum über die politische Dimension des Standortes diskutiert 
wurde. 

Welche Person hat sich ernsthaft vorstellen können, daß in zwei 
Tagen — quasi aus dem Stand heraus — die ganze Komplexität 
der inhaltlichen und technischen Voraussetzungen und Zusam- 
menhänge abgewogen, einbezogen, besprochen werden kann. — 
Nicht zu reden von dem Klima, das von knapp 100 Leuten 
gleichzeitig geprägt werden will. 


Eine notwendige Vermittlung vo r dem Wochenende unter- 
einander hat nicht stattgefunden. Es war bekannt, daß im An- 
schluß an die O-Nummer-Produktion die Technik-Gruppe den 
Leuten aus den verschiedenen Initiativen vortragen sollte, was 
bislang recherchiert wurde. Daß so wenige Frankfurter diese In- 
formation anhören wollten, kann ich gut verstehen: die ganzen 
Tage haben sich Viele verausgabt bei der Zeitungsproduktion. 
Und dann als Bonbon sich Zahlen, Daten, Fakten anzuhören, 
ist fast wie eine Strafe. 


Daß dieser Bereich der Zeitungsmache von konkreten Men- 
schen gemacht werden muß (auch DER Bereich), ist eine Bin- 
senweisheit. 


Die Frankfurter Gruppe müßte doppelte Arbeit leisten, um den 
finanziellen Vorteil auszugleichen, den die taz bei Standort- 
beginn in Berlin hat. Ich habe nicht das Vertrauen, daß 
sie das hätte leisten können. 


Mir scheint, daß die Nachricht verlorengegangen ist, daß die 
Mehrheit der Leute, die sich für den vorläufigen Standort Ber- 
lin entschieden haben, nicht politisch votiert haben. Vielmehr 
wurde diese Entscheidung geknüpft an einen Stufenplan, der 
vorsieht, daß in Frankfurt innerhalb des nächsten Jahres eine 
weitere Produktionsstätte aufgebaut werden soll. 

Die Frankfurter Initiativgruppe ist nicht einheitlich in ihren 
politischen Vorstellungen, wie die taz aussehen soll, was da 
rein soll — so wenig einheitlich wie die Berliner und andere 
Initiativgruppen. 


Daß Frankfurt der politisch richtige Standort für eine Tages- 
zeitung ist — diese Einschätzung teilen die meisten mit. mir. — 
Inwieweit die taz Elemente der „Frankfurter linksradikalen 
Interventions-Sumpfblüte” enthält — das ist nicht entschieden, 
aber das will ich. 


Gisela 


„BOMBARDIERT DAS HAUPTQUARTIER !” 


Die Standortentscheidung Berlin war nur vordergründig eine 
technisch-finanzielle. So, wie die Diskussion am Wochenende 
gelaufen ist, wurde eine unausgesprochene politische Entschei- 
dung über die Tageszeitung gefällt, d.h. keine Entscheidung 
für Berlin, sondern eine Entscheidung gegen Frankfurt. 


Für Berlin gibt es keine politische oder inhaltliche Begründung; 
für die taz-Initiativen, die der Frankfurter Gruppe bestimmte 
Positionen unterstellten (Zentralismus, Sceneblatt), auf die sich 
Ängste und Vorbehalte bezogen, war die finanzielle Begründung 
deshalb die willkommene Möglichkeit, sich ohne inhaltliche 
Auseinandersetzung gegen Frankfurt zu entscheiden. 
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Begünstigt wurde das noch dadurch, daß die Frankfurter nie 
klare inhaltliche Vorstellungen als Initiative entwickelt haben, 
sondern von einer unausgesprochenen Gemeinsamkeit ausgingen 
die zwar schon zu Differenzen innerhalb der Initiative führte, 
nach außen aber einheitlich wirkte. Außerdem lähmt uns auch 
der Zentralismus-Vorwurf und bereitet uns ein schlechtes Ge- 
wissen, weil er in gewisser Weise zutrifft. Offensiv vertreten hat 
die Frankfurter Initiative allerdings nie ihre Vorstellungen von 
einer Zentralredaktion, lediglich individuell, und das sehr 
schlecht. Ich glaube, das liegt daran, daß wir uns den Zentra- 
lismus-Begriff einiger Initiativen haben aufschwätzen lassen, 
statt ihn positiv zu wenden. 


Wir sind immer davon ausgegangen, daß eine Zentralredaktion, 
die die Zeitung letztlich herstellt, ohne Regionalredaktionen 
und ein Netz von Informationszusammenhängen, Kontakten 
zur Basis wie zu „wichtigen’” Leuten nicht überlebensfähig 
ist. Zugleich ist klar, daß solch ein K.ontaktnetz nur über eine 
verbindliche Kontinuität aufrechterhalten werden kann, das 
von einzelnen verantwortlichen Leuten gewährleistet wird (Re- 
dakteure der Zentralredaktion). Das heißt aber faktisch ein 
Ende der lokalen Initiativen als Struktur einer funktionieren- 
den Tageszeitung, soweit sie nicht in eine Regionalredaktion 
umgewandelt werden. 

Wir können nämlich nicht davon ausgehen, daß, nachdem die 
taz mal ein halbes Jahr läuft und Euphorie in Routine über- 
geht, ein ständiger Kontakt von ‚‚mal-so-Mitarbeitern” zur 
Basis bzw. zu wichtigen Leuten am Kochen bleibt. Zumindest 
haben die Initiativen noch keinen Beweis (und das geht im 
Moment nur über die Nullnummern) erbracht, daß sie sozusa- 
gen die Vermittlungsstelle zu Basisbewegungen darstellen. 


Für mich sind die Initiativen, die sich am vehementesten gegen 
Frankfurt aussprachen, im Gegenteil Beweis dafür, daß sie selbst 
einem Zentralismus das Wort reden, der jede Offenheit, Wider- 
sprüchlichkeit, Fantasie, Sensibilität gegenüber anderen erstickt. 
Daß die Initiativen in der Zeitung vertreten sind, war vorrangig 
vor den Inhalten und noch vielmehr vor dem Anspruch der taz 
(ich geh da mal vom „Prospekt” aus). Die Initiativen, die ihre 
je unterschiedlichen politischen Vorstellungen hinter der For- 
derung nach Dezentralisierung verstecken, wollen damit selber 
einen bornierten Kleinzentralismus, der die taz von den je 
„falschen” politischen Vorstellungen abschottet. Das Beispiel 
der Amnestie-Nummer belegt das sehr eindeutig. Ich halte zwar 
diese Nummer als Magazin für falsch, nicht aber den Versuch, 
eine politische Diskussion — wie mager auch immer — über die 
taz in Gang zu bringen. Der Boykott des Magazins durch Initia- 
tiven (ich hab da vor allem die Kölner vor augen) zeigt, daß sie 
politische Inhalte, die. sie für falsch halten, ihrer Basis vor- 
enthalten, sie gar nicht zur Diskussion stellen. Der Vorwurf, 
hier hätten die Frankfurter ein speziell Frankfurter Problem 
durchgepowert, fällt auf die Vorwerfer selbst zurück, zeigen sie 
doch, daß sie nicht die inhaltliche Auseinandersetzung führen 
wollen; sie machen das Problem der. politischen Gefangenen zu 
einer Frankfurter Scene-Angelegenheit. 


Daß die Art, wie die Amnestie-Forderung von der taz ange- 
gangen wurde, diskussionswürdig ist, ist unbestritten. Von da- 
her sind das Papier der Freibürger (vel. 3. Null-Nummer) oder 
die Frankfurter “Nachtzeitung” wichtig und deuten eigentlich 
an, wie mit solchen Sachen umgegangen werden sollte. Macht 
sich aber eine Initiative mit der faktischen Mächt, die sie hat _ 
(regionaler Vertrieb), zum Wächter über richtige und falsche 
politische Inhalte, dann eignet sie sich gerade den gefährlichen 
Zentralismus an, der einer Frankfurter Zentralredaktion schlicht- 
weg und ohne Beleg unterstellt wurde. 
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Obskures Objekt unserer Begierde? 


Die Wahl Berlins zum Standort der Zentralredaktion läßt die 
Befürchtung aufkommen, daß damit diese Art von Regional- 
zentralismus zementiert wird. Abgeschnitten von Bewegungen 
oder — und die sind fast noch wichtiger — Ansätzen, Spuren- 
elementen von Bewegungen in Westdeutschland, sind sie mehr 
als jede andere Zentrale auf den Nachrichtenticker ainerseits 
und die Regionalzentralen angewiesen, da ein Jet-set-Journalis- 
mus der Zentralredakteure wohl hoffentlich nicht eintreten 
wird (oder werden dafür die monatlich eingesparten DM 30000 
gebraucht? ). 


Das bedeutet ganz klar eine Abschottung gegenüber kontrover- 
sen Inhalten, gegenüber politischen Minderheiten, gegenüber 
einer Intervention der Benutzer der Zeitung. Verstärkt wird 
das noch damit, daß für so eine Zentralredaktion Einzelleute 
bestellt werden, die bestimmte Qualifikationen haben (oder 
auch nicht), aber nicht mehr aus bestimmten Kollektivzusam- 
menhängen heraus arbeiten. (Ich unterschlag dabei mal bewußt 
die inner-Berliner Zusammenhänge) 


Verstärkt wird dadurch auch noch die Tendenz zum linken 
Einschätzungsjournalismus, wie er für mich in einigen Artikeln 
zum Ausdruck kommt. Ein Journalismus, der interpretierend 
aus dem Schreiber selbst oder mit stets paraten prominenten 
Persönlichkeiten auf Nachrichten eingeht, der die Wirklichkeit 
und den Alltag der Betroffenen (das sind die Leute, mit denen 
das geschieht, was nachher zur Nachricht wird) nur noch im 
großen Rahmen politischer Interpretierbarkeit sieht, nicht aber 
in ihrer widersprüchlichen, banalen Wichtigkeit. 


Alle Fehler, die man hat, 
sind verzeihlicher als die 
Mittel, die man anwendet, 
um sie zu verbergen. 


(aus: „Bereitschaftspolizei” 11/78, S. 2) 


Ich befürchte, daß dieser dezentralisierte Zentralismus dem 
sensationsgeilen bürgerlichen Journalismus nicht die Vielfalt 
von Bewegungen und Lebenszusammenhängen entgegenstellt, 
sondern vielmehr einen schlechten, erbärmlichen Journalismus, 
der — bar jeder Qualifikation im Sinne dieses Journalismus — 
die Welt richtig oder falsch deutet. 


Ich kann daraus jetzt nicht glatt ableiten, daß eine Frankfurter 


Zentralredaktion sowas in jedem Fall nicht zulassen würde. Da- 


zu sind unsere Vorstellungen zu vage, dazu fehlen uns auch die 
politischen Diskussionen. Dennoch repräsentiert Frankfurt — 
und das mag so Schlaumeier wie die Bremer Mehrheitsfraktion 
oder die Kölner beunruhigen — eine bestimmte politische Kon- 
tinuität, die unabhängig von Anbiederungstendenzen der Lin- 
ken ans Volk (die Arbeiter oder wer auch immer) auch immer 
wieder radikal vertreten wird. Auch der ID entstammt dem 
Frankfurter Sumpf, und man wird ihm kaum zentralistische 
Gelüste nachsagen können, obwohl er von einer Handvoll 
Frankfurter sehr zentral gemacht wird. Und trotz mancherlei 
Differenzen ist die Frankfurter Initiative dem ID nicht nur 
räumlich sehr nah. 
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„..daß die einzelnen Leute eigentlich nix zählen” 


Erschreckend war für mich, und betroffen hat mich gemacht, 
die Art, wie bei der Standortentscheidung mit Leuten umge- 
gangen wurde, die seit geraumer Zeit Energien, Perspektive 
und sonstwas in das taz-Projekt gesteckt haben, und die dann 
sang- und klanglos untergingen. Perfekt die Auswahlkriterien 
vom T. aus Frankfurt: „Ich kenne nur drei Leute aus Frank- 


furt, die voll einsteigen würden und die für die Arbeit geeignet 
sind.’ 


Zur Illustration führ ich mal meine Gefühle an, auch wenn da 
möglicherweise was von Beleidigtsein, Unwichtigsein, getroffe- 
nem Stolz oder so drinsteckt: Da häng ich mich seit über einem 
Vierteljahr in die Lay-out-Geschichten, weil ichs für wichtig 
halt und auch meinen Spaß dran hab. Versuch mit allen mög- 
lichen Leuten Konzeptvorstellungen zu entwickeln — auch 
wenn die noch nicht so richtig durchgekommen sind, versuch 
mich zu qualifizieren, weil ich in der taz für mich auch ne 
Perspektive seh. Ja, und dann sagste nach der Berlin-Entschei- 
dung, daß du nicht mehr beim Lay-out mitmachst, weil du auf 
keinen Fall nach Berlin gehst. Die Reaktion ist dann, daß der 
R. aus Bochum, der bei der 3. Nummer das erste Mal aufge- 
taucht ist und den letzten halben Tag und die Nacht mitge- 
macht hat, sich hinstellt und verkündet, dann macht er das 
eben. Kopfnicken, weiter in der Tagesordnung. Ist mir schon 
klar, daß ein Lay-out auch ohne mich geht — vielleicht wirds 
sogar noch besser, aber daß die einzelnen Leute eigentlich nix 
zählen, deren Ansprüche, Gefühle, deutet nicht gerade darauf 
hin, daß die taz später mal gegenüber anderen Leuten, über die 
sie berichtet, die große Sensibilität aufbringen wird. 


Jochen, Frankfurt 


ICH HASSE ZEITUNSE 
%.. WENN NICHT GENU 
ODESANZEIGEN DRINSTEHEN 

Ösen DIE ICH LACHEN ERBE 


DIE TAGESZEITUNG 
AN SCHWEIZER GRENZE BESCHLAGNAHMT 


LÖRRACH 
7.Dezember 


Am Nikolausabend wollte ein Mitglied der 
Tageszeitungsinitiative Lörrach die Schwei- 
zer Grenze bei Weil/Friedlingen passieren. 
In seinem Auto lagen unter anderem 230 Exemplare der zwei- 
ten Null-Nummer der TAZ. Er war mit den Zeitungen unter- 
wegs zu verschiedenen Buchhandlungen, auch in Basel. 


Der schweizer Zollbeamte hielt ihn an, fragte nach der 
Zeitung, behielt erst eine, dann das ganze Paket. Begründung: 
„Das sei schließlich eine politische Zeitung, das sehe man 
doch schon; hier mit Teheran usw., die müsse erst der Bundes- 
anwaltschaft vorgelegt werden.” 


Eine schriftliche Begründung für dıe Beschlagnahmung 
wurde bisher mit den Argument verweigert, daß dies keine 
Beschlagnahmung gewesen sei. 


ha En 


Die Anfänge der TAZ 


Bemräse ZUR 


BOYKOTTIERT DIE TAGESZEITUNG! 


FRANKFURT 
8. Januar 


Dass so wenig Leute die Tageszeitung 
abonnieren, liegt nicht an zu geringer 
Werbung. Wir haben die Einzahlung der 
70 DM nicht verschlafen, wir sind dagegen. Wir wünschen nicht 
weiter mit Propaganda für ein Projekt versorgt zu werden, das 
inmitten der Umweltkrise den Ausbau von Grosstechnologie 
verfolgt. Woher nimmt man das Recht, Bäume fällen zu las- 
sen, um in einem unmenschlichen Produktionsprozess Texte 
zusammen zu montieren, die das Material von Frauenarbeit 

in der Druckerei abgeben? 


' 


Um eine Nachrichtensperre zu durchbrechen, wird behaup- 
tet. Doch die gegenwärtige Alternativpresse krankt nicht daran, 
dass sie das nicht könnte. Wenn es denn etwas zu melden gibt, 
sind wir durchaus in der Lage, das täglich zu tun. Käme es zum 
Beispiel zu einer Welle von Fabrikbesetzungen im Zusammen- 
hang mit der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung — die 
Alternativpresse wäre technisch in der Lage, das auch täglich 
aufzugreifen. Wenn aber ein Apparat aufgebaut wird, der täg- 
liche Veröffentlichung in Permanenz betreibt, so werden die 
vermissten Ereignisse fingiert. 


Zum Beispiel eine Amnestie. Es ist in den vergangenen Jah- 
ren in ein paar wenigen Fällen gelungen, einzelne Genossinnen 
und Genossen aus dem Knast zu holen. Aushalten, dass es auch 
in den nächsten Jahren in Deutschland politische und andere 
Gefangene geben wird, ist fürchterlich. Das ändert nichts an 
der Aufgabe, an der Praxis anzuknüpfen, zu der wir in den 
letzten Jahren fähig geworden sind. ‘Schwamm drüber und 
neu anfangen”: das ist kein Fluchtweg, sondern eine Sackgasse. 


Zwischen dem Widerstand gegen das Fliessband und dem 
Widerstand gegen Kernkraftwerke liegt ein gutes Stück Weg. 
Es ist der Weg von Sabotagepraxis — die immer noch angemes- 
sen ist gegenüber Rotationsmaschinen in Zeitungsdruckereien 
— zur Entwicklung alternativer Technologie. Diese Bewegung 


ist in die Irre geführt worden durch die Ausrichtung an Kongres- 


sen und Kampagnenpolitik. Es gibt Leute, die das Problem 
alternativer Technologie ernst nehmen und da etwas machen, 
und es gibt Leute, die Politik machen wie eh und je. Wer traut 
sich denn nach der hessischen Landtagswahl noch, von Grüner 
Liste zu reden? Dass Fehler gemacht werden, ist nicht das 
Schlimmste. Das Problem ist die Unfähigkeit, aus den Fehlern 
zu lernen: es genügt nicht, dass die Tageszeitung nicht zustande 


kommt; es geht darum, dass nicht im gleichen Stil weiterge- 
macht wird. 


Wir sind nicht dagegen, dass die Washington Post zum Sturz 
Richard Nixons beiträgt. Und wir sind nicht dagegen, dass je- 
mand sein Geld verdient, indem er oder sie einen Job im Me- 
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dienbereich ausübt. Aber das sind Ausgangspunkte, nicht Ziele 
der revolutionären Bewegung. Eine Wurzel der Taz ist die links- 
radikale Opposition gegen die Wirtschaftsgesellschaft, das 

heisst auch gegen die Arbeit; Ergebnis solchen Zeitungsmachens 
ist: Leistungs- und Arbeitsstress, Selbstzerstörung noch und 
noch. Eine Nullnummer ist Deckchensticken, die Tageszeitung 
Stachanow. 


Wenn die Entwicklung eines Projekts bestimmt wird durch 
ökonomische Faktoren, und nicht ein ökonomischer Zusam- 
menhang aufgegriffen wird von der revolutionären Bewegung, 
dann ist es Zeit, das Projekt einzustellen.‘ 


Jürgen Bonn 
Carlo Jaeger 
Klaus Keding 
Volker Stamm 
Arnd Weber 
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Obskures Objekt unserer Begierde? 


CHRISTIAN STRÖBELE ZUR TAZ 


Liebe ID—-Leute! 


Wenn ich gewohnt wäre, mein Frühstück im Strandcafe zu 
Frankfurt einzunehmen, und wenn ich mich darauf eingestellt 
hätte, ab April 1979 zwar bei der TAZ als Redakteur und Lay- 
outer in der Zentralredaktion fest mitzuarbeiten, aber gleich- 
zeitig in meiner WG, im ID, in der Frankfurter Scene weiter 
mit den Leuten zusammen zu sein und Politisches und Privates 
zu diskutieren, mit denen ich schon im Frankfurter Häuser- 
kampf zusammen war, dann wäre ich auch sehr sauer über die 
Entscheidung gewesen, die Zentralredaktion der TAZ nicht in 
Frankfurt, sondern zunächst in Berlin einzurichten. 


Jedenfalls ist es nicht richtig, daß diese Entscheidung aus 
technischen und finanziellen Gründen schon vorher feststand. 
Ganz im Gegenteil. Auch die Berliner Initiative war bis zu der 
Wochenendtagung eher sicher, der Standort würde Frankfurt 
sein, trotz der finanziellen Nachteile. 


So standen dann am Samstag zwar die finanziellen Vorteile 
Berlins in der Diskussion im Vordergrund, aber wohl nur, weil 


die politischen Vorbehalte gegen Frankfurt nicht ausgesprochen 


wurden: Am Sonntag kamen diese eigentlichen Gründe zur 
Sprache. 


Die Aktiven aus der Frankfurter Initiative hatten den Ein- 
druck vermittelt, daß die Leute aus dieser Initiative politisch 
auf ein enges linkes Spektrum beschränkt sind, das sich in dem 
Dreieck Pflasterstrand, Autonomie, ID bewegt, aber außer- 
halb dessen linke Bewegungen nur unzureichend wahr- und 
ernstnimmt. 


Die Macher der Frankfurter Initiative erweckten auf den 
überregionalen Treffs auch den Eindruck, daß sie die Bedeu- 
tung der regionalen Initiativen und überregionalen Arbeitsgrup- 
pen für die Zukunft des Gesamtprojektes gering einschätzten. 
Daß sie aus den Mängeln der Arbeit dieser Gruppen und der 
faktischen Nichtexistenz zahlreicher Arbeitsgruppen den 
Schluß ziehen, “das war der falsche Ansatz”. 


Es mag sein, daß dieser Eindruck der Gesamtinitiative in 
Frankfurt nicht gerecht wird. Aber dann haben die anderen 
nicht genügend getan, diesen Eindruck zu korrigieren. 


Dementsprechend waren die Gründe für den Standort Ber- 
lin — neben den finanziellen —: Ein weniger festgelegtes, brei- 
tes politisches Spektrum, ein immer wieder betontes Interesse 
am Aufbau.regionaler Redaktionen und überregionaler Arbeits- 
gruppen nach dem Motto, "'wenn dieser Aufbau bisher nicht 
gelungen ist, dann müssen wir verstärkt daran arbeiten”, und 
n.cht, ”'dann lassen wir es ganz’. 

Hinzu kam dann noch, daß am Sonntag Aggressionen inner- 
halb der Frankfurter Gruppe offen wurden. 


Inzwischen sind in Berlin die Vorbereitungen für die Zen- 
tralredaktion in ein konkretes Stadium gekommen. Die Kom- 
manditgesellschaft ist gegründet. Die ersten Kommanditisten 
haben ihr Geld noch im alten Jahr steuersparend gegeben. 


Im Wedding wurde eine Büroetage mit 620 qm angemietet. 
Mit idealen Arbeitsmöglichkeiten für die Zentralredaktion. Fo- 
tosatzgeräte sind gekauft. 

Ca. 3500 Vorausabbonnenten haben inzwischen 270.000,- DM 
bezahlt, die bis zum täglichen Erscheinen der TAZ festgelegt 

bleiben. (Übrigens: die 3. Nullnummer der TAZ ging in Berlin 
zum ersten Male über einen normalen Vertrieb an die Kioske!) 
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Entscheidend aber ist, daß sich die festen Mitarbeiter der 
TAZ, die ab 27. Dezember in Berlin tagten, zu einem Re- 
daktionskonzept zusammenraufen. Ein Redaktionsstatut für ei 
ne informative, aber vor allem interessant gemachte Tageszei- 
tung. Eine in der sowohl die Nachrichten anderer Zeitungen, 
aber zusätzlich noch Informationen und Berichte aus dem 
Alltagsleben stehen und in der auch Platz ist für Reportagen 
eines Enthüllungsjournalisten a la Wallraff. 


Eine Tageszeitung mit Kommentaren und Meinungen, die 
originell neue Aspekte zu gesellschaftlichen Problemen bringt, 
nicht etwa ein Meinungsbrei, auf den sich möglichst viele ge- 
einigt haben — also so eine Art alternativer Konsensus aller 
Demokraten. Es sollte möglich sein, in der TAZ die Bauch- 
schmerzen eines Linken zum Bahro—Kongreß zu beschreiben. 
Oder auch zu Weinhold, dem zweifachen Todesschützen aus 
der DDR zu fragen, was dessen Haltung zu menschlichem Le- 
ben über das Erziehungssystem in der DDR und nicht nur dort 
in der Nationalen Volksarmee aussagt. Oder zu den Gewerk- 
schaften zu fragen, was Solidarität innerhalb der bundesdeut- 
schen Einheitsgewerkschaft heißt, wenn diese für den Bau der 
Schnellen Brüter und AKW--Exporte nach Brasilien eintritt. 


Wie es zu erreichen ist, daß das alles in der Tageszeitung 
stehen wird, dazu sollten wir auch mit und im ID weiterdis- 
kutieren. 


Gruß Ströbele 
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Die Anfänge der TAZ 


PROJEKT TAGESZEITUNG IN DER KRISE 


Wir (die Arbeitsgruppe Nationale Politik in der Freiburger 
Tageszeitungsinitiative) sind unzufrieden mit der bisherigen 
Haltung der organisierten Linken zu diesem Projekt wie auch 
mit der Ebene der Selbstreflexion der ‘Macher’ der TAZ. Die 
einen wie die anderen haben das Projekt bisher zu kurzschlüs- 
sig diskutiert. Unsere eigene Argumentation wird — vor allem 
aus Platzgründen — ebenfalls unvollständig bleiben: sie soll 


vor allem Anregung für eine politische Zwischenbilanz des 
Projekts geben. 


WIE ABER STEHT’S UM DAS PROJEKT? 


Zwei Nullnummern und eine Magazinnummer zeigen, daß 
eine linke Tageszeitung möglich sein könnte: es ist uns gelun- 
gen, etwas zu realisieren, wovon wir vor einem Jahr nicht mehr 
als eine Idee hatten. Ist sie möglich? Die Beschlüsse, die im 
Dez. 78 auf einem nationalen Treffen gefällt wurden, erwecken 
den Eindruck als sei es völlig klar, daß das Projekt die notwen- 
dige Reife hat, um in die tägliche Produktion einzusteigen: 
sie soll im April beginnen. Die Redaktion wird in Berlin sein, 
es haben sich genügend Leute "bereit erklärt’’ sie zu bilden. Es 
heißt: ““Der count-down läuft’’ oder "Die Würfel sind gefallen’. 
Also alles in Butter? Wir sehen das Projekt in einer Krise: 


1.) Die aktive Unterstützerbewegung, die sich in über 20 
Initiativen organisiert hat, ist in Gefahr ihre politische Ein- 
flußmöglichkeit auf das Projekt zu verlieren. Ihre Funktion re- 
duziert sich mehr und mehr auf praktische Verteilungsaufga- 
ben, Werbung und Zuliefererdienste für die Zentralredaktion. 
Das Hauptproblem: bei einer funktionsfähigen Zentralredak- 
tion eine politische Mitsprache der Initiativen zu gewährleisten, 


wurde nicht gelöst und damit auch der ursprüngliche Anspruch 
der TAZ nicht eingelöst. 


2.) Es ist bisher nicht gelungen, das Projekt politisch in der 
westdeutschen Linken zu verankern. Das große Interesse ist ei- 
nem skeptischen Abwarten gewichen, viele wendeten sich ent- 
täuscht ab. Die zweite Nullnummer, gedacht als Aushänge- 
schild: so werden wir sein, sollte alles ändern. Aber auch mit 
ihr wurde nicht deutlich gemacht, welchen Nutzen eine TAZ 
der Linken bringen kann: Mißt man sie am selbstgesteckten 
Anspruch "Basiszeitung” oder an bürgerlichen Zeitungen 
— beidesmal schneidet sie schlecht ab. 


Natürlich gibt es immer noch finanzielle und technische 
Probleme, die durchaus im Stande sind, das Projekt in seiner 
Existenz zu gefährden. Wäre es aber gelungen, die Identifikation 
der Unterstützerbewegung mit dem Projekt zu erhalten, und 
wäre es gelungen großen Teilen der Linken klar zu machen, daß 
eine Tageszeitung die richtige Antwort auf die politische Si- 
tuation in der BRD ist, die Abonnentenzahl (bei 3000) und die 
Spendefreudigkeit wäre größer. 


ES WURDEN FEHLER GEMACHT 


Die große Resonanz, die das Projekt anfänglich in der Linken 
fand, verleitete die tonangebenden Leute um die TAZ zu dem 
wohl folgenschwersten Irrtum: nach der ersten Nullnummer wur- 
de so getan, als müßten nur noch technische Probleme gelöst 
werden, um das Projekt zu verwirklichen. Statt in eine erneute 
und öffentliche Grundsatzdiskussion um das Projekt einzutre- 
ten, wurden neue Nullnummern geplant. Selbstgemachte Sach- 
zwänge türmten sich auf und behinderten diese Diskussion. 

Das Prinzip herrschte: was jetzt noch nicht klar ist, wird sich 
alles während der laufenden Produktion klären. Aber es war 
zu vieles noch nicht klar: 
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Welche Erfahrungen haben wir bisher gemacht, wie wurde die 
TAZ in der Linken aufgenommen, welche Einwände wurden 
gegen ein Tageszeitungsprojekt zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
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vorgebracht, können wir begründen, daß eine TAZ einen Fort- 
schritt für die gesamte Linke darstellt, welches Verhältnis haben 
wir zur NEUEN und: welche politische Übereinstimmung hält 
eigentlich die Unterstützerbewegung zusammen? Eine Antwort 
auf diese Fragen hätte z.B. die Werbung verändert. ‘'Wir brauchen 
20 000 Abonnenten’, viel mehr war nicht zu hören. Keiner re- 
dete von der TAZ als Chance, eine verkrustete westdeutsche 
Linke wieder in Bewegung zu setzen, wieder zu gemeinsamem 
massenhaften Eingreifen in die politische Wirklichkeit zu kom- 
men ... Ä 


Auf Grund diffuser politischer Übereinstimmung und Iden- 
tifikation mit der Zeitung entstanden ebenso undurchschau- 
bare politische Strömungen. Entscheidungen über Zeitpunkt 
und Inhalt der Nullnummern, über Ort und Zusammensetzung 
der Redaktion .. spielten sich nach dem Zufallsprinzip ab: in- 
formelle Gruppen und zufällige Mehrheiten gaben den Ton an. 
Über Entscheidungsstrukturen wurde diskutiert, aber entschie- 
den wurde darüber bis heute nicht. Überhaupt bestand zwischen 
den Diskussionen und der tatsächlichen Entwicklung eine Kluft, 
die Diskussionen blieben folgenlos. Und bis heute bildeten sich 
keine politischen Kriterien heraus, mit denen sich begründen 
läßt, warum die TAZ gerade so aussehen soll, die die Basis für 
ein Redaktionsstatut abgeben können, Kriterien, an denen man 
Zeitung und Redaktion messen kann. 


Die hier begonnene Auseinandersetzung muß noch vertieft 
werden, nicht zuletzt in den Nullnummern der TAZ. Auch die 
angekündigte TAZ-Tournee sollte hauptsächlich dazu benützt 
werden, diese Debatte zu führen. 


AG Nationale Politik, TAZ-Initiative Freiburg 


ID265vom20.1.79 —— 


Obskures Objekt unserer Begierde? 


WO IET DIE TAZ VOM MONTAG GEBLIEBEN? 


Die Ausgabe der TAGESZEITUNG vom 

Montag, 16. Juli war nicht jene, die von der 

TAZ-Redaktion angefertigt und abgesegnet 
worden war. Auf dem Weg von der Berliner Zentralredaktion 
zur Druckerei in Hannover sind die Vorlagen abhanden ge- 
kommen und ausgetauscht worden. Dazu Micha Sontheimer 
in der TAZ vom Dienstag, 17. Juli: „Fast vom Schlag ge- 
troffen wurden 3 Redaktionsmitglieder der TAZ-Zentrale in 
Berlin, als sie am Sonntagabend gegen 22 Uhr ein Exemplar 
ihres Blattes in den Händen hielten. Mit der Zeitung, die sie 
am selben: Tag produziert hatten, hatte die gestrige Ausgabe 
der TAZ nichts zu tun. Bis auf eine Seite - die Wiese - waren 
alle anderen von Unbekannten vertauscht worden...” 
Eine ‚‚Bewegung Freitag der 13.” hat die Verantwortung über- 
nommen und zwei Erklärungen verschickt: 


Zur Taz-Entführung 
WIE JEDEN TAG STARTET AUCH AN 
DIESEM SONNTAG DIE LINIENMASCHINE ... 


WESTBERLIN Wie jeden Tag startet auch an diesem Sonntag 
15. Juli (15. Juli) die Linienmaschine von Berlin Te- 
gel in Richtung Hannover. An Bord hat sie 
eine kostbare Fracht: die Druckvorlagen der Montagsausgabe 
der Tageszeitung (TAZ)’ Kaum hat die Maschine den Luftraum 
der Deutschen Demokratischen Republik (im Folgenden kurz 
Zone genannt) verlassen, ist es soweit. Drei maskierte Gestalten 
stürmen ins Cockpit der Maschine, halten dem Piloten ihre Waf- 
feln unter die Nase. "'Nach Hamburg und keine Zicken.” Der 
Pilot ergibt sich in sein Schicksal. Noch im Abdrehen sieht er 
eine andere Maschine gleichen Typus an sich vorbeifliegen in 
Richtung Hannover. Im Cockpit eine maskierte Gestalt ... 


Nein? .... na, dann nicht. Vielleicht so? 


Es ist eine kalte und stürmische Nacht, zwei Männer sitzen in 

einem Auto. Flughafen Hannover. 5000 Mark und ein Paket 

wechseln den Besitzer. "Du weißt, was du zu tun hast. Wenn 
du die Druckvorlagen abholen sollst, gibst du stattdessen das 
hier in der Druckerei ab.’’ Der Mann hinter dem Steuer nickt. 
Er ist der Fahrer, das Geschäft ıst perfekt ... 


Na gut, dann eben auch nicht ... 


Irgendwann vor Erstellung der Montagsausgabe geschieht ein 
schrecklicher Anschlag auf die Kaffeestube der Tageszeitung. 
Eine maskierte Gestalt läßt aus einem geheimnisvollen Fläsch- 
chen einige Tropfen glasklarer Flüssigkeit in die Kaffeemaschi- 
ne tropfen. Was wird geschehen? Nach dem morgenülichen 
Kaffee greift eine merkwürdige Stimmung unter den Leuten 
der TAZ um sich. Sie sitzen kichernd über ihren Schreibmaschi- 
nen. Hauen in die Tasten, die Redaktionssitzung ist ein einziger 
Rausch. Sie maskieren sich mit Tüchern und Brillen, machen 


Fotos. Die Stimmung greift auf den Lay-out-Raum über. Es ent- 


steht eine völlig andere TAZ. Sie wird gedruckt. 
Der Schock am nächsten Morgen. ‘Was ist geschehen? Was 
haben wir getan? ” 


Glaubt ihr auch nicht? Ach herrje! 

Dann wollen wir euch also mal erzählen, wie es wirklich war ... 
Dienstag, 1 Uhr morgens. 4 dunkle Gestlaten tauchen in den 
grauen Straßen des Wedding auf ind nähern sich dem Gebäude 
in dem sich die Räume der Tageszeitung befinden. Über den 
Zaun? Durchs Rolltor? Durch verschiedene Türen? Drin sind 
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sie jedenfalls. Zietstrebig werden die Maschinen im Satzraum an- 
geworfen, Papier raschelt, dann hört man nur noch das Ticken 
der Leertaste und im Hintergrund das des Fernschreibers. 
Plötzlich klingelt es. Wer kann das sein? Wir öffnen nicht. Je- 
mand lädt Zeitungen vor der Tür ab. Leises Fluchen an der gros- 
sen Maschine. Wo um Himmels Willen kann die Gebrauchsan- 
weisungskarte sein. Nach langem Suchen: Da ist sie. Scheiße. 
Steht alles drin, nur nicht das, was wir brauchen. Begnügen wir 
uns damit, in dieser Nacht den Text nur zu speichern. Inzwi- 
schen ist es hell geworden. Einer kocht Kaffee (selbstmitge- 
brachten geklaut wird nicht). Noch einmal klingeln. Diesmal 

ist es nur der Fernschreiber mit einer ‘wichtigen’ Meldung. Wir 
sind ganz gut vorangekommen, die Nachtschicht geht. Die Früh- 
sShicht kann kommen. 

Inder nächsten Nacht kommen wir nicht rein und auch beim 
dritten Versuch scheitern wir an der Technik. Durch einen ka- 
putten Computer sind die TAZler selbst gezwungen, die ganze 
Nacht in ihren Räumen zu verbringen. Schade, wir wären so 
gerne am Freitag, dem 13, rausgekommen. Jetzt müssen wir sie 
halt am 13. produzieren. Und tatsächlich, diesmal sind wir er- 
folgreich. Wir haben schon die Hand am Lichtschalter, als es im 
Hausflur hell wird. Mensch, da kommt wer! Los ins Klo! 
Schwere Schritte schreiten den Gang entlang. Sie kommen nicht 
zurück. An die 40 Minuten stehen wir eingepfercht in Klozel- 
len. Uns droht übel zu werden. Ab und zu ein Wispern ‘Wer 
kann das sein” — "Weiß nicht'— "Ich halt’s nicht aus’ — "Ich _ 
geh gucken’’.—"Aber zieh die Schuhe aus’’. Nach zwei Minuten: 
"Alles dunkel, keiner da, keine Ahnung, wo er hin ist, vielleicht 
pennt er hier, haun wir ab.” Kurz darauf im Auto: Sollen wir 
wirklich nach Hause fahren? Damit wäre die Sache gestorben. 
Das geht nicht. Also wieder rein. Zunächst zu zweit, schlei- 
chend, wo ist er? Liegt er auf der Ökologencouch? Nein. Wir 
können ihn nicht finden. Fangen wir an. Diesmal machen die 
Maschinen mit, alles geht klar. 


Später, zuhause, auf selbstgebauten Leuchttischen zaubern wir 
das Lay-out. Es ist schon ziemlich spät, als wir wieder loszie- 
hen, um die Seitenrepros zu machen. In der TAZ brennt Licht. 
Das darf doch nicht wahr sein. Nein, halt, das Licht verlöscht. 
Als es im Klo angeht, können wir ihn erkennen. Es ist Frank, 
der schon die ganze Woche im Besucherzimmer schläft, den 
Schlaf der Gerechten. Noch ein Viertelstündchen und dann 
geht's zur letzten Runde, es ist auch die anstrengendste. Beim 
Ziehen der Repros erkennen wir beinahe unsere Grenzen. Als 
auch noch eine Maschine ausfällt, wird uns mulmig. Aber ir- 
gendwie schaffen wir es doch. 

Jetzt nur noch die Übergabe. Sonntagmittag: mit 130 km/h von 
der TAZ zum Flughafen, wir steigen dazu, quietschende Reifen, 
rote Ampeln, fliegender Wechsel der Druckvorlagen. 


MORGEN GIBT ES UNSERE ZEITUNG ODER KEINE! 


Bewegung Freitag, der 13. 
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Die Anfänge der TAZ 


DER MANN MIT DEM KOFFER PACKT AUS 
Erklärung von Ralph von der Bewegung der 13. 


Wir haben eine Zeitung gemacht. 

Es hat Spaß gemacht. 

Die Reaktion darauf war erwartet aber doch frustrierend. 
Sie haben uns vorgeworfen, daß wir feige sind und sind gleich- 
zeitig in unsere Wohnung eingedrungen. Jetzt sprechen sie von 
Sicherheitsmaßnahmen, Panzerglas und Nachtpförtner. Es ist 
noch gar nicht lange her, da wurde mit ähnlichen Aktionen 
und Reaktionen dieser "Staat entlarvt”. 

Sie haben uns vorgeworfen, daß wir sie übergangen hätten. Wie 
lange haben sie uns übergangen? 

Sie haben uns vorgeworfen, daß wir uns nur innerhalb von 
Ghettomauern avantgardistisch bewegen würden. Haben sie 
die Zeitung nicht gelesen? Weiter draußen als Skylab geht’s 
nun doch wirklich nicht mehr, oder? Far out? 

Und sie haben uns vorgeworfen, daß wir die TAZ gefälscht 
hätten. Nun, 1. haben wir keine TAZ gemacht, sondern die 

1. Nummer der Altag. (weitere werden folgen) 2. wer sagt 
denn, daß diese Tageszeitung die seit dem 17.4. erscheint nicht 
wirklich eine Fälschung ist. Dazu haben sie nämlich keine 
konkrete Stellung bezogen. 

Heißt das denn nicht, daß sie als Produktionsmittelbesitzer 
auch einen alleinigen Anspruch auf dieselben erheben? und 
was das bedeutet, braucht keine Erläuterung. 

Wir denken, daß es viel gute Laune braucht, um etwas verän- 
dern zu können, und daß die Macht und Unterwerfung kein 
Klassenproblem ist. Das zweite zu belegen ist uns schnell ge- 
lungen. Das erste können nur sie checken. Und verdammt: Es 
müssen schon ein paar tausend Leute gelacht und sich gefreut 
haben am Montag, wenn irgend ein Gleichgewicht hergestellt 
werden soll zur Aktion und den Nerven, die es uns gekostet 
hat usw. (mit dem Aufwand hätten wir auch einen Safe knacken 
können, ehrlich). Ein paar Reaktionen haben wir mitbekom- 
men. Die Leute haben sich darüber gefreut und waren erstaunt, 
was mensch alles machen kann, daß mensch seine Träume re- 
alisieren kann, wenn er es nur anpackt. Wir haben leider nicht 
gezählt, wieviel Bildzeitungen in Gesprächen entführt worden 
sind. Wir haben ihnen für einen Tag die Schow gestohlen. Jetzt 
sind sie sauer. Verständlich? Nein, denn sie sagen, daß sie eine 
gute Zeitung machen. Warum hat eine gute Zeitung keinen 
Platz für eine solche Aktion? 

Am Anfang wußten sie gar nicht, wer es war. Sie konnten es 
nicht wissen. Trotzdem haben sie mich auf die übelste Art und 
Weise beschimpft. Namentlich. Sie haben Unwahrheiten (Lü- 
gen) erzählt. Warum? Warum sagen sie, daß ich ihnen Geld 
gestohlen habe? und daß ich es an meinem alten Wohnort, 
in Bochum, genauso gemacht hätte? Sie haben die Leute dort 
nicht gefragt. Und zum 1. Punkt ist zu sagen, daß ich bei der 
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TAZ für rund 1.- DM Stundenlohn gearbeitet habe. Wie üb- 
rigens jeder dort. (1.- DM ist der Durchschnittslohn von knapp 
7 Monaten Arbeit, in denen der Lohn zwischen 0.- DM und 
800.- DM geschwankt hat). 
Warum sagen sie, daß ich mich in Bochum nicht mehr blicken 
lassen könnte, und deswegen nach Berlin gekommen bin, ob- 
wohl sie genau wissen, daß ich nur wegen der TAZ umgezogen 
bin. Als einer von sehr wenigen. Und mit blutendem Herzen, 
denn ich habe eine Menge Freunde in Bochum zurücklassen 
müssen. Ich war am Anfang verdammt unentbehrlich für die 
TAZ. Übrigens auch, wie jeder andere. 
Die Bildzeitung hat es mit Esser alias Günter Wallraff genauso 
gemacht. Der Unterschied ist nur, daß die TAZ es nicht ver- 
öffentlicht, sondern es hinten herum versucht. Fragt sich bloß, 
ob das ein wesentlicher Unterschied ist. Noch eine kurze Be- 
merkung zur TAZ-Erklärung: Wir freuen uns natürlich, daß 
es uns gelungen ist, auf die erste Seite zu kommen. 
Der Inhalt ist weniger schön. Da sagen diese TAZ-Jer immer 
und immer wieder, daß sie keine Linie haben, und das erste, 
‚was sie machen ist, uns nach einer zu fragen. Sie schreiben, 
daß wir die Notwendigkeit einer täglichen Zeitung bestreiten. 
Ja. Machen wir. Aber was soll das ”’noch einmal’. Heißt das 
etwa, daß wenn dieses Ding jetzt täglich erscheint, jegliche 
grundsätzliche Kritik am Medium verstummen muß? Daß es 
dann nicht mehr möglich ist, zu sagen: Das Ergebnis eurer Dis- 
kussion war unserer Meinung nach ein Irrtum? Jeder Hinz 
und Kunz könnte dann irgendetwas planen, eine Diskussion 
darüber einleiten und egal wie sie ausgeht, die Sache auch durch- 
ziehen und sich auf die Unterstützung der gesamten Linken be- 
rufen. Oder die Sache mit der Großtechnologie. Klar kann 
mensch keine Tageszeitung machen ohne Computer u.ä. Aber 
wenn das nicht geht, soll mensch eben keine machen oder 
höchstens bis zu dem Zeitpunkt, den wir in unserem Artikel 
"Wie die TAZ platzt’’ auf Seite 7 der Nummer vom Montag 
beschrieben haben. Die vorherige Lektüre eines Artikels über 
den mensch schreibt, sei hiermit wärmstens empfohlen. Zum 
Schluß noch eine persönliche Empfehlung an Uli Denise, der 
noch in der TAZ arbeitet und in unsere Pläne eingeweiht war. 
Du hast uns versprochen, daß du nichts verrätst. Aber du 
mußtest es Frau Soundso verraten. Natürlich hat sie dich jetzt 
verpetzt. Siehst du! 


P.S.: Arbeitsloser TAZ—Layouter sucht neuen Wirkungskreis. 
Erfahrungen im konspirativen Arbeiten vorhanden. Chiffre: 
Freitag der 13. 


In Anbetracht der Lage im ID: Tausche ID-Druckvorlagen gegen geknack- 
ten Safe. Oder: Die andere Zeitung machen immer die anderen, 
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Obskures Objekt unserer Begierde? 


DIE TAZ IST KEIN SELBSTBEDIENUNGSLADEN 


BERLIN 
18. Juli 


Dies ist eine Erklärung, die die taz zum ‚‚Entfüh- 
rungsfall‘“ abgegeben hat. Wir haben sie in der 
Lay-out-Nacht vom Tonband abtippen müssen, 
und das Ding hat seine Tücken. Deshalb fehlen an einigen Stel- 
len Worte oder Sätze, bestimmt sind auch ein paar Übertragungs- 
fehler drin. Der Originaltext soll demnächst in der taz erschei- 
nen. 


Wir werden es wahrscheinlich noch 100mal erklären müssen, ehe 
es jeder glaubt, aber wir tun es hiermit (hoffentlich) zum letzten 
Mal: Die Montagsausgabe der taz mit der Aufschrift „‚Bewegung 
Freitag, 13.’ ist keine taz. Sie hat mit denen, die taz machen, 
nichts zu tun. Sie ist auch nicht Ausdruck geheimer Machtkämp- 
fe und schon gar kein Werbegag. Das, wovon wir schon seit Jah- 
ren träumen, daß es der „Bild’ passiert, ist nun uns passiert und 
konnte wohl auch nur uns passieren. Die gesamten Druckvorla- 
gen wurden geklaut und ausgetauscht und die gesamte gefälsch- 
te Auflage über taz-Vertriebswege auf taz-Kosten verbreitet. Das 
ist wirklich kein Gag, so unglaublich es auch klingen mag. 

Uns ist inzwischen klar, wie das passieren konnte. R. (Ralph, d. 
ID) arbeitet seit Anfang des Jahres bei der taz im Büro und Lay- 
out. Es war oft schwierig, mit ihm zusammenzuarbeiten, zum 
Schluß fast unmöglich, sich mit ihm über sein Verhalten ausein- 
anderzusetzen. Nachdem viele erklärt hatten, sie könnten mit 
ihm nicht mehr zusammenarbeiten, ging er. Vor zwei Wochen 
tauchte er wieder auf. Unsere ständige Arbeitsüberlastung hat 

ihm leicht gemacht. Wir waren froh, als sich mit R. (Ralph, 

e ID) jemand anbot, die halsbrecherischen Transporte der 
Sruckvorlagen zum Flughafen zu übernehmen. Wir ahnten 

uch nichts Böses, als sich R. (Ralph, d. ID) die Setzmaschinen 
a klären ließ. Er hat inzwischen zugegeben, mit einigen seiner 
ei eunde die Druckvorlagen ausgetauscht zu haben. Er hat sich 
in zur Diskussion gestellt. Wir trafen ihn in einer Kneipe, als 
h sich ob des Coups in der „„Scene’’ feiern lassen wollte. Ihm 
de vieles an der taz stinken, mit einigen Leuten habe er ständig 
Krach gehabt. Außerdem sei die Fälschung doch bloß ein GAG. 


Für uns ist es mittlerweile kein Gag mehr. Wir haben in den letz- 
ten Tagen soviel Protestanrufe und Drohungen, das Abo abzu- 
bestellen, bekommen, wie noch nie zuvor. Egal wie fasziniert 
sie auch über die Idee und Ausführung des Coup waren, wir 
können nicht davon abstrahieren, gegen wen sie gerichtet war 
und von wem sie kam. Für uns hat diese Fälschung nichts mehr 
mit solidarischer Kritik zu tun, sondern mit Vernichtung. Die 
Montagsausgabe dokumentiert genau, was für eine Tageszeitung 
wir nicht wollen. 


Sie ist keine Tageszeitung, sondern ein assoziatives Kritikpapier, 
deren Verfasser anscheinend die Diskussion des letzten drei- 
viertel Jahres im und um die taz nicht mitgekriegt haben. Wir 
haben uns entschlossen, die tageszeitung mit all ihren Implika- 
tionen zu machen. Die Entwicklung der taz bestätigt uns teil- 
weise auch darin. Die taz ist oft schlecht, viele Kritikpunkte 
wissen wir selber, andere kriegen wir durch Diskussionen von 
außen mit. Diese Kritik wollen wir. Aber es fällt uns schwer, 
mit Leuten zu diskutieren, die die taz am liebsten abschaffen 
möchten, die auf eine Kritik an der Großtechnologie in der taz 
abzielen, diese aber mit der Großtechnologie der taz verbreiten. 
Doch auch wenn die Kritik nicht schon so alt gewesen wäre, 
wenn sie ernster zu nehmen gewesen wäre oder sich die gefälsch- 
te taz für bestimmte Ziele dieser Teile stark gemacht hätte, hal- 
ten wir eirie solche Aktion für gefährlich und werden uns dage- 
gen wehren. 

Die taz wird niemals eine politische Funktion gewinnen, wenn 
sich jeder — dazu reicht ja schon einer, wie wir gesehen haben — 
die taz nehmen kann, um seinen Frust loszuwerden oder sie für 
seine Zwecke zu funktionalisieren. Die taz ist das Produkt ein- 
einhalbjähriger Diskussion innerhalb der Linken und unter uns, 
die wir die Zeitung machen. Die taz als politisches Produkt, die 
Abogelder, das Vertriebssystem, die Technik sind kein Selbstbe- 
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dienungsladen. Sicher, keiner hat uns, die Macher/innen der taz 
ernannt. Aber das heißt nicht, daß jeder jeden Tag die taz ma- 
chen kann, die ihm gefällt. Die 20.000 Leute, die die taz täglich 
abonniert haben oder kaufen, kaufen eine Zeitung, die sich in 
den letzten Monaten unter großen Schwierigkeiten entwickelt 
hat. ... Sie kaufen nicht zufällig die taz und wollen nicht einen 
Tag die ‚„‚Neue’’, am anderen Tag ein „Bug Info’, den ‚„‚Arbeiter- 
kampf‘ oder den „Pflasterstrand‘, bei allen Sympathien... 


Wir, die wir die Zeitung machen, wollen nicht jeden Tag gespannt 
warten, wofür wir nun schon wieder vergebens gearbeitet haben. 
R. (Ralph, d. ID) und seine Freunde haben gewußt, daß wir 
kaum Zeit und Kraft haben, wichtige konzeptionelle Fragen zu 
diskutieren, weil wir oft unter Druck von außen reagieren müs- 
sen. Sie haben gewußt, wie schwer es uns oft fällt, die für das 
Projekt unerläßliche Offenheit zu wahren uns sich nicht als klei- 
nere überschaubare Gruppe nach außen hin zuzumachen. Sie 
haben gewußt, daß die Aboverlängerung gerade jetzt anstehen 
und die taz im Sommer auf der Kippe steht. Sie haben gewußt, 


daß wir (die blöden Linken) ihnen nicht die Polizei ins Haus 
schicken werden. 


Der Versuch, dieses Organ zu zerstören, so wie er in der Ten- 
denz dieser Aktion liegt, ist für uns allerdings ein Akt politi- 
scher Unverantwortlichkeit. Die Entführer haben es vorgezogen, 
aus der Anonymität heraus eine dufte Aktion zu machen. Sie 
haben die repressive Form der Kritik vorgezogen, den vermeint- 
lichen Gegner seiner Ausdrucksmöglichkeiten beraubt, den die 
nur zerstören will, statt durch Kritik seine Entwicklung zu er- 
möglichen. Leider haben wir nun allen Anlaß zu (selbst)kriti- 
schen Auseinandersetzungen. Daß nach 3-monatigem Erschei- 
nen der taz immer noch eine Verwechslung dieser Art möglich 
ist, stellt an uns die Frage, ob es nicht auch zum Teil unsere 
Unverantwortlichkeit im Umgang mit dem Inhalt der Zeitung 
und dem Umgang untereinander und den Mitarbeitern der taz 
ist, die solch eine Verwechslung erst möglich gemacht haben. 
Auch nach unserer Richtigstellung in der taz vom Dienstag wird 
in Stellungnahmen von taz-Lesern deutlich, daß uns einige im 
Grunde doch zutrauen, die Fälschung sei unser Produkt. Offen- 
bar gibt es da eine stille Übereinstimmung zwischen diesen Spon- 
tis und der undogmatischen taz. Die Urheberschaft dieser Ent- 
führungsaktion hat ihre Grundlage. Mit Assoziationen ala Post- 
zugüberfall im Kopf haben auch einige von uns erst mal darüber 
gelacht. Es war das Lachen über die gewitzte, militante, unge- 
setzliche Form der Aktion, einer Form, die schließlich unsere 
eigene ist. Praktiziert bei Unibesetzungen, Springerblockade... 
Allerdings, und damit verging uns sehr schnell das Lachen. Der 
Adressat ist es, der hier den Ton der Musik ausmacht. Diese hilf- 
losen Linken vereinfachen sich in ihrer politischen Ohnmacht und 
und wenden die Waffen der Linken gegen einen Teil der Linken. 
Ihre Form des Spontaneismus, der bewußt zwar einen Teil der 
taz ausmacht und ausmachen kann, öffnet so angewandt, der in- 
neren ... der Linken Tor und Tür, indem sie sich gegen einen 
Teil der Zeitung der Linken richtet, sie auf die andere Seite der 
Barrikade schickt und letztlich zum Abschuß freigibt. Diese Ge- 
nossen drücken mit ihrer Aktion einen Machtanspruch aus, der in 
in der Linken Tradition hat. Sie haben die himmlische Gewiss- 
heit, daß diese tageszeitung überflüssig oder gar schädlich ist. 
„Also haben wir das Recht, sie aus der Welt zu schaffen.“ Die 
taz versteht sich als Teil der Linken, als ein Teil , der die Ghetto- 
bildung der scheinbar avantgardistischen Linken... 
als ein Versuch dieses Ghetto zu durchbrechen. Wir mußten die 
Erfahrung machen, daß wir uns seit diesem Versuch tageszeitung 
mit Problemen durch den weitreichenden Einsatz von Techno- 
logie, dem Zentralismus des Projekts bei der mangelnden Trans- 
parenz seiner oft ‚seriösen‘ Sprache etc. auseinandersetzen müs: 
sen und durch diese Probleme im gewissen Maß gebunden sind. 
Und wir akzeptieren dies als einen Prozeß, der Alternativen erst 
realisieren muß. Wir akzeptieren auch, daß dieser Versuch ein 
tägliches Nachrichtenorgan der Linken, ein kurzfristig nutzba- 
res Kommunikationsmedium noch zu schaffen, von Teilen der 
Linken kritisiert bzw. abgelehnt wird. 
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EINIGE ANMERKUNGEN UND LITERATURHINWEISE 


Seite 6: Vom 2.5. - 7.5. 1973 unternahm ein kleiner Kreis der 
Initiativgruppe SPA eine Rundreise durch die BRD, das Er- 
gebnis und die weitere Planung wurden in dem bundesweit 
verschickten Brief vom 20.6. 1973 zusammengefaßt. 


Seite 8: Der Aufbau von SP/A/ID wurde durch die schon be- 
stehenden sozialistischen Presseagenturen in England »Pe- 
ople News Service« (PNS), Frankreich »Agence des Presse 
Liberation (APL) und USA »Liberation News Service« (LNS) 
beeinflußt. 


Seite 9: Die erste (Probe-)Nummer des ID erschien unter dem 
Namen »Sozialistische Nachrichtenagentur«, ab Oktober er- 
schien der ID wöchentlich unter dem endgültigen Namen »In- 
formationsdienst zur Verbreitung unterbliebener Nachrich- 
ten«. 

Zum ID gibt es ein ausführliches Kapitel in dem Buch Alter- 
native Öffentlichkeit — Die Erfahrungsproduktion neuer so- 
zialer Bewegungen von Karl-Heinz Stamm, Campus Verlag - 
Frankfurt 1988 


Seite 10: Ab 1974 wurde der ID alljährlich im Verfassungs- 
schutzbericht Bereich T (Terrorismus/Sympathisanten) auf- 
geführt. 


Seite 15: Nach mehreren Selbstverständnisdiskussionen be- 
gann im Sommer 1977 eine intensive Auseinandersetzung 
zur Konzeption des Projekts, die in immer kürzeren Abstän- 
den bis zum Schluß in ihrer Heftigkeit zunahm. (Diese Kontro- 
verse hätte alleine für eine Dokumentation genug Stoff gebo- 
ten.) 


Seite 20: Der tägliche ID wurde zur ersten Sitzungsperiode 
des Internationalen Russell-Tribunals vom 25.3. - 4.4.78 in 
Frankfurt-Harheim herausgebracht. 

Literatur: 3. Internationales Russell-Tribunal Zur Situation 
der Menschenrechte in der Bundesrepublik Deutschland 
Band 1—- Dokumente, Verhandlungen, Ergebnisse 

Band 2 - Das Schlußgutachten der Jury zu den Berufsverbo- 
ten 

Herausgegeben vom Deutschen Beirat und dem Sekretariat 
Rotbuch Verlag Berlin 1978 

— Berichte 1, Internationales Russell Tribunal, herausgege- 
ben vom Sekretariat des Tribunals, Kirchkern - Berlin 1977 


Seite 26: Bücherklau bei den Genossen war der erste Artikel 
in der ersten Probenummer vom 29.7.73. 

Bayer war stärker als »Aspirin«, der Name des Freiburger 
Buchladens wurde kurz darauf in »Politische Buchhandlung 
Jos Fritz« umbenannt und bietet immer noch Literatur in der 
Wilhelmstr. 15 an. 


Seite 27: Über »Jürgen Schleichers Buchladen« und »Bü- 
cherklau« berichtete auch schon die erste antiautoritäre Zei- 
tung linkeck (1967/68), deren vollständiger Reprint beim Ka- 
rin Kramer Verlag - Berlin, lieferbar ist. 

Seite 28: Eine ausführliche Chronik zur Entwicklung des Wa- 
genbach Verlages findet sich in Fintentisch, Verlag Klaus 
Wagenbach - Berlin 1984 

Seite 30/31: Peter Schult starb nach jahrelanger Jagd und In- 
ternierung durch die bayrische Justiz am 26.4. 1984 in einer 
Münchener Klinik. Sein Buch Besuche in Sackgassen ist 
jetzt beim Verlag Bruno Gmünder erhältlich. 

Seite 32: Mitte der 70er Jahre hat es kurzfristig eine VLB-ei- 
gene Zeitung namens Sysiphos gegeben, regelmäßig wur- 


= 118 


den auch VLB-Mitteilungsblätter verschickt. 

Zu den branchenspezifischen Ausdrücken: Bruttotausch- 
Läden = Läden tauschen untereinander Bücher im Verkaufs- 
wert; Remissionsquote = Anteil der unverkäuflichen und zu- 
rückgeschickten Bücher; Partieexemplare = z.B. Buchladen 
hat 10 Ex. eines Buches bestellt und bezahlt, ein 11. Buch 
wird umsonst geliefert. 

Zu fantasia-druck mehr auf Seite 87 


Seite 34: Neben 2001 gibt es heute noch andere vergleich- 
bare Versandläden. Besonders unangenehm für den Buch- 
handel hat sich in den letzten Jahren der Wohltat’sche Ver- 
sand, bekannt durch die aggressive Werbung und auch in 
der Szene beliebten Polit/Porno-Mischung, in den Vorder- 
grund geschoben. 2001 verlegt immerhin noch einige Bü- 
cher, Wohltat dagegen lebt nur vom Ramsch, d.h. von den 
Fehlkalkulationen der Auflagenhöhe vieler linker Verlage. 


Seite 35: Der Nachfolgeverlag Libertäre Assoziation über- 
nahm von Assoziation die anarchistischen Titel (z.B. Volin), 
Edition Nautilus die Publikationen situationistischer Prägung 
(u.a. Debord, Vaneigem), der Verlag Impuls das Periodikum 
»Neues Lotes Folum« und Prolit-Buchvertrieb einige Titel zur 
Arbeiterbewegung. 


Seite 36 - 39: Die bisher letzte Gegenbuchmesse fand 1984 
in Frankfurt statt. Noch regelmäßig alle 2 Jahre wird die 
»Mainzer Minipressen Messe« veranstaltet (1989 vom 4. - 
7.5.), ansonsten sind die meisten der alternativen’ Verlage 
auch auf der »Frankfurter Buchmesse« zu finden. 

Sehr gut beschreibt Thomas Daun in Die zweite Kultur, 
New-Lit Verlag - Mainz 1982, die Geschichte der Alternativli- 
teratur in der Bundesrepublik. Lesenswert ist auch die 
Sammlung Die Alternativpresse, hrsg. von Emig, Engel, 
Schubert, Verlag Günther Emig - Ellwangen 1980. Die Disser- 
tation von Helmut Volpers Alternative Kleinverlage in der 
Bundesrepublik, edition perspektiven - Göttingen 1986, 
bietet ebenfalls eine Vielzahl von Daten und Fakten zum 
Thema. 


Seite 39: Noch immer finden Treffen von Alternativzeitungen 
statt. Das ID-Archiv plant für 1989 ein nächstes größeres Al- 
ternativpressetreffen in Amsterdam, das im Rahmen von 
»Europa gegen den Strom — Messe der Informationsträger« 
laufen soll. Die neueste Veröffentlichung zum Thema ist das 
schon erwähnte Buch von Karl-Heinz Stamm Alternative 
Öffentlichkeit. Unter dem gleichen Titel ist bereits 1980 von 
Hadayatullah Hübsch beim Fischer Verlag ein Buch erschie- 
nen. Brauchbar ist auch Kurt Weichler, Gegendruck — Lust 
und Frust der Alternativpresse, Rowohlt - Reinbek 1983. 
Weitere Beiträge zur Geschichte und Gegenwart der Alterna- 
tivzeitungen finden sich in dem vom ID herausgegebenen 
Verzeichnis der Alternativ Presse, Basis Verlag - Berlin 
1986 und in dem Ende 1988 in der Edition ID-Archiv im IISG 
erscheinenden Verzeichnis der Alternativmedien. Regel- 
mäßig seit 1970 berichtet und diskutiert die »Literaturszere« 
in der Zeitschrift Ulcus Molle Info, herausgegeben vom Lite- 
rarischen Informationszentrum Bottrop. 


Seite 40: Die Materialien gegen die Fabrikgesellschaft wur- 
den mit der Nummer 14- Faschismus im Oktober 1979 ein- 
gestellt. Das letzte Heft von Autonomie — Neue Folge hieß 
Klassengeschichte — Soziale Revolution? und erschien 
1985. Die Nummer 10 und 14 der »Neuen Folge« sind auf- 
grund aktueller Diskussionen und Nachfrage von den Buch- 
läden »Kleine Freiheit/Gießen«, »Schwarze Risse/Berlin« und 
»Rote Straße/Göttingen« gemeinsam wieder aufgelegt. 

Seite 41: Der Nachfolgevertrieb von Maulwurf war »Regen- 


bogen Buchvertrieb« und hat aus ähnlichen Gründen 1986 
die Pforten geschlossen. 


Einige Anmerkungen und Literaturhinweise 


Seite 46: Das ETA Buch hieß Operation Menschenfresser — 
wie und warum wir Carrero Blanco hingerichtet haben« und 
wurde in der BRD von den Verlagen Kramer und Trikont ver- 
legt. Eine Neuauflage ist seit 1987 beim Berliner Phantom 
Verlag erhältlich. 


Seite 45 - 47: Eine Literaturauswahl zum Thema Zensur vom 
ersten 88a-Prozeß bis zu den Repressionsparagraphen & 
1293/130a der Gegenwart: 

—- 88a in Aktion oder: wie man bücher verbrennt ohne sich 
die finger schmutzig zu machen, VLB Gemeinschaftsaus- 
gabe 1976 (incl. Dokumentation Revolutionärer Zorn 2) 

— J. Mende (Hrsg.) Zum Gemeinschaftsfrieden, Focus Ver- 
lag - Gießen 1977 

—- Das Diskussionsverbot - Eine Geschichte der Zensur auf- 
geschrieben und vorgestellt anläßlich der ersten 88a-Pro- 
zesse - Bochum 1978 

— Klaus Briegleb, Literatur und Fahndung, Hanser Verlag - 
München 1980 

3. Internationales Russell-Tribunal zur Situation der 
Menschenrechte in der BRD, Band 3 - Zensur, Rotbuch 
Verlag - Berlin 1979 . 

— Enno Brand, Staatsgewalt — Politische Unterdrückung 
und Innere Sicherheit in der Bundesrepublik (Verschiedene 
Kapitel zum Thema), Verlag Die Werkstatt - Göttingen 1988 
Regelmäßig mit der Zensurproblematik beschäftigen sich die 
Zeitungen: Aktion, Arbeiterkampf, Atom ,‚ Cilip, De Kni- 
spelkraant, Geheim, Konkret, Listen, Radi Aktiv, Krimina- 
lisierungsrundbrief, Radikal, Sabot, Unzertrennlich, 
Schwarzer Faden, Taz u.a. 


Seite 49: Das erste 88a-Verfahren gegen Thomas Kram vom 
Politischen Buchladen Bochum endete mit Freispruch, die 
Revision der Staatsanwaltschaft wurde abgelehnt. 


Seite 51: Das Buch hieß nicht »Kampf der Vernichtungshaft«, 
sondern Der Kampf gegen die Vernichtungshaft, hrsg. von 
den Komitees gegen Folter an politischen Gefangenen, 1975 


Seite 52: Der zu 2 Jahren verurteilte Gerd Schnepel wurde ein 
Jahr später in der Revisionsverhandlung freigesprochen. 


Seite 54: Zu Buback Nachruf siehe auch S. 94 ff 


Seite 59: Ende der 60er Jahre begannen politische Gruppen 
die für sie wichtigen, aber im bürgerlichen Buchhandel nicht 
erhältlichen Arbeiten von Korsch, Lukäcs, Reich, Bakunin 
u.a. nachzudrucken. Meist war das Copyright unklar, oft in- 
teresserte die Herausgeber dieses bürgerliche Recht auch 
nicht. Aus diesen Zusammenhängen entstand z.T. die linke 
Buchhandelsstruktur. Bald merkten jedoch bürgerliche Ver- 
lage, daß sich mit linken Inhalten Geld verdienen läßt. Sie be- 
sorgten sich auf teils obskuren Wegen die Rechte für diese 
Bücher oder gruben »vergessene Autoren«, deren Veröffent- 
lichungen sie bisher marktuninteressant fanden, wieder aus 
der Verlagsgeschichte aus. Die hier dokumentierte Polizeiak- 
tion aus dem Jahre 1976, 6 Wochen nach Inkrafttreten der 
Gesetze 88a, 130a ..., war einmal mehr eine konzertierte Ak- 
tion von einigen bürgerlichen Verlagen und dem Staats- 
schutz. Tage nach der Durchsuchung wurde bei Prolit eine 
»Wanze« entdeckt. Daraufhin stellten sie Strafanzeige gegen 
den Börsenverein sowie eine von diesen mit Ermittlungen ge- 
gen Raubdruckverdächtige beauftragte Detektei. | 
Götz von Olenhusen, Handbuch der Raubdrucke, Teil 1: 
Kritik des geistigen Eigentums 

Teil 2: Theorie und Klassenkampf — Sozialistische Drucke 
und proletarische Reprints - München 1973 

Ein nettes Lesebuch mit Texten zum Thema Raubdrucke ist 
unter dem Titel Abenteuer des Lesens — Jahr100 Buch der 
Raubdrucke, Verlag zur Unterdrückung der Wirklichkeit - Bü- 
xenstein 1986, erschienen. 


Seite 60: Die ökonomische Bedrohung durch Repression ist 
für die politischen Buchläden nach wie vor akut. Im August 
'88 gründeten Hamburger Buchläden deshalb erneut einen 
Solidaritätsfond, ein weiterer Ansatz ist der für die Buch- 
messe 1988 gebildete »Verbund Gegenöffentichkeit«. 


Seite’62: Die angekündigte Herausgabe von RAF-Texten in 
einer Gemeinschaftsausgabe von Verlagen, Buchläden, Per- 
sönlichkeiten wurde nicht realisiert. Schließlich erschien das 
Buch Texte der RAF beim Verlag Bo Cavefors, Schwedenim 
Oktober 1977. Das verbotene RAF-Buch war Rotbuch 29: 
Kollektiv RAF,Über den bewaffneten Widerstand in West- 
Europa. Der gleiche Text ist, mit einigen Kommentierungen 
von Pohrt, K.H. Roth, Hartung u.a. bei der Edition Tiamatun- 
ter dem Titel Die alte Straßenverkehrsordnung lieferbar. 
Seite 63: Weitere Texte zum Thema Gefangenenbewegun- 
gen finden sich in Autonomie — Neue Folge Nr. 2 Die neuen 
Gefängnisse. 


Seite 65: Die Gefangenenzeitschrift Durchblick ist nach eini- 
gen Redaktionswechseln im Juli ’88 wieder herausgekom- 
men (c/o Buchladen, Gneisenaustr. 2A, 1000 Berlin 61). 


Seite 68 - 74: Bommi Baumanns Buch Wie alles anfing ist 
jetzt beim Verlag Trikont - Duisburg erhältlich. Der alte Tri- 
kont-Verlag meldete nach Umbenennung in dianus-trikont 
und seinen sphärischen Reisen durch Magie, Mystik und 
Mega-Politik 1987 Konkurs an. Zu dem sich 2 Jahre hinzie- 
henden Bommi-Baumann-Prozeß gibt es 2 Dokumentatio- 
nen: Dokumentation über die Beschlagnahme vonLitera- 
tur - Diskussionen über das Buch »Wie alles anfing«, hrsg. 
von der Buch Guerilla 1977, und Ein Buch wird verboten - 
Bommi Baumann Dokumentation, hrsg. von Jürgen Arnold 
und Peter Schult, Trikont - München 1979. 


Seite 75 - 79: Das Münchener Blatt erschien vom 6.7.73 bis 
14.6.84 mit 274 Nummern. 1976 hat das Blattein Extra Blatt 


zu Gewaltparagraphen, Zensur und Gegenöffentlichkeither- 
ausgegeben. 


Seite 80 - 86: »Im Info-Bug steht das drin, was die Leute 
schreiben, die es lesen« (Impressum). Im April 1977,nach der 
Ermordung des Generalbundesanwalts Buback, führte die 
Springer Presse eine massive Kampagne gegen das »Info- 
Bug«. So hieß es z.B. in der Welt: »Anarchistenzeitung ruft 
zum Mord auf« - »in Berlin kann man für 50 Pfennig eine Wo- 
chenzeitung kaufen, die zum politischen Mord aufruft...« 
Das Bug-Info als Nachfolgeprojekt hatte keine feste Redak- 
tion, war also noch weniger »faßbar«, ab Nr. 1004 wurde über 
jede Nummer ein Beschlagnahmebeschluß verfügt. Septem- 
ber '78 wurden mehrere Leute festgenommen und erhielten 
Verfahren... 

Literatur: 

- Info für die inhaftierten Agit Drucker, Berlin 1977 

— Komitee zur Befreiung der Agit-Drucker (Hg.), Prozeß ge- 
gen 4 Drucker - Freiheit für die Agit Drucker - Berlin 1978 

— Agit-Drucker (Hg.), Das Urteil vom Agit-Druck Prozeß, 
Berlin 1980 

— Dokumentation zum Info-Bug, Berlin 1978 


Seite 87 - 90: Ende Juni 1981 entzogen sich drei Mitglieder 
des fantasia-Druckkollektivs der Verhaftung, nachdem ihre 
Revision gegen 2 Jahre Knast abgelehnt worden war. In ei- 
nem Schreiben, das in der Nr. 8/9-81 des Stuttgarter Blättle 
veröffentlicht wurde, erklären sie ihr Abtauchen: »um unser 
verschwinden kurz zu erkären: diese woche haben wir dem ! 
staatsschutz die möglichkeit genommen, uns zuhause abzu- 
holen. den zeitpunkt mußten wir wählen, weil seit montag 
22.6. die revision bearbeitet und damit die haftbefehle gegen 
uns 3 jederzeit wieder in vollzug gesetzt werden können. 
offen können wir jetzt nicht mehr in erscheinung treten, doch 
werden wir versuchen, alle möglichkeiten zu nutzen, die uns 
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unter diesen bedingungen zur verfügung stehen, um densel- 
ben politischen kampf fortzusetzen, um weiter ein teil des »le- 
galen« widerstands zu sein. 

Herbert Schlage, Doris Braune, Barbara Mayer-Schlage« 
Seit 7 Jahren sind Herbert Schlage und Barbara Mayer- 
Schlage als RAF-Mitglieder in der Fahndung und dienen im 
September ’88 der Bundesanwaltschaft als Legitimation für 


bundesweite Maßnahmen gegen IWF/Weltbank-Kongreß 
Gegnerlnnen. 


Seite 91 - 94: Literatur zu ’77, RAF und Stammheim: 

— Botzat, Kiderlen, Wolff (Hrsg.), Ein deutscher Herbst, Ver- 
lag Neue Kritik - Frankfurt 1978 

— Autonomie Nr. 10 (Terror) — 1/1978 

—- Herbert Nagel, Carlos Supermaus — Zur RAF und Staats- 
gewalt, Nautilus/Nemo Press, Hamburg 1987 

— Bundesrepublik Deutschland — Rote Armee Fraktion, 
Ausgewählte Dokumente der Zeitgeschichte, GNN Verlag - 
Köln 1987 

— Karlheinz Weidenhammer (Hrsg.), Selbstmord oder 
Mord?, Neuer Malik Verlag - Kiel 1988 

— Pieter Bakker Schut (Hrsg.) Das Info — Briefe von Gefange- 
nen aus der RAF aus der Diskussion, Neuer Malik Verlag - 
Kiel 1987 

— Pieter Bakker Schut, Stammheim - Der Prozeß gegen die 
Rote Armee Fraktion, Neuer Malik Verlag - Kiel 1986 

- Linke Liste Frankfurt (Hrsg.) Die Mythen knacken - Mate- 
rialien wider ein Tabu, Selbstverlag - Frankfurt 1987 

Weitere Bücher und Broschüren in den Bibliographien: 
Projekt Beiträge zur Geschichte der Stadtguerilla in der 
BRD und Westberlin — Literaturliste zum Thema, Berlin 1987 
— Informationsdienst/ID (Hrsg.), Das Schwarze Loch - Eine 


Bücherliste zum bewaffneten Kampf in der BRD, Frankfurt 
1987 


Seite 95: Die 14 in Berlin Angeklagten wurden schon nach 3 
Prozeßtagen freigesprochen. Die Verteidigungsreden im 
Berliner Mescalero-Prozeß sind enthalten in »... da ist nur 
freizusprechen«, herausgegeben von Johannes Agnoli und 
dreizehn anderen, Rowohlt - Reinbek 1979 (incl. Dokumenta- 
tion: Buback — Ein Nachruf) 


Seite 96 - 98: Zu dem Prozeß ist die Dokumentation Der Ol- 
denburger Buback Prozeß, hrsg. von Blanke, Brückner u.a. 
(incl. Buback Nachruf), Kirchkern Verlag - Berlin 1979 er- 
schienen. 

Am 14.10.78 wurde Professor Peter Brückner u.a. wg. Nicht- 
unterzeichnung einer Treueerklärung, die Kultusminister Pe- 
stel die niedersächsischen Mitherausgeber des Buback- 
Nachrufs zu unterschreiben genötigt hatte, von seinem Ar- 
beitsplatz (TU Hannover) suspendiert. 

— Peter Brückner/ A. Oestmann, Über die Pflicht des Ge- 
lehrten auch als Bürger tätig zu sein —- Zum Disziplinarver- 
fahren des niedersächsischen Ministers für Wissenschaft 


und Kultur gegen Peter Brückner, Internationalismus Verlag - 
Hannover o.J. 


Weitere Titel zum Thema: 

— Peter Brückner, Die Mescalero Affäre, Internationalismus 
Verlag - Hannover o.J. 

— Das Politische Buch (Hrsg.), Wer sich nicht wehrt lebt ver- 
kehrt — Dokumentation der Auseinandersetzungen um die 
Dokumentation: Buback — Ein Nachruf, Berlin 0.J. 

— Altvater u.a., Nicht heimlich und nicht kühl — Entgegnun- 
gen an Dienst- und andere Herren, Verlag Ästhetik & Kom- 
munikation - Berlin 1977 


Seite 98: Zur Auseinandersetzung mit der Politik von den Re- 
volutionären Zellen ist das Buch RZ - Der Weg zum Erfolg, 
Selbstverlag o.J., erschienen. 


—— TAU 


Seite 99: Knödler-Bunte u.a., Normalzustände — Politische 


Kultur in Deutschland, Verlag Ästhetik & Kommunikation - 
Berlin 1978 


Seite 103: Die Auseinandersetzungen um die Zensurmaß- 
nahmen in der Amerika-Gedenkbibliothek gingen weiter und 
führten sogar zu einigen Anfragen im Abgeordnetenhaus. 
Norbert Cobabus, Zensur - Kritiker und Zensoren im Biblio- 
theksbereich, AGAV-Verlag - Stuttgart 1979 

Aus den meisten Unibibliotheken sind die RAF-Texte zwar 


heute verschwunden, über die Fernleihe jedoch meist noch 
zu beziehen. 


Seite 104 - 117: Zur Gründungsperiode der taz gibt es zwei 
Broschüren: Projekt Tageszeitung, Hrsg. Initiativgruppe für 
eine Tageszeitung - 1978 

Dieses obskure Objekt uns’rer Begierde, Die Tageszei- 
tung — Diskussionspapiere und Leserbriefe April 1978 - Ja- 


nuar 1979 mit Resonanzen zu den vorangegangenen NulIl- 
Nummern. 


In dieser Zeit erschien ebenfalls die Autonomie Nr. 11 mit 
2, WEIDEDENNENTE Medien, Trikont Verlag - München 
Das im Herbst 1988 im Konkret Literaturverlag erscheinende 
Buch tazsachen von Oliver Tolmein und Detlef zum Winkel 
beschäftigt sich aktuell mit Geschichte und momentanem 
Stand der taz. 
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SCHWARZER FADEN 


Vierteljahresschrift für Lust und Freiheit 


Der Schwarze Faden will durch Diskus- 
sion und Information die Theorie und Pra- 
xis der anarchistischen Bewegung för- 
dern und verbreiten. Er tritt für die Bele- 
bung eines libertären Gegenmilieus 
(Libertäre Zentren, Foren, Föderationen, 
Kulturinitiativen etc.) ein und versucht 
Geschichte und Kultur von unten leben- 
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atom Nr. 22 
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TEEN 


im Gemeinschaftsprojekt 
der Buchläden: 
Kleine Freiheit, Gießen 
Rote Straße, Göttingen 


Schwarze Risse, Berlin 
sind erschienen/erscheinen: 


Autonomie 14 

- Massenarmut und Existenzrecht 

- Frauenarbeit und kapitalistische 
Reproduktion 

- Klassenreproduktion und 
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dig zu halten. Kapitalverhältnis 


- Völkermord gegen soziale 
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(Auszugsweiser) Inhalt von Nr.28 

% Der Fall Kedichem - Politik 
und Panik holländische Autonome 
zu einer Antifa-Aktion 

%* Nationalrevolutionäre 
gescheitert? von Jorge Garcia 

%* Beitrag zum Selbstverständ- 
nis (unserem?) von Winfried Reebs 
% Utopie der Ökonomie von 


Luciano Lanza 


SIR DS UT UT UN TUN 


Aus dem Inhalt 


%* IWF: Vorbereitungen ge- 
gen den Gipfel in Berlin 


% AKW-Geschichten aus 
aller Welt 


% Staatsgewalt in Wackers- 
dorf und anderswo 


% Die SPD und der Ausstieg 
in Schleswig-Holstein 


%* Atommüllkonferenz 


Außerdem wie immer Stand- 
ortberichte, Neues aus dem 
Wendland, Atommülltrans- 
porte, Kriminalisierung. 


atom erscheint jeden zwei- 
ten Monat. Preis: DM 4,— 
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Revolution 

- das US-imperialistische System 
von Bretton Woods 

287 Seiten, DM 14.- 


Autonomie 10 

- Neuzusammensetzung der 
Unterklassen in den Drei 
Kontinenten 

- Die Krise der 70er Jahre 

- Ölkrise, Inflation, Regie d. Multis 

- Reproduktion der Armut 

60 Seiten, DM 7,- 


Materialien für einen 
neuen Anti-Imperialismus 1 
- Mittelamerika-Nord-Mexiko-USA 
- Migration / kriegsförmige Mobi- 
lisierung / Vertreibung / Low 
Intensity Warfare / transnation. 
Klassenauseinandersetzungen 
- Ökonomie des Widerstands 
84 Seiten, DM 9,— 


Materialien für einen 

neuen Anti-Imperialism. 2 

- Brasilien 

- Migration / Hunger / Bevölke- 
rungspolitik / Vernichtung 

- die „neuen“ Klassenkämpfe in 
Brasilien / Streiks / Plünde- 
rungen / Landbesetzung 


IRA 


Abo (5 Ausgaben): 25 DM 


copycats / Blockierung des 


% Geschichte der Wobblies Il von Entwicklungsmodells 


Bestellungen an: 
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Sarg AUDSIG G , 116 Seiten, DM 12,- 

% A-Presse: Die Befreiung von 7, atom, Postfach 1945, 7 

Holger Jenrich 9, 3400 Göttingen, 2 Leben als Sabotage 

%* Medienkritik von Jörg Auberg 7, oder 7 D. Hartmann | 
Filmkritik von Herby Sachs 7 c/o Günter Garbers, Posener 7 Zur Krise der technologischen 

le ' . 4 Str. 22,2121 R enstedt G Gewalt, mit aktuellem Vorwort 
Capek - Graphikengegenden | 7 26, eppenste G 

en 7, 7 120 Seiten, DM 10,- 


Faschismus von Ulrich Grochtmann 
%* Fortsetzung der Diskussionen 
um Amnestie und Arbeit u.v.a. 


Einzelnummer: 6.-DM 


SF-Abonnement: 20.-DM 
Sondernummer ARBEIT: 5.-DM 


Sondernummer FEMINISMUS: 


6.-DM 
Sonderdruck: SF 0-12: 10.-DM 


Redaktion Schwarzer Faden 
Postfach 1159 
7043 Grafenau-1 


Die Autonomie 10 und 14 sowie die Ma- 
teriallen zu Migrationsbewegungen -— 
transnationale Klassenauseinanderset- 
zungen sind unabdingbare Lektüre für 
die Diskussion um einen neuen Interna- 
tionalismus (IWF-Kampagne!!) 


Bestellungen an: 

Buchladen Schwarze Risse 
Gneisenaustr. 2, Tel. 6928779 
Gruppen u. Einzelbestellungen 
bitte Vorauszahlung: 
Postgirokonto 2908 91 - 103 
M. Junk Verlag 
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der informationsdienst ist ein unabhängiges bulletin zur verbreitung von nachrichten 
über konflikte, sauereien der herrschenden, aktivitäten an der basis und kämpfe in | 
F: der dritten welt. der informationsdienst will die manipulation und das monopol der mm 
7 In bürgerlichen presse durchbrechen. 
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